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Vorwort 



IIoIm i- (1(11 boBonderen Zwock dieses Ergänzungshefts äussern 
sich dio Vorbem©rkung(Mi in §. 1 näher. 

Es lag mir auch für die Foiisetzung dieses Werks« namentlich 
für die geplante systematische speeielle Stouerlehre" (Band IV 
der Finanzwissenschaft), daran, der eingehenden kritischen Dar- 
stellung der britischen und französischen Besteuerung im dritten 
Bande durch die FortfiQhrung dieser Darstellung bis zur Gegen- 
wart (Anfang 1896) den Character eines Fundaments für den 
Aufbau der speciellen Steuerlehre zu erhalten. Wichtige schon ge- 
lungene Beformen in England (Erbschaftssteuer, TJeberlassung Ton 
Staatssteuem an die Localverwaltung), umfassende, freilich immer 
noch nicht gelungene Beformpläne in Frankreich (directe Steuern, 
ErbschafI»-, Getränkebesteuerung), Umgestaltung der Handelspolitik 
und des Zolltarifs in Frankreich fallen gerade in die letzten 
Jahre, seit dem Abschluss der betreffenden Abschnitte in Band III 
(18Sß 80). Ihre Darstellung, neben FortfflhrunGT und Ergänzung 
des legislativen und stiiiistischen Materials, bildet das Neue, welches 
in diesem Ers^änzungshofb zu Band III hinzukoiiimt. Der grosse 
neueste fran/.üsische Steuerreform plan des „social istischen" (!) 
Ministeriums Bourgeois -Doumer für den Kiai mhi 1S07, vom 
Fiiumznnnister Doumer der Depntirteii1\aiiiuit'r am 1. Februar ISOl» 
vorgelegt, ist mir ers't zimekommen, als dieses Hell lertig und 
grösstentlieils liereits gedruckt war. Bei seiner eiiisehueideiulen 
Bedeutung habe ich ihn aber am Sebluss diesses Heft» nachtmgs- 
weise (§. 27, S. 144) nocii dargestellt und kritisiit. 

Im Uebrigen giebt dieses Heft eine knappere Uebersicht der 
Steuerentwicklung in ürossl)ritannien und Krankreich im 1!). Jahr- 
hundert, eine Zusammenfassung der ausführlichen Darstellung im 
Band III, olmo welche die Darstellung (b'r nein>sten Kei'ormen 
imd Keformpläne in diesem Heit nicht recht verstau dlieli g<»wesen 
wäre. Teil glaube damit auch an mich aus Leser- und Fachkreisen 
herangetretenen Wünschen zu entsprechen. 

Berlin, März I-SIKJ. 

Adolph Wagnor. 
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Ergänzungen 
zu Band IQ der f'mauzwlssenscliaft. 

Vorbemerkii Ilgen. 

§. 1. Im dritten Bande der Finanzwissenschaft war der Ver- 
sach unternommen worden, in historisch -statistisch -kritischer Dar- 
stellung der Besteuerung einzelner wichtigerer Länder die Grundlage 
für eine „specielle Steuerlehre'', als eines Theils einer aUgemeinea 
Finanzwissenschaft, nach inductivem Verfahren zu gewinnen. Da- 
durch sollte zugleich die „Theorie der Besteuerung" oder die 
allgemeine Steuerlehre" des zweiten Bandes ihre Ergänzung und 
Ausbildung finden. Jener Versuch ist im dritten Bande aber mit der 
„Uehersicht der Steuergeschichte wichtigerer Staaten und Zeitalter 
bis zum Ende des 18. Jahrhunderts'* und mit der eiogehenden Dar- 
stellung der britischen (bis 1886—87) und der ganz ausführlichen 
der franzt^sischen Besteuernng. (bis 1888—89) zum Abschluss 
gelangt^). Auf eine ähnliche genauere Darstellung der Besteuerung 
anderer modemer Länder im 19. Jahrhundert wurde, in Abänderung 
des ursprünglichen Plans >)y verzichtet'). 

^) Band III ist in vier Heften crv hienen. Das 1. Hoft (Oclober 1886) ent- 
liielt die ücbersicht der Steucrgcscliicbtc (Altorthum, Grieciiealand, Kom ; Mittelalter 
und üebergangsperiode bis zum Zeitalter der fnozöttiscliea Berolation, iiisbesouderi) 
deutscliüs Keiciw-, Territorial- und stfultisches, dann französiscbes und cnglisohos 
Steucrwesen, S. 11—198), mit Vorbcmcrkungeu und Einleitung (S. 1 — 10) und üinem 
Absclinitt „steaergeschichtlicbe Ergebnisse*' «8. 198 — 208). DaA 2. Heft (erschienen 
Mai 18S7) brai htc nach oiner .T.inleituiig- und üebersicht der Bestcucruim- im 19. Jahr- 
hundert" (Ö. 2uy— 22t)) die Darstellung der britischea Besteuerung bis 1886— 87 
(S. 226—866). Das dritte und vierte Heft gftben die detaiUirtc Darstellung der fran- 
zösischen Besteuerung (bis 1888 — . das driUc (üKchiLMicn Septenibür nach 
einer ge«chichtlicben üebersicht der Entwicklung die Darstellung der directeu, der 
Yerkebrs« und der Erl»eba(tebestenerung, das rierte (Juni 1889) diejenige der Yer- 
trauchbbestoueruij^ und ZüIIl-, aowiu der Localbesteueruug. Diese beiden Hefte sind 
«acli unter dem Titol ,,dio i'rauzösische Besteuerung 70n 1789 — 1889" als ein Band 
separat encbienen. Mit dem Tiertea Hefte ist gleichzeitig der Band III der Finaiiz- 
vissenschaft abgeschlo^bt ii worden und in einer Gesammtaosgabo beranafdcomilieii. 

*) S. diesen Plan in Fin. III. 104, S. 220—226. 

^ Debw die ftossercu und inneren UrOnde zu dieser AbättderuDjir» bozir. Be- 
schränkung do8 Plans, s. das Vorwort sur Gesammtausgntbo ron Band UI,- besonders 

ö. IV, V. 

A. Waguor, tinanzwleseii.sckaft, Eig&fiziiiigBheft zu Band UL I 
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2 YorbcnicrkaogeD. ^. 1. 

Gerade die ins Eiozelne gehende BebandloDg so wichtiger 
practisclier Steuersysteme wie des britischen nnd vollends des 
französischen liefert in mancher Hinsicht anch schon genOgendes 
in descripiiv-liritischer Weise vorgeführtes Thatsachen-Haterial fttr 
die im weiteren Verlauf dieses Werkes (Band IV) vornehmlich 
beabsichtigte systematische Darstellung der speciellen Stencrlehre 
und der praetiscben Bestenemog in den Culturstaaten des 19. Jahr- 
handerts. Namentlich die grossartigste, umfassendste nnd inter- 
cssanteste^ aber auch verwickeltste nnd am Meisten superfiscalisch 
ausgebildete moderne Besteuerung, die französische, darf wohl 
mit Recht als ein f,LebrexempeP* im grössten Styl fttr die 
specielle Steuerlehre» als eine fSrmlicbe „Sammlung von Steuer« 
niodellen'* auch fiir die finanzwissenscbaftliche Erörterung ange 
sehen und benutzt werden^). Die britische Besteuerung^ bietet im 
Vergleich damit, wie so oft zwischen französischen nnd cDglischen 
Verbähnissen , ein besonders scharf gegen^tzliches Bild, mehr 
als die Besteuerung andrer Continentalländer, anch Deutschlands. 
Sie ist viel einfacher und im 19. Jahrhundert immer mehr verein- 
facht wordcu. Die französische und die britische Besteuerung sind 
gewissermaassen die beiden Glieder an den Endpuncten der Kette, 
welche die moderne europiliscbe Besteuerung bildet. Sie sind, 
volkswirthschaftlich und steuertechnisch betrachtet, principiell am 
Meisten verschieden, — socialpolitisch allerdings noch nahe ver- 
wandt — , die tibrigen contiueutuleu, auch die deutschen Bcstcne- 
runf^en sind von dem französischen System doch auch volkswuth- 
schal'tlich und steuertechnisch mehr nur dem Grade nach verschieden, 
freilich die einzelneu Steuersysteme wieder in mannigfach ver- 
schiedenem Maasse. Im Ganaeo repräsentirt das französische das 
continentale, das britische ein eigenthUndicbesfUr sich stehendes 
insulares Steuersystem . 

Um der Darstellung dieser beiden wichtigsten westcuropäischeo 
Steuersysteme diese Bedeutung eines Fundaments und „alliremeinen 
J.ehrexempels" für die specielle ^Steuerlehre in diesem Werke zu 
erhalten, eisdiien es mir passend, die im Bande III mit den Jahren 
1886— '*^7 IjL/w 1888—80 abgebrochene Darstellung noch bis iu 
die unmittelbare Gegenwart (Ende 1895) in ähnlicher eingehender 
Weise wie dort fortzuftihren. In Grossbritanmeii wie in Frankreich 
haben in den letzten Jahren einige wichtige und cbaracteristische 

*) Ausdrücko avB meinem Vorworte zu Band III, S. ZII, mit weiterer BegrOnduig 
obiger Aasicht. 
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Steoerreformen stat^efunden oder Bind in Vorbereitaog begriffen 
und angebahnt worden. In dieser Hiosieht werden daher Im 
Folgenden Ergänzungen zu Band III gebracht 

Um diese letzteren verständlich zu machen, Hess es sich nicht 
umgehen y aaeh hier wieder von der britischen wie französischen 
Besteaemng kürzere Uebersichten der Entwicklnng der Haaptphasen 
und skizzenhafte Darstellungen der Hauptpnncte der Einrichtung 
zn geben. Diese Uebersiehten und Darstellungen liefern ein 
knapperes Gesammtbild als die ausfEtfarllchere Behandlung im 
Band III und sind yiellelcht ebendeshalb willkommen^). 

§. 2. Für die Zwecke der Vergleich ung der practischen 
Steuersysteme — , Zwecke, um welche es sieh in einem iinanz- 
wissenschaftlichen Werke wie diesem immer in erster Linie nnd 
auch hier wieder bei der Darstellung der britischen nnd franzö- 
sischen Besteuerung handelt, — seien hier noch einige besondere 
Schwierigkeiten herrorgehoben. Man muss diese eben so gut als 
möglich Überwinden, kann das aber niemals völlig. Jedenfalls 
muss man sich ihrer bewusst sein, um fehlerhafte und zu weit- 
gehende Seblttsse zu yermeideo. Diese Schwierigkeiten liegen auch 
fElr die vergleichende Steaer«tatistik vor und werden auch hier 
nicht immer geniigend beachtet, was dann zu schweren Fehlem 
fuhren kann und nicht selten gefuhrt hat.^) 

1. Einmal bietet auch heute noch und selbst in der nemlichen 
Sprache, z. B. der deutschen, wenn ihr versehiedene Staatsgebiete 
und daher SteueiTeehte angehören, die amtliche Terminologie 
und der popul&re Sprachgelirauch wohl solche Schwierig- 
keiten bei Vergleiehongen der Verhältnisse in verschiedenen LHndem 

^) Sic bilden sachlich nur ciitcD zusaminenfasäcndcu Aufzug Ucs Wichtigsten 
ans dieser frübenn Darstellung, die, zamal bei der fraiizA^aclien Sesteueruog, aber 

den Babineii eines allgeineiiiefi linan/wisscnschaftliclu n ^^'crks liinausgcwachscu und 
lasi zar Monographio geworden war: rielleicht ein sachlicher Vorzug, aber ein formeller 
Ujuigel Tor einer knapperen Darstellang (s. Vonrort zn B. III, 8. VIll). — Solche 
kür/.cre Uebersichten der coiicreten StuiieitiritwicUuiiir uinl Stoucr/i-rf issung; verscliicdoncr 
wichtigerer Länder halte ich nacli wie vor (s. Vorwort zu B. lU) auch in aligcmeiaen 
finanzwissenschaßlicben Werken für crwttnscbt. In meinen Vorarbeiten zn Band IV, 
der systematischen speciellcn Steuerlehrc, habe ich inicli auch immer wieder 
damit befasst. öio bieten aber ohne eine vornusgclicnde eingehendere Darstellung 
grosso formelle und sachliche Schwierigkeiten. Diese kann man nor bei einer etwas 
eingehenderen Behandlung wieder vermeiden, womit man aber in die alten Schwierig- 
keiten wegen des Raumes und wegen der Bowältiguntc der Arbeit zurUckl'ällt, wie sie 
mir bei B, III begegnet sind (s. auch darüber das Vorwort zu B. HD. Ich bin noch 
nicht im Reinen mit mir, ob und wio weit icll in fi. IV, mit dem ich seit liuigi^r 
vornehmlich besihätu<;t bin. solche kOrzero Skizzen wenigstens ron Deutschland und 
einigen anderu Liiiidcru gchca werde. 

-) Die Ausfuhrungen und Bemerkungen in Band III, besonders in §w 2, 4, 5, 
dl — 104 finden dardi Obiges zogleicli noch eine £rgansunf. 

1* 
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VorbemerknogeiL §. 2. 



ttsd in Terschiedenen Perioden. Amtliche Terminologie und popa- 
lärer Spracbgebraueb decken sich nicht immer, beide »iud iu dem- 
selben Sprachgebiet zeitlich und örtlich mitunter verschieden. Die 
amtliche Terminologie wird auch gegenwärtig noch verändert. 
Neue oder auch mit einem bestimmten Begriff verbundene ältere 
technische Ausdrucke der Theorie bürgern sich auch wohl im 
gemeinen Sprachgebrauch ein und gehen alluiälig in die amtliche 
Terminologie über, aber bekommen dabei doch auch leicht wieder 
eine etwas andere Bedeutung. Hält man sich daher bei Ver- 
gleich uugen immer ohne Weiteres an den Namen einer Steuer, so 
geräth man offenbar ieieht in die Irre nnd zieht falsche Schlösse. 

Die untfiche Terminologie ist zwar beotd nielit mehr so willfcBIirlicli und Qn- 

prl^icis, bo ver.schiciieii und dadurch so leiclit invfalircnd als früher. AIkt rullig; fost 
bteht bic auch heute noch nicht immer, selbst iu deoiäulbea Sprachgebiet uud so^ar 
in demselben Staate und Steneneoht Eia Beispiel liefert der theoretisch und practiseh 
so wichti^;;e Ausdruck und Begriff „dircctc" unJ ..inJirecte'' Steuern, die Soheilung 
zwischen beideu, die Frage, ob bestimmte eiozclue Steuern zu der einen oder andern 
Katosrorie geboren , z. B. irewisse Luxnsstenem anf Pferde , Wagen , Bedientenhalten, 
die Hundesteuer'). Der Umstund, dass einiLln<- Steuern unter verschiedenen Ver- 
waltungen, danach erentucli im Etat unter verächiedcneo Abtheilungen, Titeln des- 
t»elben stehen, Isann Zweifel bewiriten, z. B. im prenasischcn Staatsbaashaltetat beziig- 
lich der Bergwerksabgaben. Da mitunter bestimmte Steueru und die Unterscheidungen 
zwischen dou (iattungou auch über die fiuanneUe Seite liinaus vorwaltungsrechtlichc 
Bedeutung^ haben, z.B. wieder die Unterscheidung zwischen dirccten und indirccten 
l'flr poliij Jj , btiiatliche, communale Wahlrechte, fUr Verhältnisse der Selbstverwaltung, 
für andere Staats- und «^cuieindebürgerlichc Kochte und Pflichten, so Ut die zweifel- 
lose iestatellung der Tci uunologio von allgemeiner Wichtigkeit. Das idhrt in unser- r 
üegenwart in Ländern mit durchgebildeter Verwaltungsgerichtsbarkeit wenigstens daza, 
die «mtliclie Tt*nnirio!o^ie in diesen Dui-jen cndlirli zu einer j^niiz f.-st bestimmten 
/u macheu, was auch di:r Finanzwisseusclialt und i'inanzpraxis zu (ju«c kommen wird. 
Mut im Grossen und (j nucn wird gegenwärtig in der Praxis der verscliiedenen Länder 
unter directeu und iiiditccfun Sttaicrn dasselbe verstanden 

Auch ein uud derselbe Kaute selbst einer einzelnen Steuer bedeutet sogar in 
derselben Sprache, so im Deutschen, in verschiedenen Ländern nicht immer das 
Nondichc oder verändert in demselben Lande, in derstdben Steuersresetzgebung seine 
Bedeutung, z. B. der Ausdruck „Kinkommensteuer ' in Preussen, Bayern, Oesterreich. 
Nicht selten bewiikt die innere gesetzliche Umbildung einer Steuer, welcher der alte 
Name bleibt, dass dieser Name in verschiedenen Ztiteii einen vcrichirdenon Inlialt 
bezeichnet. So ist os mit Namen wie üruud-, Haus-, Oeworbe-, (Jiassen-, Einkommen-, 
Vermögens-, Kopf-, Vorbraachseteuer, Zoll, Äcdse, Stempetabgahen iregangen, nach 
mit Gattungsnamen wie Personal-, Kealstcnern. ^'och jüngst ist z. B. in Prenssen bei 
der Kelorm der diiectcn Staats- uud Communalbestcuerung der üattungsuame „Kcal- 
btener*^ welcher gewöhnlich nur auf die Grund- und GebAudesteaer bezogen wird, 
ausdrücklich auf die Gewerbesteuer mit ausf:cedeliiit worden (Preus.^: Communalbteuer- 

Sesetz vom 14. Juli 1893, §.24, 2Ö und in der amtlichen Ueberschül't). Man sieht, 
aas jeder solcher Ausdruck uud Begrill' einem zdtlichen und örtlichen Wechsel 
unterlie[;cri kann, insofern ein „historischer'', kein rein logischer, kein absoluter 
in liecht und Praxis ibt, während ihn die Theorie gern ak solchen nimmt 



S. Uber die Streitfrage betreüs der Terminologie Uber directe und indirecte 
Stenern meine Fiu. lU, 2. Aull., §. 97 — 100 und Neu mann, die Steuer B. 1. 

Beispiele, wie sich geschichtlich die Bedeutung technischer Kamen für 
Steuern lindert, mehrfach in Band III, 82, so au» dem fnnzAsischen StttVM'iecht, 
z. B. in Botreä des Auadrucks „aide»" (UL S. 71). 
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Scljwicrigkcilcß bei Vergleicbang practischer Steuersysteme. 5 

Bei Vergleicbungen des Rechts, der Statistik mnss man sich 
nothgedrangen so gut als mdglich mit allen diesen Schwierigkeiten 
abfiodcn. Aber unTermeidlicb Teraehwinden letztere nicht ganz, 
verbleiben bei zeitlichen und localen Vergleichnngen Momente der 
Unvergleichbarkeit oder der nur bedingten VcrgleichbarlEeity znmal 
wenn man, was selten genügend dnrehtllhrbar ist^ eine Steoer nicht 
scharf in ihre einzelnen Bestandtheite zerlegen kann. 

2. Eine zweite Reihe von Schwierigkeiten ergiebt sich daraus, 
dafs anch heute noch einzelne Stenern und ganze Steuergattungen 
Gebühren oder gebUhrenartige Elemente, selbst Elemente privat- 
wirthschaftlichen Characters (Gewerbs-, Capital-, Unteruehmer- 
gewinn, Rente) mit unit'asscii, >,i>^:\i- untreunbar sich mit solchen 
Kiementen vermischen, und wicdcnini Kin Specialname otlei Km 
Gattnnjj:snaHie l'llr alles zusammen gebraucht wird. Anch dio?:e 
Yci 1:1 Ii iiissc sind dann aber weder zeitlich noch örtlich coustaut, 
und zwar nicht nur nicht in verschiedenen Ländern, sondern selbst 
in demselben Lande verändern sie sich und nicht nur mit Ver- 
änderungen der Gesetzgebung, .sundern miiunrcr auch wohl mit 
solchen der Verwaltung, der V^eraulagungs- und Erhebungstechiii k 
der Besteuerung, des GebUhrenwcjJcns. Auch wo das bekannt ist 
und man sich dessen bei \'erirleieliungen bewusst bleibt, lassen 
sich die au?, solclien Verhiiltniissen hervorgehenden Schwierigkeiten 
der Vergleichung meist nicht völlig beseitigen. 

So warea früher uod sind mehrfach auch beute noch in derselben Abgabe, 
welche in Stempelfonn oder bei der Rcgistrirung erhoben wird, wirkliche Gebühr und 
(Vorl«ehrs-)Steuer vclIni^cht. /.. B. lun gewissen Bcsitzwechselabgaben, bei Gerichts- 
,,üeb(lhren". Die ganze Gattung der sogen. Stempel- und Registerabgaben, „Ge- 
bühren" TOD Rechtsgeschäften umfasst ferner, in verschiedenen Gesetzgebungen wieder 
in rerschiedener Weise, einzelne Abgaben reinen oder vorwiegenden GebUhrencharacters 
and solche reinen oder vorwiegenden Stcuercliaractors. Die betrclf'en'ie Gattimj 
mass Jäher für Vergleichungen eigentlich wieder in dicac ihro vcrschicdenartig ri Hc- 
standtheUe aufgelöst werden, was aber wieder leichter principidl zu fordern und zn 
begründen al« p-enaa durchzuführen ist. Mitunter ist Letzteres gar nicht möglich. In 
einzelnen GL-setzgcbuiigtiii erscheint auch heute noch die ganze Erbschafts- (und die 
ctwaigo Schenknngs-) Steuer unter den Gebühren für RcchtsgeschAfto (Oesterreich), 
unter den Registrirungsabgaben (Enregistrement Frankreichs), unter den Stempclabgaben 
(England, früher auch Preussen), was abermals genauere Vergleichungen von Land 
ZQ Land erschwert. Durch e^olchc Einreihung in eine bestimmtG StentfrigttttQng kann 
selbst die tcrhnisclio Ausgestaltung einer Steuer mit bestimmt werrl'^n. wie ?. H. (h-^r 
Character der französischen Erbschafts- und Schenkungssteuer als bisher wenigstens 
einer Besitzweclifelabgabo, wo die Steacr vom Werth der ganzen Erbschaft, ohno 
Abzug der Lasten tind Schulden von diesem Werth, erhoben wird, ans dieser Ein- 
reihuog der Steuer in die Be&itzwcchselabgaben des Enregistrement mit zn erkiiircu 
und damit Öfters begrOndet worden ist. Gesetzgebungen, velehe die Erbschafts* 
Steuer selbständig macln ii, wor Kn regelmässi;; vü.i vornherein sie anders pestalföD. 

Gewerbsgewinn, Rente und dgi. umfasst der Kdiaertrag einer „Steuer"' regel- 
mlflsig dann, wenn letztere in der Form isines (selbstrerwalteten) Monopols , wie bei 
Tabak, Salz, eiogorichtet ist, im Unterschied za einer reiDen Yorbranchsstenei anf 
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denselben Artikel in der priratwirtLscbafilicLcn Production. Die Kosten des an- 
gekauften Tabaks, die Fabrikationskosten, gewisse Transport- und Ilarul Is^ncscn der 
Fabrikate sind bei einem Tabaktnonopol z. D. tiberhaupt nicuiab „Steuer ', weder im 
Itoh- noch im liciDcrtrai^ (]>-> Monopjls, auch nicht für die Consumentcn. Aber 
aucli <lic bei einem Monopol ;<ii «Ion Fabrikaten gemachten Gewinne sind bis zu der 
Höbe, wie sie den Gewinnen der l'rii atiiidustric entsprechen, nicht ,.Stcucr*\ bclastcu 
die Consumcntea iiicLt anderä als im rriratrerkehr. Da aber alle diese Momonte 
von Lriiul zu Land, auch z D. bei den sclbstrerwaltcton Tahal» tu onopolen rcrschicdeu 
sind und im ucmlichca Lande sieb rcräuderü, rerbleibcn wiederum StOrungcu fOr 
die Vorgleichiingoii. 

3. Eine dritte Reihe von Schwierigkeiten für \'ciglei(l]Ui)Leu 
der Steuersysteme folgt daraus, dass bloss aus dem AVortlaut der 
Gesetze uud selb-( der Ausflibrungsverordnungen eine Steuer in 
ihrem ganzen Wesen uud in ihrer Wirkung nicht immer genügend 
zu erkennen ist, sondern das nur in der Praxis sellist geschehen 
kann. Denn hier hängt Vieles von der wirkli(heu jjractischen 
Durchführung ab und kann öfters nur darnach ein sicheres l'rtheil 
gefällt werden. Die Art und Weise der praetischen Durchlührung 
wird aber wieder durch nianeherlei andere örtlich und zeitlich 
wechselnde Umstünde mit bestimmt, durch Geist, Sitten, Sittlichkeit, 
Culturstand eines Volks, Beschafienheit der Verwaltung und ihrer 
Organe, in manchen Füllen durch den Formalismus und die Grund- 
sätze des wieder mehr oder weniger verschiedenen Pri^atrechts 
(Erbrecht bei der Erbschaftssteuer, .Vertragsrccht bei Stempel, 
Begisterwesen , — England!). Sie steht auch ia Verbindung mit 
der gesammten Organisation der Steuerverwaltung und diese Or* 
ganisatioB wieder mit derjenigen der nllgemeiaeo Verwaltung, welche 
in Steuersachen mitwirkt) vielleicht in hervorragendem Maasse, wie 
z. B. bei der Veranlagung der directen Steuern. Alles das sind 
Vorhältnisse, welche mit der ganzen geschichtlichen Entwicklung 
des betreffenden Staats zusamnienh&ngen nnd nach dieser daher 
wieder mancherlei Verschiedenheiten seigen. Aber derartige Um- 
stände lassen sich bei Vergleichungen meist nur andeuten, oft nur 
ganz im Allgemeinen als mitspielende Momente bezeichnen, selten, 
wenn tlbcrhaupt einmal, genauer in ihrer Einwirkung Yerfolgeo, 
während sie doch practisch von grossem Einfluss sein können nnd 
sicher dies oftmals sind. 

Bosondera bei Stenern wie den directen Personal-, Kopf-, Ciassen-, ^ankommen-, 

^'cnnßiensstoncrii , auch Jit (jL'Wrrlic-, Kaiiil.ilrcntensteucr (weniger bei der (irund- 
uud Ucbaudcstcucr), dauu wie den Vcrkehrästeucru (Uchcbtskostöu, Stempel, Keg istriraa^ 
abgaben) liegen meistens nShere Beaebnngcn zu den Etnricbtnngen , Behörden der 
allgemeinen iiinoron Staatsverwaltung^ , auch der SL'lbstvorwalfunt: , Jon Gorichton vor. 
z. IL liinsiclktUch des Yeraniagangsrcrfahreiis, der £inschätzangcn, der Frilfaageo der 
DedanÜODeii o. a; v. Manclio wicUtigo Venchiedouheit der Fanction und Wirlnng 
einer Steuer, z. B. der Elukommenstouer (England, Doatscbland, FroiUMn), der Go- 
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wcrbcstcupr (Deutschland. FranUcicli) ist auf Vcrächiedeoheiten der OiganiMtioa und 
Function der Uiicwirkenden Behörden zurackzufahri.'ri. 

Wio das Privatrcclit auf ciiizdao Bestiminungeo des Steucrreclitä . der Vci- 
anlagong nnd selbst der Erhebung einer Steaor einwirkt, zeigt sicli in besonderem 
Maassc bei der britiüclien Erbsclwiftssieucr (Abweichungen auch zwischen England 
und ächottlaad) und im fraozöiischcu Eoregi&treioent. Die britische £ibi>chaftd8tüuer 
ist ohne das sebvierige VefsiSndniss beztt|^ic1ier britischer Rechtsinsdtnto (ao der 
Settlements, der Veruiögens-Fesilegungen) und cinzclfior Reclit>s;it2o und gerichtlicher 
und administrativer Einrtcbtuufcu in ibrea Einzelheiten vielfach g^ar nicht zu ver- 
stehen (9. n. §. 7, 8). 

Wegen der hier erwähnte Umstände und ScbwierigkeiteD, 
welche sich bei Vergleiehungen bemerklich machen, ist zur Vor- 
sioht im Urtbeilen, in Lob und Tadel, in der EmpfehloDg fremder 
Muster^ namentliefa aber aueh im Gesammtnrtbeil Uber gescbichüiche 
EntwickloDgen nud über bestehende Stenersyateme der PraziB za 
mahnen. Je kurzer, daher je mehr doch nur Einzelnes, wenn anch 
das Wichtigere hervorhebend, Uebersichten Uber die Steuerent- 
wicklnng nnd das Steuersystem eines Landes gehalten werden, je 
mehr sie daher doch nnr ein Bild in grossen, gröberen Zflgen von 
der Wirklichkeit entwerfen können, desto nothwendiger wird eine 
solche Mahnung znr Vorsicht bei allen Vergleichongen nnd Schlüssen, 
die gezogen werden. 

In der Wissenschaft ist diese Vorsicht seltener zu vcrinissca gewesen, wenn 
auch z. ß. Ii. Stein in seiner genialen, aber leichthin die Dinge, auch die Iiistorischcn, 
construirenden und mit den Tliatsachcn willktthrlich umspringenden Weise von solchem 
Vorwurf nicht frei zu sprechen ist. Um so mehr trilll dieser oft mit Recht die 
oUcntiiclie Presse, die politischen Agitatoren, die Schaar der woUImeiiicuden , aber 
meiM keiintnisslosen „Stcuerdilettauten" mit ihren Keformplänen. Aber auch wir 
wibS(!ii5rb:irtliciieii Theurutilier alle bedürfen doch mitunter «iner solchen Mahnung 
zur Vorsicht, weil wir nicht selten Ubcnricbenu VurJiebe oder Abneigung fOr oder 
gegen die eine oder andere Stenergattnng und einzelne Steuer, Einrichtungsart, selbst 
fUr oder gegen das ganze Steuersystem eines Landts. oiiiL-r Zeit im Vergleich mit 
den Verbältnisäen andrer Länder und Zeiten haben. Dabei wird immer wieder leicht 
vergessen, dass auch diese Dinge viel mehr historisch, zeitlich und örtlich ge- 
bunden sind, als der Driheilende, der Reformer annimmt. 

Auch in diesem Eriiänziinirslii ft zu Band III der rin.inzwisscnschaft werden die 
Steucrartcn und ciiizelueu .StenL-m im Allgemeinen mit Ueujenigen Namen bezeichnet, 
mit welchen sie im Steuersystem in der „Allgemeinen Stcuerlehre'* (Band II) bezeichnet, 
und in derjenigen Reihenfolge bcliainleit, in w^elcher sie dort und in I5and III vor- 
geführt worden sind'). Um diesem Heft auch die Geeignetheit zu selbständiger Be- 
nutzong nnabhAogig Ton Band III za geben, sind hier auch einige der hanpt«%chlichen 
Littcratu ran graben wiederholt und, su\wit nfitlii^r. Ins nuf die Gegenwart er:?,iii/.t worden. 
Im Ucbrigen schliesst sich dieses Eeit genau an Band ül an und ist sein Hauptzweck, 
die dortige Darstellung der britischen nnd französischen llestenernng bis anf die 
Gegenwart fortzuführen. 



S. besonders Fio. II, 2. Aul, S. 514 u: ; III, S. 9. 



8 



1. Abscbnitt 
Die britische Besteuerung. 

li&beres Uber das ältere britiscbe Stcucrnresco hin ia diesem Werke B. III, 
8. 156—198, Uber das oeiiere. seit 1815 bis 1886-87, cb. S. 226—866. Littentnr 

für diese letztere Pcriodo cb. S. 4. 22() und bei den einzelnen Steuern dort. Deotsclies 
Hauptwerk: W. Vocke, Geschichte der britischen Steuern, IbGti. Neuestes engliscbe» 
Hauptwerk: Dowell, history of taxalion and taxes, 4 vol. 1884, auch in 2. cd. 
Skizzen der Entwicklung der einzelnen Steuern in Bastablc, public fiuanco, London 
1892, dem fast einzigen cnKlisclien Wi'rke, woIcIh^s cinf* ,.FiRanzTv'is5cnsrhaft'* im 
deutscheu Sinne ist. üebcrbück dur directea Bcatcucrung lu meiner Abli. dirccte 
Steuern im ScliOnberg 'sehen Handbacb der Politischen üekonomie, 3. Aud., III, 
§. 10, 2>^. Die rerwaUnnpT'^trcscliirlitliclie und Terwaltunu:.srec}itIicho Seite inüneist's 
i>chriften Uber englisches oltcntliches Kecht. Statistik in dca jahrlichen Statistical 
»bstracts und in den Yerwaltancsberichten der Finauzdcpartemcnts, besonders dem 
Keport on iidand revenue (388tcr 1805). r)ar;ius und ain anderen Quellen reiches Material 
im französischen finauzministerieUcu Bulletin de statistitjuc et de legislation comparce. 

§. 3. Uebersicht der Steuerentwieklung iml9. Jabr- 
bandert. In Grossbritannien ist zwar mehr als in irgend einem 
Oontinentalstaat in der grossen französischen Kriegsperiode um die 
Wende des 18. und 19. Jahrhunderts, ausser der ungeheuren 
Steigerung der öffentliehen Schuld^), auch eine ausserordentliche 
Vermehrung der gesammten Besteuerung eingetreten: von 17 auf 
67.2 Mill. Pt. St, anssehliesslieh Irland. Aber so grundstttrzende 
Aenderungen im Steuersystem wie damals in Frankreich und so 
eingreifende wie in manchen anderen Continentalstaaten in der 
Kriegszeit sind auch in dieser Periode in Grossbritannien nicht 
erfolgt Vornehmlich wurden die bestehenden indirecten Steuern, 
die inneren Aecisen, die Einfuhrzölle, die Verkehrsstenern in Stempel- 
form durch Vermehrung der stenerpilichtigen Objecto, Ausbildung 
und Erhöhung der Steuersätze, auch die zum Stempelwesen ge- 
hörenden Erbschaftssteuern und die der britiseheu Staatsbesteuerung 
besonders eigenthttmlichen sogenannten directen Lnxnssteuera er- 
giebiger gemacht. Die „gegebene geschicbiltche Grundlage" des 
Steuerweseus blieb aber erhalten, ein „Bruch mit der Vergangen- 
heit" auch hier vermieden'). 

Die wichtigste Neuerang war die zeitweilige Einführung einer 
allgemeinen K i ii k o nimensteu er für die Dauer des Kriegs, 
daher mehr als aus^äerurdeiitliehe »"Steuer gedacht, im Jahre 1798, 
später iiichilach verändert (1803, 180G) und gleich nach dem P^riedeu 
autgehoben (1816): eigentlich eine Art zu einer Einkommensteuer 

^) Von 17!VJ-181Ö stiesr die Schuld FOii 289.7 Mill. Pf. St. Capital mit 9.4 Mill. 
Pf. St. jährlicher Last au Ziusoitt Kenten u. $. r. auf 861 Mill. Ff. St. Capital mit 
o2.0 Mill. Pf. St. Jahrcihut. 

*) S. Fin. m, g.88, 8. mff. 
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KttsammeDgefllgteSy ziamlicb nnTollkommeDes Ertragsstenergystem 
(Voeke), das Vorbild der dann später 1842 nea eingeftUirten, 
noch beute bestehenden Einkommentteiier^), 

Darch die Entwieklnngen während der Kriegszeit war der 
Schwerponct der britischen Besteuerung ganz auf die Verbrauchs- 
besteuening Terlegt worden : Zölle, Accisen, darunter auch Steuern 
anf nothwendige Lebensmittel, wie Salz, begriffen, dann auf jEtob^ 
Stoffe, auch auf einige Fabrikate. Selbst als die Einkommensteuer, 
die in den letzten Kriegsjahren 15 — 16 Mill. Pf. abgeworfen hat, 
noch bestand, vollends nach deren Aufhebung Überwog erheblich 
die indirecte Besteuernog Uber die directe, bei dieser die Erb- 
schaftssteuer selbst hinzugerechnet, wie 8:5, nach AufhebuDg der 
Einkommenstener wie 4 : 1. Die sonstige directe Besteuerung war 
ganz verkümmert. Bei dem hoch bleibenden Finanzbedarf, der 
Nachwirkung der Kriegszeit, schon wegen der grossen Last der 
Staateschuld, und bei der vernünftigen britischen Finanzpolitik, 
nicht gar zu leicht ohne genflgenden Ersatz bestehende Steuern 
aufzugeben — wovon nur die baldige ttbereilte und vornemllch 
dem Eigennutz der höheren Classen zu verdankende Aufhebung 
der Einkommensteuer eine Ausnahme gemacht hat — , so wie 
freilich andererseits bei dem Mangel einer ordentlichen Offentliehen 
Verwaltung fUr die DnrchlQhruDg grosser Beformen auf dem Gebiete 
der directen Stenern kam es auch in der Friedenszeit nicht so 
bald zu einer umtassendeu organischen Steuerreform. Gar ein 
Bruch mit dem geschichtlich überkommenen Steuersystem etwa aus 
politischen, socialpolitischen oder fiscalischen, steuertechnischen 
(jründen lag dainal.s noch ausserhalb englischen Gesichtskreises, 
wenn auch eiuzehie Aeiidei'uiij,^en auf dem Gebiet der iiidirecteu 
Steuern, besonders die Autbebung der im Krie>^c sehr buch ge- 
stiegenen Salzsteuer, sociakü lUicksichteu auf die Consumenteu 
und Steuerzahler Reehnuu^ trugen. 

Erst die liicbtung auf liberale Handels- und Verkehrspolitik, 
also volkswirthschaftlicbe Gesichtspuucte der Periode filbrten 
in Etwas schon seit den lb2Üer Jalucu, principiell und im grü.^ssten 
Styl practisch seit Autang der 1840er Jahre (Peel) zu tietgreiteu- 
den Aenderungen und zum Theil völligen Umgestaltungen der ge- 
sammten britischen Staatsbcsteueruug. Das Wichtigste, was geschah, 
bewegte sich in zwei iiichtuugen. Einerseits erfolgte jet^&t der Brach 
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mit dem indiistriellen und agraiischen Scbutzzollsystem in der aus- 
wärtigen nod ColonialliaDdelspolitik, fand eioe VereiofacboDg des 
Zoll- und AcctsesjBtems, theilweise auch des Stempelweaens im 
Terkehrspolitiseben Interesse statt, ferner die Verle^nng des Schwer- 
pnnctes der indireeten Stenern im Inland (Aceisen) nnd im Einfahr- 
zoll anf wenige Oennssmittel, welche hohe Steuersätze ertragen zu 
können oder selbst ans sanitären und ethischen GrOnden tn fordern 
schienen (Spiritnosen, Tabak; ausserdem Bier, Wein, Thee, neben nur 
noch ganz wenigen anderen Artikeln, Caffee, Gacao, Zucker, Corinthen, 
Rosinen, Südfrüchten und eiu jjaar weiteren kleinen). Andreraeits 
erfolgte die Wiedereinführung und trotz manchen Widerstrebeus 
die dauernde Beibehaltung der Einkommensteuer (1842), immer 
noch in Form einer Zusammenfassung von (5) Ertragssteuem, aber 
doch mit maochen sofortigen und allmäUgen weiteren kleineren 
Verbesserungen gegen frtther. Diese Stener wurde so die wichtigste, 
ja fast kann man sagen: Überhaupt „die directe britische Staats- 
steuer", neben ein paar kleineren, dem Rest der alten Landtaxe, 
einer reforniirtnn massigen Hausstcuer. Mit ihrem bcweglicLen, 
jährlicli muh Bedarf le»tgestclltcn bteuerfuss uard .sie auch das 
Mittel zur Erhaltung des Gleichgewichts im ordentlichen Staats- 
hanshalte und auch zur Mitdeckung kleiner ausserordentlicher Aus- 
gaben (selbst für Kriege, wie im Krimkriege, wo sie stark erhöht 
wordeu ist). 

Die schon durch diese Einkommensteuer in Verbindung mit 
den Zoll- und Acoisereformen bewirkte bessere Vertheilung der 
btcucrlaj!5t, nemlich mehr mit hin auf die besitzenden und wobl- 
habendereu Classen und mehr fort von den unteren arbeitenden 
Classen, wurde in derselben Kicbtung noch ior({;esetzt durch die 
weitere Ausbildung der Krbschaltssteuer oder des ganzen JSystems 
von Steuern, w elches diese Erbschaltsbestcuerung in Grossbritannien 
nach ihrer eigenthümlichen bißtorischcn Entwicklung, übrigens unter 
dem mitwirkenden Einfluss des britischen Erbrechts, dem Rechnung 
zu tragen war, bisher gebildet hat. Auch die erst jttngst (1889) i 
von der Staatscasse an die Localbesteuerung abgetretenen directen 
Luxussteuern haben in derselben Richtung gewirkt. 

In der letzten Zeit machen sich in stärkerer Ausbildung der 
Erbscbaftssteuern, in klemeren Aendemogen der Einkommen- und 
der Haussteuer, in weiterer Beseitigung (Zucker) oder Ermässigung 
der Verbraucbsstenem auf wichtigere Volksgenussmittel (Thee, 
Conntfaeo) socialpolitische, in der ErhOhuDg der Bier- und besonders 
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der Branntweinbesteiiening soclalethische Gesiebtspnnete aaob m 
England stiirker geltend. Namentlich die jüngste Beform der Erb- 
schaftsbesteaerong (1894), welehe sä dem alten Grandsats der Ab- 
atotog des Sternftees nadi dem Verwandtecbaftsgrad den neuen 
eines progreasiven (bezw. degressiven) nach der Höhe der Erbschaft 
hinzufügte, bat auch in principiell bedeutungsvoller und practisch 
nicht unerheblicher Weise die stärkere Steuerbelastung der besitzen- 
den und wohlhabenderen Classen fortgeführt. Wie auf dem Conti- 
nente bat ferner auch in (^rossbritaniiien der steijiende Fiuaiiz- 
imd Steuerbedarf der Localverwaltung den fetuat veranlasst, ihm 
bisher gehörige Steucrcrträgc (dirccte Lnxussteucrn, gewerbliche 
LicenzcD des Veibrauchssteuersystems) au diese \'erwaltuug abzu- 
treten oder ihr einen Autheil daran zu gewähren (Erbschaftssteuer) 
oder Zuschläge dazu zu gestatten (Bier- und Branntweinsteuer). 

Die britische IStaatsbesteuerung möchte so vorläufig zu einem 
gewissen Abschluss gekommen isein, namentlich nach der neuesten 
Erbschaftssteuerreiorm, — wenigstens auf so lange, a!s nicht neue 
grosse Ausgaben in Folge politischer Ereignisse, namentlich grösserer 
Kriege, den Bedarf sehr steigern oder büciiili)olitisehc Gesichts- 
puncte auf noch eingreifendere Veränderungen der ganzen Be- 
steuerung, in der Vertbciluug der Steuerlast, der Wahl der Steuer- 
arten, der Höhe des Steuerfusses, bei Einkommen-, ErbFchattsstcuern, 
hinwirken. Die Jün«,'ste Entwiclilimg der letzteren bietet hierfür 
llbrigens schon ein characteristisclics Anzeichen. Der 8cl)wpr[mnct 
<\er direcfen Staatsbesteuerung ist durchaus in die Einkonmicnsteuer 
gelegt, die Ergänzung dieser Steuer in der liichtung der hrihereu 
Besteuerung des fundirten Einkommens und Besitzes, jetzt auch 
-etwa in der Jiiclitiiuu- der ])rogres8iveu Besteuenini; des grösseren 
Vermögens (wenigstens bis zu einer bestimmten Hohe dieses letzteren) 
erfolgt durcli die ausgedehnte und vprhältnissmUssig hohe Krlisr'hafts- 
besteuerung, welche einigermaassen wie eine Vermögenssteuer wirkt. 
Die weitere Ergänzung der Einkommensteuer erfolgt durch den 
Kest der alten Landtaxe und die Haussleuer. Die genannten Steuern 
zusammen, die Einkommensteuer nach dem Fuss der letzten Jahre 
(6 — 8 d. p. Pf., 2.5—3.33 %) liefern jetzt wenigstens doch etwas 
Uber ein Drittel des Gesammtertrags der Staatssteuern. Das ist 
immerhin eine viel stärkere Proportion der directen Steuern (ein- 
schliesslich Erbschaftssteuer) als im zweiten Jahrzehnt des Jahr- 
hnaderts nach der französischen Kriegszeit und nach Aufhebung 
der damaligen Einkommenstener. Nocb günstiger erscheint diese 
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Entwicklaogi weil 8ie die VeiUieilODg der Steuerlast dem Princip 
der Bestenernng nach der Leistangsfäbigkeit mehr angepasst hat, 
nach der beutigen EioriebtuDg der Einkommen- und ErbBobafts- 
bestenerung und nacb derjenigen der Zolle und Aecisen, yerglieben 
mit der fraberen Zeit Denn wenn diese beiden Gruppen indirecter 
Stenern nebst den eigentlichen Stempeleinnabmen vom Geschäfts- 
verkehr, von Urkunden u. s. w. auch immer noch an -/s des ge- 
sammten Steuerertrags aufbringen, rttbren jetzt ^/^o davon allein 
aas der Besteuerung von Spirituosen, Bier, Tabak, Thee, Wein her. 
Fast nur noch in dieser Form tragen die unteren, die sogenannten 
arbeitenden Classeu und zum Tbcil scdbst die niedrigeren Mittel- 
elassen l)ei der Steuerfreiheit kleineren iMrikuinniciiS (bisher bis 150, 
seit 18ü4 bis IGO Pf.), bei der Erinas.Ni^uug des Steuerf'usses für 
das nächst hühcie Einkommen (bis 400, jetzt bis ^00 Fi'. St.), bei 
der Steueilreiheit kleiner Wohnungen (bis 20 Pf. St. Miethwerth) 
und Erbschaften (bis 100 Pf. St.) ihren Antheil an den Lasten der 
Staatssteuern. In der Tliat ein grosser, auch socialpolitischer 
Fortschritt in der V'ertheilung dieser Steuerlast. Wesentliche Mängel 
bleiben nur noch in der Einrichtung und Veranlagung der Ein- 
kommensteuer, welche aus zu ungleichnrtii^en Elementen besteht 
und eben immer noch nicht eine wahre Einkommensteuer im 
wissenschaftlichen und rationell- practischen Sinn wie die neuere 
deutsche ist. Auch ist die Krbschaftsbesteuerung, bei aller Aner- 
kennung des Werths der jtlngsten Reform, immer noch mangelhaft 
geblieben, eine völlige Umgestaltung dieser Steuer und weitere 
Vereinfachung wird nach wie vor das Ziel sein müssen. Den 
steuerpolitischen und steuerteehniscben Werth einer guten Vermögens- 
steuer wird sie selbst dann kaum erlangen, bis jetzt hat sie ihn 
vollends noch nicht. Im Vergleich zur continentalen Entwicklang 
ist es übrigens ein cbaracteristischer Zug der britischen Staats- 
besteuerung, dass diese die Ausbildung directer Ertragssteuern fast 
ganz unterlassen hat. Nur die bedeutendere Entwicklung der 
L i c e n z e n für den Betrieb gewisser Berufe und Gewerbe, zum Theil 
in Verbindung mit der inneren Verbranchsbesteuerung (Äccise), 
bildet hiervon eine wichtigere Ausnahme, die Haussteuer und alte 
Landtaxe nur in geringem Maasse eine solche. Von diesen Licenzen 
sind aber jüngst auch die wichtigsten der Localbesteuerung Über- 
wiesen worden. 

Vom Gesammtertrag der Brutto -Staatseinnahme bilden die 
• Steuern etwa von demjenigen der Nettoeinnahme Uber ^/^q, da 
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die Einnahmen von Domänen, VerwaltnngsgebUhren unbedeutend 
sind und ausser den Stenern nur noch der Ueberschass der Post 
(mit 4-5 Mill. Pf. Sl) ins Gewicht mit 

Weiteras ttber die Entvicklang der britisclien Bestenerang (1815 — 1886) in 

Fin. III, S. 227 — 285. Daselbst auch slaü^^tisclie. U. bersichtcn der Erirägc in 181.'> 
und iu 1884 — 85 S. 228 und 238. Hier eine Ergünzung dieser Daten bis in die 
Oefenwart (AbscUass des Fintiia;)«hres 1. April 1894—95} in gleicherweise gruppirt, 

wie in B. III a. a. 0. Die Materialien aus dem Statistical abstraft lS!)r> (p. 8 ff.) und 
38. lieport on Inland revcnuc (Einnahmen des Schatzes, nach Ab^ug der Aatbeile 
der Localverwraliung). Die Zahlen bedeuten 1000 Pf. bt. 

I. Dirccte Steuern. _ ia^4— Hö 18<«4— »C, 

1884-85 18»4-d5 





. 1 0)>4 


1.022 






1,462 


Diroete Lnzusstenor 


. 1.877 




Tcrschiod. Liceozen 






(Stempel) . . . 


. 206 


167 


Einkommensteuer . 


. 12.192 


15.649 


Erbschaftssteuer . 


. 7.819 


. 8.715 


Vcrsichernng-sstetirr 






(Stempel) . . . 


1^:1 


194 


Eiseobahiireisesteu c r 


. : 1 ■ ' 




Samme 1 


25.08» 


27.468 


II. Verbran 


chssteacm. 


Corinth., Kosio., trocka. 




Fracbto . . . 


. 547 


3U7 


A. Easiraaren . 


. 547 


397 


Bier (Accisc) . , 


. 8.707 


10.102 


Wein ^ZoU) . . . 


. 1.235 


1.144 


Spiiitaoson (Accfae) 


. 14.618 


15.269 


(Zoll) . 


. 4.813 


4.197 



Thce (Zoll) . . . . 


4.795 




Caffcc (Zoll). . . . 


210 


170 


Catfee- Mi^chniige» 






(Accisc) . . . . 




2 


Cicboricn (Acci:ie) 


^2 


9 


(Zoll) . . 


66 


o8 


B, Getränke (ohne 






Cacao) 


;{;i947 


:u.:»:i2 


C. Tahak rmi) . . 


9.277 


10.415 


D. Aii*l. Zollcin- 






iialimo/i . . . . 


186 


229 


E. üewcrbl. Lir. Ijci 






Verbranchssteuern . 


2.00S 


236 


Summe II 


45.9H5 


45.809 


IIL Stempel u. dgL 




(ohne Erbsch. n. Ter* 






fiichefiugsBtempet . 


4.018 


5.873 


Sommo I^III 


75.072 


79,150 



Kleine Differenzen ia den verschiedenen Ausweisen (financc accounts, Statist, 
abstxact., rop. on Inl. revenue) nach den verschiedenartigen liechnangcn. In der 
Golonne fbr 1884 — 85 hier in zwei Posten (Tabak, and. Zollelnnahmen) kleine 
Aenderung geilen die Tabelle in Flu. III, S. 234. Unter den übrigen Zollartikeln ist 
Carao d-T liedciitend^tc il895 lllHMluPf.V Nach den I'ubriken der Etats stellen 
siicii die iiauptposten , wo aber nicht, wie hier, iu» Etat die Laridtaxo, liausnteucr 
lind Einkommensteaer uuter dem Namen ..directo** Stenern lignrirea (sie werden zn- 
sammen vchl „taxes"' genannt) in 1894—95: 

Dircrtc Steoorn .... IX.IM 

Accise 25.876 

Stempel (incl. Erbseha ftsst.) 14.588 

Snmmc: Inland -Einli. des Staats 58.597 
Zölle . 20.189 

Summe: Staats steuern 78.7.S<) 

Nicht einuereeluict unter di<i Steuern sind hier u. A. die Paten tgobilhrcn 'Er- 
trag 1894 — 95 175.UÜU Pf.), Mau sieht, dass das Ycrhältniss der in unserer obigen 
Tabelle als „dirccte" znsammengefasBten Stenern zn den übrigen, den „indirecten*% 
sich in diesen zehn JaLren weiter ^'crschoben hat. von .'?;5.4 ist es ^il.T " „ freworderi, 
wesentlich in Folge der Erhöhung der Einkommen- und der Erbscbattsstcucrn (trot2 
des in 1894—95 abgerechneten Antheils der Localveriraltwig), femer wegen der Ab* 
tretung der p^cwerblichcn Tjcenzen der Verbrauclisbesteuenui;; an diese Verwaltung 
und trotz der eotgcgengesetzt wirkenden Ueberlassnng auch der diructen Luxussteuern 
an letzter«. Die Erhebongskosten der gesammten „innexen Stenern"* waren 1894^95 
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cn. l.sil.O(JO. der Zölle ra. ^M'i.OOO Pf., der Rcincrtrair der Stenern ca. 77.5 MiiJ. ') 
Die ubrigea Netto -Staatseinnahmen betrugen etwa 5.7G Mill . wovon auf die Poi>t 
ca. 3.9, bezur. (nach Abzug der Kosten des Packetdienstcs i Mill. Pf. Dio Telc- 
graphic ist in gerinfrem Maasse paasir. Würif^* tniti die l'ostübcrschdsso mit als 
Steuern auffassen, so ergäbe sich noch schärfer der ganz vorherrschendü stcucrwirth- 
scbaltlicho Cliaracter der btitiseben Staatsfinanzen (s. Ff». I. 8. Aofl.« §. 216). 

Die StPuoronf\ricUini<r der letzten zcliii Jahre wird erst im ZasammeDhan.? niit 
der vorausgehenden seit Iblö in ihrer vollen Bedeutung erfat>&t. Sic zeigt dann eiuo 
Fortbeve^nng In derselben Ricbtnn^r, aber noch mehr auf stSrltero Besteaoning der 
oberen Classen durch directe ErbM hafts- und Vcrkohrsbesteuerung und auf zweck- 
mässigcre Ycrbraachsbestcuemug der Masse des Volks hin (h. Iüd. iU, S. 228, 
234 — 235). Wenn man die Localbestcucrung mit bcrQclisichtigt , besonder» die Go- 
Stattnng, welche sio durch die Ucbertraguug von bisherigen Siaatssteaern an die Local- 
verwaltu!)? (Anfhcile an der Erbschaftssteuer, der Hier- und ßjanntweinstener, directe 
Luxuästcuerii , ^gewerbliche Liccnzcn der Vcrbraucbsbcäteueruug für Debitantcn, 
Wirtho n. s. v.) erhalten hat, so tritt diese Uicbtttng noch schlrfer horror. Sicher im 
Ganzen eine erfrealicbo £ntwicklan{f. 

§. 4. Von den einzelnen britiaehen direeten StAatflStenern 
beruht die wichtigste , die Einkommenatener, auf dem noch 
geltenden Gesetz yon 1843 (5 o. 6 Vict. c. 05), das aber in Einzel- 
heiten vielerlei Abänderungen bis in die neueste Zeit hinein erfahren 
hat. Vor einer völligen Umbildung zu einer wahren Einkommen- 
steuer scheut man bisher zurtlcki vornehmlich auch mit Rttcksicht 
auf die Furcht, durch die Ermittlung der individuellen Gesammt- 
einkommen und durch die dafQr nothwendigen AnforderuDgen und 
Controlen zu viel Odium zu erregen. Aber gerade die neuesten 
Reformmaassregeln hier wie bei der Erbscballtosteuer mUcbten 
weiter fuhren. 

S. Näheres über die Eiiikuuimcnsteucr iu Viii. III, S. 238 — 256, woraus hier 
nur xur Charakterisirun;,^ einige Hauptmerkmale hervorgehoben Verden. Zur K:- 
gftnzung dor rloititicn eingeln i,ilea Darstellung werden ciniirc iictio statistische Daten 
Uber dio Entwicklung in den letzten Jahren (seit 1880) sowie Mitiheiiungcn Über 
neueste Yeränderaiigen und ßeformplftne hinzogefUgt. 

Die Einkommensteuer trifft principiell alle Personen (Ein- 
kommenbezieher) und alle Eiiikoiiimcn (Erträge) im Vereinigten 
Königreicb, boweit erstere wegen Kleinheit iiiresGesanmiteinkommeus 
(bisher nnter 150 Pf. St., rund also 3000 M,, nach der Kcforni von 
1894 Hilter 160 Pf.), die Einkommen ferner wegen gewisser Ver- 
wendungszwecke nicht von der Steuer ausdrücklich beireit sind. 
Diese ist insofern, suhjectiv nnd objectiv, wirklicli eine allgenieine 
directe Einkommensteuer: aber steuertechuiseh ist sie das, wenigstens 
im rationellen practischen iSinne des Worts, also nicht einmal bloss 

') So nach den Finanzrcchoiingen. Der Bericht Aber das Inlandeinkomineu 
(Nr. 38. Anliang, p. XXIX) giebt filr 62.6 Mill. Gesammteinkommen dieser Vet' 
waltuüg (inrl. Aiitheil der Localverwaltun}:) dio Erhcbuntrsko^itcn auf 1.9!^ Mill. an. 
Ü.16 "L: in den letzten 30 Jahren ziemlich gleich gcbiiebca, mciat o'i« — oVx^a- 
1847-48 noch 4.42%. 
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Im wissenschaftlichen SiDoe» doch nur bedingt. Sie lÜBst sich hier 
mehr nur als eine einkommensteaerartige Zusammenfassung von 
5 ertragssteuerartigen Abtbeilongen su einer, immer auch nnr wieder 
in einigen Poneteni niclit dnrcbweg einbeitiiehen Snbjeetsteuer be- 
zeichnen (Voeke). 

Die Besteaerong des Einkommens in jedtf AbtbeUang erfolgt n«mtich r«g«il- 

mässig an der Qaelle, wie bei einer Ertragssteuer. Eine Sumuiiriin? fiieser Ein- 
kommentheilc eiucr Feräon, dahvr auch eine Deciaration oder eine autUchu Schätzung 
des iDdividncllcn GesamintoiiikcinincDs findet im AUgemoinen nicht statt. Wohl aber 
kann sie der Steuerpflichtige fordern, bezw. vornehmen, um insbesotidero nachzuvreisen, 
dass sein ticSAUunteinkommeu unter der ürcnzo der Steuerptiicht ^bi^hcr löO Pf., jetzt 
160 Pf.) Üeibt oder er auf Abzug einer steuerfreien Quote, bisher 120 Pf. bis zvl 
400 Pf. Einkommen, nach dem Keformgcscfz liarcourt's von T'tO Pf. bis zu 

40Ü Pf., 100 Pf. TOtt 4 — 500 Pf. Einkommen, insofern auf Ermässigung des vollen 
Steoenntfas Aospmcli hat Neuerdings (1890) ist anch gestattet worden. Verloste iu 
einer Abtheiluns von Gewinnstcn in einor andern in Ab/u s /.u brin'jren und so Ststior- 
ireiheit oder Ermässigung und überhaupt oiue Besteuerung mehr nach wirklichem 
„Einkommen** zn erlutgen. Demgemftss erfolgen Rilcltzablnngen der crliobencn 
rtdi T zu viel eihobonen Steuerbeträge. Audi oini.m; andere Speciaibcstimmungen . so 
zvar die Erhebung der Steuer des KapitalisleUf Gläubigers, GrundeigeuthUmcrs beim 
Scbnldner, Pftchter, aber mit dem Rcent des Abngs für letzteron bei der Zins- nnd 
RcDtcnzahlung und mit der Pflicht des GLuibi^rcrs, EigenthUmers, das zu doldeOi 
11. A. m., wahren der Steuer den Subject- und Einkommeosteoercharacter. 

Die Abtheflangen (sogen. Shedules, A — E) eutspreclien einigermaassen den Üb- 
lichen Gliedern eines modernen „rationellen" Ertra^isstcuersystems , wie es in einigen 
contincntaleu Steuergesetzgebungen au^ebildet ist (besonders in Bayern, Würtemberpr, 
Baden, ann&bernd auch früher in Prenssen, jetzt noch in Oesterreich, Frankreich 
(s. Fin. II, 2. Aufl., §. 21BfI'.). Aber es bestehen zwischen diesen ÄbtheiloDgen der 
britischen Einkommensteuer und den contincntali'ii Ertragssteueru doch manche Ab- 
weichungen in Betreff der Ein bezieh ujtgeii besiiuiuiter concreter Ertragsarten in die 
Abtheiluugen , der Grenzziehnngcn zwischen letzteren im Einzelnen, wobei theils 
specifisdi britisclio Yerliältnisse und Auffa;<Hungen, anch eijzenthl'aiilicho britische 
Kcchtiuonneu für bcstiuimte Ertragsartcn , tlu ils freilich auch wohl uur eine gewisse 
WillkUhr zu den getroll'enen Anordnnngen geführt haben. Die Abtheilongeu sind 
sich daher auch nicht völlig bonioircn . ein Hauptmangel der Steuer, den man wohl 
iu England empfiadet, auch durch äiteie ^so für Abth. B. Pacliteinkommeu) und neuere 
(so bei Abtb. A, Gmndcinkommen, Geseu von 1894) Specialbestimmungen hinsichtlich 
der Berechnung: des steuerpflichtigen Ertrags, der gestatteten Abziij:*^ zu vorhi^ssern 

gesucht hat, ohne dass doch bisher etwas gau2 Befriedigendes erreicht worden ist. 
Ihne T&lligo Hinuberbildang der Steuer in eine eigentliche Einkommensteuer wird 
das auch kaum <;x'liii^'en. Vielfadi ist das steuerpflidifi^o Einkonunrm oder der Er- 
trag eine Mischung zwischen Koh- und Beiuertrag. Namentlich die Besteuerung dos 
Gmndeinkommens in Abtheilnng A erfolgt mehr mit nach dem Bohertrar und galt 
daher seit laii;^c aiidi den anderen Ertrfii^en frei^i-nuber als zu hoch fnm '20—80%)« 
womit bisher die Abweisung der Forderung eiues nominell höheren Steuerfnsses der 
Einkommensteuer fftr diese Art fondirten ^kommens — eine sonst Öfters gebilligte 
Forderung — und die ]iiedri;;cr(' Erl>^ellaf^^sfeuel• fur Tinmübiliar- als fur Mobiliar- 
vermögen gern begründet wurde. Seit der grossen Agrarkrisis und dem Sinken der 
Grundrenten in der neuesten Zeit wurdo diese mangelhafte Grundlage der Einkommen- 
steuer-Veranlagunjr des Grundcrtrasrs noch mehr empfunden. Das neue Ilarcourt'- 
sche Gesetz von 1894 (Finance act Art. 3ö) hat denn auch Aeuduruugen getioifen, 
indem jetzt bei der Veranlagung von Land (einschliesslich der dazu gehörigen Ge- 
bäude, l' annbauhei u. s. w.) der ermittelte Ertrag zur Festsetzung des steuerpflichtigen 
Ertrags um Ys« anderen Häusern und Gebäuden im Allgemeinen um Yn (mit 
einigen Specialbestimmungen, Art. Sö, b. I und II) herabgesetzt wird. Eine Erleichterung, 
von der man einen Jahresentgang von 800 000 Pf. St. (bei 8 d. Steuersatz) erwartete. 
Die Grundsätze der Veranlagung^ und das ganze Verantagongsrerfahron sind bei den 
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einzelnen Abthcilongen mehrfach verschieden. Eigentliche DecUrationen werden 
wesentlich nur in der Abthcilang D gewerbliches und ihm gleichgestelltes Einkommen) 
verlangt, aber ohne jjreilUpendc Garantiecn und Cautclen för die Richtigkeit, daher 
notorisch riilfach mit dem Erfolge sehr ungloichmässiger Veranlagung tind im Ganzen 
wohl oft viel zu niedriger Einschätzun?. Die Pächter (Abth. B' werden nach dem 
Pachtzins veranlagt, von dem aber nur eine bestimmte Quote steuerpflichtig ist, bis 
l>*y4 in England V<. i" Jichottlaud und Irland Vs« >™ Gesetz von 1>*".»4 wurde fOr 
alle drei Königreiche bestimmt, dass der Steuersatz hier nur '4 d. ji. Pf. bei dorn 
sonsUgun Steuersatz von !^ d. , also hiernach ^ '^ sein solle (gen. (jcicu Art. o.>>. lie- 
amtcngehalte (Abth. E) werden bei den Oflcutlichen Beamten nach den amtlich fest- 
stehenden Beträgen, Ii- i Privatbeamten nach den Angab m» der Arbeitgeber i, Chefs. 
Unternehmer), die Zinsen u. s. w der öti'eutlichca Schuld Abth. C) und der im In- 
land zahlbaren Zinsen. Renten von anderen Fonds and Effecten (aoch aaslindischcn) 
nach dem jeweilig fälligen » irkliolien B«nrago veranlagt und b -«tpuert. h'^zw. wird die 
Steuer gleich bei der Auszabiuug in Ab^ug gebracht. Aebnlich crfulgt aber auch 
in Abth. D die YeranUfun)^ und Besteuerung der Einkünfte der Oflentlichen Gesell* 
Schäften, flcr Ki^cnViahri Ti ii. s. w. Da im I.aiif der Zeit iiielirfai h Ycränderangen in 
der Einreihung einzelner Ertragsquellen, bczw. Einkommen unter den Abthcilongen 
erfolgt sind (so sind n. A. die Ertr&ge von Steinbrftchen« Bergveiken, £isen-, qU'^ 
S:\\/,-, Wasserwerken, Canälen. Fischereien. Märkten u. a. m. aus Abth. A in Abth. D 
gebracht worden), so lassen sich die Zahlen der Einschätzungen fUr die Abtheilongen 
und die Steaerertrlge dB?on niclit für die ganze Periode genau ronfrleichen. 

Nur im Grossen und Ganzen kann die Abtheilung A als eine 
Besteuerung des Grund- und Hauseinkommens (wie bei einer coii- 
tineiitalen Grund- und Ilausstener, Steuer vom Heinertrag", von 
der Reutej, die AbthciluDg B als IJcsteuerung des Pacbteinkommens 
des Pächters, die Abtbeilung C als eine Capittilzinssteuer von 
Staats- und gewissen anderen üftcntlicben Fonds, die Abtbeilung I), 
nach der Höhe der Veranlaguugssimuiicu und vollends der Steucr- 
erträge bei Weitem die Hauptrubnk, mit mehr als der Hälfte des 
gesammten Steuerertrags, als eine Sieuer von gewerblichem und 
verwandtem, weiter aber überhaupt von allem gteuerptlichtigen 
Kinkomuien , das niebt ausdrticklieh unter eine der vier audercu 
Abtbeiluugen fällt, endlich Abtbeilung E als eine Besteuerung der 
Gebalte und dgl. der üUentlichen und Privatbeamten (der Erwerbs- 
gesellscbalten und Geschäfte aller Art, Commis u. a. w.), eventuell 
aucb der in die stenerpflicbtige Einkommeugrenze fallenden Arbeiter, 
im Wesentlicbeu daher als eine Besoldungssteuer bezeichnet werden. 

Eine höhere Besteuerung de-^ ftindirten als des niehtfundirteu 
Einkommens und eine weitere Pid^a^'ssion des Stcuerfusses ist öfters, 
auch jüngst wieder bei Geiegcuheit der letzten Keform (1894), er- 
örtert worden. Aber die erste Maassregel ist bisher niebt in anderer 
Weise als durch die Verbindung mit der Erbsebaftssteuer (und je 
nach den Umständen mit der alten Landtaxe und der Fl;uis«tcupr, 
welche letztere aber den P^.igcnthtlmer nur als den iii iiut/.er triöt) 
erfolgt. Die zweite Maassregel ist nur in der Weise durcbgeführt, 
dass kleiaereSi au sich steuerpüichtiges Einkommen durch Gewährung 
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eines Abzugs Tom ganzen Einkommen reell degressiv besteaert 
wird, worin das nene Gesetz von 1894 etwas welter gegangen ist. 
Sonst hat aneh hier nur die Erbsehaftsstener jetzt, ebenfalls nacb 
dem Gesetz von 1894, begonnen, wenigstens das fandirte Ein- 
iLOmmen tbatsSchlieh progressiv (bezw. bis zn einem bestimmten 
Satze, von da an abwSrts also, wieder richtiger gesagt, degressiv) 
zn besteuern. Der Stenerfnss der Einkommensteuer iBt daher, von 
der Ausnahme bei Abtheilang B (Pachtgewinn) abgesehen, derselbe 
fttr alle Arten und Grftosen des Einkommens. Vornehmlich wegen 
der Btenerteebnischen Sehwierigkeiten und in der Einsieht, dass 
man dann genanere Declarationen oder Einschätzungen desindi- 
vidnellen Gesammteinkommens nnd seiner Znsammensetzong bedflrfe» 
um das wirkliche Einkommen nach Art und Höhe richtiger zn 
ermitteln, hat man bisher immer wieder in England Abstand davon 
genommen, der Anfgabe einer Unterscheidung des Einkommens nach 
Art nnd Höhe fUr die Festsetzung des Steuerfusses der Einkommen- 
steuer näher zn treten: mau fürchtete, wie Minister selbst offen 
zugestanden, Odium und Unpopularität, das paiiamcntariscbe iS^stem 
zeigte seine ihm anklebenden Schwächen. 

S. Uber die Höbe des Steaerfasses der britiäcbea Einkommensteuer von 1843 
bis 1886 Fin. III. S. 25B. Er war in dieser Zeit Im Maximum 16 d. p. Pf. (K^/, 7o) 
1856—57 im Krimkric)?, im Minimum 2 d. (7«7o) i" 1^75—70. aafangs (1843—54) 
stabil 7 d. (2.yi47o). neuerdings meist 5—6, in den letzten Jahren höher: 1885—87 
^ (3V,7o)' 1887—88 7, 1888—93 6 d. (2Va7o\ 1893—95 8 d. Er wird regelmässig 
jährlich im Fiuanzgcsetz nacb dem Bedarf, daher nacb den (kleineren) Schwankungen 
der Aiisgabiin imtl der übrigTn Einnahnifin festj^csot/.t, die Eiiikummenstener ist so in 
ihrem Fuss und Ertrage das buwcglicbc Element in der britischen Besteuerujiii'. 
1 d. Steuer rem Pfund giebt gegenwärtig brutto (d. b. fom Rohertrag vor Abzug der 
Ermässigangfln o. dgl.) 2.4 Mill. Pf. St.. anfatii,^-;. 184o, nur ca. 1 Mill. ; doch iat diese 
Zilier seit 10 Jahren nicht mehr gc^^tiegen. Auf die fünf Abtheilungen kam bei cincui 
8ten«ifkifl8 roa 8 d dn wirUichet Ertrag in 1000 PI St 

1893—94 1894—95 



A 


4.938 


4.752 


B 


254 


189 


C 


1.115 


1.258 


D 


7.974 


8.352 


£ 


1.063 


1.098 


Summe 


15.a42 


15.648 



In der Verfinderans der Zahlen g^s«n das Yorjahr in Abtb. A nnd B seigt sich der 
Einfluss der neuesten YerAaderangen dcv Oesetzgebang und auch etiras der der 

agrarischen Krbüs^). 



Weiteies ältere statistische Detail in Fin. III, S. 253 Ii. und neaestes im 38. ßeport 
OB Inland rerenne , p. 39 IT. Besonders Iteaelitensweräi ist die genaue Statistik der 
einzelnen Ertrags a rt en . welche zu jeder der Abtheilungen gehören, am Meisten fttr 
Abth. D mit ilurem sehr rerschiedenartigeu Inhalt, eb. S. 40; auch lehrreich als wirth- 
sduiftMti^tallsdiw Hateiial, rar Beorthälnng der rexwddedanartigen Eotwieklung der 
einzelnen Ertrige nnd de« immer sttbÄeren Debemicberos d«r geirerUicheo und rer* 

A. Wagner, FiauiwlsMiDMlttfk, Erginmagiliefk n Baad UL 2 
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1. AbadiD. Biitisdiö Bttsieaeraog. §. 4. 



Zur Ergänzung der bis 87 geliendcii näheren Darstellnng' der britischen 

Einkommensteaer in B. III (S. '2^0— 25G) werden die seitdem erfolgten Veränderungen 
hier noch etwas genauer angegeben. Am Wichtigsten war die neueste, von Uarcourt 
durchgeführte Keform ron 1894, deren Hauptpunctc im Vorausgehenden schon be- 
rührt worden sind. Atich (lariiber hier noch eini-r^'s W 'itere (Financo act 1SÜ4, 57 
and 58 Vict. ch. 30, part ül, Art. 33 — 38). Um Veränderungen erfolgen hier wie 
bä aniioren britisdum Sienen r^oluiut^öig in dea Finanz- oder Etatsgesetzen. 1887 
wurde den Pacliteru. welche genau Buch fuhren, erlaubt, auf Grund dieser Buch- 
fuhrung in Shednlo D statt in B zu steuern, daher ercntneil steuerfrei zu werden 
oder weniger zu steuern (Schatzkanxler Göschen 's Etatszed« t. 81. April 1887, 
Bull. 18H7 r, •*(-2.")). Nach einer Mittheilung Göschen 's in seiner nächsten Etatsrede 
(r. 26. März 1888, Bull. 1888 i, 461) machten duron 160 Pächter Gebrauch, die 
nnrnnebr Blatt mit 22,000 nor mit 2500 Pf. eiogeflchUzt wurden. In 1894 — 95 
steuerten schon 1^5 Pächter in Sh. D (Rep. p. 55). Im Jahre 1888 wurden auch 
Eigentbamcr für dasjenige Cultarland einkommeusteuerfrei, fOr welches sie lieiuen 
Reinenra«r gevonncn haben. Anschlap ron 20,000 Pf. Verlnst, In Wirklichkeit nur 
2800. 1890 wurde zii^'elassen, diiss man bei Declarationen den Verlust in einer 
Shcdule in einem Jahre mit dem Gowina in einer audoren compensiren dürfe (BolL 
1890 II, 480). 

Viel tiefer greifend war der Reformplan des Sehatzkanzlers HftTCOurt in dem 
liberalen Ministerium (Gladsrone- Koseberry) in seiner Etatsrede v. 16. März 1894 
i^Bull. 1894 II, 47;i •, ctwai im Zusamiueubang' mit der beabsichtigten grösseren lieform 
der Erbschaftssteuer. Mit der notorischen üeberachUtzung des Grandeinkommens in 
der bi^lieriiri ii Einkommensteuer fSii. A\ wobei nicht alle wirklichen Kojten abgezogen 
werden, wurde der Vorschlag motiviit, ländliches Qrundeigenthum um Yio« stadtisches 
(H&oser) nm Ve niedriger zur Besteuerung anzusetzen, vns fttr 1 d, Einkommensteneiy 
fuss auf einen Verlust von 100,000 Pf. fUr die Staatscasse veranschlagt wurde. Ferner 
sollten iu einer vielfach in der neunten europäischen Gesetzgebung wahrnehmbaren 
Tendenz, die unteren Mittelclassen zn erleichtern, die bisherigen ErmSssigungen er^ 
weitert werden: statt zur Ber i 1 ri ;i a les steuerpflichti^^en Einkürnmens bei Gesammf- 
oinkommen bis 400 Pf. bisher nur 120 Ff. soilten jetzt 160 Ff. abgezogen werden 
dtlrfen , wodnreh die Grenze der v&lligen Stenerfireihdt ron 150 auf 160 Pf. iUdte. 
Weiter sollte auch bei nocli liöheren Einkommen von 4 — 500 Pf. jetzt ein solcher 
Abzog, und zwar von 100 Pf. statthaft sein. Man berechnete, dass das über 
500 000 Censiten betreffen und einen Ausfall fUr die Staatscasse von 640,000 Pf. 
bei Censiten bis 400 Pf. Einkommen nnd von 200,000 Pf bei sdehen von 4—500 Pf. 
(beim Sa>' v n 8 d. S teu er fnss) und immerhin fohlbaxo Ermüssigiinsen fittr den einxehien 

Bctrcüeudcu ergeben würde. 

Bei der Beantragung dieser Eeformmaassregeln nach „sucialeti'' Gesichtspuncten 
kam Uarcourt auf die Frage der weiteren Progression des Steuerfnsses für höheres 
Einkommen zu sprecheu. £r erklärte sie im Frincip für berechtigt, aber die ad- 
ministrativen Schwieriglieiten einstweilen noch für unubersteiglicb, eben wegen 
der üblichen Besteuerung des Einkommens an der Quelle der Erträge, meist nicht 
bei den cndgiltigco Einkommenbeziehcrn selbst. Auch wo, wie in Üh. D für das 
gewerbliche Einkommen, Bedarationen ?eriaogt werden, beziehen sieh diese nicht mit 
auf das Einkommen, welches die betreffenden Personen ans anderen Quellen bezi h n 
Die Nachforschungen, Controien, Strafen worden aber bei einer andern Einrichtung 
der Steuer, wo das Oesammteinlrommcn einer Person ermittelt und (Smndlage der 
Steuer werden mtlsstc, so unerträjtlich werden, die Steuer so odiös machen, dass sie 
kaum aufrecht erhalten werden könnte (i). Uarcourt meinte daher, darch die ron 

wandten Erträge, auch der Steigerung der liausrenten, des Rückgangs der agrarischen 
Renten nnd Gewinne. In der Abth. A steigt jetzt nor der Ertrag der Hänser (honses 

and messuages), 1893/01 i^eircn das Vorjahr nni B.J^S',',, in Ene:Iand, 2.08 in Schott- 
land, 1.74 in Irland, sinkt der Ertrag des ländlichen Grundbesitzes, iu diesen Jahren 
um 1.81 in England, 0.62 in Schottland (38. Bep. p. 54, 46). Leider, dass nnr eine 
ergänzende Statistik der Höhe der individuellen Gcsauimteinkommen fehlt, welche für 
die Würdigung der Einkommenvertheünng und der socialen Entwicklung besonderen 
Werth hfttte. 
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ihm 'beantragte Reform der Erbschaftssteuer leichter den GedankoD der Fro^rcssidtät 

verwirklichen zu kötineii {i. u.). Schon jr-tzt bt>sf<'1i-ui bei dieser Steuer in England 
(JoDtroleii, di(5 eiiigrcif'ciid-T sind, als sio bei der Eiiikoromenbteaer uötliig wurden. 
Aber man crträ^ sie. In Deutschland ist es gerade umgekehrt Eine beachtena- 
werthe Verschiedenheit lier \dlksanschauunfrpn, freilich rornohmlich in den im Parlament 
herrschenden Mittel- mid hülieren Classen, aber ein Purict, mit dem eben za rechnen ist! 

§. 5. Von Ertragssteuern besteht für den Staat nur noch 
der Rest der alten Landsteuer (land taxe) und die reformirte 
Hanssteuer von 1851, beide nur in QroflBbritannien) nicht in Irland. 

S. Uber die Geschichfo der crstercn Fin. III, S. über die yA/A'^c Steiior 
eb. S. 256. Sie rabrt aas 1692 her, beruht auf altem stabilem Kataster roher Art 
und ist weseDtlieh zn eioer Realiast erstarrt, velche aoch ablösbar ist und noch fort- 
wnhreiid jährlich sich durch Ab!nsnng- ein wenig verringert. In den letzten Jahren 
Ub«5— Ü5) wurden jälirlich 2 — 3000 Pf. St. der Steuer in 1400 — 1700 Contracten, 
in jedem )üso etva IV3 Pf> St. abgelöst (im Ganzen nnter den Land tax Hedemption 
acts bis 1895 882,138 Pf.l. Der Ertra- war 1893/94 nur noch 1,00:1111 Pf., 
189^95 1,021.705 (net receipts, 38. Kep. inl. reir., p. 36). Neuerdings bei dem 
Sinken der agrarischen Rente wird über ihre, sonst rar nnbedemend geltende H9he 
auch geklagt. 

Die Uausstener, welche an Stelle der älteren unvoUkommcuoreD Fenster- und 
Wohnnngsstener getreten i&t (1851 , 14. u. 15. Vict. c. 36), trilft den Benutzer als 
solchen, ist daher mclir eine \Vohnungä-(Mieth-) Steuer. (S. Fin. III, S. 184 und 
besonders S. 250 ff.) Da sie Häuser unter 20 Pf. St. Micthwerih frei lässt. 
unterliegt ihr überhaupt nur der tujiftc Thcil aJler Häuser (18U-1 1,842,148 von 
6,893.242, wovon Wohnhäuser bczw. 946,275 und 6.019.889), mit den Normalsätzen 
von 9 (.1. f?>.75%) für blosse Wohnhänspr. von 0 J. (2.5%"^ für Hl'tuser, die zugleich 
gewerblichen Zwecken dienen. Auch hc\ dieser Steuer haben in neuebter Zeit Er- 
ma5sio;ungen aus socialen Gesichtspuncteii stattgefunden. Namentlich wurde 1890 der 
Steuerfuss für Häuser niedrigen Miethwerths herabgesetzt, wieder im lutoresse der 
höheren arbeitenden und der unteren Mittelclassen* von G und 9 d. auf 2 und 4 d. 
(0.833 ... nnd 1.666 . . .«/„^ bei Micthweith von 20 —40 Pf. und auf 4 und 6 d. 
fl.Onr, . . . nnJ 2.5 '-" p) p. Pfund bei Miethwcrth von 40 — 00 Pf. mit einem Ausfall 
von ca. Ö — 6U0,UU0 Pt. far die Slaatscasse, z« Ounsieu von ca. bUO,000 Steuerpflichtigen 
(s. Boll. 1890 I, 488). Es sind aber Bestrebungen anf weitere Ermissigang, selbst 
auf Aufhöbung oder wcnicrstens anf Ueberhissiniic der ganzen Hausstcucr an die 
Localverwaltuug hervorgetreten. Die Steuer gilt mitunter als ungerechtfertigte Doppel* 
bestenerang neben der Einkommenstener, nicht, vie die Erbschaftostener nnd wie 
öfters die contineutalen Hausstcuern, als richtige Ergänzung der Einkommensteuer, 
was bei ihrem Chaiacter als Wohouogssteuer aoch begreiflich ist Bei der beständigen 
Ansdebnung des Häaserbans, einer Folge nicht nnr der allgemeiDen BerOlkerangs* 
veruiehrunfT, sondern der i>tarkeren städtischen Zusammenhäufung und der industriellen 
Entwicklung, steigt der Erlrag regelmässig (1893 1.412. 1894 1.441, 1S95 1.462 MiU. 
Pf. St; nach dem Bohanscblag bei der Veranlagung 1894 (1803/94) 1.618 MUL Pf.; 
davon auf Wohnliäuser 1.225, auf Läden und Waarenhäuser 0.229, beer hoa«ea 
0.187, lodging houses 0.020, Farmhiiuser 0.007 Mill. Pf. B^. H.>p- P- ^^)- 

Zu den directen Steuern gehören ferner noch in gewissem Sinne 
wenigstens die theils zur Acciseverwaltnng, theils zur Stempelver- 
waltong ressortirenden gewerblichen und ähnlichen Licenzab- 
gaben , von der Art einer Specialgewerbesteuer l'ör gewisse einzelne 
Gewerbe, Berufe und Brwerbsarten, darunter namentlich diejenigen 
des Schankgewerbes und der Tabakindustrie. Die Erträge der 
wichtigsten davon sind neuerdings an die Localverwaltung abgetreten. 
8ie steUen in ihrer Ausbildung etwas fiigenthfimliebes nnd Beaebtens- 

2* 
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weitbes der britischen Besteuerung dar. Dasselbe gilt yoq den 
sogen, directen Lnxnsstenern (GebrancbBStenem), deren Er- 
trag aber gleiebfalls jüngst an die Loealverwaltnng überlassen 
worden ist (s. n. §. 10). 

Ueber die Slteren Vcrhiltnisse der Liccnzabgaben s. Ffn. III, S. 183, 185), die 

neuere Gestaltuup eb. S. 258 IF.; Uber die mit der Vcrbiaachs beste iicruiif^ der (ic- 
träiike, des Tabaks in Verbindunsj stehenden eli. S. 329—338: vielerlei Einzelheiten, , 
welcbe sieb nicbt in Kür/e zusaEoii)cnfas:5en labsen. Her?orzuheben u. A. dio jähr- 
licben Licenzab^aben der Bedltsauwältc , Notare und ftbnlichcr Personen (s. Ffn. IH, I 
259). Kleine Tarifändcrun^en von liceAzen sind aach «eit 1887 rorgekommeo (so 
1888 für Hawkers von 4 auf 2 Pf.). < 

Ueber die directen Gebrauchs- uiid I/j.vu9stcuorn s. Fin. III, S. 185 ff., 338 bis 
345. Die der TendLii/ nacli verwandte Abgabe von in- und ausländischen Gold- and 
SUbcrwaarcQ, vun denen jene dem Stempel, diese dem Zoll unterlagen (s. Fin. III. 
S.280), i6t 1890 aufgehoben «rordcii, mit im Interesse der indischen Silberarbeiter, 
mit einem Verluste für den Fiscus von ca. HO.OOO Pf. (s. Göschen'» Etatsrede 
T. 17. AprU 18dO, Boll. 18Ö0 I, 480, »uch Debatte bei den J.urds in 1889, eb. 1889 
II, 145). Die Wsji^iisteaer war noch 1889« vor der Uebertragung an die Loeal- 
venraltimg« dorch dnon Donen Tarif ermlssigC worden. 

§. 6. Die Verkehrs Stenern sind in Grossbritannien die . 
eigentliehen Stempelabgaben nnd die Stenern vom Ertrag 
des Personenverkehrs der Eisenbahnen. Letztere Steuer 
ressortirt zur Aociseyerwaltnng mit, die Stempelabgaben grOssten- 
theils zur StempelYerwaltong, deren Hauptabgaben aber ansserdem 
die Erbschaftssteuern sind und unter welcher auch noeh einige 
Licenzen stehen. 

Die Stempelabgaben treffen jetzt wesentlich nur die wich- 
tigsten Urkunden und Geschäfte des Verkehrs in Mobilien (nament- 
lich OreditpapiereD , Effecten) und Immobilien, meist nach einem 
Proportional- oder Gradations- Werthstempel (duty ad valorem), aber 
auch nach Fixstempeln, wozu insbesondere der sogen. Pcnnystempel 
für Quittungen und l'Ur mancherlei Anderes gehört. Die grosse 
Codification von 1870 bildet die Grundlage. Nencre kleinere 
Aenderungen, namentlich Ifinziitiiguugen und Eihühungen betreffen 
Vüiiiemlich den Börsenverkehr, dessen Werthpapiere und Geschäfte: 
eine ähnliche Tendenz zur umfassenderen und stärkeren Besteuerung 
dieses Verkehrs, seiner Objeete und Gewinne, damit des mobilen 
Vermögens, wie ^i<■ in der neuesten eontincntaleu Gesetzgebung 
hervortritt (Fraukreicli, Deutschland, Oesterreich u. a. m.). 

S. über das iUtere briti«;* Stctnpplvospu Fin. III. §. 87, tlber das jetzige eb. 
§. 119, 12U, S. 260- 265. Das llauptgescu ist 33 u. 34 Vict. c 97. 98 ?on 1870. 
Das schwierige und immer noch Ferwickeltc StempeU esL-n erhält seinen Character. wie 
überall, durch doii Formalismus des Privatrechts und liietct bei dessen EiL't^rif!iiim- 
lichkciten gerade ia England auch noch besondere fcJchwieiigkcitcu des VerstaiRiiiisses 
far den Fremden. In B. III a. a. 0. eine Uebersicht der Hauptfällo. Unter den 
Voräiidcrnnpen der letzten Jahre waren dicjciiig'cn in 18^-1, 1887, 188P und 1R91 
am Wichtigsten, welche eine weitete Aasbildung der Steuern auf Börsenettecten und 
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auf doa Verkehr darin betwecken. Acnderaog und Erhdhang: der EoileelonMtcmpcl 

Ton Inhaber- and Nampnspapieren, des Uobertragungsstempels, des Schlussnotenstciniicls 
(von 1 auf 6 d., 1594 auf 1 sh.), Kiufuhrong eines */io7o Stempels rom Nominal- 
kapital jeder neuen anonymen Gesellschaft mit beschränkter Haftbukeit oder jeder 
Kapitalvermchrmip: behteheiidcr solc her Geselle liaften, alle diese Aenderunf^en zii- 
sammcQ mit einem geschätzten Gesammtmchrcrtrag von ü80,000 Pf. i.t'inanzgesetze 
für die Etetsjahre 1885/86. 1887/1888« 1888/1889. Darüber die Etalsreden des 
Scliafzlanzlers. benonders fUr 18?<8— 89, u. A. im Bull, do stat. 188« II, MO, cb. 18«> 
II, 72 die einzelnen BeHtimuiungen des Ge«etzeä v. IHÜÖ.) Nur der veniger ein- 
trilglicbe Stempel auf fremde und Colonial^Sbare-Certificates worde 1894 aufgehoben. 
Sonst haben bloss kb iiii- Ermassifjuiiijen von Stcinpel« in ncncrc r Ztit stattgefunden, 
z. B. auf kleine Vursicherungsr ertrage, Lchrlintcsvcrträge. Ermässigt wurden auch 
die Patentgebühren (1894 mit Anselila«: ron 50,000 Pf. scblicsslichem Jahrcsvcrlust 
am Ertrag), ücbersicht der seit 1886 erfolgten Veränderungen der Stempel im 
88. Eep. on inland revcnue, Anhang S. XII, XIII. Eb. Statistik «b r Ertrnfr" S. 10. 
28, 29, Anhang S. X, XI, auch Statist, abstr. iW'y (1880— 94\ S. 17. Eb. Lebersicht 
der in 1895 geltenden Hauptsätze des Stempels, S. 29. Umt ndere Ucbersicht der 
Steinp.'l>rit/.c in Fin. III, ß, 120. S. 263, 2»m. Einiirc Beisjailc >ind: Es zahlen 
Sichtwüchsel den Pennysiempel, andere bis 100 Pf. 1 d. — 1 sh., für grössere Be- 
träge 1 s«b. fiir je 100 Pf. (VsoVo) oder Theil daron, Wcrtbpaptere , Colonial- und 
Staat^papiere, fornor solche, wolche nicht durch <lt. liv( ry iibi rtr;i;;bar siiul oder, wenn 
dies, laiis sie vor August 1Ö85 ausgestellt sind, dann die. weiche nicht Inhaberpapiere 
sind (deeds. marketable secority), je nach HQhe des Werthbetrags bis 10 Pf. 3 d.. 
TOB 10 — 20 Pf. S <]., von 25—50 Pf. 15 d.. höhere Bcträ-p bis ^00 Pf. für je 
50 Pf. 15 d. , Beträge Uber 300 Pf. für je lÜO Pf. oder Bruchtheil daron 2'/, sh. 
(Vs%)' Demselben Stempel nnterliegon Yerpflüidongen (mortgage honds, debentnres 
u. s. w \ 'nliabcrpapicrc ?aliI<Mi frtr je 10 Pf, oder Bruchtheil davon 1 sh. (VäVu)- 
SicbcrLcitca (securittos), welche an Stelle einer richtig gestempelten Sicherheit aus- 
gegeben, für je 20 Pf. V« *h. (*,V/o)- l'obertragungen unter Lebenden (Verkauf) 
jeder Art Eigenthums (mit Ausnahme bestimmter Stocks, wofür besondere Sätze be- 
stehen, so für Bank-von-England- Stock, Colonial- Stork nach d.^r Acte von 1877) bis 
zum Wcrtlibe'rage von 25 Pf. für je 5 Pf. oder ünicbtbeil davun 7a sh. (Va"/u » 'j'^^ 
BeträKen von 25 — ;5nO Pf, fur je 25 Pf. 2^.. sh. (Va^/o). bei höheren Beträgen für 
je 50 Pf, 5 sh. i'//' „)• Acfiengescilschaftcn" mit bc;-( lir.inULT Ilaftljaik.-it: für je 
100 Pf. oder Bruchiheil davon 2 sh. (V,o7o^- I^ie Statistik zeigt, vcrglii ben mit con- 
tinentalen Verhiltnissen , das relative Zurückstehen der Stempclerträge, dabor der be- 
trelfcnden Belastnnprcn bei Gniiideigenthum und bei den darauf 1)i'zuf;Iichcn GeschiLften. 
Der Ertrag war im letzten Jahre 1894/95 (womit die Daten ftlr frühere Jahre .in 
FiD. III, 8. 265 zn Torgleichen sind) in 1000 Pf. 8t. 

Yertragsnrkonden (deeds) und IHe Rubrik der Vertragsurknnden (mit 

andere Instravente 2.867 kleiner Abweichung der Endziffer, siebe 

Inhaberpapiere 128 £ep., f. 29) ergab; 

Actiengeselischafiskapital . . . 160 Agreements nndor band .... 
Schlussnoten mit mehr ab 1 d. Ladescheine ... ... 



Stempel 112 

Wechsel u. dgl 626 

Abfindungen für Banknoten . . 122 
Quittiings-, Kechnungs- und andere 

Pennystempcl 1.206 

Summe: ei^ntlicho Stempel 5.218 

Spielkalten (Spiel 3 d.) . , . . 20 

Licenzen und Certificate .... 167 

Lebeusrersicherongs- Stempel . . 58 

See „ „ . . 137 

Medicinische Patentstempel . . 235 

Körperschaftsstcuer (Fin.lII,S.27(T 89 

Summe aller dieser Stempel 5.875 

Erlindungs- Patente (Fin. III, S.265) 175 



Verkäufe von Land und Uäuscrn 
D^rl. von anderem Eigenthum . . 
TerpflndungTonLand undHäasecn 
Dgl. vo!i aüdorem Eirenthum . . 
Vcrpachiungei» u. Vüimieth.(leasc3) 
Familiensliftungcn (Settlements) 
Ucbertraj. von Fonds u. Acticn 
ScLuldvciochrcibuugcu (bonds, de- 

bcnturcs u. s. w. , Vs'/o Steuer) 
Nicht classific. Urkunden . . . 
Abfiud. mit öü'. Gesellschaften 

Strafen 

Postamt»-Tranafers(adhesirestamps 

far Urkunden) 

Summe 
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66 
665 
147 
144 
45 
12») 
Ii} 
1.130 

49 
340 
28 
9 

27 

2.875 
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Im Ganzen wird die Bt;lastung des Grundeijrenthums (Land und Häascr) durch 
ddQ UrkuiidüQ- bczw. YertragHstempel jcut auf 976,000 Pf. St bcrechoet, während 
1,900.000 Pf. Ertrag dieses Stempels vom mobilen Yennögen bezrttliit. Lotzteie Ziffer 
schwankt stark nach dor Gcschriftslagc , namontlich der Börsenlage. Im Vorjahr 
1893/d4 war z. B. der Ertrag des Stempels von UübcrtragunKeu vou fondd unU 
Aeiien nar 743,000 Pf. gegen M80,000 Pf. In 1894/95. 

Die Eisen 1) ahn Steuer bat sich zu einer Ertragssteuer vom 
Personenverkebr der Eisenbahnen entwickelt, wobei aber weit- 
gebende, in neuerer Zeit noch vergrösserte Befreiungen und Er- 
mässigungen eingetreten sind. 

Diese haben besonders seit den Bcätimmuugca von Ibb^i den Sleuercrtrafc sehr 
j^eschm&lert, ron Aber 800.000 Pf. frOher aäf unter 800,000 Pf., in 1894/95 «of 
259,000 Pf. (s. Fin. Itl, 266). 

%, 7. Die Erbfichaftsbesteaerung, die britiflche ^^Anfall- 
erwerbs-Bestenenmg" nach unserer Terminologie in der „allgemeiDen 
Stenerlehre'' (Band II), ist eine besonders wichtige nnd eigenartige 
Gruppe der britischen Stenern. Sie steht neuerdings im Vorder- 
grunde der legislativen Behandlung, aus fiscalischen, aber auch 
aus Steuer- und socialpolitischeii Gründcu. Steuertechnisch, volks- 
wirthschaitlicli und politisch hat sie ihre eigcuthümlicheu Schwierig- 
keiten geboten, namentlich in der Frage der Behandlung des 
Immobiliarvermögens. Die Reform ist auch hier in der allgemein 
üblichen britischen Weise, immer nur schritt- und stückweise in 
Einzelheiten, vor sich gegangen, nur die jüngste liefoim (1894) 
war umiasseoder und tiefergreifend, aber eine ganz nllgcmeiue 
Kefortu war auch sie noch nicht, auch nur eiue formell alles zu- 
sanuneiilassende, coditicircnde Gcbetzgebung hat dabei nicht statt- 
gefunden. Die Verhältnisse, auch schon die wenifren bisher vor- 
liegenden Erfalirungen ttbcr die Wirkung und Eri)rohiing dieser 
neuesten Kcform scheiiiei) weiter zu drängen, mindestens zu einer 
Coditication des ganzen schwierigen Rechtsgebiets, wobei dann 
wohl auch das materielle Recht der Steuer wieder verändert werden 
wtlrde. Aber man scheut vor solchen grösseren Reformen auf 
schwierigen Rechtsgebieten in England bekanntlich Uberhaupt zurück. 

Die Oomplieirtheit der Besteuerung^ ihre bisherige Zusammen« 
Setzung (bis 1804) aus fUnf Gliedern, welche wieder nach einem 
doppelten Eintheiinngsprincip in mehrere Gruppen zerfallen, erklärt 
sich, wie so Vieles im britischen Becbt, aus der allmäligen histo* 
rischen Entstehung , wo man immer nur Einzelnes umbildete und 
hinzufügtci ohne altes einheitlich zu gestalten, wie es in der mehr 
systematisch und principiell vorgehenden continentalen Gesetzgebung 
Üblich ist. Die lange vorherrschende Ansicht, es sei nothwendig, 
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Immobiliar- nnd MobilütrrermQgen in dieser BeBtenenisg veracbieden 
zQ behandeln, wer ein Hanptgnind dieser Gompltoirtheit des Stener- 
reclits. Die Eigenthflmliehkeiten des britischen Erbrechts, Ab- 
weichungen zwischen dem englischen nnd schottischen Secbt auf 
diesem Gebiete haben aber anch dazu beigetragen. Im Jahre 1894 
ist der Gesetsgebnng eine Vereinfachnng des Steuersystems gelangen, 
aber wirklich „einfach" nnd leicht verständlich ist anch danach 
das Erbschaltsstenerrecht noch nicht geworden. Die DarstelluDg, 
zumal eine knappere, bietet daher hier immer noch besondere 
Schwierigkeiten. Es mnss gerade hier stets das Gesetz selbst, anch 
das nene, nichts weniger als einfache yon 1894, eingesehen, Ja 
l^rmlich mit seiner Menge Einzelbestimmungen stadirt werden, was 
aber für den Laien im britischen Privatrecht, zumal den aiislän- 
discheii, auch seine crhel)liclien Schwierigkeiten hat. Diese neueste 
Reform der Erbschal'tsbesteueruug ist im Ganzen übrigens das 
Wichtigste aus der britischen Steuergeschichte der letzten Jahrzehnte. 

S, die vcrliÄltnissiniissijr einteilende DTrsteHnn? iIt lirifiselicn Erbscbaftsbe- 
«teuerong (bis 188<i — 87) in Fin. III, S. i'i'.t;— j;»;, du: l^iticraturaugaben und üosetze 
daselbst. Umfassendste und vuizultH Iil; -leutsche Arbeit: Lesers AvtMi/. in der 
Tüb. /(sehr. f. Staatswissenschaft 18^*1. Kiliott in Prdu^nive's dirtionnry of polit'wal 
ecouomy, Art. „death daties" (dftcra, auch in der amtlichen Terminologie, z. B. der 
Statlstilc, jetzt in EnjcUnd for diese Steoom gebranclitcr Name); ttberaommen in Bnll. 
4e Statist 1895 I, 178 ff. 

Im Fol«rendcn, unter Verwrci'5?in£r awf unsere frOlicrc Darstellung, nur eine ücbcr- 
sicht und Oharaotcnsiruug der bisliciigen Besteuciuu)" und ihrer Glieder, dagegen 
«ine etwas ^eoauere Darstellung der seit 1886 — 87 erfolgten Vcrändcruni^cn und be- 
sonders der neuen H a reoti r t'schen Keforui von 18f)4, *5her deren Wirkungen im 
ersten Jabro (Finanzjahr 1. April 1894, 1>5, die neue Besteuerung trat am 1. Aug. 1894 
in Kraft, bestand also nar in zvei Dritteln des Jahres) statistische Daten und amtlicher 
Berieht vorliegen S. die Materialien he-nndi i^, in den Etatsreden di-r Schatzkanzlor 
und den sich anschliessenden parlamentarischen Debatten. Das Wichtigste daraus 
wieder im Bnll. de stat, 1888 I, 446. 1889 I, 428, 558, 1894 I, 469 (RarconrC^s 
Reformphni), 1895 I, 532. Das neue (iesetz i^t der sogen. Financo act of ISOl, 57 n. 
5^ Vict. cli. 30, pait L Im Wortlaut, mit Einleitung Uber die Erbscbaft^istcucr und 
eommentironden Noten in Lelie and Graios, death dnties, Fin. act 1894, London 1894, 
Oebenetzuug, ebenfalls mit erläuternden Natten, von In halsen, im Kinanzarchir 1895, 
XII, B. 2, S. 147. S. auch Finanzarchiv 1893, X, B. 2, S. 283 und Heckei, 
Art. Erbschaftssteuer im Supplementband zum Handwörterl)uch der Staatswissenschaften. 
1896, S. 310, üeber die Ergebni^se Statistik und Bericht im 38. Kcp. Inland Re- 
venue 189.5, S. 19—28 und Anhang S. XXV— XXVIII. Danach auch Bull. 1895 II, 
S89— 400. Weitere Statistik im jährlichen Stat. abstr., so f. 1895 (1880—94) p. 38, 39. 

Die britische Erbschaftsbesteaerang bestand vor der jttngsteii 
Reform von 1894 zaletet nach den mehrfachen Veränderungen der 
1880 er Jahre ans fünf Wedem. Diese bildeten zaoäehst wieder 
.awei Gmppen, je nachdem der Stenerfius nach dem Verwandt- 
schaftBverhältniss des Terstorbenen Beerbten zum Erben nnd 
Legatar abgestnft war oder nicht Die erste Gruppe nrnfasste die 
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legacy und die succession duty, die zweite die probate, die acconnt 
und die unter dem ScbaUkansler Göschen 1^89 binzagefügte (ältere) 
estate daty. 

Steuerfrei waren bei der eisten Gruppe Ito &b6cli&ftcn etc. unter ^ich Ehe- 
gatten. Bei der legacy und der succcession dnty waren <li. Steu. rfasse früher fQr 
andere Erben u. 8. w. die nemliclicu, seit IS^'ü w in n sie bei der sncceasion duty 
hoher, daher seitdem bei der Ii y fur die directe Linie 1, bei der succes>ioii 1^/^ 
unter Geschtristern und deriui Nachliommen bczw. :! und V'.,, •nntcr Oiiki-l, 'lanten 
und deren Nachkommen ö und 6V4. unter Grossonlid, ürus.Ntantcn und deren Nach- 
kommen 6 und unter allen anderen Personen 10 und llV«*/o fom Werthbetra|p 
di.-s iL-iiien Erltes oder Legats, nacli Abzug- der Scliuldcn. I)orh waren neuerdings 
Erbtheiie bis 3U0 Pf. (früher bis lüU Pf ) steuerfrei und die directe Linie war seit 
1881 aiedann ron der Icgncy dnty ganz frei, wenn in den betreffenden Fillen die 
probate nnd die acconnt dnty za eatrichten war. 

Die drei Glieder der zweiten Gruppe hatten dagegen feste 
Steuerfflsse ohne Bücksiebt auf das Verwandtscbaftsyerhältniss 

zwischen dem Verstorbenen und seinen Erben u. s. w. 

Steuerfreiheit bei Nachlässen bis zum Werth von 100 Pf. bei der probate uud 
der acconnt dnty, dann degressirer Steoerfoss ron 2 % bei Vachllssen ron 100—500, 

von 2Ve7ü *>«i solchen vun :,()() — lOOt». voller Fuss von rr",^ fest für NachUteae in 
höherem Worth, wiederum vom rciucu Betrag nach Abzug der Schulden. 

Die G8 8 eben 'Bebe, zunächst fitr 7 Jahre bewilligte estate duty 
(Erbscbaftsmassen-Steaer) Ton 1889 hat dann das wichtige Prineip 
eingeführt, höhere Erbschaften an sich noch hoher („progressir") 
zu besteuern. Sie belegte nämlteb alle Nachlässe im Werth von 
Aber 10.000 Pf. St mit einem besonderen Zuschlag Ton 1 Steuer. 
Aueh Ehegatten und die yoü der legacy duty bei Zahlung der 
probate frei werdende directe Linie wurden daher seitdem wenigstena 
durch diese Steuer getroffen. 

Diese ftinf bisherigen Steuern sind aber iioeli in anderer Weise 
nach einem weiteren Unterscheidungsmerkuial zu gruppiren, nänilicb 
nach dem rechtlichen C h ar ;i f?tc r des von ihnen getrofleuen 
Vermögens. Die pr()l)ate, die accuiuiL mid die legacy duty bildeten 
hier die Gruppe der Besteuerung des „beweglichen'* Vermögens 
in dem weiten und eigenthaujlichen Sinne dieses Ausdrucks im 
englischen Recht, wonach auch uichtlcbenslängliche Nutzungen von 
Grundstücken zum „beweglichen" Vermögen gehören. Die erst 
spät, im Jahre 1853, hinzugekommene succession duty traf nur das 
unbewegliche Vermögen im Sinne des englischen Rechts und 
zwar auch dieses nicht in seinem vollen Kapitalwerthe, sondern 
nach dem als Leibreute berechneten Nutzimgswerthe iür den Erben. 
Die estate duty von 1889 umfasste dagegen im Prineip beiderlei 
Vermögen, bewegliches wie unbewegliches. Die probate duty war 
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die alte Hanptstener fOr beweglichen Naoblass. Zn ihrer Ergänzong 
wnrde 1881 die acconnt diity fttr gewisse verwandte, von jener 
nicht getroffene Fälle von Schenkungen n. s. w. hinsogefllgt. Sie 
hatte sonst im Wesentlichen die gleiche Einrichtong wie die probate 
dnty, war aber Ton gans nnbedentendem Ertrage (25—30,000 Pf. 
jährlich). 

Dieses ganze „System" der Erbschaftsbestenerung war ancb 
nach den in den 1880 er Jahren eingetretenen Aenderangen noch 
immer recht unvollkommen. Die Stenern trafen in den einzelnen 

♦ 

Fällen nngleichmässig nnd boten yielfacb Gelegenheit zu Hinter- 
ziehungen mittelst entsprechender Anordnungen über Vermögen, 
wobei dann die gesetzliche Steoerpflicht entfiel. 

Vgl. z. B. die Bemerkang«!! des Sebatdnaslers GOscben in seiner Etatsrede 1889^ 

mit Ecisi>ielen (Bull. 1889 I. 559). Eine alte Klage war die Begünstigung dos Iinmo- 
bilianrenDÖgeos darch die bestehende Besteuerung vor dem Mobiliartrermögon , ciue 
Klaffe, welche be^lflich mit der Entarlcklnnpr der kapitalistischen Verkebrsvirthschaft 

in Eujiland immer leblmfti r wurde. Die Einführung der succession duty im J. 1858 
batto dieser Klage ßcchuuug getragen, aber diese neue Steuer hob die Begünstigung 
des Immobiliarvermögens zvar im Princip nnd anch pnictisch in ▼eitern Omfang, 
aber nicht völlig auf. jiainenilicb iu Folgr der Besteueruni^ des Immobiliarvermögens 
bezw. des Einkommens daraus nach dem Icbcnälauglichen Nutzung^werth fut den Erben 
statt nach dem vollen Kapitalwerth wie beim beweglichen Vermögen. Diese Unter- 
scheidung in der Veranlagungsart ist auch immer wieder angefochten, aber andererseits 
mit der ungUnsti^reren Behandlung des unljewcglichen Vermögens be/.w. Einkommens 
daraus in der Einkouimenstcuor — wo üöschen einen aJlgcmeinen Steuerfuss von 7 d. 
als einen solchen von a-'H '.) d. für die Shedule A angenommen hat — , ferner auch 
mit der bisherigen einseitigen Belastung des (rrurwlb -sit/es dnich die Localbesteuerung 
wieder ciniirermaassen gerechtfertigt worden. Immeiliiu berücksichtigte auch eine 
der üöschon'schen Reform maassregeln von 18^s — 89 jene alte Klage. Es wurde bei 
Gelegenheit der noch näher zu erwähnenden üeberlassung eincrj Theils des Ertrags 
der probate duty an die Locaiverwaltung der Steuerfuss der succession duty, welcher 
Insher demjenigen der legacy duty gleich gewesen war. nicht unbedeutend erhöht: 
von 1 auf l.-V^'o ^'-i '^'T dirccten Linie tin l um je l.'»",'« für die anderen Classcn 
und btufen. also von bezw. 3, 5. 6, 10 auf 4.5, G.5, 7.5, 11.57o- (Die Begründung 
in GOschen's Etatsrede 1888, BoU. 1888 I, 447.) Man berechnete davon eine Er- 
tragssteigerung, frcilirli erst nach einer Iringeren Reilir; \oii .Taluen wenn die 
Wirkung ganz zur ücltung gekommen sein wurde, von 36{5,0UO Ft. luv Erleichterung 
der Stenerpflichtigen wurde die Zahlongsfrist bei der succession doty gleichzeitig von 
4 auf 8 Jahre nach >Viiiisch der Eobteucrt« n vcrlänijert. Anch Verschärfungen der 
Controlen der Erbschaftssteuer und der Maa.ssregeln zur Erschwerung von Hinter- 
ziehungen erfolgten damals (s. darttber GOschen's Ansfttbmngen, Boll. 1889 I, 558 £). 

Im Jahre 1889 setzte G oschcn dann auch jene lüuftc Eibschafts- 
Bteuer, der er den Namen „estate duty'' gab, durch: aus fiscalischen 
Gründen des Finanzbcdaifs, aber gerade sie auch aus Steuer- und 
socialpolitischen Gründen , um so die wirklich wohlhabenderen 
Classen höher zu besteuern, und zugieicli zur Ergänzung der Kin- 
konmiensteuer in der liichtnnir der hüiicreu Bcbteuernng fuudirten, 
insbesondere Kapitaleinkoniineus und progressiven (be/w. bis zu 
einem höheren festen Satze steigenden degressiven) bteuerlusses. 
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Man erwartete ron dieser Znsclila^sfcuL'r von für die Erbschaftsmassen von 
über 10.000 ri. Sl Bütra^ einen Eitrag von ziin.ich.-vt irejrcii 800.000, später von 
beinahe 1.1 Mill. Er ist noch höher gestie-eii. I892/Ö3 war er 1.255,000, 
189H'04 l,2:>2,(i00 Pf. Da diese Steuer aber im Ucbrigen nach Maassjjabe der 
Grandsätze der prubaiO und der sacccssiun üuty vcraiiUä:t wurde, auch äo, dass be- 
wegliches Vermögen Hn vngetheilte Masse steuerpflichtig war, unbewegliches nach 
Höhe der T^rbportioncn , so belastete auch diese cstate duty doch wieder ganz tiber- 
wiegend das crstorc Vermögen. (Vgl. die Debatte über Uöscbcn s Plan, Bull. 1889 
I, 448, 558 ff'.). Vom wiritliclien Ertrag dos ersten Jahres, wo sie io Kraft war, fielen 
denn auch 7S(Ki42 Pf. auf bewegliches Vermögen, somit ein starker Zuschlag zur 
probate duty, nur 9776 auf unbeweglicbeä. Später stieg letzterer Betrag swar ver> 
hftliBissmIssig fiel stärker üs crsterer. Aber auch fn den letzten beiden Jahren 
?or der Ersetzung mit durch die neue e>tate Jiity von 11^04 war der Ertrag 1892 
auf 1893 1,091 760 Pf. von persönlichem (beweglichem) Vermöseo (personatty) , nur 
162.902 fom ReaWermögen (rcalty), 189.3/94 bezw, 1.069,188 und 163,045 Pf., 
zusammen 1,254.662 und 1.232,228 Pf. über V? — V« ^"oo im Ganzen (ohne AntheiJ 
der Locilrervraltnnf?) S Hr)0 ."",88 und 7 oTS.Tnf) Pf. Die socialpolitische Meljrbolastnng' 
der Wühlkabcnderen (Glissen durch diö^eu Zuschlag und die fiscalischc Bedeutung 
desselben ist al^o immeriiin nicht ganz nnorheblich gewesen. Aber auch diese neae 
Steuer ron 1889 hatte doch durch diese neno Ungleichheit der Belasfnng dos bewcg- 
lichcu und unbewcglicbea Vermögens die Unhaltbarkeit Jei Käuzen bisherigen Ein- 
richtung der ErbschaftsbesteuoTiing gezeigt und somit die Nothwendigkeit weiterer 
Reformen erwiesen. Conserva'ivo (nöschen), Liberale (Gladntüiie , Hareourt) ^aben 
das zu. Nur die grosseu technischen Schwierigkeiten der Materie rerzOgerten, ucbcu 
pwlameatarischea Momenten, diese tiefere Jleform immer wieder. 

Ein wichtiger Schritt weiter war dann schon die (Jeberlassang 
einer Quote, im ersten Jahre (1888 89) ^.3, im folgenden des 

Eitra<;8 der probate duty au die Localverwaltung: der drei König- 
reiche, wovon 80% England, 11 an Scliottland, 9 an Irland 
kamen, zu Händen der neuen Graischaftsräthe in England und zur 
Mitdeckiing der Armenlasten (s. u. §. 10). 

Mau wollte auf diese N\'cise ein altes, neuerdings immer mehr lierrorgetrelenos 
Verlangen mit erfüllen, nemlicli die Locatbesteoerang, welche zudem auch in Gross- 

britanuien Jihnlich wie auf dem Continente so besonders stark wächst, nicht immer 
nur auf das unbewcgUcbe Vormögea (bezw. auf die Benutzer dos sichtbaren ßeal- 
besitzes) zu legen (s. Fln. III, S. 349). Da die probate duty gerade nur das beweg- 
liche Vermögen trifft, liess sich das auf diese Weise erreichen. Die anderweiten 
genannten Aenderun<;en der Erbschaftssteuern und die unter Schwankungen je nach 
der Sterblichkeit erfolgende Steigerung des Erbvermögens haben den dem Staate vei- 
bldbendeu Ertrag der Erbschafissteucro dennoch auf der früheren Höhe gehalten 
und ihn selbst noch weiter steigen lassen. Kr war l'^sO'sl (net receipts) ß.657. 
stieg bis 1887/88 auf 8.242. sank 1888/89 in l ulije der leberlassuug eines Theils 
der. probate duty an die Local Verwaltung auf ().558. stieg dann aber wieder mit der 
esfate duty von 1889 und der Erhöhung der Steuei'sät/'.e der sucression duty bis 
1892/93 auf 8.351, 1893/94 war er 7.579 MiU. Pf. Zur Vergicichuug der ganzen 
Erbschaltssteuererträgo mOssen seit 1889 die Antheile der Localrerwaltnng hinzu- 
gerechnet werden. 

§. 8. Die ErbsehaftsBteaerreform von 1894. Die um- 
fassendere Refoirm der Erbscbaftsbestcoerung hatte der Schatzlcanzler 
des eQDServati ven Ministerinins Salisbury, Gesehen, doeh noch 
seinem Naehtblger Ha reo ort im nenea liberalen Ministeriam G-lad- 
stone-Rosebery (1892) ttberlassen. Aneh dieser gelangte erst Im 
«weiten Jahre seiner AmtsfUhruDg zur Verwirkliehnng dieser allseitig 
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seit lange ak nothwendig erkannten Befom. Die leitenden Ziel- 
pnncte des Harcourt 'sehen Planes, welcher in der Finanzaete von 
1894 Im WesenÜiehen danaeh Gesetzeskraft erlangt hat, waren: 
Yereinfaehung des ganzen Systems» wenn aaeh unter Beibehaltang 
eines erheblichen Theiles des alten, der legacy und saceession 
daty, d. h. derjenigen zwei Steneru, deren Fuss sich nach dem 
Verwandtschaftsverhültniss zwischen Verstorbenem und Erben ab- 
stuft; Gleiehmilssigkeit der fiestenerong verschiedenartigen Ver- 
mögens (personlichen, beweglichen und realen, nnbeweglichen); 
stärkere Mitbenatznng der Erbschaftsbestenerang znr riebtigeren 
VertbeiluDg der Steuerlast nach der Leistungsfähigkeit und zur 
höheren Belastung der wohlhabeiHicn imd zumal der reichen Clas8en, 
daher auch zur angemessenen iMgiiii/.iuig der Einkommenssteuer; 
daneben Ertragssteigerung im fiscalischen Interesse bei der bestän- 
digen Steigerung des staatlichen und localen Finanzbedarfs. Die 
Den in das System eingeftigte, ebenfalls den Namen „estate dnty" 
tragende Steuer hatte in der ITauptsache die drei die Verwandt- 
schaft nicht berücksichtigenden Steuern des bisherigen Systems, 
die probate, account und die bisherige (Göschen'sclie) cstate dtity 
von 1889 zu ersetzen. Sie sollte jederlei von T i ii swegeu den 
Besitz wechselndes Vermögen, unbewegliches wie bewegliches, nach 
dessen ganzem reinen Werth (unter Abzug der Schulden u. s. w.) 
treffen, welcher zu diesem Zweck der Besteuerung als einheitliche 
Masse zu betrachten war. Die bisherige Steueri'reiheit bis 100 Tf. 
Vermtfgenswertb blieb. Auch unbewegliches Verm^lgen war aber 
von nun an nicht mehr nach dem Leibrentenwerth für den Erben, 
•sondern nach seinem vollen Kapitalwerth wie bewegliches zu ver- 
steuern, ein auch auf die verbleibende succession dnty jetzt ange- 
wandter Grundsatz. Zur Compensation wurde die Ueberlastung 
des Grundbesitzes in der Einkommensteuer, wie oben (S. 16) an- 
g^eben, beseitigt oder doch ermässigt. Ein besonders wichtiger 
Punct in stener- und sociaipolitischer Hinsicht war aber die Alj- 
atufung des Steuerfnsses nach der Höhe des Werths der Erbschafts- 
masse, die allgemeine Einführung eines mit 1% bei 100—500 Pf. St 
Werth beginnenden, bis auf 8% (bei einem Werth von über 
1 Million Pf. St.) steigenden, bis dahin also ,| progressiven" 
IStenerfusses. Diese progressive (beaw. riehtiger: degressive) Erb- 
schaftssteuer triflft also alles VermageUf auch in der directen Linie^ 
tlberhanpt jederlei Erbgang, auch den unter Ehegatten, die bisher 
iillgemein steuerfrei waren. Nur ist die directe Linie , wenn sie 
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estate dnty xablt, Ton der Steuerpflicbt wie in der legacy (wie 
icbon bisher seit 1881) so jeUt aacb in der snceewioD dnty frei- ; 
gemacbt worden. Diese NeagestalttiDg eines soleben Steuerfosses 
ward von der Regierung (Hareonrt) In sebr beaebtenswerther | 
Weise mit der rechtlichen Natnr des Erbreebts nnd der Erbscbafirs- 
Steuer begründet (s. n.). Der Localyerwaltnng wurde an Stelle des 
bisherigen Antbeils an der probate dnly ein fester Antbeil (lVi% ' 
▼om Btenerpfliebtfgen Vermögen) an der neuen estate dnty, doch 
nur Ton dem beweglichen Vermi^gen, welches sie belegte, ge- 
währt. Man reebnete anf eine Steigerung der gesammten „Todes^ 
Stenern*' durch diese Reform um 3.5—4 MilL Pf. 8t auf ca. 14 Mill. Pf. 
einschliesslich des der Localverwaltnng zugedachten Betrags von 
ca. 2.5 Mill. Pf. 

Die »Dgedentet« Befrandoni: seines PItncs dnrcb Hftrconrt in der Weise 

eines furinlil hen Staatserbreclits . wie in der Auffassmig; H. v. Schee Ts und ia 
meiner bezU^iicbeji Theorie (Fiit. II, 2. Auä., 233, 241) erlaube ick mir hier, auch 
zur Abwebr manelier mir gegen diese AnfliiSBatig ta Thcil gevoTdenen Polemik, be- 
sonders hervorzuheben. „Das leitende Priucip ^li. bei jedem Ucbcrpang von Vcr- 
mögeu (Eigenthum) von Tode&wegen mtlsse der Staat seinen Antheil Tor jedem 
Erben rorwefrnehmen... Der Rechtstitd des Staate auf das YennOi^en eines 
VerstorbcncD gehe jedem anderen vor. Denn die Natur habe dem Menschen keino 
Macht über irdu>che Güter tlber sein Leben hinaus gegeben. Das Recht eines Ver- 
storbenen, über seine Guter zu verfugen, beruhe nur auf dem Gesetz, der Staat habe 
die Bcfugniss, die Bedingungen und Rescrren, unter denen dieses Recht ausgeübt 
werden könnp. zu l)c^ti^Jmen. Da> Tesfirrecht sei >o eine SchApfuiig fle« ^esrhriebenon 
Rechts. In Eiuiaugclung testaaicutaiischer Veiiugun^'cn ordne der Staat die Be- 
stimmung an, welche dem Vermögen zu gebeB tei. Diese Erbschaftssteuer belaste 
d a Ii e r a u r Ii N i e ui a n d , d e r S t a a t n f h m e n ii r s o i n e n T h c i 1 . dann erst könnten 
die anderen l'crsonen ihre Rechte ausüben. Das* i^rincip sei einfach und gerecht, 
nur seine Anwendung biete Schwierigkeiten." Dicsi> Ausführungen eines Finanz- 
practikers iiiid Staatsmannes Ileii einen wiclui^en 1 (irisclnitt in der Steuerpolitik 
dar. Harcourt'ö Berufung aut ..jedes Elemcniaibuch der Politischen ückonomie 
oder Finan/wissenschaft" zur Bestätigung seiner Ansicht i»t freilich nicht zulässig. 
lU'un hibhcv Iiat diese EeLTüiiduiii; der Erbschaftssteuer zwar manche Anhänger, 
aber wohl noch überwiegend Gegner (s. die Litteraturangaben in Fin. II, 2. Aufl., 
S. 568 ff-, wozu i-eitdem noch anzttffDgeii: Esehenbacb, Erbrechtsreform nnd Erb- 
schaftssteuer, 1891, und derselbe, Art Erlisrhaftssteuer im H. W. B. der Staatswiss. 
III, 295 Ii., Litt. eb. S. 308). Eine höchst bemcrkenswurthe Motifirung von Seiten 
eines Staatsmannes, wie Hareonrt, liegt hier jcdenfalla vor. In Dentschland gilt 
Manchem eine solche Begründung noch für .. sdilimmster Socialismus" nrid „höchst 
gefährlich (S. Uarcourt's Rede im Bull. Ib94 I, 469 ü'., auch im Fioanzarcbiv 
1895, Xn, B. 2. S. 149). 

Unter nochmaliger Yei Weisung auf das Gesetz scllj^vt. auch auf die (kanrn fttr 
dos Yerständniss ausreichenden) Commentarc von Lclic und Craics und von In- 
h Olsen fobro ich zur Ergänzung der obigen Uebersiclt der Grnndzuge der nenon 
Gesetzgcbuii!,' nnrli Folucndes über wichtigere Einzelheiten hinzu. Volles Verständnis^, 
auch hinsichtlich der Tragweite der einzelnen Bestimmungen (so derjenigen (tber die 
Grenzen der Steuerpflicbtigkeit, über die Befreiungen ), liann nur eine nmfassimde Be- 
arbeitung der ganzen Gesetzgebung, im steten AnLalt an die Normen des biitiscben 
Privatrechts geben. 

Nach wie vor I?<94 (1. Aug.) ist also die britische Erbschaftshcsteucrung keine 
einheitliche, sondern hie besteht aus zwei Gliedern, der allgemeinen neuen estate 
duty von 1894, welche fur alle liachlässe der vom 2. Aug. 1894 an sterbenden Pec^ 
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sonen an Stelle der bisherifea probate duu , «ler acconnt duty, der 1888er Stover« 
zuschlage zur sucression duty mnl ikr (iösc hon 'schon estate duty von jt''- 
treten ist, mit einheitlichem, nach der Wcrthhühc der Iliiiterlassoribchati abgüstuficm 
(projfressivem bez«r. degressivem) Steaurfusse; sodann der ira Dcbrigen grOsstentbeils 
verbleibenden, den Steuerfuss nacli dem Verwandtschaftürcrblüiniss zwischin Ver- 
storbenem und Erben abstufenden Duppulatuuer, der bislierigen Icf^acy für pciaOuIiches, 
boveglichfls lud der BDcccssion duty für reales, nnbeveglichcs Vermögen. 

Der neuen estate duty ist die Summirong dos NW-rtlis i aggregation) der 
gaazcu Verlasscnschaft, daher namentlicb des beweglichen und uubeveglichen, per- 
sönlichen md Bealvermögens wesentlich und in der Tbat bei der Abstufun; das 
Steuerfasses nach der WeithliftliL« dos Naclila.sses eiii(i unvermeidliche Conseqaen/.. 
wie sie auch ebenso durch den Abzug der ächulden und Lasten, um den leiaeu 
steaerpfUchfis^en Werth zn erbitten, gefordert ist. Aber in der Darebfttbninf dieses 
an sich einfachen Priii -ip- hahcu sieh für Gcsotz«rohun;^ und auch bcTeifs fiir Ver- 
waltung grosse Schwierigkeiten ergeben. Doc Bericht der Verwaltaug der Inland- 
stenem bebt das besondere berror: „Die Vorscbriften far die Darcbfabmog boten 
Probleme der Auslof^-uni^ und Vcrwaltun;:. welrhc nur Zeit nnd Praxis hüsen könnten 
und welche in manchen FiUlca ohne Zweifel erst durch die autoritatircu Entscheidaageo 
der GerlebtsbSfe erledigt werden vttrden^' (38. Rep., p. 21). Debor das Prindp der 
Summirang des Werths bei der estate duty s, §. 4 des Gesetzes, über die Bcrec hnung 
des Werths und Uber die Abzüge für Suhalden und Lasten und die Ausnahmen hierbei 
7, mit viden casafatischen Details. Nscb §. 7 No. 5 soU als Kapitalvorth (principal 
value) jedes Vermrif^ensstucks der Preis gelten, welcher nach Ansicht der Steuer- 
behörde beim Verkauf auf offenem Markte zur Zeit des Todes des Verstorbenen er- 
zielt worden w&re, doch mit einer Ausnahmebestimmung für ländliches Gnindeigenthara, 
wo mit einigen weitem Clanseln in Botreif der Berechnung der steuerpflichtige Kapital- 
werth das 25 fache des Einkommensteuerbetrags der Shcdule A nicht Ubersteigen soll. 
Die schon erwähnte wichtige Aenderung gegen früher, wo hier nur der Nutzungs- 
werth für die Lobcnsteit des Erben nach dessen Lebensalter beim Erbaufall, wie bei 
einer Leibrente, zu Grande gelegt wurde. At; rh Schenkungen aus dem letzten Jahre 
vor dem Tode des Verstorbenen tsiud im l'nncip steuerpflichtig, ältere nur dann 
nicht, wenn der Erblasser sich keinerlei Vortheile für soiae Lebenszeit mehr vor- 
behalten hatte (§.2. So. S). Dass sich Tendenzen, bich der estate duty dun li Fort- 
gäbe ron Vermöseuäthoileu bei Lebzeiten zu entziehen, bereits zeigen, hebt der Sieuer- 
bericbt fÄr 1895 schon hervor (p. 26). Die estnte dnty wird als Stempelabgabe auf 
Grand von eidlichen Steuer Jeclarationen der vorj^csehfnen „executors" des Mobiliar- 
nachlasscs und von anderweiten Declarationen der souat fOr die Steuer verantwortlichen 
Personen veranlagt. (Hiertiber and Uber die zur Abgabe der Deolanition Verpflichteten 
Näheres besonders in §. 6. Frist zur Ablieferunjj der Dcclaration regelmässip: sechs 
Monate. 3% Steuer von der schuldigen estate duty bis zur Einreichung der Do- 
elandon. FsUIgkeit der Sieaer bei dieser Einreiehnng, eventuell spfttestens sedis 
Monate nach dem Todesfall. Auf AVnnsch wird aber die auf Immobiliarvermögen 
fällige Steuer gestundet und ist dann die erste Kate 12 Monate nach dem Tode fällig; 
ffkr die ganze Stener dieser Art tonnen aebt gleiche Jahres- Ratenzablungen oder 
16 halbjährige gewährt xerden, doch alle diese einstweilen gestundeten Beträge mit 
37« Zinsen p. a. S. §. 6, No. 7.) Ausdehnung der Steuerpflicbt auf Objecto , welche 
aasMrbalb des Tereinigten Königreichs liegen, nur beding^ nemllch wenn dafür sonst 
nach dem bestehenden Reeht h^gaey oder <weeessiüri duty ZU zahlen war oder nur 
wegen Ycrvandtscbaftsnähe nicht /u zahlen gewesen wäre (§. 2. Ho. 2\. Die Steuer- 
st»]* der estate doty ist (§. 17): 17o für 100—500, 2 für 500—1000, 8 ftr 1000 
bis 10,000 , 4 für 10 — 25.000. 4»/, für 25—50,000. 5 fur '.0 — 75,000, 5»,'j für 
75—100,000, 6 für 100—150,000, fi'/, für 150-250,000, 7 far 250-.500.000, 7»/» 
für 500—1.000,000 , 8 für über 1 Mill. Pf. St. Die Procontbcrechnung der Stener 
erfolgt für je 10 Pf. Nachlaas, Bruchtheile unter 10 Pf. für 10 Pf. gerechnet. Für 
kleine Nachlässe von 100 — 300 Pf. Rrnttowerth kann aber statt dieser Procentsteuer 
der feste Satz von 3U bh., bei Werth von 300 — 500 Pf. von 50 sh. bezahlt werden 
(§. 16. No. 1). Bei Hinterlassenschaften zum Nettowerth der Immobilien und Mobilien 
bis 1000 Pf. St. erfolgt eine separate Veranh^unc:. Ist die feste Steuer von 30 
oder 50 sh. oder die gewöhnliche estate duty datauf entrichtet worden, so entfällt 
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hier ädlgemeiu, wem auch immer der N>\( Iiliss zafallo, die sonst eintretende Pflicht, 
auf derlei Erbschaften u. 8. v. icgacy und saccessiou duty und ebenso die so^en. 
,^ettlement estate duty" zu zahlen. Insofern dnd aln> kleine Erbecbaften bis 1000 Pf. 
in der GeBammt'ErbscbifisbeBlenwnnf eridehtoit (§. 16. Ko. 3). 

Unter den Befreiang:en von der estate duty (§. 15) ^don genannt: einzelne 
Jabresrenten hin 25 Pf. Betrag, Kuni>tverke , Gemälde, Bacher a. dgl. ron all* 
ftomelnerem ▼issenschaftlieben und hfatoriachen »ationalea Interesse, Wittiren' und 

Waisenpensionen der britisch- indischen Repicrnng. S, ferner für gt^wisso andere 
Exemtiooen §. 21. Besooders wichtig ist die Befreiung der directeu Linie von den 
anderen Erbsebaftsstenern, wenn (»täte duty geatblt Ist (§. 1). 

Die eben erwrihiife ^^ottIement o^ta^o diity ist für die iiblichen „s-etlleuients". — 
Yennögeosstiftungon, bei denen nur der üic&ibraucb, nicht das volle Eigenthamsrccht, 
daher ancb Im Allgemeinen nicht das Yerftnaseningsreeht auf bestimmte Personen 
iL'im Tode einer anderen (des bisherigen Nntzniessers, bezw. des ersten Stifters) über- 
geht — besonders eingeführt und dem Wesen dieses Instituts gemäss eingerichtet 
worden {§. 5, 17). Sie wird vom Kapitalwerth der festgelegten VermögensstUcko mit 
1°'<, erhoben (ausser beim ausschliesslichen üebergang des Niessbraucbs an den Über- 
lebenden EhegatteiO und nicht mehr als einmal während der Dauer der Festlegung 
(mit weiteren Specialbcstimmnngen in §. o, Nr. 2 — 5). 

Bei der Icgaey und der succession duty bleibt die bishi rigo Steueifrelbeit ron 
Hinfcrlaftseiisrhaften von 10<> Pf. St. Werth. Die Arte von lS!t-4 hat hier, ausser der 
Befreiung; der directeu Linie vüu dieser Steuer bei Zahlung der eatato duty, äoust 
nur die wichtige Bestimmung getroffen, dass das der succession daty niKerworfene 
KeaherinftfriM (real propetty) nunmehr seinem rollen Kapitalwertli nach beim Erb.ffang" 
besteuert wird, weiui es mit voller Verfügungsfreiheit auf deü Erbeu übergeht. Vom 
steuerpflichtigen Werth wird nur der Betraft der gezahlten estate duty abgezogen. 
Die Gnindbätze für die Werthbestiminun^ sind die nämlichen wie bei der estate duty 
(Finanzacte IbM, §. 18). (üebcrsicht der Steuersätze und Befreiungen bei der legacy 
und der snceession duty in Lellc und Graies, p. XI ff.). 

Das erste Jahr, in welchem die iicnc (Icset/frebunp- in Kr:ift war, 1. April 1894/95, 
hat nicht nur als Einfuhraugs- und Uebergaogsjahr, wo sich manche besondere 
Sebwierigkeitcn in der Durchfübmng der Veranlagung zeigen mnssten, noch keine 
ausreichende Probe liefern können. Da die neue estate duty erst am 1, Aug. 1804 
eintrat und bis dahin die älteren Stenern, probate, account und 18S96r frübcro estate 
duty, erhoben wurden, sind die Veranlagungs- und Ertragsdalen auch zu Veigleicbnngen 
nur bedingt hrauchbar. Der Bi richt der inländischen Steuerverwaltaiij^ bringt 
aber immerhin schon manche wichtige Daten. Der Mehrortrag. welcher der neuen 
daty znznschreiben war, betrag 1894/95 gegen 1893/94 fast 1 MUl. Pf. (960.258). 
Trotz der neuen Besfeuenuigsmethode nach dem vollen Kapitalwerth auch bei Grund- 
cigenthnm überwiegt doch dad von der neuen estate duty getrolTonc persönliche Ver- 
mögen das reale naeh wie ror sehr stark: reranUigt zur estate dnty wnrden (incl. der 
Beträi;,e deelarirten Vermögens, auf welche die Steuer im Finanzjalir 1P94/95 noch 
nicht gezahlt war) 76.5 MiU. Pf. personalty, 15.2 Miü. Pf. realty, also von crsterom 
5 mal so viel. In Zukunft ist allerdings eine etwas stärkere Zunahme des steucr- 
ptlichtigcn Betraes des KealrermOgeos zu erwarten (38. Kep. p. 29). 

Im Jahre 1894/95 (wo die neue Besteuerung also 8, die alte 4 Monate bestand) 
wnren die Ergebnisse der Nettoempfänge im Vereinigten Königreich in 1000 Pf. St. 
(38. Bep., Anhang, p. XXVII): 



Für den StaaL Für die Somme. 
Localrerwaltung. 

Neue estate duty 

Für porsönl. Vermögen 2.421 1.082 3.453 

Dgl. für Kealrcimögea 861 — 361 

Zusammen 2.782 1.032 3.814 

Probate duty 1.108 1.108 2.217 

Alte estate duty (1889) 60f) — 666 

Legacy duty 2.809 — 2.809 

Succession duty 1.350 — 1.850 

Summe aller Stenern 8.715 2.140 10.855 



Digltized by Google 



Erbäcbaftssteuerreform von lt<04. * 

Yom Gcsammtertrag kamen auf England {)/2Ci>< (Staat 7.450, Localverwaltung 1.819). 
Schottlatid 1.083 (bc2w. QMb and U.21Ö), Irland 0.503 (boxv. 0.400 vnd O.lOä) 
Mill. PL St. 

Die Hinterlassenschaften, welche der probate nnd der neuen cstatc duty unter- 
worfen waren, und die Erträge der nencn c<)taro duty ron 1894 fflr Staat und Locid- 

Verwaltung- rerthcilcii sich nach den öteuerstufen (eb.): 



Probate duty. 


£state duty. 




Krtrag 


Zahl. 


Werth 

inoo Pf. 


Zahl. 


Werth 

IWO Pf. 


Kleine Erhscbaften za 


estate d. 
1000 Pf. 


10.090 


1.917 


10.588 


2.513 


30 0. 50 sb. Steuer jede (bis 












500 Pf. Binttowertb) 
17« Stener (UMj— .)00 Pf. 

Nettowerth'» 


18.84 


6.053 


2.007 


1.461 


d72 


0.80 


8.902 


2.911 


8.480 


2.592 


2«; ., (5(X>- 1000 Pf.) 


52.42 


6.519 


21.301 




19.627 


;{"/„ „ aooo-10 000 Pf.) 


591 


763 


12.31« 


940 


14.113 


4^0 fl'i-25,0(MJ Pf) 


568 


257 


9.427 


335 


10.651 


4Vi7o >^ (L'5-50 000 Pf.) 
57o „ (50—75.000 Pf.^ 


479 


71 


4.4:>3 


III 


»5.254 


315 


40 


3.597 


GH 


5.477 


5'/., 7a (7.5—100.000 Pf.) 


301 


89 


4.830 


61 


6.823 


0 7o (100—150.000 Pf.) 
«Vs 7o ( 1 '>'j - 250.000 Pf.) 


411 


24 


4.598 


31 


4.703 


807 


12 


3.972 


•I.» 




77„ (250—500.000 Pf.) 


412 


5 


3.388 


7 


4.275 


<Va7o « (500— 1,000,000 Pf.) 


322 


1 


1.018 






87» M (Uber 1 MiU. Pf.) 


0 










17« Settlement daty 


19.7 


27.786 


75.785 


23.067 


83.604 


Sunmen 


3.813 



Zur Ergänzung der Statistik in Fin. TIT. §. 125, S. 274, dienen fülii- iidc Daten 

^Ut abstr. 1895, p. 17, 38, 39; 88. Kep. inl. rev. Anh. p. XiVIIl). Krtrag für den 

Staal allein (ohne Loc&irenraltung) in den Jahren endend 81. März in 1000 Pf. 

1,^81 1888 im) 1894 1895 
Prob., acc, 1889 er est. d. 3.U65 4.597 2.821 3.595 1.774 
Li tr. 11. sncc d. 3.593 3.645 3.737 3.984 4.159 

Neue est. d. von 1894 — — — — 2.782 



Sammen 6.657 8.242 6.558 7.579 8.715 

Im J. 1888/89 Abnahme der probate wogen BetheUigaug der Localmvaltung. 
Der Kettobetrac des ateaeipilichtigen YermOgena war in MUl. Pf. zwischen 

18dS^83~1893/94. 

Probate. Succession. Saouoo. 

1882/88 (sogleich Min.) 128.96 40.16 169.12 

Max (1891/92) 11)3.40 (1892/98) 55.<)l (1898/94 241.45 

1893/94 162.87 48.47 211.34 

Die der probate unterworfenen Hinterlassenschaften (bewegliches, persönliches 
Vermögen) enthalten immer nur ganz wenige Fälle sehr grosser Vermögen (in den 
11 Jahn» 1888/84—1898/94 von 1 Hill, im Haz. 17, im Min. 5, im Durchschnitt 
9.4; von über 1 Mill. Pf. bezw. 5 und 1, im Durchschnitt 3 in einem einzelnen Jahre). 
Die Kategorie von Vio^Va ^i^'» bewegte sich zwiiicheii 131 und 193 Fällen. 
DentUche Tendenzen in der Entwicltlonf^ der Yertheilani^ der (^rttsaencJaseen des Ver- 
mögens treten in dieser Penuile nicht hervor. Die klcinni Vermögen bis 1000 Pf. 
sind der Zahl nach relati? gleich geblieben (ca. 70 "/o von ailen, mit kleinen Jahrein 
sehwanitnogeo), dem Werthe nach eher ein weni^ irewachsen (von 6.7 — ^7.2 anf 7 bis 
7.7% Tom öesammtwcrth) , die Vermögen von 1000—10.000 Pf. sind der ZabI und 
dem Werthbetrag nach fast gAm gleich geblieben (24 — 25''/„ nach beiden Berechnungen). 
Ziemlich dasselbe gilt von den mittleren Vermögen von lO.WK)— 100,000 Pf. (5— S'/ä"/« 
der Zahl, 41— 437« »om Werth). Die grosseren Vermögensbctr&go schwanken nach 
Zahl und Werth etwas mehr, offenbar nach den Zufälligkeiten der Sterblichkeit 
(V»«--Va HU'- »'»«^ii Zahl 0.3—0.4, nach Werth lt>.8-21.5~18.17«. V«— 1 MiU. Pf. 
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nach Werth 2.1 -0.' ^4.6%, über 1 Mill. Pf. dgl. 5.3 — 1 — 3.1 7o)- Vornehmlich 
nor dio böherun ^{progressiven) Steuersätze, wie iu der neuen estate duty, machen 
daher die Erbscbafisstener reu gun grossen YennS^a za einem vichtigeren Finanz- 
object. 

Nach den Kategorien der nach Verwandtschaftsgrad gebildeten Steuerstofen 
stellte sich der Stenerertn; nnd Betrag des steoerpflichiigen Vermögens ia 1894/95 
(im Vergleich za 1885/86 s. Fin. III« p. 275) in 1000 Pf. 

Legacy duty. Procent. Saccesdon dnty. Pneent 

Steuer- Ertrag Vermögen Ertrag Yermdgen Ertrag Yerm(^gea Ertrag YermOgen 

1 132 13.198 4.7 18.4 45 4.4041 
1.5 - - — - 446 29.238? 

2 fast 0 4 — — — 

3 1.252 41.<K^2 44.4 .58.2 67 2.208) 
4.5 — — _ — 440 9.637/ 

5 227 4.422 8.0 0.3 13 260 

6 20 440 O.U Ü.ü 2.S 461 

*i'y — — — — .57 



208) 



t.i) — — — — 10.Ö 

S fastü 1 — — — 

10 1.183 11.798 42.0 16.5 90 887\ 

11.5 — 212 1.814/ 

Summe 2.821 71.596 lUU.Ü lÜO.U 1.390 49.007 100.0 100.0 



35.6 


67.7 


36.4 


24.0 


0.9 


0.5 


5.4 


2,8 


27.1 


5.4 



Man sieht, dass der Ertrag der legacy grOastentheils, zil86.4Vtt. ans den Steuer- 
Stufen ült ersten Seiti iilinie (Geschwister \i. s. w.) und der entferntesten Verwandten 
und Kicht?erwandten herrührt, aus beiden annähernd in gleichem Betrage; bei der 
SQccession daty ebenfalls ans diesen, doch in viel atiilrerem Grade aus der Geschwister- 
linie als ans der letzten Stufe und hier ausserdem noch in ungefähr gleichem Be- 
trage wie aus der Geschwistcrlinie aus der directen. Doch erklärt sich das starke 
Zarikcltstehea der Besteuemng der directen Linie bei der legacy doty ans der Be- 
stimmung der neueren Gesefzgebung, dass der Steuersatz hier meist durch die probate 
doty mit gedeckt wird, als cig;euer daher ganz entfällt. (S. Fin. III, S. 275). In den 
letzten 10 Jahren ist die Steuer von der directen Linie bei der legacy noch eiheblieh 
1 1 iii r geworden. Im Jahre 1801/05 wirkte auf die Abnalime auch schon die Be- 
bümmong des neuen Gesetzes mit ein, dass die estate duty die succession duty iu 
•der directen Linie ebenfaÜs mit ersetze. 

Die neue Gcsetzgehnng , schon die fruliere estate dnty ron.1889, nameatiich 

aber die neue von 1894 verschiebt diese Belasfiin£rcn der verschiedenen l?^rbenclassen 
nicht unwesentlich,, da nunmehr diese relativ hohen i>ät2e dieser Steuer zu denen der 
legacy nnd soccession noch hinzutreten, was sich znmal bei Erbschaften höheren 
Betrags in der Seitenlinie timl in der entfernteren Verwandtschaft und an Nicht- 
verwandte, weiche mit den Progressivsätzcu belegt werden, besonders ftihlbar macheu 
mnss. Auch die direete Linie wird hierdorch öfters nicht nnbetrichtlich belastet 
und die bisher steuerfreien Ehegatten unter Umsf;uiJini auch, wenn letztere auch von 
den anderen btoucrn (legacy und succession) befreit bleiben, wie bisher, und die 
direete Linie nach dem neuen Gebets davon frei (geworden ist, venn sie der nenen estate 
dnty unterliegt. Gesauimt?teULTiätze von miftloren Vermöfj^oa von 10,000—100,000 Pf. 
in der ersten Seitenlinie (.Geschwister) von 7 — b'/a7o« ^ ferneren von 8— lOV^t 
in der noch veiteren von 9 — IIV«* ^ S*^^ entfernten Yerwandfscbaft und nnter 
Nirhtverwandten von 13 — ISV« treten nunmehr ein. Bei noch huhercn Vermögen 
steigen diese Sätze noch um 1— 2Vt7o« eventaeU bis auf 187,, (Vererbung von 
mehr als 1 Mil). Pf. an ganz entfernte Yerwandie). Ein Haiiptmani^el bleibt immer, 
ilasä die Steuersätze sich nach di'r Hube des Werths der ganzen Ilintcrlassenachaft, 
uicht der Erbportioneu richten. Dennoch belasten sie beifonders die Familien, dio 
n&heren Yervandten ungleich nach der Zahl der im Bang gleich stehenden Erben 
(Kinder, Geschwister u. s. w.). Hierin hat die in Fiaakreioh geplante Erbedtafistteoer- 
veform richtigere Bestimmungen getroffen. 
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Zar Ei^änznng der Erbschaftsstenem and der BeBitzweehsel- 
abgabeo (Stempel) ist im Jabre 1S85 der Anfang mit einer lyKOrper^^ 
8 ehafts Steuer*^ gemacht worden: eine Steuer von d^o ^om 
Jahreseinkommen, aber mit vielen Ausnahmen, daher nnr mit 
kleinem Ertrage. 

Ca. 40,000 Pt jlhrlich. 38. Bep., p. 28; Fio. Ut, S. 276. 

§. 9. Die Verbranchsbestenernng. Diese, nemlieh 
die gegenwärtig dahin gehörigen inneren Stenern, Aeeisen nebst 
einigen kleinen Stempelabgaben , und die EinfohrzOlle; hat ihr 
cbaracteristisches Gepräge durch ihre grosse Vereinfachung g^^ß" 
früher und ihre Concentration auf wenige Hanptartikel erhalten: 
vornemlich fünf, Bier, Branntwein, \\ ciu, laljak, Tbee, au welche 
sich nur noch einige audeie unwichtigere Consiimartikel, meist mit 
dem Züli belebte fremde auschliessen. Jene fünf Artikel liefern 
ca. Ii8% des Ertrags der Accisen und Zölle. Wein, Tabak, Thee 
kommen nur im Zoll, Bier fast nur bei der Accise, Branntwein bei 
beiden (Rhum n. s. \v. im Zoll) in Betracht. Nach dem Sieire des 
FreihandelspiiiK'ips ist der fiscalisehe und steuerpoliiische GeüicLits- 
punct nnd daneben der socialetliisclie bei der Auswahl der Artikel 
wie bei der Einrielituni,'' der Steuern und Zölle und der liühe der 
Sätze der maassi:( hriuk' geworden. Durch ein einträgliches System 
stark entwickelter gewerblicher Licenzen fUr Production, Fabrikation 
nnd besonders Klein-Debit der bezllglichen Artikel (Schankgewerbe), 
dessen Ertrag jetzt grossentheils an die Localvervvaltung tiberlassen 
worden ist, findet die eigentliche Verbrauchsbesteuerung ihre Er- 
gänzung. Die Steuer- nnd ZollsUtze anf vier jener fünf Haupt- 
artikel Branntwein, Bier, Wein, Tabak sind hoch, nach continentalem 
Maassstabe selbst ausserordentlich hoch, aber nicht nur ans fiscali- 
sehen, Übrigens stark ins Gewicht fallenden, sondern mit aus 
eonsnnipolitischen und socialen Gründen so hoch gehalten, be- 
sonders fUr Branntwein. Erhöhungen der Sätze haben für diesen 
und fflr Bier auch neuerdings noch stattgeianden. Nnr für Thee 
ist noch jüngst (1890) eine starke Ermässigung erfolgt. Bei der 
Stellung im britisehen Gonsumi welche dies „Nationalgetränk'' er- 
reicht hat, ist, unter ähnlicher Begründung wie die erfolgte Auf- 
hebung des Zuckerzolls und jeder Znckerbesteuerung (1874) , die 
völlige Aufhebung auch des TheezoUs mehrfach angeregt worden, 
zumal es sich bei Thee neuerdings immer mehr um britisch-indisches, 
den chinesischen Thee verdrängendes IVoduct handelt Aber doch 
ist diese Maassregel wie ans fiscalischen, so auch aus stener- 

A. Wftgii«r| FIii«Btwi«Ma*eluift, Eigimnuitdieft sn Bud UL 3 



Digitized by Google 



34 



1. Abschn. Britische Besteiieniiif . §. 9. 



politischen Gründen bisher unterblieben: mna (glaubte im Lande 
der Temperender, „teatotaller'' und des massigeren Raachens doeh 
die Theeconsnmenten nicht ganz von indirecter Steuer frei lassen 
zvL sollen und wollte auch die einseitige Concentratioo der in- 
directen VerbraoehsbeBteuernng auf noch weniger Hanptartikel nnd 
die darin liegende ansschliessliche Belastang der Oonsamenten der 
letzteren nieht noch weiter treiben. 

In steaertechnischer Beziehung ist die Besteaemng des Tabaks 
allein rntttelst Zolls auf den fremden Tabak bei dessen Einfuhr^ 
anter Anfreebtbaltnng des sebon ans dem 17. Jabrbandert stammen« 
den Verbots inlftndisehen Tabakbans, die besonders bemerkens- 
werthe Form dieser Steuer: bei ansserordentlieh hoben ZoUsItsen 
von sehr grosser fiinträgliehkeit, wie sonst nur das Tabakmonopol, 
kaum in gleichem Maasse die Tabak-Fabrikatstener (Nordamerica, 
Rossland, dentsehes Froject 1894). Aber selbst abgesehen von 
den Bedenken gegen das Verbot des Tabakbans, so hat die 
britische Stenerform mit ibren hoben Zollsätzen anf QaalitSt und 
Freiswflrdigkeit der Fabrikate nieht gOnstlg dngewirkt Die Bier- 
und die Branntweinsteuer haben nach manchen Wandlungen steuer- 
teehniseh sehr zweckmässige Formen erreieht, die Bierstener nach 
der Bierwürze, der inlandische Branntwein naeh dem Fabrikat 
(Menge und Alkoholstärke). Aber beide Besteuernngsformen, zumal 
mit ihren hohen Sätzen, begünstigen sehr den Grossbetrieh, die 
Biersteuer ist auch eonsumpolitisch, namentlich wenn das Bier als 
Coneurrent des Branntweins betrachtet wutl, hoch and auch die 
Branntweinsteueiform hat mit dazu beigetragen, die Brennerei 
vollends zu einer rein städtischen Grossindnstrie in colossaler Gross- 
betriebsform zu machen. 

Bei den wenigen noch bestehenden ZOllen bleibt ein Haupt- 
mangel die fehlende (Thee, Oaffee, Cacao, Frflchte, Tabak) oder 
unzureichende (Spirituosen, Wein) Unterscheidong der Qualität, 
eine zolltechnisch für zii schwierig nnd zn misslich geltende Sache, 
aber ein Mangel in Steuer- und socialpolitischer Hinsicht, zumal 
bei hohen Steuersätzen (Tabak, Wein!). Ganz günstig möchte 
wohl das Licenzsystem , besonders auf dem Gebiet der Schauk- 
gcwerbe und verwandter, -/ii bcurthcilen sein, da es lisealisi'h sehr 
vortheilhait ist und die wichtigen irewerbc-, sitten , &anitätsi>olizei- 
lichen Aufgaben hier zweclLmasöi^ mit zu l*>öen hilft. Die L'ebcr- 
lassung der Erträge an die Localverwaltung kann auch in letzterer 
Beziehung günstig mitwirken. 
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S. über die (Jeschichte der älteren britischen Verbraocbsbesteucmng. Acciae, 
Zoll, Licenzen Fio. III. 84—86, Uber diejenige des 19. Jahrhunderte ond die jetzige 
Gestaltong eb. §.127 — 154, S. 276^838« mit Angaben nm LItlentDr, Geeette», 
Statistik n. s. w. Fur die Accise tommcn jetzt wesentlich nur Bior und Branntwein 
in Betracht. Ausserdem besteht noch eine nur wenige 1000 Pf. (jet^t 2 — äOUO, 
1888 ca. 8000) |i«bende Aedse auf Gfcherie und anf GaffeeiiaeliiluDiingen (Fin. Ul, 
S. *280), die im Ertrag: g-anz gerinsf il'-Il'^ L-tn-csene Acci^c aaf inländischen Rübcn- 
zncker, der sich nar völlig unbedeuteuU emwicJielt hatte, ist mit dem Zuckerzoll fort- 
f e&llen (s. eb.). Zvoi Acefsedepertement raKortirt aoch die olieii 6. 22 feaannte 
Eisenbahnsteuer. Von ?erw;iii If' n verbrauchssteuerartigen Abgaben, welche aber 
ebenfalls zum Stempel gerechnet worden, giebt es noch solche auf Spieliutftea und 
pateDtiite Hdlmlttal (Ffn. III, 8. 280). Die filinticlie Steoer auf 6old- nnd Silber- 
sachen ist 1890 aufgehoben worden (s. o. S. 20). Die ebenfalls der Acciseverwaltung 
unteisteheodea directen Gebraachs- (Luxus-) Stenern, deren Ertrag jetzt der Local- 
fenrahong zn Gate kommt, sind In einigen Fällen mit der VerbniDclisbesteuemng 
verwandt 

üeber die neuere Bierbesteuoruug s. Fin. III, §. 181 ff., S. 280 — 28."). 
r. May in dem Artikel Bierstener im HandwOrterb. d. Staatswiss. II, S. .')94 — 608. 
Das Wichtigste war Im Jahre 1880 das YerU^en der Maizsteoer ond der Uebergang 
Oytyiv. die Rückkehr) zur Biersteut»r in Form der BierwUrzestener durch Gesetz vom 
1 2. Aug. 1880 (43 und 44 Vict. Inl. Kev. Act. c, 12. 20). Darüber .Nälieres Fin. III, S. 284. 
liandwörterb. II, S. 598. Auch die Steuer auf dm von den Rnuiereien gebranebten 
Zucker fiel damit, die hohen Licenzfcebühron der Brauer und Mälzer wurden aof* 
gehoben, die erstercn durch andere niedrigere eräeizt, die Debitanten von Bier oaoh 
einem neuen Licenztarif stbker belegt. Der Normalsteoersatz far die Steoereinheit 
von ^C) Gallonen Bierwürze von 1.057 specifischer Schwere, dem Dnrchschniltsergebniss 
von zwei Bushel Malz, ist C)^i\ sh. (= in deutschem Maass und Geld 8.60 M. für 
1 U. L). Vorübergehend wurde aus fiscaliicben KQciuichten 1889 eine Verminderung 
jenes Schwere- Coöfficienten auf l.!)-".', vorj;:cnommcn , wodurcli dim Rtener um «S.ö.S^/a 
oder 3 d. p. Barrel (30 Gallonen) mit einem Mehrertragc von ca. iiüO.üOU Pf. erhöht 
wurde. Im folgenden Jahre 1890 wurde dieser Zuschlag für die Staatscasse aber 
wieder fallen gelassen, jedoch fllr die LocalverwaUuut!: beibehalten, als ein Theil der 
der letzteren uberlassencn Staatsäteuercrträge. Der Ertrag der staatlichen Biersteuer 
i»t Beil Mitte der 80 er Jabre veiter gewachsen. Die Hansbraneret ist trotz Stever- 
und LicenzermLssiguogen immer uiehr im Rückgang, die Brauer, i immer mehr ein 
gro^adustriellcs Gewerbe geworden, nicht ohne Mitwirkung der Steuer und auch der 
Sienermethode, üreUieb aber anch mit der Folge weiterer teebniseber, anch Kosten 
redncirender Fortschritte in der Brauerei. Im Harcou t' --hon Finanzplan fUr 
1894;9ü befand sich zur DeÜcitdeckuug auch eine neue Erliöhuug der Bieisteuer 
am 6 d. p. Barrel , mit der Begründung , dase davon der Detailconsum kaum beittbrt, 
sondern Producenten und Zwischenhändler nur damit belastet werden würden (Bull. 
1894 I, S. 475). Der Ertrag der Steuer ist anch in 1894/95 gegen das Vorjahr 
etwas gewachsen und Harcourt glaubte in seiner Etatsrede 1895 auch behaupten 
zu dürfen, dass sich kein nacbtheiliger Einflus;* der kleinen Steuererhuhung auf Preis. 
Qualität und Coosom gezeigt habe. Deshalb wurde sie auch im Jabre 1895;96 
beibehalten. Die Biersteuer soll nur 347tf vom Biernreise betragen, gegen 700% der 
Branntwcinsteaer vom &«nntwdnprei8e (Uareonit s Bede 2. ifai 1895, Bull. 1895 
1, S. 53-5). 

leber die neuere Braniitweinbestcucrung s. Fin. III, §.134 ff., S. 286 
bis 295, J. Wolf. Branntweinsteuer fTub. 1884), S. 155 ff., derselbe im H.W. B. 
d. St. II, ~m. Weitere Litteratur Fin. III, 8. 2Rn. Vielerlei sfatistisch<-s ^laterial 
in den Berichten on inlaud rcvenue und danach wie aus anderen Quellen iui JiuUetiu 
de atatist. Abschlnss im Gesetz von 1880 (43 und 44 Vict e. 24). Steucrobject der 
sogen, proof spirit, p, Gallone NormaLatz 10 sh. Steuer dafür: wesentlich reine FabriLit- 
steuer mit sehr weit gehenden Cüulrolcn (s. Fin. III, S. 289). Der Normalsatz für 
fremden Branntwein im Zoll ist um 4 d. höher, und in diesem Satz für versetzten 
(10 sh. 2 d. för unrorsctzten) Rohspiritiis i>t auch die AusfuhrvergUtung festgesetzt, 
als vermeintliche Ausgleichung der dem Brenner durch die Controlen verursachten 
Kosten: in Etwas liegt hier, wenigstens nach der AaffaMong des Auslands, noch ein 
verbauter ScbutuoU, bezw. eine AuafnbTpr&mie vor. Aacb neuerdings sind noch £r- 
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böhaogea der Stcaersätzc rorgukommea. lo dem Göschca'ächeu Plan der Uober- 
lassang von Staabstcacru an die Ix)C«Irenraltung von 1890 war auch ein Zuschlag 
ron 6 d. für die Gallone heimischer und fremder Spirituosen mit einem Ertrags- 
Anschlag von 91H.(Km> Pf. enthalten. Harcourt bat im Budget für 1894 95 gleich- 
ztiitig mit der £i liüliunni: der staatlichen Biersteucr eine solche der Braniuvoinsteuer 
Tou 6 d. p. Gallone verlangt und erreicht Doch ist dieser Zuschlag, der sich im 
Ertrage der Steuer oline '»euierkliclicn Einfluss zeicrtc, im fol^eiidi'n Jalirc wi*'vior 
jEallen gelassen worden. Islan sieht eiuigeruiaasseu diu vorhiuidciie Steuer ais das, 
ttbligeus seit lange erstrebte, Maximum an, bis zu dem man sie im social- und coii> 
sumethischen und -politischen Interesse l)riii«*'en wollte, ohne das fiscalische If tTcsse 
zu sehr zu schädifren. Letzteres scheint bei einer weiteren Erhöhung nicht unwuhr- 
BcheiJilicb (Bull. 1M>Ö I. 536). Eine noaerdintjs mehr jreubte SteuorUnterziehuDg, 
nemlich den im Holz der Fässer entlialteiien Hranntwcin durch Wasser auszuziehen 
(aus einem Fasse von lUU Gall. l'/^ — /o). wodurch der Fiscus 200,000 Pf. eingebUsst 
hatte, ist jetzt zu verhindern gesucht worden (s. Göschen's Beda 1892, Bull. 1892 
I, 523). Der Einfluss der Tcmperenzbe\rejrung' auf Vermin Jernnc: di^s Branntwein- 
consiiiQ8 ist zwar immer noch im Wachsen. Aber die Zittern ron Productiou UDd 
SteoerertmK zeigen dodi, dass die allgemeinen VeriiUtniBSe des Enrerbs der 
Masse der Bevölkerung diesen wie auch den Bierconium, etwas auch den Tabakconsum 
wesentlich bestimmon: er steigt in günstigen Zeiten, so in der Aufschwuugsperiode 
1888 £ und sinkt in ungünstigen (s. u.\ Unter den fremden Spiritaoeen steht der 
Kbum immer mehr roran. jNIit dem lioben Steuersatz allein ist die sonst so wünscbeiis- 
wertbe Bescbr&akaog des Brajiutweiuconsums aber nicht zu erreichen. Wichtiger ist die 
Sehankpolizei. das Concessions- nnd Lieenzsyacem, eine Fra«e« mit der 
man sieb auch in England in den letzten Jahren, in Verbinduii;^ mit der Uebertragung 
der Erträgoi&ie der JUiceuzeu au die Local Verwaltung, wieder riel beschäftigt hat. 
Wir. kommen onten bei der Localbesteuerung darauf zuroek. Die Zahl der auf- 
gefundenen geheimen Destillationen ist in England und Schottland jahrlich nur gering- 
fügig, in Irland noch sehr erheblich (1^94 und 1895 in £ngiand 6 und 4, in Schottland 
16 und 10, in Irland 1892 und 1107): ein Beweis far die Ausdehnung der Steuer«» 
hinterziebung hier immer noch. Der Consum per Kopf ist in Irland doppelt SO hoch 
als in England, in Schottland freilich dreimal so hoch (s. u.). 

Auf dem Gebiet der Zölle« seit dem Siege der Freihandolspolitik nur noch 
FinanzzdÜe. sind in den lernen Jahren keine grondsKtzUeben Yerlftdevongeii mehr 

erfolgt, wohl aber einzelne bcachtenswerthe Tarif&ndemngen. S. Uber das neuere 

Zollwesen Fin. HI, S. '295 — 329. 

Die wichtij^btc neuere rinanzzuilinaussrc^cl war 1^7-i die Aufhcbuns: des 
Zock, rzolls mit 6.5 .Mill. Pf. Verlust für die Staatscasse (Fin. III. 117. S. 317). 
Doch hat di-r Zucker aiii li ^(•ifdcm und p-eradc wieder in jun<;sf('r Zeit zu vielen Er- 
örterungen geführt, besonders wegen des cuntineniah-n Systems der Ausfuhrprämien 
(bczw. der zu hohen Steuer- Kückvergütungcn) für Kuben/.ucker, wodurch zwar Eng- 
land selir billiger Zucier verschafft, aber seine eigene Zuckerindustrie, die Raffinerie» 
auch ruiuirt wurde. Dies hat zu einer Bewegung auf Wiedereinführung eines Zucker- 
zull:^. als einer Art socialen Schutzzolls, gefthrt, die auch mit den Gcsichtspuneten 
der Politik des ,,fair trade" unterstützt wurde, aber nicht durclidringcn konnte. 
Andrerseits wurden die älteren Bestrebungen internationaler Zuckerconrentioncn in 
grösserem ICaassstabe wieder aufgenommen, um im Vertragsirege das Ausfuhrprimlen- 
wesen zu beseitigen. Es kam auch zu London 1^"*^*^ zu einer Convention der be- 
theiligten Hauptstaaten, diß indessen nicht allgemein ratihcirt wurde und in England 
eine lebhafte fireihftndlerische und ?on anderen Interessenten getragene Gegenbevegung 
hervorrief, der gegenüber die Regierung selbst ihre Vortage im Parlament zurückzog. 
So ist England bei der ZoUfreihcit ron Zucker und im (jcuuss des ausfuhrprämiirten 
Zuckers der ProdnetionslSnder geblieben (8. Fuchs, englische Handdspolitik, S. 65 Ä. 
bes. S. 77 ff.). Nai Ii den Cnnsuniziirein . welche aus der Ifandelsstatistik berechnet 
werden, hat der Consum von Rohzucker abgenommen (p. Kopf 1880 53.98. 1882 
Hax. 62.25, seitdem mit geringer Unterbrechung weniger. 1894 Mio. 40.17 Pfund). 
Dagegen ist der Consum fremden raffinirten Zuckers fast ununterbrochen ^tark sre- 
stiegoo (lü^O •>.42, 1882, Min., 8.39, 1887 20.62, ISUl S2M, 1894, Max., 39.89 
engl. Pfund p. Kopf). 
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Der Tbeezoll iat neuerdings, vie sclion bemerkt, am ibDiiehen GrOnden wie 

der Zackerzoll aii^refochten worden. Die momentan günstige Finanzlage bestimmt»! 
den Schatziianzlcr G& sehen aoch 1890 den Zoll zq ermässigcn, von 6, dem 1B6B 
angenommenen , damals sehr ermässigten Satze (1 sh.). auf 4 d. p. Pfand, mit einem 
auf 1.5 Mill. Pf. St. veranschlagten Aasfall. Die Steigerang von Einfuhr und Consam 
bat diesen Ansfall aber bald auf etwa 1 Mill. Pf. beschränkt. Der voHg Einfloss 
auf Preiscrinässigunj^ iat nicht uubeäiritteu. Die Finanzlage, aber auch principielle 
Erwägungen (s. o. S. 34) haben eine weitere Verminderung oder gar die Aafbcbung 
des Zolls verhindert. Es ist indessen nicht tinwahrscheinlich . <! r bei giinsfi^r r 
Finanzlage in der heutigen Bichtang der biitischen Steaerpoiitik und Sociaipoimk 
ttber kurz oder lang fallen wird. Bemerkenswerth ist die immer stärkere Yerdrängiuif 
des chinesischen durch indischen Thee, dein die tingehcnre Zunahme des Consnms 
also Toniemlich zu Goto gekommen ist. Iätj4 betrug der indische luid Ceylonthee 
nur 2. 1894 86*/« rem gesammten. Der indisebe Tliee ist aodi stlrker. Der Theo» 
consam hat also ancb in dieser ßeziahlin{r sich gesteigert Diese Bezu^äverhälttiisse 
können im weiteren Verlauf, auch nocli auf Ermässigoog oder Beseitigung des Thee* 
zolb Mnwirloi, indem so zo dem Interesse der btftiiehen Cammenten noch das- 
jeniire der indischen Produrenten tritt Der Consnin stieg mit irenngcn Unter- 
brechungen jahrUch, 1880 war er 4.57, 1888 5.03, 1889 4.99, 1890 5.17, 1891 
5.86, 1894 5.52 Pfand p. Kopf. Deber den froheren TbeezoU s. Fin. III, 8. 814; 
über die neuere Ermässigung und deren Wirkung Göschen in seinen Etatsreden 
lö90, im, Ball. \^90 I. 4^2, 1891 I. Ilarcourt dirl. l^'Oo. Ball. lP9r» I. 581, 

Aus äbiilicheii Gesichtbpuncten . aber auch als liandeispolitische Tarifconcessiuu 
»n Griechenland ist Ton Göschen anrh der CorinthenzoU herabiresetzt worden, 
von 7 auf 2 sh. p. Centner, 1S90 mit einem Einnahmeausfall von 200,000 Pf., der 
äicli nicht entfürot ausgeglichen hat. Gunsum. Gorintben und Kosinen p. Kopf 
18^0 3.92, 1888—89 4.26, 1890 4.70, 1893 5.02. 1894 4.90 Pfond. Bei diesen 
and anderen verwandten ArtiLdn . Kusinen, Südfrüchten häncl anrh viel von der 
Ernte ab. Der gegen froher sehr ermassigte, 1872 noch auf die Hälfte reduclrte 
Caffeezell bat anch in den letzten Jahren sieb im Ertrage noch weiter Termindert: 
Beweis dafür, dass die Höhe des Zolls in solchen Dinaren viel •weniger als die Con- 
sumtioossitte entscheidet (s. Fin. III, S, 315). Dagegen ist der Ertrag des neuerdings 
gleich gebb'ebenen Cacaozolls etwas gestiegen. GacM veidringt den Caffee etwas, 
Consuui jenes um 0.31, dieses 0.9. jetzt, l!^94, 0.58 nnd 0.69 engl. Pfand p. 

Kopf, beides in ziemlich regelmässiger EntwicUaog. 

Trotz des avsseroTdentlicb hoben Zolls und der mit dotcb die Bestevernngs- 
methode bedingten hohen Detailpreise der Fabrikate ist der Ertrag des Tabak* 
zoils im Ganzen immer noch gestiegen. Allerdings ist eine kleine Erhöbung der Tarif- 
sätze im Jahre 1878 im Jahre 1887 wieder rückgängig gemacht worden, der Zollsatz 
von 3 sh. 2 d. und 8 süi. 6 d. , von 5 sb, von Cigarren p. Pfimd aber immer noch 
sehr hoch. Der Consum ist langsam, aber fast stetig gestiegen. l^i^O 1.4'2, 1894 
1.06 engl. Pfund i>. Kopf. In der letzten Zeit war einmal ein A ursuch j;emacbt 
worden, inländischen Tabakbau zu gestatten, abw mit Zahlung einer dem Zoll roll 
entsprechenden Steuer. Der Versuch ist ini^'^langen , der heimische Tabak konnte 
die Steuer nicht tragen. S. Uber den Tabakzoll u. s. w. Fin. IlL §. 148. S. 31b bis 
822; anch den Bericht eines französischen Finanzbeamten im Boll. 1894 II, 68 ff. 

Bei den Wein Zöllen haben neben fiscalischen seit lange tmd bis in die neueste 
Zeit oftmald handel:>politische, neuerdinp auch wohl sanit&tspolitische und luxuspoUtische 
Kttdnichten — Zugängliebmachnng wohlfeiler leichterer weine, hüben» Besteuerung 
der feinen, der Schaumweine — mitgespielt (S. Fin. III, §. 149, S. 322 fr.) Von 
bedeutendem Einfiuss auf Ermässigung war der englisch -franzOsbche Uandeisrertrag 
ron 1860. Es wvrde der Zoll seitdem nach der Alltobobtaike abgestuft, was aber 
doch kein eigentlicher Qaalitätsfuss ist. Auch Flaschenwein unterlag demselben Satz. 
Fiscalische und steuerpolitischo Tendenzen haben aber in den letzten Jahren, 1888 11"., 
zu einem ZuschlagzoU für Schaumwein in Flaschen geführt, der nach französischen 
Kemonstrationen 1888 auf 27* und 1 sh. p. (Ballone je nach dem Werth, 1890 der 
Vereinfachung des Zollverfahrens halber anf den trleichen Satz von 2 sh. eesetzt wurde. 
(Darüber Göschen'» Etatsreden u.a.m., Bull. 1888 I, 430. 557 ff., 692 ff.. 1892 I, 
525.J Der Ertrag wurde auf 125,000 Pf. geschätzt, war im ersten Jahre 163,0()0Pt 
Der Gesammtertrsg des Weinzolls, der ron Mitte der 70 er zor Mitte der 80 er Jahre ge- 
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sankea war, hat sich auch seitdem nur durch diesen Zuschlag irehoben. Der GesaiDDt> 
consum von Wein ist von ]ssO — f^^i pesunkon : von (i.l.') auf Call. p. Kopf, seitdem, 
nach vorübergehender Wicdcrcrhöhuag , ziemlich gleich ^cblicbeu, lbB4 0.36 GaiL 

Ucber den Bran n tweinzoil s. schon oben bei der AcciMt 8. 36 o. Flu. III, 
§. S. 323. Der Zollertrap: rührt in den letzten Jahren znr fruten HSlfte xom 
Khum her, er beträgt mit Schwankungen 4* 4 — 4' 4 Mill. Pf., immerhrn nahezu V» der 
Accbe des inl&ndlscbon BranDtweins. 

Die Consumhnbe p. Kopf wird fOr IHl inul IH91 berechnet: für Tabak auf 
13 und 20. Theo lO'/* und ö7';,, Caffee ITV« und 12 (!) Unzen, ßosinen P/* und 
5 Pfand, Spirituosen 7V« und 87« Finten (G0Bchen*8 Etatsrede 1892, Boll I, .^21} 
Die Abnahme dos Caflecconsums bei der grossen Znnahmc des Theeconsums and die 
relatir massige Steigerang des Branntveiaconsums ist auch steoerpolitisch beacbteiks- 
werdi; bei der Ziffer finr Branntwein mag aber die Abnalinie der irischen Berölkeni»; 
mit ihrem grossen Consnm seit 1841 mitspi(-len. 

Aui die Liccnzou im (lebiet der Veibiaochsbesteacrung wird im folgenden §. iU 
mit eingegangen. 

Hier noch einige statistische Daten tlbcr die neuesten Verhältnisse auf dcui 
Gebii'ti' der Vcrbranchsbesteacranp^ , der Accisen and ZOUe zor £rg&nznDg der Ja 
Fin. III, S. 276 — 324 manuicbfach eingestreuten. 

DieYertnderongen, welche ifli£rtr:ii;e der Accisen uud Zölle durch Verändemngea 
der Gesetzgebung und der Steuer- und Zollsätze bewirkt wurden, waren nach dem b 
den britischen Budgets üblichen Ver&nschlaguugcn und deu :?puter festgcäteliteu Ergeb- 
nissen, immer für eio ToUes Jahr bereehnet, in den letzten 10 Jahren (es sind Stets die 
am 31. März endenden Finanzjahre gemeint) folgende in KKtO Pf. (Nach stat. abstt 
S. zum Vorgleich die Angaben über die Zölle 1815—1885 in l"in. III, S. 299j: 

Accisen Ertrag Zölle Ertrw 

i'rlassen ncn anfgolegt d. Accisen erlas.wii n«u nnfKelotrt ^.ölU 

Anscb). Krgobn. AuscUi. Krgebu. i. Juhrc Anschl. Kik^^^I'U. Ans«bL Ergebo. i- J^hp 

1886 6 8.9 — — 25,460 — _ _ — l9,!<jT 

1887 16 14.H — — 25.250 — HO — ^ 'Ai.Km 

1888 600 5U8 — — 25,620 — — — 3.4 19,0»' 

1889 44 (58 - — 25,600 — — 12» 163 20,007 

1890 2,950 3,000 300 31(5 24,160 _____ 2ti,4J^ 

1891 2,704 714 — — 24,788 1,710 1,285 — — IW 

1892 _ — — — 25,610 _ _ - _ 19,786 

1893 — — — — 25,360 _ _ _ — 19.71* 
1Ö94 — — — — 25,200 — — — — iy,7yi 
1895 — — 1,290 782 26,050 - — 160 29 20,115 

4,820 4,314 1,590 1,048 1,710 1,395 285 195 

Bei den A<^i8en hier die zugehörigen Licenzen eingerechnet. Die Erlasse bei 
den Accisen in 1890 und 1801 befrLffen nnr die Uebertragungcn an die Lor.>i- 
trerwaltaug. Die Einnahmen haben sich trotz grösserer Erlasse ah> NcuaufiegangeQ 
bei Accise nnd ZoU anf der früheren Hslie gehalten, wahrend freilich die Bevölkenui? 
nicht unbedeutend gestiegen ist. um 8— ft" „ 1885—1^9'. 

Der Ertrag der Haupurtikel der Accise und des Zolls war fdr den Staat alloia 
(d.h. ohne die 1891 eingetretenen Zoschläge zar Bier- nnd Branntvelnacdse viä 
den Spiritnosonzl^llen fttr die Localrenraltungen) in 1000 Ff. 

Accisen !>>», I,s91 1895 

Bier 8,4u4 9,3i»0 10,102 

Branntwein . . . 13,140 14,770 15,2(i9 
Zolle 

Spirituosen .... 4,154 4,493 4,197 

Wein 1,195 1,818 1,14S 

Tabak 9,299 9,534 10,415 

Thee 4,187 3,412 3,580 

Cafiee ..... 203 182 170 
Coriuthen , Kosinen | ,ftn qoa qoi- 

Trockne Früchte | '^''^ '^-'^ 
Andere Zoliartikel . 154 185 197 



d by Googl 



YerbwictisbesteaernDg. StatiBtik. 



39 



Dio Biorsteuer trifft nur Jas im Inland consumirte Bier, auf das exportirte 
wird sie rückvergütet (li(94,9o aof 4^7,059 Barrels, bei 81,382,3.^8 B. heimischen 
ConsamsV Der Import und Consum fremden Bieres ist and bleibt imbcdeutend 
(1894 43,000 Barrels). Die Brauerei ist fast nur noch gewerbliche, filr den Bier- 
v«rkauf, diejcnijro für häuslichen Consum wird immer kleiner (jene 1894 0."» 31.64 Mill. 
Barrels, diese 40,90H. Au letitcrcr waren 3906 Personen betheiligt» die 13,720 P£ St. 
Biersteuer zahlten, ausserdem aber war noch an 13,127 Personen gegen Liceoz tob 
^ und 4 sh. Erlaabniss zur Bierbcreitnng oline Steuer fUr das Bier gewährt, fast nur 
in England). Die gewerbliche Brauerei ist im btarkcu Maasse Qross>betrieb. In dem 
Jahre 1. Oct 1898/94 «igab sieb ftlr geverblicbe Bcanerri: 

Banete Lieeniirte Ürthellte Steuer 

Prodaction Penoaeii Licmzen {ind. Mcenz) 

1000 Pf. 

noter 1000 7,490 7,495 528 

1000—10,000 1,191 1,215 1,144 

10—100,000 519 hm 4,299 

100- 500,000 a5 48 2,518 

500—1,000,000 8 5 578 

Uber 1 Million 2 6 970 



Samme 9,240 $^,835 10,823 

(HS. Ixöp. Inl. Anh. p. XXIV). Der Durclisrhnitfscoiisnm von l^ier im Inland 

ist seit über 20 Jahren eher «cefallen. £r war auf den Kopf 1852 O.Ol. 1802 0.601, 
1872 0.884, 1882 0.768. 1891 (Max. in dieser Zeit) 0.8S7, 1894 0.818 Barreb. Im 
Finarizjalir l!^'94,''n5 ixegeu 1898,94 i^t eine ^ciinirfüfrige Verminderung eingetreten, 
die aber kaum der Steuererböhuug in 1894 um 6 d. (?ou 6 sh. auf 6'/^ ob., um 
ca. BV j,";«) zozoschreiben ist (Rep., p. 11, 14). Aeltere staÖHtischc Daten in Fin. III, 
ß. 284 tf. 

Bei Bran nf wein f>pirits) kommt nicht nur der starke Import fremder Spiriiuosen 
»eben der hciiaischcji l^roduciion iu Betracht, sondern für diii drei einzelnen König- 
reidia auch die Venendungen heimischen Products zwischen ihnen, um den Consum 
jedes einzelnen zu ermitteln. Namentlich Enj^Iand bezieht 85 — 40",'o seines Bedarfs 
aas Schottland und Irland. 1 erner ist der Export in^ Au^iland und die Colonieeu 
nnd die Eiolegung in die £ntre])uta zu beracksichtigcn. deren Bestände wechseln. 
D'^r ^'esammte Consum von Spirituosen, welcher sich ans den Zillerii dieser ver- 
schiedenen Posten ergiebt, hat, mit alierdings nicht unerheblicbeu Jahresschwaakuogen, 
aacli noch in den letzten Jabren, abgenommen: 1852 1.095 Call. p. Kopf im ganzen 
Gebiet (wovon 0.91'^ heimischer. 0.177 fremder und colonialer). 1862 0.821 (bezw. 
0.644 und O.I77j. 1882 1.126 ^0.843 und 0.236). I8ö7 (Min.) 0.918 (0.71 and 0.208), 
1892 (Max.) 1.0B4 (0.822 und 0.212>. 1894 0.966 (0.77 and 0.196). Die Prodnetlon 

ist besonders in England, dann in Irland in starken (;ros,slj..'friijben coneenfrirt (1894 

dort 11, bicr 27), veniger in Schottland (132), wo es aber auch riesige Brennereien 
inebt. Prodadrt wnrden 1895 (1. April 1894/95) in England 9.955 Mill. (in einer 

Brennerei im Durchschnitt ca. 905,000 Gall.). in Schottland 22.236 Mill. (im Durchschnirt 
in einer ca. 16^,0ü0), in Irland 12.679 Mill. (im Darchscbnitt iu einer ca. 470,000), 
zus. 44.87 Mill. (jall. (proof); consumirt in derselben Zeit iu den drei Ländern 
19.232, 6.019 und 4.040, zus. 29.241 Mill. Gall. Bei dem gewöhnlichen Steuersatz 
von 10 sh. p. fiall. (ls;i4/95 mit Extrazu^chlair 10''._, sh.. beides ohne den Local- 
steuerzuschlag) kommt auf eine Brennerei also m den drei Ivunigreichen eiuo Durch- 
schnittssteuer jetzt von ca. 452,(X)0, 84,000 und 285,<XK) Pf. St. Das crgicbt eine weitere 
Zunahme des Grossbetrieb.s seit l882/^;'> s. Fin. III, S. 292) , wo letztere Zilfcrn 
386,000, 77.500 und 187,500 Pf. St. waren. Ein wichtiger Punct zur Wiltdiguog 
der britisclien Branntweinsteuer, ihrer steuertechuischen TonniBsetzttngen und Folgen 
<S8. Bop. inl. Ter., p. 6—10, Anbaag p. XVI, XVII). 

§. 10. Die fiogenannte Localbesteiiernng der Selbst- 
verwaltnngskOrper (local taxation). Sie ist nach der althistorischen 
und in grossem Haasse noch hente Terbliebenen Bedeutung der 
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britischen Selbstverwaltnng&körper besoDders wichtig nnd stellt 
eise hohe Belastong der BcTOlkenmg für öffentliche Zwecke dar. 
Nach ihrer bisher festgehaltenen Hanptfomi, als directe Bestenemng 
des sichtbaren Realbesitzes beim Benutzer (Eigentbflmer als Wirth, 
Bewohner, ferner Pachter, Miether), ist sie auch sehr charaeteristUch. 
Sie bildet in dieser Form eine besonders schwere, direct oder 
eventoell durch Ueberwälzang indirect vom Grundbesitz getragene 
Last, welche namentlich vom ländlichen, wo Ueberwälznng vom 
Pachter auf den Eigentbümer, zumal unter den heutigen agrarisehen 
Conjunoturen leichter als beim städtischen ist, auch stark em- 
pfanden wird. Diese Last ist In den letzten Jahrzehnten in Folge 
der Steigerung der Localausgaben absolut immer höher und wieder 
auf dem Lande bei der immer schwieriger gewordenen Lage der 
Landwirthscbaft, vomemlicb wegen der durch die ansländiscbe 
Concurrenz gedrückten, immer tiefer sinkenden Preise von Getreide 
und anderen Agrarprodncten , vollends drUckend geworden. Die 
grosse VermeliruDg der Localaiisgaben ist in Grossbritann ieii wie 
auf dem Continent durch die Ausdehnung ülteutlicher Tbiiiigkeitea 
auf dem Gebiete der allgemeinen Cnlturinteressen und der Volks- 
wirtbscbaft (Polizei, Unterrichts-, Sanitäts-, Armen-, Verkehrs- und 
Wegevveseu u. s. w. u. s. w.) bewirkt worden , eine Ausdehnung, 
welche hier wie sonst meist noch bedeutender als beim Staate 
selbst war. Dies hat in Grossbritannien wie auf dem Continent 
wieder dazu geführt, durch Subventionen aus Staatsmitteln und 
Eröffnung neuer Einnahmen, wie auch durch Sehuldanfijahnie den 
Localkörpern die Röthigen finanziellen Mittel zu bescliaiVcii. Aber 
das ,,Subventionsprin{'ip" birgt mancherlei innere Schwierigkeiten 
in sich, die jenseit wie diesseit des Canals sich gezeigt haben. 
Gerade in der neuesten Zeit, seit Ende der 1880 er Jahre, hat man 
daher, wiederum ähnlich wie auf dem Continent, specieU auch in 
Deutschland (Preussen) damit begonnen, die Erträge ganzer 
Staatssteuern oderAntheile daran der Localverwaltung 
zu überlassen, gegenwärtig schon über 7 Mill. Pf. St. Die 
Keform der Localverwaltung durch das wichtige in diese Periode 
fallende Gesetz Tom 13. August 1888 hat dieser Entwicklung Vor- 
schub geleistet, indem in den neu gebildeten Grafschaftsräthen der 
selbst reorganisirten Grafschaften (^»Verwaltnngsgrafscbaflten") und 
bei der gleichzeitigen Reform der Londoner Stadtverwaltung besser 
geeignete Organe für grossere Selbstverwaltnngsaufgaben geschaffen 
-worden sind* 
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Die im VoransgeheDden sebon mehrfach zu erwähnen gewesene 
Ueberlassung von Staatflstenererträgen an die LocatTerwaltnng hat 
bisher dreierlei Stenern betroffen: 1) 1888 wurde Vsi 
Hälfte der probate dnty nach einem bestimmtoi Yertbeilanga- 
seblflssel auf die drei vereinigten Königreiche (England nnd Walea 
80, Schottiand 11, Irland 9%) der Localverwidtnng dieser Länder 
zugewiesen nnd hier wieder nach einem bestimmten Vertheilnngs- 
schlHssel weiter repartirt; bei der Erbschaftsstenerreforni von 1894 
ist statt dessen der Betrag von 1V«% des reinen Eapitalwertbs 
nach Testament oder ab intestato vererbten pefsOnliehen Vermögens 
(personalty) aus dem Ertrag der estate dnty der Localverwaltnng 
zugewiesen worden, was nach den Ergeboissen von 1894—95 eine 
etwas geringere Einuahme fHr diese Verwaltung ergab, als der 
Ertrag aus dem Antheil der probate dutj vorher; 2) 1889 wurden 
die Erträge der gewerblichen Licenzen des Verbrauehssteuergehiets, 
insbesondere der Schanklieeozen, sowie die Erträge der noch be- 
steben gehliebenen direeten Gtebrauchs-, Nutzuogs- nnd Luxnssteuem 
in England der englischen, 1890 in Schottland der schottischen 
Localverwaltnng, für den in dem betreffenden Gebiet erhobenen 
Betrag, überwiesen^); und 3) wurde 1890 ein neuer Extrazusehlag 
zur Spirituosensteuer (6 d. p. Gallone einheimischen und fremden 
Branntweins) eingeftthrt und dieser sowie ein 1889 hinzugekommener 
Zusehlag zur Staatsbiersteuer (3 d. p. Barrel) ebenfalls der Local- 
Verwaltung abgetreten und unter die drei Landestheile nach dem- 
selben Maassstab wie die Qaote der probate dnty vertheilt. Ein 
grosser Theil der früheren direeten Sabventioneo des Staats ist 
dafür fortgefallen. Die betreffenden Antheile an den Staatssteuern 
werden von der Verwaltung der Staatssteuern mit erhoben. Diese 
vermuthlieh noch nicht zum Abschluss gekommene, sondern in 
derselben Richtung sich weiter bewegende Entwicklung, welche 
zwar in mehr als einem deutschen und sonstigen Cont mtntalstaat 
ihr Analogoii tiudet, ist doch gerade im Vereinigten Königreich 
noch von besonderer Bedeutung, auch steuergeschichtlich, steuer- 
politisch, steuertechnisch. Sie zeigt, dass auch in dem alten 
classischen Lande der localen Selbstverwaltung die selbständige 
eigene Besteuerung immer weniger ausreicht gegen- 

In Irland bezielit die^o fr»'werljIiohcn Lkcnzcn nach wie vor die Staatscasso, 
18U4y95 lUo.OUO Pf. Der Uaupttbeil der bezüglichen Staatseinnahmen aas Licenzen 
(28$,000 PI), der Best m 41,000 Pf. kommt «m den im ganzen Staat dem Fiseos 
verbliebenen J.iconzen der Bmaei, DcstUIatenre, Tabaltfabrikanten und einiger anderer 
licenzirter (icwerbe. 
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Uber dem stark steigenden localen Fi nanzbedarf. Sie 
zeigt weiter, dass namentlich das oft besonders gepriesene , zur 
NachabmaDg empfoblene, ja nieht selten als das allein richtige'^ 
System der Gominiiii&lbesteuerung bezeichnete britische Loeal- 
Btenerwesen, die amschlieesliche BeBtenerang des Realbesitzea, 
bezw. seiner Natznng, selbst in seinem alten Heimathlande den 
Dienst versagt Dnrch die Ueberlassnng jener Staatssteuem ist 
jetzt aneb in Orossbritannien die indireete Verbranchsbestenenuig, 
die direote Gebranobs- nnd Lnzasbestenemng and (in dem Antheil 
an der probate nnd jetzt an der estate dnty) die Mitbesteuerong 
des beweglichen Besitzes nnter die Quellen der Localbestenernng 
anfgenommen worden. Die Ueberlassnng der LieenzertrSge war 
wohl eine besonders passende Maassregel. Sie wird freilich erst 
noch dazn fttbren mtlssen, dass die geeigneten Loealantori^ten 
(die neuen Orafscbaftsräthe) aneh die ganze Einrichtnng dieser 
Stenern, wenngleich nnter Vorbehalt der Staatsaufsicht, zur Ver- 
ftlgnng bekommen. Die gewerbe-, sanitftts-, sittenpolizeilicben Auf- 
gaben besonders im Schankgewerbe lassen sieb so wohl in Ver- 
bindung mit der Besteuerong in Lieenzform am Besten lösen. 
Neneste Bestrebungen in der britischen Gesetzgebung geben auch 
auf ein solches Ziel hinaus. 

So ist gerade die neneste Zeit ron grosser Wichtigkeit für 
das hier besprochene Stenergebiet geworden. Die reformatorischen 
Verftnderimgen in der Staatsbesteuemng des 19. Jahrhunderts sind 
viel umfassender gewesen, aber auch die Reformen in der Local- 
besteumng erscheinen doeh als ein bedeutender Fortsehritt nnd 
führen sicher auf einen Weg, auf welchem man zu weiteren be- 
deutenden Verbesserangen kommen wird. Die locale Steuerbelastang 
ist freilich absolut und relativ weit mehr als die staatliche ge- 
wachsen, aber dem entsprechen auch die vermehrten öffentlichen 
Leistungen auf allen localen Verwaltungsgebieten. Und eine bessere 
Vertheilung jener Belastun^i- ist wenigstens erfolgreich augebiiliut 
worden. So liictet die gerammte britische BesteuLuuiig doch Ende 
des ID. Jahrliimderts ein viel gUu^tigcres Bild als Anfang desselben. 

S. über die biitibclie LocalbcstctierunEr und das Local- (Commnnal- etc.l Finanz- 
woseu überhaupt Fin. I, 8. A., §. öb, S. 111 tf-, bes. aber den Abschoitt in Fia. III, 
S. 345— S66 (§. 157 ff.), auch S. 232 und Uber die titnre Zeit §. 76, S. 17a Daselbst 
genauere Anj^aben über Littei-ntiir, (Jesetzgcbung:. Statistik. Für Vi r^vnltTmj^recht nrul 
seine Geschichte bes. Uu eist 's Schriften. Hinzuzufügen: im Schön berg'schen Uand- 
bnch der PoUtteehen Oekooomie III, 8. A., t. ReitzeDstein in der Abb. comrannides 
Finanzwesen, S. 632, 702, 733, init weiteren eiig^lisrlicn Litteraturangabcn , Georg 
Meyer eb. S. 831. Graigie im Bulletin de l'institut inteinat. de Statist. ISdä; 
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daraus iia Boll, de stat. II, i>. l'l'T [F.. (f. Ueber die neuesten oben 

erwähnten Vorginfo sind besonders die Kedeu der Scbatzkanzier, tiOschons, eines 
herrorragenden KennecB der Materie, nach ihm Harcourt's, die flieh anschliessenden 
parlamentarischen Debatten, die Jahresberichte des local gorernment board. auch die 
Statistik in dem Bericht des Inlandsteuerdcpartements wichtig. Die neueren Erörterungen 
Uber das Licenzsystem « die Schankconcessionen seien noch besonders hertrorgohoben. 
Aach diese Materialien reichhaltig im Bull, de stat.. m< au^ cioii letzten Jahren, wo 
die Stcuerübertragongen des Staats in Gaiifr kamen: \m< 1, 44H (F., 4'>Bfi".: 1888 II, 
364; 1890 I, 483 £, 578 £ (üceiibiug biU). 580; 1890 II, 351; 1891 1, 558».; 
1893* I, 3(fö ir. (Ltcenxfkage, Getetaentvnff ttber liqner trafilc). 

Die bisherige britischo LocAlbesieuornnjc (in Kirchsiiiol. Stadt, finfnclian. Ver- 
band) ist nur historisch rerstindlich. Sie charactcrisirt sich als ein S^'stem von Zweck- 
Stenern fit bestimmte, geaetilieh vorKeeebilelNsne oder snliasige einxelne Zwecke, zu 
deieu finanzicHcr Durchführung dann subsidiär, d. h. in Ermangelung anderer, /unricltstt 
dafür verfügbarer und bestimmter Mittel, sog. £ates ausgeschrieben and auf das 
gesetzliche Steaerobject repartirt werden. Letztores ist nun, nach dem ans der Armen* 
Steuer des 16. Jahrhunderts herrührenden und für die ganze Localbesteuerung zur 
Anwendung gelangten Princip, der sichtbare, Ertrag gebende Kealbesitz im Kirch- 
spiel, und zwar in der Hand nicht des EigenthUmen» als solchen, sondern des nutzenden 
Inhabers (occnpier) (Gneis t). Gesetzgcbonf und Praxis haben dann näher bestimmt, 
wer biernacli Steuers ubjcct oiler PflicLlijror, was Steucrobject sei im-] wi.> von Ictztemn 
der steuerpflichtige Ertrag bLTorbnet wird: iui Allgcmeiueu der wirkliclie Kcinertra^;. 
nach Abzug der erforderlichen Gewinnungskosten, Ucparaturen etc. Hiernach ist 
dif? r st.vTierpfliclitij^e Ertrag imuicrhin mehr als bei der Einkommensteuer in Shcd. A, 
DauiLiiüii h bevor bei letzterer Abztigc ?om ermittelten Ertrag zur Feststellung des 
steuerpflichtigen erfolgten (o. S. 15) und Shed. B wirklicher Keinerlrag. (Genaueres 
über die technische Seite der Besten ernn-j- in Tin. III. S ^^17- T^i'^) Das Resnltat 
unserer früheren eingehenden, alle Ilauptsciton der Frage berubrendcji Kritik ^in Fin. 
III, S. 857 — 366) ist, daas vor Allem die firftber nahezu bestehende Ausschliess- 
lichkeit dieses Localsteuerprincips zu bemängeln ist, namentlich bei der neueren 
Steigerung des Bedarfs and der Katen, bei der Art der Localausgaben und deren 
'Wirkung, auch bei der Unsicberbdt den EigenthOmer des Besitzes richtig gctrolTen 
tu sehen, wegen der ünpewissbeit und Untrleiehniäsiiirlieit der Ueberwalzung der 
Steuer vom Steuerpflichtigen auf den Eigenthümer. Die Mothwcndigkcit von Beformen 
in der jetzt erfolgten Riebtanf wurde daher bereits linger immer allgeaelner an- 
crlcannt. Aucli unsere Atisführungen in B. lU a. a. 0 haben durch die neuesten Vor- 
gänge ihre Bestätigung- gefanden. 

Ausser den dirccteu Ste .Lih ]iat Wie Lueal Verwaltung schon I&ngcr über erheb- 
liche gebtthren artige und pri vatwirth schaftliche Eiiüdlnftd ?erfügt. in welcher 
hie und da (z.B. bei Gasi wohl Elemente indirecter Besteuerung enthalten sind: Ein- 
nahmen aus Wege-, Brücken Hafen-, Marktgddern u. dgl. m.. ans Gas- und Wasser- 
werken u. s.w. (s. Fin. III, S. 350). OH'cne eigentlicbe indireete Abgaben, Aceise 
XI. dgl., wie auf dem Contincnt, fehlten dagegen fast ganz-, völlig bis zur neuesten 
Gesetzgebung über die Zuschläge zur Bier- und Branntweinsteuer auch Zuschläge zu 
den indirecten Staatssteuern. Nor in London bestand eine alte städtische Kohlcn- 
abgabe. Kornabgabe und Weinsteuor. Erstere ist aber 1*^9 aufgehoben worden Er- 
trag 1886 462,000 Pf.), die beiden anderen sind ganz uubedeateod, die Koruabgabe 
vohl mehr eine Gebohr (Ertrag 15,800 Pf., Wein 8800 Pf.). 

So war gegenüber diesen Vwhilinissen der Besteuerung und gegenüber dem 
schon seit einiger Zeit notligedrnngcn zur Ergänzung der Mittel der l.ocalverwaltuiijr 
in Ausbildung begrilienua System staatliclier LSu))veiUiüiJch i'ur bestimmte Zwecke die 
v<Mi Goschen inaagurirte Politik, bestimmte Staatsstenern oder Antheile 
daran, bezw. den Ertrag davon der Localverwaltung zu tiberwcisen und die Aus- 
wahl dieser Steuern in der That cinj Maassrugel von nicht bloss unmittelbar 
grosser praetischer, sondern auch piincipieller steaerpoUtischw und steuertechaischer 
Bedeutung. 

Für die getroffene Auswahl der zu überlassenden Steuern waren Gesichtspuncte 
maaasgebeud , wie sie seit länger bei den betreOenden Erörterungen in Eoglaod her- 
Toqsetreten wam, mebriach auch die von uns in Fin. III, S. 857 ff. betonten. Man 
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hatte wohl auch an eine oijscno locale Tinioinincnstencr jrelt'gontlich gedacht, diese 
aber doch neben der staatlichen ak undurchfUhrbar cricannt. Aach Localzaschläge 
ZOT StaatBcinkoinmeDBteiier, irie b«i uns, tnmlen erwogen, aber, veil dadnrch wiedemm 
der überbürdete Grundbesitz und die unteren Mittelclassen mit gctrofTen wtlrden, hatte 
man geglaubt, da?on absehen za sollen. So entschied sich Göschen and mit ihm das 
Parlament für die Betheiligang der Localverwaltang am Ertrag der Erbschaf tsstener 
und zwar für die Theilung der das bewegliche Vermögen im englischen Sinne 
treffenden probate duty, womit das bisherige Localsteuerprincip der ausscbliesslicben 
Besteuerung des Kealbesitzus absichtlich durchbrochen w urde. Die an Stelle des An- j 
thcils an der probate in 1894 getretene Betheiligang an der neuen estatc duty rou j 
bewe'j:lirl ' n Vermögen hat dies Princip aufrecht erhalten (s. GOschen's fiede fob 
18ht, Buii. 188« I, 447J. | 

Durch Gewährung ron Zuschlägen zur Bier- and Branntweinstener wurde dann [ 
auch die eigentliche indirecte Verbrauchsbcsteiierang für die Zwecke der 
Localrerwaltung mit trerfüi^bar (rcmacht: ebenfalls ein piincipieU wichtiger Schritt 
(Göschen 's Kedo 1891, lJull. 1891 I, boS). 

Schwierigkeiten naclite dte ¥nge der Tertheifaing dieser Stenererträge an die 

Localautoritiiteii, wie immer in solchen Fallen, ebenso wie bei Gesammtdotationcn aus 
Staatsmitteln an SclbstTcrwaltungskörpcr. Man entschied sich nicht dafür, die Ba- r 
trüge den Localitäten zukommen zu lassen, in welchen sie aufkommen, was zwar | 
unter britischen Verhältnissen nicht wohl bei den beiden Getränk^tcnern , wohl aber 
bei der probate duiy zulässig gewesen wäre. Auf Grund der bisherigen Subventionen j 
bestimmte man die Anlheile der Königreiche, die weitere Untervertheilang auf die 
Gia&cbaften dann nach der Armenlast der zugehörigen Unions, — also nach dem 
Bedürfnissprincip. Es taurliten hier namentlich bei der Berathung der Tveformbil! 
für die Localvcrwaltung äiinliclie Fragen hinsichtlich des YerthcilungsschlUssels aaf, 
wie bei uns in Prcussen. Die Licenzertrige kommen dagegen derjenigen (Ve> 
waltungs-) Grafschaft (bczw. der als solche geltenden Stadt) zu, in welcher sie ein- 
gehen, vertlieilcn sich also nach der localen Lcistuagsfäbigkcit, dem localen Gcwcrbe- 
betcieo (ScbaokJicenxen), dem localen Besitz etc. (Lvzassteaem). , 

Göschen verfolgte eine Zeit laug den Plan, eine Quote der Zuschlagsteuer fllr ' 
Alkohol u. s. w. und der Schanklicenzcn gesetzlich zum BUcklauf ?on Schankconce^iooent | 
bezw. zur Entschädigung von Debitantcn, deren Ooncesdon bei Ablauf nicht erneuert 
würde, zu bestimmen. Doch ist dies nicht durchgesetzt worden, weil man vielfach 
eine Entschädigung der Debitantcn principiell fUr ungerechtfertigt hielt, ein besondeis 
auch von den Temperenzlern vertretener Siandpanct. 

Die üebeiiassQDg der Ertrige der ScItaDfe- und der meisten Qhrigen Ucenzes | 

der Verljrauchsbteuerverwalluiij; sowie der directen Gebrauche- etc. Steuern an die 
Localverwaltang war schon froher öfters erwogen und worde Dank der günstigen 
neueren Finanzlage zum Zweck der HinOberfthrung des Sohrentions- in das System 
der Ueberlassung von Staatssieuern jetzt bewerkstelligt. Diese gewerblichen Licenzen 
stehen in enger Verbindung mit den fiscalischen Controlzwocken der Verbraachsstener | 
(Branntwein, Bier, Tabak) einerseits und der gewerbe-, sanitäts-, sittcnpolizeiHch«» 
Tendenzen des Concessionswcsens andererseits, besonders denjenigen für den Kleia- 
debit, den Ausschank der Getränke, aber auch weiter fdr Handel und Fabrikation der 
betrefi'eiideu übjecte Überhaupt. Das hnanzpolitisch und -technisch Charakteristische 
ist, dass die Taxsätze der Licenzen absichtlich ziemlich hoch, sehr ins Einzelne durch- 
gebildet lim! namentlich die Kleinhändler -Schanldicenzen nach dem Umfang der 
Geschäfte, auf welchen auä der Höhe des Miethwcrths der Localitäten geschlossen 
wird, abgestuft sind. Dadurch wird einigermaassen in dieser Besteuerung die | 
Rücksicht auf die individuelle Leistungsfähigkeit der einzelnen Geschäfte zur Geltung 
gebracht. S. das grosse Detail und die meist noch jetzt geltenden Tarifsätze is 
Fin. III, 8. 829—888, 8& Bep. inl. rer. Anb. p. III ff. 

Eine weitere Beschränkung der Schankconcessionon wird allgemein geplant. 
Kur über die W ege dazu gehen die Ansichten atiscinander. Die Uebertragung der j 
Licenzen an die Localverwaltung soll mit dazu dienen, in England Kamentlicb 
Grond des neuen Localverwaltnngsgcsetzes von 1888, durch geeignetere (»rganö 
Aendemngen im Goncessionsvesen darcbzafahren. Auch an die Einfahrung 
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sogen. Gothenburper Systems ist gedacht worden. Es stehen sich mir die ver- 
scbicdenca Meiiiuugcn gegenüber, ob allgemeiner gesetzlicher Zwang zur Beschränkung 
der Schänken eintreten oder ob darüber die locale BefÖlkerong selbi^t enticheidea 
solle, ob bei Scbluss von Geschäften, bei Nichtomcueriin|!: der Coiicessionen Ent- 
scbädigQDg zu erfolgen habe oder nicht — Uberwiegend scheint es verneint zu werden, 
so aoch von dem libenlen Ministeriom GUdstone, Harcourt 1$92~95 — . Die £ut- 
scheidung hat natürlich auch für den zukUiifti^,^'» Ertrag der SchanUicenzen ihre Re- 
deutong. ErOrtcruogAn Uber diese und ähnliche Fragen haben vielfach in den letzteu 
Jahren bei Gelefmbdt der besprocbeoeii Maassre^n GOseben's in Bezngr auf TJeber- 
traisrunp von Verbrani'hsMnuftrn und der Harcourt'schcn Liqnor-tmffic-Bill 1,1893) statt- 
gefunden. Doch ist dieäe t rage nur nebenbei eine finanzielle und gehört daher nicht 
n&ber hierher. 

Die noch bestehen gcbliebenon britischen directea Gebrau chs-, Kutzangs- 
und Laxussteuern auf Hunde, Wagen. Wappen, männliche Diener, 
Jagdscheine eignen sich auch wohl besser zu Local- als zu Staatsstcueru. ijäincnt- 
lich wenn auch die ganze Vcrwaltanjif davon Localbchördcu ubertragen ood die zweck- 
mässige Weiterbildung: und Anpassung an die Örtlichen Verhältnisse den Grafschafts-, 
den Stadträthcn und ähDÜchen Organen gestattet wird. Bisher erfolgt die Veranlagung 
und Erhebung der Steuer nach wie vor dnrch die Staatsbeamten (das Inland reTenne 
Depart.)- Eine eigentliche locale, J.uxusbestctjcruiig^dicser Art bat auch nach neueren con- 
tinentalen Anschauungen und Vorgängen (preusaisches Comunnalsteuergesetz von 1893) 
wohl eine gewisse Znlnnft nnd mit Recht mehr als eine staatliche BeBieaemni?. 
Näheres über diese Stenern in Fin. III, S. '5^!^— J^4', cb, S. 345 die Steuersätze und 
Erträge. Die Sätze gelten noch (3ä. Kep. inl. rcv. Anh. p. V). Die Wagcnstcucr hat 
noch Tor der Deberlassanf an die Loealrerwaltung im Jahre 1888 einen neuen, etwas 
abj^eänderten nnd cnuässiirteii Tarif erhalten (Miethwa^eii wie bisher 15 sh., vier- 
oder mehrrädrige mit einem Pferde 21 , mit zwei oder mehr Pferden 42 sb., zwci- 
rSdrlge 15 sh., s. den froheren Tarif Fin. III, S. 345). Eine eigene Specialstener 
der Localverwaltung (Grafschaften) für Wagen war 1888 geplant, alier wurde nicht 
angenommou. ebensowenig eine neue locale Pferdesteuer, bloss fdr Pferde zur An- 
nehmliehkdt nnd fttr Eennpferde. Die frabero staatliche Pfeidesteaer war 1874 auf- 
gehoben worden (Fin. III, S. 342). 

Die Betr.l!2:e der der Localvcrwaltnng: überlassenen Staatssteuern siiui eilieblich 
grösser ah diejenigen der dafür zurückgezogenen Subventionen (grantä-ia-aid). Jene 
betrugen schätzungsweise (auf Grund der bisherigen Staatseinnahmen) 1890 4.806, 
1801 (3.001t, 1S92 ß.420 MHl. Pf. St., in Wirklichkeit, nach den Er£,-ebnisscn noch 
mehr d 090/91 — 94/116 6.974, 7.5Ö2. 7.214, 7.1C4, 7.014 Mill. Pf. nach stat. abstr. 
1895 p. 33*)>. Die nach dem Lecalrerwaltangsgesetz fon 1888 daftr w^igefallenen 
Subventionen beliefen sich nur auf 2.860 Mill. Pf. Der Ge:>ammtbctrag der Sub- 
ventionen der Staatscasse für Localausgaben in BedürfnisszuschUsaea (grants-in-aid) 
nnd Qberlassenen Stenern wird fttr 1808 auf 1.42, füT 1892 anf 11.847 Mill. Pf. 
glcicbwolil amtlicb berechnet (nach einer rnter.suchuug des Präsi'Jenten des Local 
goveromcnt board Fowler, Boll. 1893 I, 895). Etwas abweichend die Statistik im 
Stat abetr. (f 1895 p. 47): 1867/68 1.285, 1892/98 10.799 MiU. Pf. 

Die neueste Statistik der Localfiuanzen crgiebt für einige der wichtigeren, zur 
Beurtheilung dienenden Puncto Folgendes (s. Stat, abstr. f. 1895, ]>. W !f.. 38. Rtp. 
inl. rev. p. 62, Anhang p. IX, XIII, XVIII, XIX; ältere Daten iu in». III, S. 35U, 
356, 860). Wie in Fin. III wurden auch hier die einzelnen Königreiche zum Theil 
getrennt, was den Einblick in die Verh&lttti»e erleichtert. Angaben in 1000 Pf. 



^) Etwas abweichende Zahlen unten in der Tabi üe S. 47 nach 88. Bep. inl. rev. 
Im Stat. abstr. die kleinen Strafgelder u. dpi. iucl.. die aber die Differenz nicht ganz 
erklären, es uiiissen vcrschiedeae l\ecbuuxig>uiethodeu oder -Abschlüsse in den beiden 
Pablicationen m Grande liegen. 
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1. AbsdiD. Britiselie Bestenerong. §. 10. 



Gesftminto Ansgabe der Localr 

E 

Durch Verbände und KirchspieJc für 
AimeuFOisoigang 

Alle anderai ParochialftDsgaben aast 
poor rate 

DgL aus Anlüihen 

Daich Schnlbehördon 

Darch stidtischcund Muuic. :\utori- 
t&ten für Polizei, Sauitätäweseu, 
andere Offen fliehe Werke . . . 

Dnrch ländliche San itätsautoritäten 

Durch (iral'ächaftsaatoritäten für 
Polizei, Irrenwesen n. s. . . . 

Durch Landstrassen-, Strassen-, 
Chattaaeeb«liOnieii,aach f.BrUckcn, 
Fftliren 

Für En t Wässer. . Dcichbaa n. 8. w. 

Durch Uaf eobehördea • 

Darcb LootsenbehOrdeu 

Aus Louchtfene rgetdem (Handels- 
marinefonds) 

Durch Begrab nissbebOrdeo .... 

Aus kirchlichen und geistlichen 
Steuern 

Von andercu Autoritäten 

Ramme der Ausgaben 
Summe der Einnahmen 

Davon uuä Anleihen 

Aasanderen, ordentlichen Einnahmen 

Aus Staatszuschüsscn (incl. über- 
lasscnen Staatsstouern) 

oder in % ordentlichen Ein- 
nahmen 

Aus eigen eji Eiaaahmcu 

oder in der ordentlichen Ein- 
nahmen 

Wo?oo: ans directeu bteuern (rates) . 

oder in */« ordentlichen Ein- 
nahmen . , 

Aus Gas- und Wasserwerken .... 

Ana Rttclczahlnniren von durch Öffentliche 
Autoritäten r. i Lcführten Priratwerken 

Aus Geb Uhren u. dgl. (tolb, dues) 



crurattnn^cn (vgl Fin. III, fttr 



ncrland und Wales 
1884 85 1892/93 



8,492 
1,089 
5,131 



28,925 
505 



2,138 

51:^ 
3,ltf5 
892 

413 

503 

10 

lor, 

54.7H4 
50,49«; 
10,033 
44,568 

3,632 



9.4 

40,399 

90.«> 

55.4 
5,802 

<U1 
5,164 



9,218 

1,2.=>9 
404 
7,129 



35,706 
755 



2,798 5,278 



l,ft89 
477 

3,108 
427 

394 

536 

7 

373 

♦)6,7<U 
67,013 
10,990 
56,517 

9,078 



IG.O 
47,439 

84.0 
30.200 

7,000 

934 
4,075 



(iunzer Staat 
1884/85 1892;9B 

10,472 11,32^ 



1.251 
595 
6,885 



7,002 



.V.0 
4,952 
484 

617 

518 

65 
209 
66,0»)3 
67,403 
13,322 
54,081 

4,404 

8.6 
49,077 

91.4 



1,5;^ 
467 
8,946 



32,876 41,172 
6731 



10,113 



518 
5,052 
46» 

687 

53 
467 
81,317 
82,129 
13,938 
68,196 

10,799 

15.8 
57,397 

84.2 



37,905 45,766 



6,587 



0,0b9 



Die Statistik dieser Yenrendungszwecke gcnUgt, einen Einblick in die Ausgaben 
der Localverwaltunfren zu geben und den Character der Localstenern als „Zweci- 
stcuern" verständlich zu machen. (Einiges Weitere hierzu in Fin. III, §. 162, S. 3o9ft.) 
Die Kategorieen hängen aber 90 eng mit' den EigentliUmlicbkeiten der Organisation 
der britischen Localverwaltung znsnmmen. dass «Ins Einzelne nur in Verbindung mit 
dieser Organisation völlig verständlich wird. Die Veränderungen einzelner Posten 
zwischen 1884/85 und 1892/93 h&ngm wieder mit inzwischen eingetretenen Ver- 
änderungen dieser Organisation . Erwcitenin;^ der Competcuzen einzelner Instanzen 
^Gra£»cbafts-, Sauitatüautoritätcu) zusammen. Dia Steigerung der Ausgaben iu den 
wenigen Jahren ist beachtenswerth, bnt die nbermalige Steigerung der dvecten Stenen 
(rates) nöthig gemacht, alji r auch dir» starke Vcrmehrunf^ der Staatszuschüsse una 
deren tbeilweiso V er Wandlung aus unmittelbaren BediUfuiüszuschUssen in uberlasseno 
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Staatssteuern und Antbeile vod solchen za Wege gebracht. XamentJicb die io der 
Tabelle berechneten Proceots&tze siud beAchteasvertb : die i^teigemog d«r StMtt- 
xnsehttflae in EngUuid Toa 9.4 tnf 16, im gMusen Stute voo 8.6 «nf 15.8, die dem 
entsprechende Verminderung dt^r Procentsätzc drr aiidi^r. u ordentlichen Einnahmen, 
auch der n^tatoi", trotz der starken absoluten Zunahme der letzteren. Es sind dorchaos 
analoge Öitwieklnngen vie bei not in Dentscbland, speeiell in Premsen. 

In England und Wales sind für die Aufleg-unfr der poor rate foljrende Daten 
bemerkenswcrth (zur ErgiLnzung der Zahlen fdr 1871 und lüHö in Fin. III, S. 3ö6). 
In 1000 Pf. 

Geschätztor Steuerpiüchtiger Botrag der Gesammt- Davon für 
Ertrag des der poor rate peor xate ausgäbe Annen* andere 
unterliejifcnden Ertrjiffs etc. zwecice Zweclie 

im;m 175,044 147,^01 10.782 i5,69i 8,29« 7,394 

1896;94 190,771 159,469 20,181 20,527 9,674 10,854 

Beim Betrag der poor rate sind andoro Einnahmen zu Zuschüssen zu dieser 
nte inbegiiifen , weebalb die in Pia. III a. a. 0. aoageflüiite Prooentbereobnnng für 

die BelastüDg des stenerpflichtig'cn Ertrags durch die ArmrnstourT jetzt nicht mehr 
ganz correct isU Die Belastung durch die Armensteuer bleibt aber immer noch hoch 
nnd wird dwch die wesentUeh nach demselben MaasHtabe angelegten übrigen Loeal^ 
steuern noch gesteigert. Diese Ge:iammtbelastung wird auch jetzt noch wie vor zehn 
Jahien 17 — 18^« erreichen, elicr noch etwas mehr, wobei freilich fraglich bleibe, 
eb Blelit decli der steuerpflichtige Ertrag hinter d«D viridielien mebr oder veniger 
zorttckbieibt 

Die fietrige der Uberlassenen Staatssteaera (gewerbliche Licenzen fOi Schank- 
guwcrbe etc. und fftr directe Lozosstenem etc.) oder Antbeile daran (Erbschafts- 
steuern), bezw. Zuschläge dazu (Branntwein- und Bierstener) waren seit der Ein- 
führung dieses Systems in 1000 Pf. St. in den immer 81. März endenden Jahren 
folgende (in Irland sind keine Licenzen überlassen worden) (38. Rep. inl. rer. Anh., p. IX) 





1889 


189U 


1891 


1892 


1898 


1894 


1895 


..icenzen 
















England 




2,988 


3,031 


3,058 


3,099 


3,157 


3,172 


Schottland 






322 


327 


329 


333 








2,988 


3,353 


3,385 


3,428 


3,49<» 


;>,''" »7 


«rbschaftsst 
















England 




1,812 


1,931 


2,249 


1,918 


1,890 


1,712 


Schottland 


iö:> 


249 




309 


264 


260 


315 


Idand 


127 


204 


217 


253 


2ir» 


213 


193 


Staat 


1,411 


2,264 


2,414 


2,811 


2,398 


2,363 


2,140 


ierstener 
















England 






313 


315 


315 


318 


314 


Schottland 






43 


43 


43 


44 


43 


Irland 






35 


35 


35 


36 


35 


Staat 






391 


894 


394 


397 


892 


ranntweinst. 
















England 






563 


629 


613 


609 


581 


Schottland 






77 


87 


84 


84 


81 


Irland 






fi3 


71 


69 


1)9 


nt; 


Staat 






704 


787 


766 


761 


732 


umme 
















England 


1,128 




.•.,s;{s 


().2:.l 


5,983 


5,974 


5,779 


Schottland 


lö«*> 


•249 


708 


764 


720 


721 


674 


Irland 


127 


204 


315 


357 


320 


318 


294 


Staat 


1,411 


5,253 


6.861 


7,374 


7,023" 


7,013 


6,747 



Die Einnahmen bei den Licenzen ohne die kleinen Strafgelder (1895 im ganzen 
Staat ca. TOGO PI) Von der Einnahme aus der Erbschaftssteuer rührt vor 
Alles, 1895 bezir. noch 887, 122, 100, im Ganzen 1,108 Tausend Pfand St., aus der 
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2. Abficlm. FnnzOsiaohe BttteneroBg. §. 11. 



probate Juty, H}. 93, 1.0/12 Tausend ans der neuen estate duty her, im 

(jauzeu etwas weuijjer als bisher, boubt schwanken die Gesammterträgo der über- 
lasscnen Steuern jahresweifie nicht so sehr, trotzdem die Natur der einzelnen Stenern 
f.o!rhe Sr}n^'nrik'M"„'-L>n bi'din«rf, Diese relative Stabilität ist für die Zwecke der Local- 
verwaitUDg >ehr erwünscht uud zeigt, das* die Stoucni auch hierfür nicht unpasieuii 
^wlhlt sind. Ein gUnsüger Unterschied z. B. von den „Lex UUnc'S welche in 
Preussen Antheilo an den m scliiraiikejKlen Getreide- und ViehzOlleo den Kreisen 
überwies. 

2. Abschnitt 
Die flraioösiMlie Besteuanrng. 

Näheres tibcr das ältere französische Steuerwesen des „ancien regime" in Fin. III. 
S. 120 — 156, tiber dasjenige seit der eisten Rerolntion und im 19. Jahrhundert (biä 
]Sf^s;so\ S. B67 — 910, mit der üebersicht über die Entwickluni? S. BHO — 415 
und mit der bis ganz ias Einzelne gebenden genaueren kritischen Darstellung der 
einzelnen Stenern S. 415—915. Dasdbet, bemnden S. 367—389 «nd vielfkeh paflsim 
TJtterafurarigaben, Aus dieser Darstellung auch hier, wie im vorigen Abschnitt betr. 
Englands, ein kurzer Auszug zur leichteren Oebersicht des Wichtigsten and Charac* 
teristischsten nnd tat Anknüpfung der Bontit niebt vobl rerstludlielien DnfBtettong der 
neuest 'Ii En(\»'icl>lmi{jen und (iestaltun^n. Diese, auch manche Project gebliebenen 
Befonnpläne werden hier jetzt seit 18S8/89, wo die Dai&tellung in B. III endet» aber 
ebenfalls noch etwas genaner behandelt, so dass das französische Stenerresen, das in 
mancher Ilinsiclit lehrreichste und grossartip^t-j Beispiel inodemer Steuergeschichte im 
19. Jahrhundert« bis zur (iegenwart vollständig nnd detaillirt seioe Darstellung findet. 
Die letzt«! Jahre bieten manches besondetB Beachtenswerthe, fireiUeh bisher weit mehr 
in Bestrebungen als in Erfolgen. Aber auch jene sind we^en der Zielpuncte dabei 
von Interesse. Deutsche monographische Hauptwerke sind r. Hock, Finanzrerwaltung 
Frankreichs, Stuttgait 1807. und K. v. Kaufmann, Finanzen Frankreichs, Leipz. 1882. 
Ans der franzAsiscben Littcratur, die in B. III a. a 0. näher augegeben wird, s. bes. 
Vignes, traitc des impüts en France, mehrfache Auflagen. Stourm, les finances 
de l'ancieü icgiuie et de la revoktion, 2 trol.. Par. 188.'), die liIlan^wisscnschaftlicheQ 
Werke ron Parieu (über Steuern), Leroy-Beaulieu, Stourm (imputs, Par. 1895li, 
Historisches und namentlich aJuiinistratives und technisches Detail ia den einzelnen 
Artikeln des illock sehen dicuoniiaire de l administration fran^aise und bes. des 
Say sehen dictionnaire des finances. Vir: <ue neuere Zeit seit Ende der 70er Jahre 
reichstes und nahezu vollständiges Material iu dem vom französischen Finauzministerium 
herausgegebenen Bulletin de äsiiiiistique (bis 1895 19 Jahrgänge, 38 Bände), hier, wie 
im Bande III, meine IlauptqucUe für die Darstellung. Die neuesten Beformplftne 
meist in den Motiven zu den Finanz- oder Etatsgesetzeu. Die. P.'äne zur Reform der 
dirccten Steuern, welche freilich bisher nur in Betreff der Ocbäudogruudstcaer (cou- 
tribution foncii^re des propriitös b&des) gelungen sind , die wiederholten TergebUch«! 
Anläufe zur Einführung einer allgemeinen Einkommensteuer mit progressivem 
\bezw. degressivem) Steuorfus» — ein neuer Versuch des Finanzminiaters Donmer, 
Anfang 1896 — ^ die ebenfhlls wiederfatAt in Angriff genommene, aber immer wieder 
bei Seite gesetzte I'eforrn der Ge tränkest euern nnd die tiefer greifende* aber auch 
noch nicht verwirklichte der Erbschaftssteuern sind die wichtigsten Pnncte aas 
den letzten Jahren. 

§. II. Uebeisicbt der Steuerentwicklung im 19. Jahr- 
hundert. In den ersten Jahren der ersten französischen Revo- 
lution war das verhasßte Steuei >\ stem des ancien le^inie absichtlich 
zerstört worden. Namentlich baLte man die indirecten blcuoin bis 
auf die Grcnzzölle, ferner die steuerarti^^en Monopole, zunäclist 
ohne jeden entsprechenden Ersatz, eiufach auigehohen, die alte 
directe Besteuerung durch eine neue, welche von nun an wesent- 
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lieh die Hanptbestenerung bilden Bollte, zn ersetzen und die Ver- 
kehrsstenern (Stempel, Begisterabgaben , Erbscbaftssteuern) umzu- 
bilden gesncbt. Erst mit wiedererlaugter politischer Ordnang, daher 
ToniemKch erst anter Napoleon gelang aber ein danemder Ken- 
bao der gesammten Bestenerong. Derselbe erweist sieh gegenüber 
der Bestenemng ror der Bevolntion allerdings nieht in dem Maasse 
als wirklieher vollstttndiger Nenban, wie es oft angenommen 
worden ist, sondern mehr ak ein grflndlieber Umban der alten, 
vor 1789 er Bestenemng. Es wurde dadurch aber das dauernde 
Fundament fttr die moderne französische Bestenerung, des Staats 
wie der Verbünde (Departements) und Gemeinden, bis in die Gegen- 
wart gelegt Alles, was im Laufe des 19. Jahrhunderts, unter den 
wechselnden Staatsformen und Regierungoi, selbst seit der Eata^ 
atrophe von 1870—71, durch welche ungeheure neue Anforderungen 
an die französische Besteuerung erwachsen sind, geschehen ist, 
erweist sich nur als ein Fort- und Ausbau auf dem in der ersten 
Revolntion und durch Napoleon L gelegten Fundament Man hat 
hierin so in Frankreich einen merkwOrdigen ConserratiTismus ge- 
zeigt. Brst in den allerletzten Jahren sind tiefergreifende Um- 
gestaltungen Tcrsucht worden, aber bisher nur in beschränktem 
Haasse gelungen. Und gewisse Anschauungen, welche In anderen 
Lftndera (England, DeutschUiDd) veraltet sind, spielen in Frankreich 
noch heute eine Ähnliche Rolle wie in der Periode der ersten Re- 
Yolution, so in der directen Besteuerung die Hinneigung zur Be- 
steuerung „nach äusseren Merkmalen", zur Ertragssteuer, die Be- 
denken gegen das Inquisitorisehe Eindringen in die persönlichen 
und die Einkommen- und VermögensveriiältnisBe bei einer ordent- 
lichen directen Einkommensteuer, ein dem „franzdsischen Nationai- 
character" vielfacher Behauptung nach unerträgliches Verfahren. 
Der ungeheure Verwaltungs- , Controlapparat und Formalismus bei 
der inneren indirectcn He.steueriin^; (Getränke I), den Monopolen 
(Tabak!), den Zöllen, die nemlichen, noch schlimmeren und dem 
Fremden wenigstens uuerträglieh erseheinenden Verhältnisse, auch 
der Libeimässige Fiscalismus und die Plackerei hei dem Enregistre- 
nient und den Stempeln werden dagegen zwar vielfach beklagt, 
aber doch ertragen. Die ausserordentlich starke Steuerbelastung, 
die Folge der französischen äusseren und inneren Politik, wird 
ebenfalls ohne allzuviel Murren hingenommen. Die Zersplitterung 
der Besteuerung in zahlreiche verschiedenartige Steuern ist Frank- 
reich auch heute noch in höherem Grade ais anderen grossen 

A. Wagner, Finoiizwieseiucluft , ErgiliizaDg^slieft za Band III. 4 
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Culturstaaten eigenlbttmlicb , aber mit aas dem VVunscbe zu e^ 
klären, die schwere Steuerlast durch eine solche Vertheiiang er- 
träglicher zu machen (Fin. III, §. 165, 166). 

Das doctrinäre Bestreben in der ersten Zeit der ersten Re- 
volution, die Staats* und Gemeindebesteucrnng vornemlich nur auf 
zwei grosse direete Steuern, besonders eine umfassende, re- 
organisirte, auch die Gtebäudebesteuerong mit etnschliessende Grund- 
steuer zu begründen und diese Steuer nor durch Zölle, besonden 
Einfuhrzölle und einige Verkehrssteuern (Begisterabgaben und 
Stempel) zu ergänzen, musste sich bald als unausführbar erweisen, 
aneh ohne die völlige Zerrüttung der Verwaltung in den Wirren 
der Revolntion^ahre. Die Ertrttge dieser Steuern reichten bei 
Weitem nicht zur Deckung des ordentlichen Bedarf aus. Zur 
neuen dhrecteu Hau|>tBtener, der Grundsteuer (1790), und der 
directen Kebensteuer, der Personal- und Mo biliar Steuer 
(1791), musste daher sehon alsbald lediglieh aus fiseafischen Gründen 
eme dritte, die Patent- (Gewerbe-) Steuer (1791—1795), und 
etwas später eine vierte, die Thttr- und Fenstersteuer (1798)» 
hinzugefügt worden (Fin. III, §. 167, 168, 184—205). Diese vier 
grossen dkeoten Steuern sind aber dann im Wesentlichen bis in 
die Gegenwart die direete Besteuerung des Staats und mittelst Zu- 
schlägen zu ihnen auch di^enige der Departements und Gememden 
geblieben. Sie haben nur, insbesondere die Grund- und die Patent^ 
Steuer, eine weitere systematische Ans- und Durehbildung und ehie 
sorgfältige administrative Durchführung erfahren. Stonerteehniflch 
bilden sie ein strenges Ertragssteuersystem (Fin. II, 2. Aufl., §. 217 ff.) 
mit den Vorzligen, aber auch mit den noch grosseren Mängeln 
eines solchen — wenigstens hei einem derartigen Staat8Steue^ 
System — j darunter namentlich auch dem Mangel, keine angemessene 
Ertragssteigerung fttr die Deckung des später ungemein gestiegenen 
Steuerbedarfs ertragen zu können: einer der Gründe ftlr die spätere 
übermässige Ausdehnung der indirecten Verbrauchs- und der Ver 
k6hr8-(incl. Erbschafts-) Besteuerung. Auch fehlte jenem System 
bis in die neuore Zeit ein nothweadiges wichtiges Glied: eine 
direete Steuer auf das bewegliche (Geld-) Kapital, und ebenso war 
die direete Besteuerung des Ertrags der rein persönlichen Arbeit 
(Lohn, Gebalt u. dgl.) bloss mittelst der Personal- und MohiUar* 
Steuer unzulänglich. So traf die direete Besteuerung nicht einmal 
alle Hauptarteii moderner Erträge. Erst 1872 wurde in der Steuer 
auf die Ziubeii von Wei tiipapieren ^init Aujauaiime der französischen 
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Staatspapiere), der sogen, taxe sur le revenu des valen» mobi- 
li^res, eiD Glied zur Ziosbesteaerong des bewegliehen KapitalSg 
hinzugefügt. Aber da diese Steuer nicht alle Zinsen nnd Renten 
des Leibkapitals umfasste, ist auch so die wirklich systematische 
Ausgestaltung der directen Ertragsbcsteucrun^ noch nicht genflgend 
erreicht worden. Diese Steuer wird in Frankreich übrigens zu den 
indirecten gerechnet, sie stebt mit nnter der Direction der Stempel- 
and Begisterabgaben (Fin. III, §. 208, 209). Tiefer greifmde Re- 
formen dieser vier directen Hanptstenem und damit der directen 
Bestenernng ttberbanpt sind auch nach dem lotsten Kriege (1871 ff.) 
swar wiederholt gephint, auch in der Richtung der HiosufHgnog einer 
allgemeinen Einkommensteuer, schweben auch gegenwärtig (Anfang 
1896) wieder. Aher sie sind bisher nur eioigermaasseu in Betreff 
der in der Omndsteuer mit enthaltenen (j^bäudestener (contribution 
foDci^re des propri^tös bäties) gelungen (1881 — 83). Diese wird 
zwar auch gegenwärtig noch zur Grundsteuer gerechnet, bildet 
aber jetzt eine gai|z selbständige, auch steuertechnisch wesentlich 
verschieden ausgestaltete zweite Abtheilung derselben. An die 
grosse Gruppe der vier alten directen Hanptstenem schliesst sich 
dann eine zweite kleinere Gruppe unter dem Namen ,»den 
directen Stenern assimilirte Speeialtaxen'' an, welche 
neuerdings immer mehr Glieder umfass^ darunter aber solche Steuer- 
politisch und stenertechniseb mehrfach verschiedenen Oharacters. 

Ein» eigeutlichc weitere directe Ertragssteuer ist die Bergirerkss teuer ron 
1810 (Pin. III, §. 207) vnd die Stener ron den Gütern der todten Hand Ton 

1849 (Fin. III, 2(if;). Die nacli dem Militärgesetz von 1889 eingeführte Militär- 
taxe von DienstpÜiclitigeo, welche befreit werden, bat überbaapt nicht reinen Steuer- 
character, ist aber technisch zn den directen Steuern za reebnen. Die nunmehr vier 
Specialtaxen auf Wagen und Pferde, auf Billards, auf geschlossene Ge- 
sellschaften, auf Velocipede sind directe Gobrauclis- und Lnxussteuern , die 
übrigen jetzigen zu den assimilirten Taxen gehörigen sechs (iliedur sind wesentlich, 
docb nidit bloss Gebühren (für Yeiification von Maassen und Gewielttm, — wo 
der Stenercbaracter deutlicher ist — , von Alooholu- und Densimetern , von der Visi- 
tation der Apotheken u. s. w., dgl. der Mincr;ilw:u)serfabriköü u. s. w. , der Prüfung 
vüu Dampfmaschinen, der Bezahlung von Berj^werksdelegirten). Das Gebiet dieser 
Abgaben ist theilweise aus fiscaliscben Rücksichten seit dem deatschen Kriege mehr 
ausgebildet worden ^Fin. III, S. 416. 489, §. 305 — 309}. 

Unter dem Directorium, dem Gonsulate und dem Eaiserthum 
Napoleon's I. wurde zunächst erst die ordentliche administrative 
Durchführung und Sicherung der neuen directen Stenern zu Wege 
gebracht Die wichtigste Maassregel unter Napoleon war dann die 
Gesetzgebung Uber eine umfassende Grundsteuerkatastrirung (1807) 
nnd der practische Beginn mit dieser grossartigen Arbeit Femer 

4» 
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wurde eines der wichtigsten französischen Steuergebiete, dasjenige 
der Stempel- und Registerabgaben, in einer umfassenden, 
zwar sehr üscalischen , aber technisch vorzüglichen Gesetzgebung 
legislativ ausgebaut und dadurch ftlr diese Besteuerung, welche die 
Erbscbat'ts- und Sehen kungsstenern mit umfasst, die endgiltige 
Grundlage bis in die Gegenwart gelegt (1798). Auch mit der 
verfehmten inneren Verbrauchsbesteuerung wurde bereits wieder 
ein leiser Anfan^r «i^eniacbt (Tabak, Transport, für einzelne Städte 
Octroi, 1791 f 1798). Erst Napoleon kehrte dann aber naeh der 
Befestigung seiner monarchischen Gewalt zu ergiebigen grossen 
indirecten inneren Steuern zurück (System der GetränkebesteueruDg 
1804—8, Salzsteuer 1806, Tabakmonopol 1810) und machte aacb 
den £infahrzoU wieder einträglicher. Bei seinem Sturz war so 
das französische Stenersystem wieder nach Art, Umfang, EinrichtuDg 
der Stenern, wenn auch mit vielen technischen und administrativen 
Verbesseningeny besonders anf dem Gebiete der directen Bestenerang, 
dem Stenerwesen des ancien regime ziemlich ähnlich geworden. 
Die eigentlichen direoten Stenern betrogen nach dem £rtrage etwa 
% aller Stenern: eine viel stärkere Qnote als später und als znmal 
neaerdbgs, seit 1871 (Fin. JR, §. 169). Fflr die SIMte wnide 
der Octroi bereits wieder eine Haoptqnelle ihrer Einnahmen (elk 
§.342). 

Unter den folgenden beiden Kegierungen, der restanrirtes 
Bourbons nod der Julimonarchie, wurde an diesen Grundlagen der 
Bestenerung gar niehts, auch an den Einzelheiten nicht besonders 
viel geändert 

U. A. wurde die Grundsteuer ia ihrem Principalsatz wogen üeberlastung 
?ou Landesthciloii (^iniässigt, die Patentstetter tecliniaciL fein weiter gebildet (Haupt- 
gesetz von 1844i. (liö inliiiidi^'Mit' I\ li heii zu ck u r s t en or mit der Eiitwicklnng der 
betreli'eudeu Industrie oin^vf uliit ( lbo7) und weiter entwickelt, die Eisen bahn- 
b68t<iDerasg trat in der Coiisequcnz der älteren Besteuerung des öffentlichen Fuhr- 
wesens hinzu (18ü8), im Zolltarif orfolq:tcn mehr im handelspolitischen, als im 
liöcaliächeu IiUeresse Aenderuugea, in hochschutzzöiinerischer Richtung (1814, 1816), 
dabei auch die Eioführang von agrari$c1ieii SchntzzGlUn (1819--I832, 1888). 
(Fin. III, §. 170.) 

Die zweite Republik verfolgte zunächst in der Steuerpolitik 
einige Tendenzen gegen indirecte und fllr directe Stenern, wie 
ihre VorgüDgerin, nahm anch Anläufe znr VerwirkUchung dieser 
Tendenzen, die aber meist bald und noeh vor ihrer Durohftthruog 
wieder rflckgängig gemacht wurden. So blieb es während ihrer 
ephemeren Existenz doch im Ganzen beim Alten. Dasselbe gilt 
abgesehen vom Zollwesen von der Regierung Napoleon's III. Dieser 
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Monareh lieas namentlicb die direoten Stenern auch aus poliUaehen 
GrUnden im Weaentliefaen ein „Rtthre mich nicht an" sein. £r 
konnte trots deB stari^ steigenden Finanzbedarfs Dank der Schnlden- 
Termehmng nnd der wachsenden Ergiebigkeit der inneren Ver- 
brauchs- und Verkebrsstcuern sogar die EinnahmeansfUlle, welche 
seine liberale Handelspolitik der Handelsverträge (1860 f!.) ergab, 
riskiren. An den Grundlapren der übrigen Steuern wurde nichts, 
in Einzelheiten aber Manches geändert. Beim Sturz Xa[)()leon"s III. 
war de: EiUix^ der directen vier Hanptsteuern nur noch wenig 
mehr als '/j, aller Steuern. In der Departemental- und Conimtiual- 
besteuerang war eine annähernd gleiche Entwickhing des Ertrags 
in den Zuschlägen zu den directen Steuern und iui städtischen 
Octroi eingetreten. 

Am der l*^'ls"cr Periodo ist die ErinässicrTnivr J-t Salzsteuer definitiv auf 
jjcbliebeii . diu hteucr aul" den (iruiidbcsitz der todteu Ilaud (1849) binzu- 
gekommen, auch sind einiire AendeiaDgeii im Stempel- und Kcgisterabgabcnvcsca 
(ActiengescIlbcll.•^rts^tcue^ 1850; vori^enommen. Unter Napoleon III. wurd»; die Bü- 
!>teaeruiig: der Wer t Ii papiere (ümsatzstoncr 1857), des EisenbaluUraasports 
(1<55) entwickelt, die PatentSteiier verändert (1858) Der Zucker war seit 
EinfUlirung der KQbenzu(-kcrsfear»r fortwährend ein Kren/. d<^r Struerpolitilv und Steuer- 
technik, die alte Steuergmndlagö aber blieb, bei u^auciieu tariiariscbcn Acodeningen 
in Steuer Qod Zoll. Die auch finanziell bedeutsamste Maassrcgcl war die am den 
Handelr-verträgeu mit hervorsre^anp^one lilHMali Zolltarlfrcform, welche mit dem 
britiscb-franzöiüschtm Vertrage von 18bU iuaugurirt wurdu. (Fin. III, §. 171, über die 
ZoUc S. 784 ff. nnd §.310, 315 ff.) 

Nach dem dentscli-t'ranzi)sischen Krieg;e, dnrcli den allein der 
JSteuerbedarl' um nahezu rund eine Milliarde Fr. driMc nd iresiteiorert 
worden ist, mnsste, vollends znnächst, bevor i^entigende wirtlischatt- 
liebe Erhebung des Landes eingetreten war, das tiscalische 
Interesse unvermeidlicb viel schärfer als bisher die Steuerpolitik 
beherrschen. Die Veränderung der Staatsform konnte auch mit 
deshalb auf die Richtung dieser Politik, die Auswahl und Ein- 
richtung der Steuern keinen durchgreifenden Einfluss äussern. 
Die radicaleren steuerpolitischen Ideen der ersten und zweiten Be- 
volution tauchten wohl hier und da einmal wieder auf, gewannen 
aber dem dringenden Bedürfniss gegenüber und bei der Festbaltung 
innerer politischer Ordnung, welche nach der Niederwerfung des 
Gommiineaufstandes diesmal der Republik gelang, keinen Boden. 
Aber auch berechtigte Reformbestrebungen , besonders in der 
Richtung der endlichen Einiltthmng einer allgemeinen Einkommen* 
Steuer und der Erleichternngen im Gebiete der Verbraucha- nnd 
Verkehrsstenem, drangen unter den gegebenen Umständen zu wenig 
dnreh. Niebt nur in der Noth des Augenblickes, unmittelbar naeb 
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dem Kriege, sondern auch spiter wurde daher xor Stcheniiig der 
FiDaasen die überkommeDe Gmadlage der BeBteaerang m der 
Hanptaache beibehaitea nnd nur aaf ihr weiter das Stenerwesen 
aoBgebant, anfangs fast nnr anssehliesslieh im fisealiscben InteresBe 
der Besobaffang höherer Erträge , später allerdings dann aneh in 
der Biehtong Terbesserter Stenenrertheilnng and sweekmSssigerer 
Stenerteebnik. Dnrch Erhöhung der StenerSitse mittelst j^Kriegs- 
ztuehlägen", dnreh Aosbildnng im Einzelnen worden ^e Ver- 
kebrastenern, Stempel- ond Begisterabgaben (nnd die 
darin enthaltenen Erbsebafts- ond Sehenkuogsstenem}» die Traot- 
port (Ei8enbahn-)Stenem, die Getr&nkestenern, das Tabak- 
DioDopol, die den direeten Stenern assimilirten Taxen er- 
giebiger gemaefat, zo diesen ond zu den inneren Verbrauchssteneni 
anch einige neue Glieder bleibend oder vorflbergehend hinzugefügt. ■ 
Nnr die Halzstener blieb ohne dauernde Erhöhung. Sehr viel 
einträglicher wurden namentlich die Einfuhrzölle und, mit 
Schwankungen, die Zuckersteuer (uebst Zoll) gemacht. In 
der IhiDtlels- und Zollpolitik erfolgte überhaupt der bedeutendste 
und auch zugleich eiu piinei|uellcr Umschwung' g^g^n ^'^^^ Napo- 
leonische System. Der Ertrag der Finanzzölle wurde durch Er- 
höhung der Sätze, derjenige der Schutzzölle durch Rückkehr zu 
einem wieder etwas schärferen industriellen Schutzsystem und durch 
Wiedereinführung hoher Agrarzölle ausserordentlich viel ergiebiger 
gemacht. Nnr die alten vier direeten Hauptsteuern des 
Staats haben an dieser Entwicklung auch in dieser neuesten Periode 
bloss in ihrem einen Gliede, der Gewerbesteuer, auch da zum 
Theil nur vorübergehend stärker, dauernd doch auch bloss in re- 
lativ geringerem Maasse, Theil genommen. Aus politischen Rück- 
sichten, wegen der odiit^^en Foltren. mehr aber doch aus stener- 
tcchnischen Rticksichten, wnl I j lirinm^-en des Fusses auf der alteu 
Grundlage zu unglei^'lmiluisig wirkeu mü8steu und weil diese Steueru 
ühuehin schon durch ilio starke Steigerung der Departemental- und 
Comniiiualzoscbläge immer drückender wurden, sah man von einer 
Erhöhung dieser Stenern, ausgenommen bei der Gewerijcsteuer, 
selbst in der Finanznoth nach dem Kriege ab. Eine eingreifendere 
Reform, die Ilinzuftlgnog einer Einkommensteuer (abgesehen von 
der sogenannten auf bewegliche Werthe) oder die Hinüberbildung 
der Ertrags- in die Einkommenbesteuerung, wobei dann eine Ver- 
mehrung der Einnahmen möglich geworden wäre, kam aber auch 
jetzt nicht zu Stande. 
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In den allerletstoi Jahren hat man wiederholt Anlftnfe anr 
gründlicheren Umgestaltang der Gebändebeetenernng (Thür- nnd 
Fenstersteoer), der Personal- nnd WbhnnngsBteaer, der Getränke- 
Stenern, der £rbsehafl8Stenern genommen. Ausser den inneren 
technischen Schwierigkeiten haben immer wieder die politischen 
Verhältnisse, die {»arlamentarischen GonsteÜationen, das Getriebe 
der Interesfienparteien, mit die Folge von dem Allen: der ewige 
Wechsel der Ministerien , speciell auch des Ftnanzministerinois ^ 
sich hinderlich erwiesen. Man wird nicht längnen kOnnen, dass 
sich hier ein inhärenter Fehler des parlamentarischen Systems sei^t, 
welcher vollends in einer partei- nnd interessenserklflfteten Repnblik, 
wie der französischen, verhängnissroll wirkt. Das System erweist 
sich hier somal wenig befähigt, Aber die Glasseninteressen obzu- 
siegen, und steht da wohl der ihrer Aufgabe bevnissten Monarchie, 
auch der constitntionellen , wieder erheblich nach. Ein auch fdr 
die wissenschaftliche Betrachtung der Steuerreform-Politik beachtens- 
werther Punct. Der Vergleich zwischen Frankreich und z. B. 
Prenssen lallt gerade hier nicht zu Gunsten des crsteren aus. 

So sind bisbei imd zum Theil erst in neuester Zeit docli nur 
kleinere Verbesserungen, Erleichterungen geIuD^,^Ln, in der Patent- 
steuer, im »Stempel- und Kegisterwesen, die Gebäudestcuer ist re- 
tnrniirt, die eigentliche Grundsteuer (vom ;iu:rarischeu Boden), die 
Transportsteuer (auch vom Eisenbahnverlvehr) ist ermässigt, an 
der Zockersteucr und den Zuckerzöllen weiter experimentirt, die 



^) Am Anfang jedes Jahrgangs des BulL de stat findet sich eine Uebcräicbt 
der Finuuaoinister seit 1789. In den etvas aber 25 Jthma v<m Sturz Hapoleon's IIL 

und der Wiedereinfalirung der Republik (4. Sept. 1870) an bis Anfang 1?0G fillirt 
diese Uebezsücht nicht weniger als 45 Wechsel. bez«r. Ministerkrisea aa£ Mehrfach 
ist dabei allerdlogs dieselbe PerMn, nur erentnell in einem anderen Gftbinet Fintnz- 

minister gebli«brii. Forner loiiunt in Jor Liste Jorsclbe Mann mitnutor sixitcr noch 
ein oder uehrmals als Finan^jninister ror. So war i. B. Magne (zugleich der letzte 
Finanzminister Napoleoo*s IIL, 9. Aug. 1870 bis 4. Sept. ) zweimal, 1873 und wieder 
1874, L. Say siebenmal, meist nur kurze Zeit. Minister i ]^^72, 187-'>. in 1877 zweimal, 
das zweite Mal wenigstens 16 Monate lang, 1879 wieder zweimal kurz, 1882), Tirard 
siebenmal (1882 zweimal, 1888, gleich im Anscbluss daran, einmal, nach kurzer 
Untorbrechuu«: noch iweimal, zuletzt tlber 10 >ronate lang, dann wieder 1887), 
Ronvier zweimal 1887 und dann lS'?yp— wenigstens einmal 2 Jahr 10 Monat 
lang), Pcytial zweimal (1888 und Ibüo/. Auch wenn man dieselbe Person nur 
einmal zählt, was wenigstens bei längeren Unterbrecl i i der Stellung jdiffl die Ver- 
hältnisst' viel zn sfal)il erscheinen lässt. so enthiilt du IJ-rc Ü-") Namen, — in 2.'> 
Jahren! Nach Kouvicr's letztem längerem Miinstfrium i^lJcccuibur 1892) sind bis 
Anfang l-^lMI schon wieder sechs Personen Finanzminister gewesen, mitRourier seit 
1^90 sieben. In dieser Zeit war z.B. in Prenssen Miquel beständig Finanzminister. 
8o konnte er die grossen Steuerreformen hier durchführen. In Frankreich stürzt ge- 
wflliiüich der Minister noch bevor auch nur irgend Zuü war, eine Reform wirklich 
in Gang za bringen. Das will anch hier berücksichtigt sein. 
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entere völlig ungestaltet worden, dies, weil es die deutsche Oon* 
earrenz %n fordern Bchien, also unter Hitwirkung eines politiBohen 
Moments, mit dem man in Frankreieb auch in Finanzfragen Alles 
erreicht Femer sind einzelne der naeh dem Kriege etngeflihrtea 
Verbranchssteuern bei Terbesserter Finanzlage wieder fortgefallen, 
ein paar neue kleinere Abgaben aber auch erst jüngst wieder hin- 
zugekommen (Miliförtaxe 1889, Yeloeipedsteuer 1893). Die höhere, 
auch vom Standpunct steuerpolitiseher Gerechtigkeit nicht einwand- 
freie Besteuerung des Erwerbs der geistitchen Gongregationen ver- 
dankt mehr radlcalen antikirehlichen Tendenzen als wirklich be^ 
reehtigten steuerpolitisehen Grundsätzen ihre Verwirkliehung (1894). 
Im Jahre 1891/92 siegte die den Bindungen durch Tarifvertri^e 
feindliche Handels- und Zollpolitik. Der protectionistische Gesichts- 
punet drang im Tarif noch mehr durch, zugleich übrigens bei staik 
mitspielendem fiscalischen Interesse (GetreidezOlle!), illr welches 
sich die neue Handels- und Zollpolitik auch bald sehr vortheilhaft 
erwies. Aber die auch fiscalisch wie volkswirtbschaftlieh undcon- 
snmpolitiseh wichtige GetrSnkesteuerreform und die fiscalisch und 
soeialpoiitisch gleich wichtige Erbschafissteuerreform gcriethen doch 
wieder ins Stocken« Mit dem Project der EinfUhrnng einer all* 
gemeinen Einkommensteuer — sei es als einer mehr die Leistungs- 
fähigkeit der Besteuerten b^eksicbtigenden Erglnzungssteoer 
neben den alten grossen Ertragssteuem, sei es mittelst Hinflber- 
ftthmng eines Theils von diesen, besonders der Personal- und 
Mobiliar-, auch der Thür- und Fenstersteuer in eine solche Steuer— 
ist man noch kürzlich (1894) beschäftigt gewesen und bat einen 
derartigen umfassenden Plan soeben (Anfang 1896, FinanzminiBter 
Do um er) von Neuem aufgenommen. Ob mit besserem Erfolg aU 
bisher ist einstweilen mindestens zweifelhaft. 

Die gesaramte .Staatsbesteuerung ist in ihrem Erlrage so trotz 
einiger neuerer Ki mässigungen seit 1870 eudgiltig ausserordentlich 
gewachsen, von 1870 — 96 im Voianschlag von 1543 aui 2942.5 
Mill. Fr. roh. Davon kommen auf die vier alten directen Haupt- 
steuern 1870 382.8, 1896 474.2 Mill., damals 21.6, jetzt nur IG.1% 
von allen. Die Steuem (im Robertrage, aber einschliesslich des 
ganzen iiuhcrtrags der drei Monopole Tabak, Pulver, Streichhölzer) 
sind vom Gesammtbetrag der (ordentlichen) Einnahmen von 3341.2 
Mill. Fr. für 1896 88.1 o ,. Der Reinertrag der Steuem ist för 
1896 auf ca. 2719.3 Mill. Fr. oder 92.7% vom Kohertrag veran- 
schlagt| wo bei den Kosten der Monopole zu gedenken ii^t. 
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Die eig:eiitlicben Verwaltung»-, Erhebongs- und Ausbeutungskosteu (letztere 
namentlich bei den Monopolen) sind 190.3, die RUckzahlungeu , Eotlastangen u. dgl. 
32.9 MiU. Fr. 

Von den übrigen, nicht-steiierrechtIii lit?Ti, !robillircnartii;t>n und privatwirthscbaft- 
lichen Einnalunen und diejenigen der Post« Tdegrapbie and Tolephonie (zusammen 
216.3 MilL, im Bdnertnif jedoch nur 48.2 Hill.), die Eitrige der Fönten (27 MilL« 
rein lo.o), die ErtrSire vorscliiodener Staatsuntemehmen mit 10.7 Mill. («larnnter der 
Staatseiseo bahnen« 9.2 Mill. Fr.), die Erträge des sonstigen Domaniams (domaine, im 
franzOsiscbeD staatsrecbtlichen Sinne) mit 18.8, die „verscfaiedeneft Ertrlg^ des Bodgete". 
eine Kategorie nianDigfalti>;.ster vermischter Einnahmen (Gebühren und Anderes mehr) 
mit 67.2 MiU., die wiederum mancherlei Yenjchiedenartigee, auch wieder Gebühren 
Q. dgl. entbaltcnden „Einnahmen tron Ordnungswegen" (recettes d'ordre) mit 6fi.8 Hill, 
(darunter besonders diejenigen „zur Verminderung der Ausgaben", wovon u. A. 2G Mill. 
Abzüge au den Civilbcamtengehalten zum Dienst der Civilpensionen , 9.1 Mill. dgl. 
Abzüge am Solde der Soldaten und Marineleute, Beiträge der Colonieen u. A. m.\ 
die Hauptposten. Das jetzt wieder apart gefuhrio. ab< r dcui Staatsbudget angogliedertc 
Budiret Altriers schÜesst filr l^OG mit 52.:! Mill. l-'r. Kiiuiahirion i^worunter 12.5 Mill. 
directc. 27. U indircctc Steuern luit Zöllen, Euregiatiemeut, iStempel), citier Summe. 

welcher aber 72.1 Mill. Ausgaben gegenoimsteheii , so dtss FxMikxeleb an 20 MilL 
dafar ans seinen Mitteln ZDSetien rnnas. 

Im Dep arte mental- und CommanalfiDaDzwesen ist aach 
in Frankreich in der neaesten Periode seit 1871, wie in anderen 
Ländern, die Gew&hrung von Staatszusehüssen in Ans- 
dehnnng begriffen. Aueb, Übrigens nur kleine, Antheile am 
Ertrage von Staatostenern (Patent-, Wagen- nnd Pferde-, Veloeiped- 
Steuer, dem Plane nach auch bei der 1895 piojeetirten, aber nicht 
dnrebgebrachten Dienstbotensteuer) bestehen. Trotsdem bat die 
eigene Besteuernng dieser Körper in Form von Zascb lägen zu 
den directen Hauptsteuern und zu einigen anderen nnd bei 
den grösseren Gemeinden (Städten) in Form des Octroi eine 
sehr starke Zunahme erfahren. Das „Comraunalsteuerproblem" 
und die weitere Frage der finanziellen Auseinandersetzung zwischen 
dem Staate und den anderen genannten öffentlichen Körpern üher 
Ausgabevertheilung nmi Besteuerung sind daher aiu h in Frankreich 
wie in Grossbritannien, Deutschland und den lueisten anderen 
Culturländern am Ende des 19. Jahrhunderts immer wichtiger uud 
schwieriger geworden. Das deutet auf allgemein und ziemlich 
gleicbmässig einwirkende Ursachen, welche in der Umgestaltung 
der technischen und wirthschaftlichen Verhältnisse liegen, und 
drängt überall auf allgemeinere Steuerreformen mit hin. In Frank- 
reich vielleicht in einer Hinsicht noch mehr, weil der ointrÜL'liche 
Octroi, die Hauptsteucr vieler Städte (Paris!), doch immer wieder 
Anfechtung ertiihrt, wenn man auch schwer begreift, wie er 
bei seiner einmal erreichten finanziellen Bedeutung ohne eine 
sehr ( iiu; rillt ude Umgestaltung der sonstigen Besteuerung ersetzt 
werden könnte. 
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58 ^ Abschiu FmuEOaiacba B«steaenmg. 1. 11. 

üio folg(^nr1i^ Tabelle zur Krgänzung und Fortfillirniig- derjenig''n i:i TIT, 
S. 395, giebt eine Uebeisicht der EDtwicklang der Erträge der Steaern seil den 
in dar fhmzOsisdien allgemeinen politiBclien wie in der Pinuizgeseliielite eine 
Epoche abschliessenden Jahren 1847 und 1870 (Voranscliläge). Aofst Ih mar und 
tirappiniog in gleicher Weise wie in der genaontco Tabelle in Fin. ill. Ertrag 
in Miil. Fr. Onten im Sdilaas des § 24 wird das folgende 8tnttstf«die Matariil nach 
in einer etwas anderen Weise tabettaiiacli gmppiit. 





j Bohertrag in Mili. Fr. 


FrogTö&biüu 

in •/ 


Proportion in % 




1 1847 


1870 


1885 


1896 






1847 


1870 


1896 


— — 




















I. Staatsbcötcu ruiig 
A. Diiccte (Haoptst) 




















f _ 


















l.GniniJsteuera)ei?ciitI. 






Jls.G 














b) V. bebaut. Dodon 




















Summe 1 




172..) 


177.:) 






1 1 








'2. l'ors. u. MobiliaisU 






(.7.4 


Mi) 




HU () 
vv.V/ 








M. Thiii- uod l'üusUiröt. 




:J!>.4 


4Ü.U 


• )c . i 






z 
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4. PatäDtsteoer . . . 




(>0.8 


104.9 


JZO.O 




r~ . ' , . ) 








5. Nebeiit.Hxc .... 




0.6, o.f; 


1.1 




V • > 








buinnic 1—5 




332.8 




■ili 
t l t.— 


V.'J 




80 




Iii 1 


6. Einkommenst. r. be- 


1 


















wegliciieii Wei tlieu . 


















2.2 


bumuic A 










0 8 


()•' 4 


80 2 


21 ii 




B. Yerk ehrst, (incl. 


1 


















Erbscbaf tbst.) 


















*> 


1. EiLFügiätroiueat ^lucl. 


















Erhschaftsstenern) . 


1 al'i.O 


362.8 


544.4 














2. Stempel ... 


•>;'.•> 


88.7 


ir,.:,.i 


1 i 


1 1 '>.W 


1 .-•), 1 








^umioe B . 




44Ö.Ö 


üüy.4 


7 1 U 4^ 
4 IV.O 


<o.y 




2a.i 


2Ö.9 


24.Ü 


0. Grössere indir. 


1 


















Vcrbratichr-st. 




















1. Z6iie a. liiebeuab^ab. 


1 160.3 


75.1 


292.6 


428.8 


( Ou.li 


4»i4.8 






2. Salz8t.(inländ.a.ZoU> 


1 70.7 


31.8 


34.0 


32.3 


f-55.0^ 










;! (ietrankoitoiicrn . 


Jl-J.'i 


24;!.4 


;utr»..'. 


4ö(i.r, 


18^.4 


87.6 
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4. Inland. Zucker . . 


l'J.y 


Ul.Ö 


110.1 




47y.8 








ZnckenoU (fremd, n. 




















Colon.) 


lu-i 


/oll 


41.0 












Tabakmotiopul . . 




24fi.^ 


879.1 




ir.t.4 


• *2..'. 








Summe C 


4l■)4.^; 


708. '.t 


12.VJ.8 


l4s(;..^ 


•V2.5 


10! 1.5 


42.8 


4»5.0 




l». L i' brige kli-iuoro 




















(dir. u. iiidir.i St. 


4^.(1 


:)4.s 


227.7 


i;t7.o 


1 1.2 


2.")i).r. 


4.4 


8.0 




Jbtaamc 1 Staatsstoucru . 


iO'JS.a 




2Ü21.7 


2U12.5 


4U.5 


itU.7 


lOO.O 100.0,100* 


II. Dopart.- n. Com- 


i 


















in 11 II a I s t e u e r n 
















1. Zuschlage zu den di- 
rc'Ctoii Steuern 
















) j 






28;i.s 


8IS.7 


87'>.7 


171.2 


r»<i.7 


49.:> 


:)8.7 




2. Octroi d. (jemeindea 




2ol.;i 


277.1 




12^.7 


.'.2.0 


öo,r> 


46.3 


44.1^ 


Sufnti)'' II 


174.2 


4:;:..l 


r>2-"..s 


»iSl.t^ 


i.r>u.4 




100.0 


100.0 100.0' 



Die Zahlen fUr 1885 sind hier gegen die in Fin. III, S. 895 gegebenen in eiaige» 
Posten, besonders beim Enregistrement und den indirecten Steuern, etwas abgetadert 
(vermindert), nach dem im Parlament rectificirten Budget, während die früheren Daten 
diejenigen des Voranschlacrs der Regierung waren (s. Bull. 1884 II, 620 ff., Etat für 
1896 s. eb. 1896 I. 22 Ii"., jetzt im Budget etwas anderes aufgestellt als früher). Die 
Ziifer des Octroiertrags in der Col. 1870 ibt die fUr 1869, in der Col. 1885 die für 
1880, in der Col. 1896 die far 1894 (Ergebniss, s. Ball. 1895 U, & 157). Die Zu- 
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Statibtik der Steuereutwickluug. 

«cbläge zu deo directen Steaero waron für 189ß für die DepartemeDtalausiraben 179.2, 
für die Communalansgaben lliH..', zusammen 875.7 (s. Bull, 1"^^"' II. S. 11). 

Die „übrigen lileiaercn Steocru" (Rabrik D der biaatäbeätouerong in 
«biger TabeU«) sUid nadi den EtatsrnbrUeii folgende, MÜL Fr. Ertrag (rfth). 



1880 1896 

I. Den directen Steuern aasimiUrte Specialtaxen. 

1. Steuer auf Güter der todten Haud 6.07 (>.% 

2. BerKwerksabgaben 2.80 2.28 

8. Abgabe fur Vcrification von llaaesen und Geiricliton 4.42 5.02 

4. Abgabe für Vcrification der Alcoholometer .... 0.0^ O.O:? 

5. Abgabe iüx Controie der Apotheken, Droguerien . . Ü.29 

6. Abgabe für In^ctiott der Kabiiltea nnd Lager roD 

Mineral virasser — 0.03 

7. Steaer auf Wagen. Pferde u. s. w 10.64 12.52 

8. Stener auf Velodpede — 2.18 

9. Steuer auf Billards ... 1.14 1.10 

10. Steuer auf geschlossene Gesellschafton u. s. w. (cerdes) 1.50 1,40 

11. MÜitlrtaxe — 4.78 

12. Abg:ibe fQr Kiii-^rliafliiiniii:en <h-v d6legu6a minenCS . — (1.22 

13. Abgabe fUr Prüfung von Dampfkesseln — 0.22 

Sammo I 26.96 37.02 

II, Kleinere i n dirccte Steuern und kleine Mon o pole. 

1, Zündhölzchen (1885 Pacht-Reinertrag, 1896 Rohertrag 

des Monopols) 17.01 28.98 

2. Pukermonopol 14.2Ö lO.i«"^ 

8. Papiersteoer 15.97 aufgebüben 

4. Mineralölsteuer (inländ.) ..... 0.008 aufgehoben 

5. Steuer auf rcgotat. nnd animäl. Oele 3.07 2.11 

r». Steuer auf Stearin und Kerzen . . . . 8.?<8 8.95 

7. Steuer auf Essisr u. s. w. ■ 2.71 2.80 

8. Steuer auf Dynauut 1.54 — 

9. Steuer auf Eisenbahntransport (Schuellferkehr) . . J>Ü.28 50.71» 
10. Steuer auf audercn Fahrverkehr 4.72 5.11 

Somme 11 158.39 109.22 
Iii. Versicliiedenc Abgaben und Einnahmen der 

Verwaltung der iudirecten Steuern ..... 42.34 50.79 

Svmme I— III 227.69 197.03 



Unter diesen Abgaben befinden sich allerdinj^ einige, welche mehr Gebühr als 
Steuer oder doch zugleich mit Gebühr darstellen (I. Tso. 3 — 6, 12. 13 und Manches 
in der Rubrik III). Die Zahlen für 1885 und 1896 bei den Zündhölzchen ^11. 1) 
lassen sich nicht streng vergleichen, W( il die erste den Reinertrag des rerpacbteton, 

die zweite den L'ohertrr^sr des sclbstbetriebenen Monopols angiebt. 

Die cbaractt 1 i-ti^cbstcn Momente in der neueren franz^sisolien 
bteiierentwickluug treten in tleu beiden voraiif^'elieudeu Tabellen 
deutlieb bervor. Die alten grossen directen »steuern baben sicli 
80^-ar seit 1847, vollends seit 1870 verhältnissmässig niebt stark 
im Ertrage vermehrt, am Meis^ten die in den SHtzen nach dem 
Kriege gesteigerte Patentsteuer. Die Vermehrung der (3 rundsteuer 
lllllt neuerdings ganz auf die in ihr enthaltene Grundgebändesteuer. 
Der Ertrag des Enregistrements (incl. Erbschaftssteuern) und des 
Tabakmonopols ist in den letzten Jahren ancb nicht mehr tbrt- 
.geflchritten, die Erhöhungen nnd Yermehrangen der Steuern im 
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2. Abschn. FjUDZ&sische Besteaeraog. §.11. 



ersteren sind durch Erlässe ansgeglichen, beide Steuerarten scbeiDen 
iu ihrer EotwiclduDg za einem Stillstand gelangt zn sein, welcher 
auf eine gewisse Stabilität der volkswirthsehalUiehen Entwieklung 
hinweisen mOcbte. Stark gestiegen sind auch neuerdings noch nur 
die Erträge der Zolle, Dank der scharf protectionistisch-fisealischen 
Handelspolitik, einigermaassen die der Getränke-, Zuckerstenem, 
anch, mit unter Einwirkung der Gesetzgebung, der Stempelertrag. 
Der vermehrte Ertrag der Einkommensteuer von beweglichen Wertben 
ist lediglich der I jböhung des Satzes von 3 auf 47o zuzuschreiben, 
er Ware sonst seit 1885 stabil geblieben. Auch die Octroieiunahme 
der Städte weist neuerdings, trotz des weiteren Steigens wenigstens 
der städtischen Bevölkerung auch in Frankreich, keine sehr wesent- 
liche Steigerung auf. Die Salzstener ist im Ertrap^ selbst etwas 
kleiner s^eworden. Alles Erscheinungen, welche um der Stabilität 
der Hevolkcrung (einige Jahre lang jüngst selbst kleine Abnahme!) 
zusaniinenhänp-en mögen, aber auch darauf hiudeiiteu können, dass 
die Stt Liertähigkeit des steueriiberbürdeten französischen Volks 
einigermaassen au einer Grenze angelangt ist, die sich, einstweilen 
wenigstens, nicht leicht überschreiten lässt. Wie die letzten drei 
Colonnen der Tabelle zeigen , sind in der Staatsbesteuerung im 
Ganzen die indirectcn, in der Departemental- und Communalsteaer 
umgekehrt die directen Steuern seit lö47 und 1870 mehr in den 
Vordergrund getreten. Dort kommt jetzt die volle Mälfte, mit Zu- 
rechnung der kleineren indirecten Steuern noch etwas mehr auf 
die indirecten. 

Die Veränderungen im Ertrag^u der einzelnen Stcuofn, insbesoildefe auch im 
kmen Jahrzehut, iiodea im Folgeaden mit ihre ErkUruog. 

Die Znschl&ge für Depart«moittal' und GonmiQnalaiisiraben za den 

directen Steuern vertheilten sich ini Etat fUr 1806 in Mill. Fr. rülf;eiiilrtinaassen auf 
die einzelnen Steuern, was auch fUr die Würdigung der Last nnd der ganzen £iii- 
richluug der zunächst zu besprechenden Staatsbestcucruug zu beachten ist. 



Depart. 

1. Eigentliche Grundsteuer . . . G7.01 

2. Grundsteuer vom Gebäudeboden "'(">. It) 

3. Personal- und Mobiliarsteuor . .')7..>1 

4. ThttT' ond Fenstenteuer . . . 18.27 

5. Patentstcucr 25.20 

6. Assimilirte Spccialtaxen ... — 

Summe 179.28 



Gemeinden Samme Ziisnmtnen mit 







Staatästeuem 




1 -!.S,22 


246.89 


-■)7.87 


78Ü6 


153.60 


;>4.92 


72.42 


162.89 


20.25 


33.52 


91.94 


41.44 


66.69 


192.27 


1.27 


1.27 


38.19 


196.46 


375.68 


875.7.^ 



Die Autheile der Gemeiuden an der Staats- Fatentsteaer mit 7.016 Mill. Fr. 
(Ges. v. 15. JnU 1880, Art. 36), an der Waiden- und Pfeidesteuer (622,500 Flr.) und 
der Yelocipedsteuer (650,000 Fr.) sind hier bei den Gemeindeoinnahmon aus directen 
Steuerzuschlägen eingerechnet (Bull. 1896 II, S. 11, 6). Uebersicht der BesteucniTisrs- 
maassrcgeln seit 1870 (bis 1885—89) in Fin. III, §. 172 ff, und Darstellung im Liu- 
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zclnen daselbst bei den einzeliiL'n Steuern. Kritik <:b 177. '.V.\2 — 'VM uud passiin. 
Unter Verweisuug hierauf iui l"»!iarendcn nur eine kur^u Cliaractcriäut *Ut einzelne u 
Steuergattnngen und Stenern mit HerrorhebaDg wichtigerer legislativer Vurgänge seit 
1871 und wieder eine n&bere Darlegung nur der neaestwi Voi|g;iiig6, fieformpl&ae 

u. s. w. seit dem Abschluss des Bands III (18^^8 89). 

§. 12. Directo f^p stenerung. lu der Gruppe der vier oder, 
wenn man die Grundt^u iu r stni ihrer Trennung in zwei Abtlioilungcn 
(1881, bezw. 1883) doppelt n ehnet, der tUuf iilteu grossen 
direrten Haupts tcuern ist die vereinigte (Grundsteuer 
immer noch die uacli den) Ertrag wiclitigste, für drn Staat wie 
nach den Zuschlägen für die Departements und Gemeinden. Die 
eigentiiclie Grundsteuer allein, die wesentlich ländliche (vom „unbe- 
bauten" Boden) behauptet diesen Hantr nur lux li, wenn die staat- 
liche Steuer und jene Zuschläge zusaninieugerechnet werden , für 
den Staat allein wird sie jetzt vom Ertrag der ratentsteuer über- 
troffen. Da die Patentsteuer und jetzt auch die Gebäudegrundsteuer 
(vom „bebauten" Boden) Quotitätssteuern sind, die eigentliche 
Grundsteuer auf stabilem Kataster mit festem Steuerfuss beruht 
und Repartitionssteuer ist, steigt ihr Ertrag im Principalsatz, worauf 
sich im WeseDÜichen der Staatsantheil an dieser Steuer beschränkt, 
fast nicht imd nimmt durch IlerabsetsbQDg des Oontingents und 
Prineipalflatzes sogar ab. Die Erträge jener beiden Quotitätssteuern 
steigen dagegen durch Vermehrung der Steuerobjecte, bei der 
Patentsteuer auch durch (Kriegs-) Zuschläge l'ttr den Staat. Auch 
die Personal- und Mobiliarsteucr und die Thür- und Fensters t er. er, 
obwohl als Repartitionssteuern eingerichtet, zeigen in Folge der bei 
Feststellung der Contingente berücksichtigten Vermehrang der Steuer- 
objecte auch bei gleichbleibender sonstiger Construction und Steuer- 
fuBS ebenfalls steigende Erträge fttr den Staat. So verschiebt sich 
aber das Verbältniss der Erträge der einzelnen vier bezw. fünf 
Stenern nnter einander immer mehr und ist namentlich in längeren 
Perioden erbeblich verändert worden. Bei der nicht ganz gleichen 
Belegung der Principalsätze mit ZaschlSgen fttr die Departements 
und Gommnnen hat dies Verhältniss der Erträge noeh weitere 
Vei^dernngen erlitten* 

YgL die beiden Tabellen oben S. 58 und S. 60. Ferner die StatistUc der directen 
Steuern mit Unterscheidung der Anthcilc von Staat, Departements und Gemeinden für 
1838—88 in Ball. 1880 II. 41 ff. In den letzten Jahreu hat u. A. die Ermässigung 
des Principals der Grandsteuer noi Ii weitere Verschiebungen der Quoten beirirLt. 
Principal betrag in 1896 der eigentlichen G^und^(^■lle^ 103,24, der allijemcinen und 
der besonderen Zuschlagccntimon fUr den Staat lö.'67 Mill. Fr., Ix i d« r Gebäudegrund- 
stener bezr. 69.3 und 10.74, bei der Fers.- nod Mobjteuer Gb.^ und 21.67, bei der 
Thor- nnd Fensterstcuer 45.1 und 17.83, bei der Pateutsteaer 80.68 iiod 44.9 MAL FT. 
(BqU. 1896, I, S. 6). 
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2. AfaMsbn, FmuMiiehfl Bestenenng. 1. 12. 



Die alte allgemeine Grandstener war nach der Gesetz- 
gebung der Bevolutionszeit und Napoleon's I. als allgemeioe (Rein ) 
Ertragssteoer vom gesamraten Grund und Boden, einschliesslich 
der Area der Gebäude uud des Ertrags der letzteren, geplant 
gewesen und ist nach dem System des Pareellen- Reinertrags- und 
Ckkssenkatasters eingerichtet, wobei dann ein beBtimmtea äteoert 
contingent fUr den Staat von oben nach unten repartirt werden 
sollte. Aber die Verschiebung des Beginns der Katastrirung, die 
Langwierigkeit der letzteren (1807 — 1850 und darüber hinaus), die 
Kothwendigkeit der Steuer ein nähme nnd die Mängel dee beendeten 
Katasters ttthrten dazu, dass das Grandstenercontingent nur inner- 
halb der Gemeinde selbst nach dem neuen Kataster, vom Staat bis 
zur Gemeinde herab aber nach alten, nur ziemlich willkttrlich ab- 
geänderten Katastern vertheilt wurde nnd noch hente wird. Die 
thatsächliebe Ungleiehmässigkeit der Stenervertbeilang und die von 
Anfang an viel zn hohe Ansetznng des dnreh die Grnndatener anl- 
anbringenden Contingents (240 Mill. Fr.) nnd des danach sieh er- 
gebenden FrindpalsatzeB der Steuer nOthigten dann auch zu wieder- 
holten Herabsetzungen von Contingent nnd Principalsatz, so noch 
jüngst wieder (1891), um so mehr, da durch die hohen und nnver- 
meidlieh steigenden Zusehläge itlr Departemental- nnd Communal- 
bedflrfnisse der Oruek der Steuer schwerer wurde. Trotz der hierbei 
erfolgten loeslen Ausgleichungen der Steuer sind sehr grosse ün- 
gleichmässigkeiten zwisdien den einzelnen Gebietstheileui Departe- 
ments, Arrondissements, Cantonen, Gemeinden geblieben und aneb 
durch neuerliche Untersuchungen wieder constatirt worden. Aber 
auch innerhalb der Gemeinden selbst sind die Katasterergebnisse 
nicht befriedigend. AUgemdne periodische Eevisionen waren zwar 
beabsichtigt, sind aber nur in einzelnen wenigen Fällen erfolgt. 

Durch die neuerlich (1881-~83) eingetretene Tbeilung der alten 
Grundsteuer in die eigentliche vom „nicht bebauten'' Bodeiit 
besonders dem Undlichen, und in die Gebäude- Grundsteuer, vom 
„bebauten*' Boden, hat ein wichtiger und richtiger Fortschritt 
statigefhnden. Die letztere Steuer ist jetzt als Quotitätssteuer naeh 
anderen Grundsätzen eingerichtet nnd entspricht mehr den An- 
fordemngen einer wirklichen Reinertragstener. Sie hat Torläufig 
nur einen wohl zu niedrigen Steaerfnss erhalten. Aber eine weitere 
Umgestaltang dieser Steuer, zu der dann sehr unorganisch die 
Thür- und Fensterstener hinzutritt, ist doch noch noth wendig ge- 
blieben. Die andere Abtheilung der alten Grundsteuer, die eigen^ 
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liebe vom unbebaaten Boden, ist aber um so reformbedttrttiger. 
Ad ibre Reform ist aueb wiederbolt und gerade Deuestens wieder 
gedacht worden. Es ist aber zu bezweifeln, ob bei der Festbaltang 
des technischen Characters und Systems dieser Steuer Befriedigendes 
ZQ erreichen ist. Die Geschichte der französischen Grundsteuer 
beweist wohl, daas dieses System wenigstens flttr die Staats- 
bestenenrag eines grossen Staates nicht passt. 

S. Näheres, mit vifilcrlni statistischen Relnffcn . in Fin TIT. §. 184 — 190, S. 484 
bis 452. Uaapt^esea ?. 3. Krim. VII (28. Kov. 1798), Katai^tergcäetz V. 15./2o. Sept 1807, 
TrenDim^ der Stenor dtlrcli fitisetz 29. Juli 1881. renriikliQht von 1883 an. Uober 

(Vii^ im vorigen T^andi: berührte Bodcnbewerthung s. Weiteres in der ausgezeichoetcn 
Stadio TOD 0. Köbner, Die Methode der letztea franzOsucben fiodenbevertbang, eia 
Beitrag zmn Katasterproblem, Jena 1889 (ans Elster's Sammlaiig staatawisB. Stadien). 
Ueber die ßcform der Gebäudegnindsteiier s. den Anftatz ron t. Heckel ia Scluuix' 
Finanzarchir, Jg. VUL, S. 57. 

Aas den letzten Jabren ist Ton bemerkenswerthen Vorgänn^en Folgendes m er- 
wähnen. Durch Finauzgesetz über directe Steuern für 1^91 v. 1".^. Aiiif. 1800, Art. 14, 
wurde eine weitere Hcrabsetzan^ des Principalcoutinfreuts der eigeritiicben UnindsteDer 
Doch über die früheren hinaus (s. Fin. III, S. 439) von 1891 an angeordnet, am 
15.27 Mili. Fr., ron 118.55 auf 103.28 Mili,, wodurch der AnDabme nach aaf Grund 
der TorausgegaDgonen üntersucliunj^en über Botleiiwcrth und Rente ein Normalfnss von 
4% Steuer vom Heinertrag erreicht wäre. Die .Moiivirung lag in der durchweg 
za hohen Besteuerung des unbebauten verglichen mit dem bebauten 
Boden, und I?ücksichtcn auf die Nofhlairc der Landwirthschaft spii^lten mit. auch wohl 
politische EüclkJiichteu auf die Landbevölkerung^ (s. Motive zum Budget f. 18'J1, Bull. 
1890 I, 268, 272, die Kegierungsvorschlä^e erlangten mit kleinen Modificationea 
Gesetzeskraft! Das Gesetz bestimmte die Vertheilong der Entlastung auf die Dotiartö- 
ments und zwar auf 82 von 87. indem 5 wegen relativ gilnstigerer Besteueruütf uu» 
betheiligt blieben. Ueber die lehrreiche Lßsung der Aufgabe der Weiterverthoilnng 
der Entlastungssumme auf Arrondissements ui> I fir^m iruieii, n.'tch verschiedenen Maass- 
stäben, s. Bull. 1891 1, S. 458 ii'. Im J. Isul wurde auch eine Commission zum 
Stadium der Katasto^age, wobei aber auch die anderen Seiten derselben (administrative, 
priratrecbtliche Interessen) berücksichtigt werden sollten. eing:csfitzt (Bericht u. Decret 
Bali. 1891 I. S. 593). JUugsi ist dann im GeseU über directe Steuern fOr 1895 r. 
21. JnU 1894 (Art. 1, Ko. ^ wieder die Verwaltonp der dirocten Stenern beauftragt 
wnr^ii-'ii, ..ilic nothwondijjcn Scbätzang-cn vorzunelimen, um die Grundsteuer vcni nicht 
bebauten Eigeuthum in eine Steuer auf das Keineinkommen dieses Eigeutbums um- 
zabilden**. Leiohtnr verlangt, ab ansgefthrt Tenporlre Eriasse der Omndstener haben 
Ihr "Weinland we^en der Reblaus-Infoction stattgefunden (s. Statistisches im Bull. 1895 I, 
522). Im Entwurf des Etatsgesetzes f. 1896 (Art 15) war eine Kcvisiou des Katasters, 
mit BeacbrSaknng anf den Schätzungstarif ond die Glassirottg der ParceUen in jeder 
seit wenigstens 30 Jahren katastrirten Gemeinde nach Antrag- des Munieipalraths oder 
in seiner Ermanglong eines oder mehrerer Grundbesitzer vorgesehen, doch ist diese 
Bestimmung nicht In das Etaisgesetz gekommen (BnD. 1895 1, 582; 1895 II, 4). In 
dem Steuerreformplan Doumer's (Febr. ISDH) ist auch eine Staatsbeihilfe zur rascheren 
Erneuerung des Katasters far ländlichen Boden in Aussicht genommen (s. u. §. 27). 

Ueber die jetzt abgetrennte Gebfiudegrundsteuer s. Fin. III, S. 448. In weiterer 
Durchführung der 1881 eingeleiteten Reform wurde diese Steuer in eine Quotitäts- 
steaer verwandelt, von 1891 an, welche nach dem von der Verwaltung der directen 
Steuern ermittelten Micthwerth (valcnr iocativc"» aufgelegt wird, unter Abzug von 7* 
dieses Werths bei gewöhnlichen Gebftuden. von Fabriken für Abnutzang, Untar- 

haltuit^'sliOBten und Reparaturen. Der Steuersatz wurde ;uif 20*70 i'ii Principal ge- 
setzt i,zu aiediif^ auch jetzt noch gegenüber selbst der jungst ermossigten eigentlichen 
(irundsteucr, doch mit Rücksicht auf die bestehende Thür- und Fensterstcoer . die 
Regieruno: h^ttf den Satz von 8.97 vorianp^t). Die Einschätzungen sollen alle 10 Jahre 
revidirt, Neubautcii vom dritten Jahre der Vollendung au besteuert werden. (S. Motive 
zam Etat f. 1891, Bull 1890 1, 278, Gesetz Uber direet» Stenero f. 1891 v. 7. Aug. 1890, 
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Art. 1, No. 4 IT" . mit den Einzelheiten Bull. 1890 II, 128.) So verblieb es in den 
l'ülgeüdcii Jahicti. Dieser nyiiiliclie Steuersatz ist bisher seiidem gcwulialich im Etats- 
gtsetz, hczw. im Special<rüsetz Uber die Erhcban^ der directcn Steuern festgehalten 
worden. Im RuJüot f. IHO." war in Verbindung mit anderen Reformen der directen 
Steuern oiuc KiLulmug" des Kusses auf 4% peplant, aber aucli für 1895 und wieder 
für 1896 ist es bei dem Satz von 3.2" « seblieben. In Co^si<^'i wird alls:einciii nur 
dui Hälfte dieses Satzes erhoben. Von IS'UG an sollte Gleich^-tellung erfolgen. Der 
Ertrag der Steuer ist immerhin ziemlich raach gewachsen. 1883 war er für den Staat 
im Ergebni» 58.83, 18^>^ (;:i.43. 1896 im Voranschlag 80.04. während die eigentliche 
Grundsteuer crtru«^-: (Ei-cbniss. 121.03— 120.iMr—VoraMchlag 118.60 MilL Ft. (Er- 
gebiiiss iiicl. Sjjccial/usehläf^e für den Staat\ 

Die zweite an die Gebäude, die dritte an die iiiinuilnlien sich 
ankDüptende Steuer ist die Thür- u ii d Fens tersteuer von 1798, 
welche trotz ihrer grossen UnvoUkommenheit bisher ziemlich un- 
verändert beibehalten worden ist. Sie soll eigentlich den Benutzer 
treffen, aber wirkt nach ihrer Veranlagungs- und Erhebungsart doch 
wesentlich wie eine neue Haus-Ertragsslener, daher hat sie auch 
das Bedenken der Doppelbesteuerung neben der Gebäudegrundsteuer 
gegen sich. Auch ist sie im Grunde trotz ihrer formellen Gestaltung 
als Repartitionshleuer doch eine Quotitätssteuer, die nur nach einem 
Classen- und .Stufentarif von Wohngebäuden und den bewohnten 
Theilen anderer erhüben wird, nemlich nach einem Tarif von Orts- 
elassen (nach der Bevölkerungsgrösse) und nach Stufensätzen nach 
Zahl «nd Art der Oeffnuugen (Art der Thore, Zahl und Stockwerk 
der Fenster). Der Vortheil, nach einem äusseren Merkmal die 
Steuer leicht veranlagen zu können, wird durch den Nachtheil der 
ungleichmässigen Wirkung der Steuer, namentlich je nach der ört- 
lichen Lage des Hauses in einem Wohnorte und der davon mit- 
bedingten Ertragshöhe, und durch andere uachthcilige Wirkungen 
aufgewogen. Man ist denn auch seit länger entschlossen, die Steuer 
aufzuheben oder sie in eine andere hiuilberzubilden, doch haben 
auch die neuesten Anläul'e dazu noch nicht zum Ziele gefUbrt. D&t 
Keiormpian von 1896 umfasst sie mit. 

S.Fia. m, §. 140—147, S. 461—468. Hauptgesetz vom 4. Frim. VII (24. Kor. 
1798) UDd 21. Apr. 1S32. Seit der Keform der Gebftade«(irandsteaer steht die legis- 
lative Beschäftigung mit der Thür- und Fenstersteuer wieder auf der Tagesordnung. 
2»ach dem Gesetz v. 1'^. Juli 1892 Uber die directea Steuern fdr 1893 Art. 1 sollü 
diese Steuer von 1894 an wi irfallen und durch eine Steuer von 2.40 "/„ vom Rein- 
ertrag des bebauten (irinideim'ntljums ersetzt werden. Demgemäss wurde auch beim 
Etat für IS'94 von der Ke^-iL-iun;;- beaiitiagt, diese Stener von 1S'04 an wirklich fort- 
fallen m lasbcu und dafür eine (Juüütutsitcucr auf der Grundlage ilcs KuiiieinkomuicnS 
aus Gebiuden nach der Einschätzung zur Gebäude-Grundsteuer fUr alle dieser unter- 
worfeni-n Or'l)iindc einzuführen. Diese Steuer sollte jedoch jetzt verschicdeuc S'.cuer- 
sütic eihauea, licUiÜch für Fabriken u. djjl. 1.5 7o' fiir Wohiiirobäudc tiacb ciuem zu 
der Berölkerungs^rösse umgekehrt dcgressirea Fasse 2.707e Orte bis 5000 Eio- 
wohner) bis herab auf L^*'/« (Paris) br-tragen. Dicsr^ Rewcjrunjr des Fusses einer 
derartigea Staats&teucr glaubte uiaa uiit der stärkeren Quote des Wuhaungsaafwands 
vom EiokomiDeii in grösseren als in kleineren Orten begründen zu können (s. aus deu 
Kotirea zum Etatsentviirf für 1894, Boll 1893 I, S. 601 ff., mit deu Spedaloomen). 
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Auch hier daher eine mehrfach in dor neuorcu französisdion Steuerpolitik hervor- 
tietende Tendenz, die Objectsteuer mit nach dem (iesichtspunct der Beäteaoruug nach 
der Leistnitttsf&higkeit, daher naeli einem Soblecratenermoinettt efnzariebten. Indessen 
sind diese Vorschläge iiiclit in das EtaLs^esetz gekommen, vielmehr ist die Bestimmung' 
tiber die Aufhebung der Thür- und Fenstersteaer aus jenem Gesetz vom lö. Juli 1892 
wieder beseitigt vordeii. Im Entwurf des Etats f. 1895 warde dann zwar wiedemm 
die Beseitipnnü: dieser Steuer vorgeschlajeti und dii-smal ohne directc Krsatzsteiier 
dafilr, weil die Besteuerung nach dem Miothwerth, trie im Gesetz ?oa 1892 beab- 
sichtiftt war, nnr eine zweite Steuer neben der Oebiudegrandstener anf wesentlich 
derselben Basis gebildet hätte, was wohl mit Recht fur unpassend galt (s. Motire 
Ball. 1894 I, 366). Man wollte statt dessen den Ersatz durch die geplante Reform 
der Personal- and Mobiliarstenei mit schaffen (s. u.). Indessen ist es vorläufig 
wenigstens aoch im Etat far 1895 noch beim Alten, die ThOr- und Fenstersteoer 
daher noch bestehen geblichen. Ebenso ist es im Etat für 1896 gegang'en, wo auch 
Seitens der Kegieruiig keine Yerindcruiig vorgeschlagen war. Möglich, dass die Steuer 
erst bei den ^:epIanten grösseren Reformen der directen Stenern, wenn diese gelingen, 
wegfällt. Der Ertra? der Steuer ist wegen des Zawacbses netter Geb&nde fortwihrend 
in langsamer Stcijjerung begriffen. 

Die Personal- und Mobiliar-(Wohnung8-)Stener ist, wie der 
Name andeutet, eine aus zwei Gliedern zusammengesetzte Re- 
partitionssteuer, ursprünglich zum Zweck der directeii Besteuerung 
der Einkünfte aus beweglichem Vermögen und rein persönlichem 
Erwerb, ein jedoch lu der Entwicklung der Gebctzgcbuiig 1 1798 ff, 
1832) nicht scharf festgehaltener Zweck, lu ihrer Ausgestaltung 
ist die Personalsteuer eine Kopf- und Fnmiliensteuer geworden, 
vornemlich für die selbständig oder als Familienhäupter an der 
Spitze von Familien lebenden Einwohner (mit einigen Ausnahmen) 
im testen 8atz von IV^ — 47« Fr. (dem dreifachen Arbeitslohn), 
insofern für die Steuerpflichtigen doch eine Quotitätssteuer. Was 
dann vom Steuercoutingent der Gemeinde und der grösseren Ver- 
waltungsbezirke nicht durch den Ertrag dieser Personalsteuer auf- 
gebracht wird, wird in Form der Mobiliar- oder Wohnuugs-(Mieth-) 
Steuer nach gleichem (proportionalem) Fuss auf die Wohnungs- 
inhaber vcrtheilt. Diese Steuer ist insofern die dritte directe Steuer, 
weiche sich an Haus und Wohnung anschiiesst. Die Feststellung 
der Contingente der Departements beruht auf alten, nur' willkürlich 
veränderten Grundlagen und ist notorisch ungenügend, sie belastet 
die einzelnen Landestheile nngleich. Die Personalsteuer unterliegt 
den Bedenken der Kopfsteuer, Hedenken, welche durch den niedrigen 
Fuss und den Hinzutritt der Mobiliarsteuer gemindert, aber nicht 
gehoben werden. Die letztere ist, zumal bei ihrem gleichen Stcuer- 
fuss lür alle Miethhöhen, sowohl wenn sie als Verbranchssteuer als 
wenn sie als Einkommensteuer aufgefasst wird, zu bemängeln. Sie 
bat, wie auch die Personalsteuer, den in Frankreich immer hoch- 
geschätzten Vorzug, verhältnissmässig leicht, nach äusseren Merk- 
malen, ohne lästiges Eindringen in die persönlichen Einkommen- 

A. Wagner, FinanzwiaMBaohaft, Erginzongalieft in Band III. 5 
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nnd VermQgensTerhftltnisse aufgelegt werden zn können. Aber 
wie die Festsetzoog des Gontingents so bietet namentlich auch die 
Verbindung von Personal- nnd Mobiliarsteoer znr Anfbringang des 
Gontingents der Kritik viele Anbaltspnnete. Beaebtenswerth ist, 
dasB wiederbolty sogar scbon naeh Ideen bei ibrer ersten Einftthrang, 
aber anch nocb neuerdings nnd jüngst wieder, der Plan verfolgt 
worden ist» die Hobiliarstener ftlr sich oder in Verbindung mit Per- 
sonalstenertazen als Binkommenstener anszngestalten, wiedernm 
in dem Gedanken nnd Wnnscbe, so eine Stener letsterer Art ohne 
Deolarationen, ohne Eindringen in die persönlichen n. s. w. Verhllt- 
nisse naob äusseren Merkmalen va veranlagen. Dass man anf diesem | 
Wege niebt zn einer befriedigenden Lösung des Problems kommen 
kann, wird seltsamer Weise in Frankreich immer noch nicht erkannt 
Mit Recht gebt der neueste Reformplan (1896) endlieb davon ab (§. 27). i 

S. Fin. III. 5. 191—194, S. 452—461. Hauptgesetzc: 13. Jan.. 18. Febr. 1791, ! 
lies. 3. Niv. VII (23. Der. 1708). 21. Aug. Is32. Uo1)cr die Aiisbilduiii? einer Art 
Eiiikuinmeiisteuer mittelst Bilduii« des &teut:rptUcLü^eu Einkommens aus dem \Volinun<:v 
Äufwand unter MulUplicatiou demselben mit einer mit dcni Mietlnverth prof^re^sir 
steigenden Coeffirientenrcihe in der ersten Revolution s. Fin. III, S. I Vl. Deher da 
verwandtca Plan des iliiüster» Dauphin 1887 eb. S. 45.5. Ein neuester Plai» beiin 
Etat fttrlSdS woUte in nocb eigen tbümlicherer Weise die Steuer zu einer Eiukomuieif 
stcnor umpestalteii, ist aljer atieh wieder nicht verwnrklieht worden. Mit richtiger 
Kritik der Mängel der bislieiigeu Steuer, welche sich auch auf deren (inmdlago nicht 
beseitigen lassen, und unter abermaliger Abweisung einer eigentlichen Einkommen- 
Steuer mit den in Frankreieli üblichen Gründen (unsichere, ■nns^leiclmiasii;;« Ein- 
schätzung. Gehässigkeit von Declarationen , Controlen derselben) wollte man an dem 
Vorzug der Bestouerong nach Stisscrea, leicht erkennb«reQ oder nicht lästig ZQ e^ 
inittehiileii Merkmalen festhalten und die bisherij^e Personal- und Wohnungsstcutir 
durch eine neue ^fWohnuogsstener*' (contribution d'babitation) erseUen, welche KOgleicli 
dea Ertrag der att&iibebendea Thtlr- und Pensteistener mit decken sollte. Dim 
Steuer sollte aus zwei Theilen. einer Steuer auf die Wob n n n ^sm i e th e und einer 
Steuer auf die Uienätboten bestehen, erstere eine Eepartitions-, letztere eine 
Qaotit&tssteiier sein. Das Goiitingent jener sollte aber im Priocipalsatz nach einen 
mit der Bevölkerungsgrösse der Ortschaften umtjckelirt protrressiven Fiisse (0.80^4 bei 
Orten bis 1000 Eiuwoboer, herab auf 5.50 bei Orlen Uber 200,000 aud auf 4.957« 
in Paris) aufgebracht urerden, nnter Freilassung gewisser Personen ganz niedrig 
Wohnungsmiethe und Gewährung: von ErmriSr^igunf^en in steinenden Quoten (um 25 bis 50 
und 80%) bei Familien mit einer Zahl von mehr als 7 kindcm, fiir Ueine Hiethea 
nach einem Ortselassentarlf (in Paris bis 750 Pr.) rnid je nach der Anzahl der Kinder: 
eine Bernoksielitiüinnn , bczw. eine BegUnstiunn^ der jrn'iss^ ren Kiiidfrzahl. welche in 
dem kinUerarmen Frankreich ucuerding» wieder mehrfach hervortritt (,s. u.). Schoo 
diese Steuer vtude als ,,Kiukommeosteaer^ durchaas nicht genügen. Die hinzutretend« I 
..Üicnstbotcnsteuer" sollte nun nicht in der gewöhnlichen Weise einer solchen Taxen 
für das Hallen von Dienstboten auflegen, sondern nur von der Thatsacbe des Halten« i 
solcher ausgehen und, indem daraus auf die Leistungsfähigkeit geschlossen nnd diese 
daraus einigermaassen bemes.scn wurde, dann danach in einem Zuschlag zur 
Miethstetier bestehen; im Betrage von 40 ".'o <^' ^' letzteren, im Principalsatz, in d«r 
Hälfte dieses Satzes, wenn nur ein weibiichcr Dicustbute gehalten wird. Man be» 
gründete diese „Dienstbotensteuer ' mit der Annahme, dass das Halten von mehr 
Dienstboten reg-elinlissiK mit dem Bewulineii einer jrr5-seren. thenerern Wohnnng ver- 
bunden sei und so der Zuschlag einigemaa^seii wie eine Eiiikoiiiuieiisteuer die Einzelnen 
und Familien nach VerhiUtniss ihrer Leistungsfähigkeit trcllen werde. Das Ganze 
macht mehr den £indmck eines Cariosums. Aber im EntvnrC dos Etatsgesetns ist 
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all- s Einzelne genauer füiuiulirt (S. Bull. 1804 I, P.GT If.. 388 IP. Von Mv^er Keform 
düt Personal- and MobUiartiteaer aod der gleichzeitig votigeschlageuea Erhöhung des 
Fssses der OeVftvdegriiitdtteiier von 8.2 auf 4% enraitete man trotz We^alls der 

Thür- und Feastersteaer (57.2 Mill ) eine Erhöhung von 17.0 Mill. Fr. vom Uesammt- 
ertrag der directen Hauptsteuorn fUr den Staat, ohue die Dcpartemcntal- und Communal- 
znschläge (483.7 gegen 465.8 Mill. Fr,). Im Voranachkg far 1896 ist die Regierung, 
d. b. bereits wieder ein anderer Finanzministcr. Ribot, abermab auf eine Dienst- 
botensteuer zurückgekommen, welche aber jetzt eine selbständige und ein netir>s 
6Ued der den directen Steuern assimilirten Specialtaxcu werden sollte. Auch «iii^s 
Project ist im Etat^^esetz selbst nicht verwirklicht Winden. Mehr darüber unten in 
§. 22 bei den directen Gebrauchs- utifl Gennssstenern. 

Erleichteruagen der Persoual- und Mubiliarsteuer Tür kinderreiche Familien 
dnd seit 1890 gewährt worden (EtatsgesetA v. 11. Juli 1889, Art. 8): Vater und Matter 
von sieben lebenden (legilimen oder anerkannten) Kindern sollten nicht in ilic Steuer- 
rollc mehr aufKeuoiDuien werden. Diese liestitnmung hat doch ia gr(>:>^crum Umfang 
Anwendung gefunden, als man erwartet hatte, nad kam bei ihrer Allgemeinheit auch 
wohlhabenden Familien lu Gntr (auch bcvöllv^T-M):' -statistisch interessante £in^elheiten 
der £rgcbnis.sa im Bull. IbUO 1. ItiSfl'.). Mau hat daher später die Beschränkung 
eintreten lassen, dass Familien mit sieben Kindern nur dann von Amtswegen von jener 
Steuer freibleiben sollten, wenn die Kinder minorenn und der Steuerbetrag im Prin- 
cipalsatz nicht Uber 10 Fr. sei (Geseu aber die directen Steuern fUr 1891, v. 8. Aug. 
1890, Art 31). 

Die totste der grossen dhrecten Steuern) die Patent- ader 
Gewer besten er, ist, wenn man einmal ihr stenertechnisobes 
Princip znlässt, die technisch vollkommenste und durcbgebildetste, 
in ihrer Art eine grossartige Leistung der Steuertechnik. Sie wird 
im Unterschied von den anderen älteren directen Steuern als 
Quotitätssteiier durchaus iiaeli äusseren Merkmalen der Krtragjäfäbig- 
keit des Gewerbebetriebs veraula^t. In dci Ausbildung, welche 
sie allnuilig, besonders ui den llauptgesetzen von 1844 und 1880 
uiuJ zahlreichen speciellen weitereu gesetzlichen Bestimniungeu (in 
den Etatsgesetzen) erlangt bat, stellt sie sich als eine nach äusseren 
Merkmalen immer leiner easnistisch specialisirende C las sen- 
ge wer besten er dar. Aut Grund des Anmelde- und Patentnabnie- 
zwangs wird sie in festen Sätzen (droit fixe), welche nach Ge- 
vverbegattungen und bei den Gewerben, wo die Thätigkeit Itlr 
den Ortöbedarf als niaassgebend gilt, uacb Ortsciasscn abgestuft 
sind, und in ebenfalls abgestuften Proportional »ätzen nach 
dem Mi eth Werth der gewerblichen Localitäten veranlagt. Damit 
verbinden sieh dann in jiewissen Fällen noch „verllnd erliche" 
Sätze nach dem Be tri c bs u in f ;i n lt der einzelnen /u einer Ge- 
werbegattung gehörigen Unteruehnuingen. Die Steuer triftt die 
tiblicber Weise so genannten „Gewerbe'', mit gewissen, bestimmt 
bezeichneten Ausnahmen, aber inbegritfen gewisse selbständig aus- 
geübte liberale Professionen (so seit 1850 Aerzte, Anwälte, 
Ingenieure, Arcliitecteu n. s. w.). Befreit oder ermässigt sind all- 

mälig and bis in die neueste Zeit immer mehr Kleingewerbe, 

5* 



uiyiii^ed by Google 



68 2. Absebo. FcaiUEflaisebe B«&teneniiicr. §. 12. 

erhobt in der Steuer, Damentlich ßenerdioga, gewiSBO besonden 
leistimgsflibige Grossgewerbe (so Magazine n. dgl.). Dorch 
die immer feinere Oasnistik in den Merlcmalen und die Abstafnng 
der Stenersätze mit danaeb, wodurch immer zahlreichere Special- 
stenerqnoten entstehen, hat man sich der besUlndigen EntwicklQDg; 
nnd Umgestaltung der Oekonomik und Teebnik des Gewerbebetriebs 
und den indindnellen Verhältnissen der einzelnen gewerblichen 
Uotemehmung anzupassen und so den Grundsatz der Besteaeraof 
nach der Leistungsfähigkeit besser zu Terwirklicben gesucht. 
Wiederum ein charaeteristischer steuerpolitischer nnd steuertecbm- 
seher Vorgang, durch welchen sich die Starrheit der Object- 
bestenernng mehr in der Richtung einer Snbjectsteuer modifieiit 
und mildert. Was nach dieser specialisirenden Methode der Be* 
Steuerung nach äusseren Merkmalen geleistet werden kann, wird 
so wohl von der französischen Patentsteuer geleistet. Der inbäreste 
principielle Mangel der Steuer liegt in ihrer Metbode selbst, 
bei welcher die in den specialisirenden Glassenschematonus ant- 
genommenen Merkmale doch stets mehr auf den Bob- als den Beio- 
ertrsg einen Schluss gestatten, wobl die Bichtnng, in der sieh die 
Erträge bewegeo, aber nicht die wirkliche absolute oder wenigsteot 
relative Grosse der Erträge (im Verhältniss zu einander) ermittelt, 
die genauere Bedeatnng des Kapitalfaetors zu wenig, diejenige der 
lettenden PersOniiehkeit unmittelbar gar nicht berttoksichtigt wird. 
Bäne Hinfiberbildnng der Patentsteuer in eine wirkliche Ertrags- 
steuer, wie in Prenssen, oder die Erhebung znm Gliede einer Ein- 
kommenbesteuernng (Preussen, England) möchte daher doch das 
Ziel sein mflssen. Immerhin bielt man die PatentBteuer nach ihrer 
Einrichtung für geeignet, nach dem deutscheu Kriege F^rhöhungeu 
einzelner Sätze und allgemein starke Kriegszuschläge zu eitiagen, 
die später ermässif^ wurden, aher zu einem Theil(20%) noch be- 
steben geblieben sind. 

S. Nahores. auch technisches Detail, Statistiii, Kritili in Fiii. III. §. 198—205. 
S. 468— Nach verschiedenen Vorläufern Haaptgesctze ?. 7. Bram. "VI (28. Oct. 
1797 1. hi:>. 1. Bruin. VH 22 Oct. 1798); Codificationen durch Ges. v. 25. April 1844, 
15. Juli li>bO. Die Erhöhungen und Zuschläge nach dem Kriege &. Fin. III, S. 4Ö2. 
Auch in den letzten Jahren sind melirfitich Ideine Aenderangen erfolgt, besoDdeis zur 
Erleichterung der Kleinbetriebe, zur stärkeren Belastung der Grossbofriebc, reff el massig 
in den Etatsgesetzen (Ucsetzen Uber die dirccton btcueru i'Or das Etathjahr), mittelst 
AlABdemDgen des PatentstenenteiwUses r. 1880. So irarden daroh das Gesetz ron 
17. Juli I^^O fdr den Ktat von 18W, Art. 2, F;ibrilanten. die atis.scMies<licb h metier 
ä fa^n arbeiten, vom Patent befreit, wenn ihre icste Abgabe (droit fixe) im Princij»! 
nach dem gesetzlieben Tarif berechnet 21 Pr. nicht ttberschreitee: auch von der 
ProportionaIabi!;abe wurden sie dann frei. IMr Geschäfte, welche mit Sä(/.en für jeJea 
Beschäftigten belegt sind, so uameiulich gewisse (irossgeschäfto (in Clasae B des Tarifs), 
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wurden diese Siltze verdoppelt, wenn die Zahl «Ilt Bescliäfti^rteii "200. verdreifacht, 
wenu sie 1000 übersteigt i^. Kiu. lU. S. 47Ö). Das Uesct/ v. Ö. Aug. 1890 Uber die 
directen Steuern f. 1891. Art. 28 — 80 und Annex D brachte wiedor Heine Aenderangen 
dt^s Tarifs, Ijesoiiders im Sinne strenn^eror Proportionalität der StoiiersiUze für die 
grossen Magazine. Weitere Tarifänderungeu mit ^mftaeiguügeu. sowie einige Special- 
bestimmangen for ortBÜremde Knnflaare (Wuidetfaifw n. i. w.) tn EtatsmMtz l 1808 
V. 28. April Art. T»— 0 Auch im Voraiischlaf^sffcset/'. f. waren ver- 

schiedene Yerändorojigen bei der Patentsteuer f(eplaut, die aber nicht iu das Gesotz 
selbst gelugt sind (a. Entwarf Art. 4 ff.. Bull. 1895 1. 579). 

Diese yerschledenea VeiAnderoDgeiii welche diese grossen 
direeten Stenern in den letzten Jabren erfahren hahen, stellen wohl 
durchweg richtige Verbesserongen dieses ganzen Ertragstenersystems 
dar. Aber die tieferen Mao^^el desselben sind geblieben. Daraus 
erklärt sich, neben anderen, socialen nnd politischen Orttnden, dass 
auch stenerteohnlsche Rücksichten immer wieder, ähnlieh wie in 
anderen Lttndemi aach in Frankreich auf eine grnndsfttzliche Aen- 
derung dieses ganzen Systems der directen Bestenemng hindrängcD, 
in der Richtung der allgemeinen Einkommensteacr. Die 
bisherigen Projecte; welche durch eine Umänderung der Personal- 
und Mobiliarsteuer dies Ziel erreichen wollten, sind wohl mit Recht 
nicht verwirklicht worden. Die Herbeiftthrang einer selbständig 
stehenden Einkommensteuer ist aber bisher gegenüber den Vor- 
lulheilen wider Dec larationen, Controlen, der schwachen Rücksicht- 
uahme auf die Interessen und Ansichten der wohlliabendereu und 
besitzenden Claisscn und bei dem steten raschen Wechsel in der 
parlameiitaiischcn Lage und in den Ministerien nicht gelungen. 
Ob der neueste Anlaut in dieser Richtung (1806) besseren Erfolg 
haben wird^ iääst sieb nuch nicht Übersehen, aber ist schon jetzt 
nicht wahrscheinlich (Febr. ISUt), s. u. 27). 

Vom Finanzminister Peytral, der vom April I8b8 bis Febr. 1889 im Amte 
war, wurde im October 18^ ein Gesetzentwurf tlbcr eine allgemeine Einkonunen- 
steuer in der Tirputirreiikaratner cinirebracht. Danach sollten alle Einkommen über 
2000 Fr. im i'niicip öteucruliichtig sein und diu piüfcbsionelleu, iaduaU'iciieii und 
commefdoUen Einkommen alle anderen 1% Steuer zahlen. Declarationszwang 
war vorgresehen , abirc-^elicn von den Fällen, wo die Steuer gleich durch Abzug bei 
Auszahlung des Einkummeuä, Gehalts u. s. w. erhoben wurde. Es bolkc der rohe Be- 
trag der EinkOnfte und der gesetzlich daron abzuziehenden Kosten und Lasten nn- 
gegeben werden. Der Plan ist nicht zu Stande gekommen. ^S. den 50 Artikel um- 
fassenden Gesetzentwurf im Bull. 1888 II, 516 — 528.) Die neueste Bewegung zu 
Gunsten eines aUgemainen Systamn von ^koniin«i^«iern ist aus der Bodgietcemmission 
der Depotirtenkammer hcrrorcrepanjeii. Die noch unter Piftsident Carnot auf Antrag 
des Fioanzmiaisters Poincarc eingesetzte Coumission zum Studium der Frage sollte 
namentlicli die Methoden zur Feststeilang der ISnklUifte (Dedantion. amtliche Schltznng, 
Schlüsse aus äusseren Anzeichen), die Fragen der Bestimuuinir der steuerpflichtigen 
Einkommei^ der Nomcuclatux, der rerhältnissmättsigen Belastung der vcrscbiedeuartigea 
Einkünfte stndiren. Die Gommiddon ist nach den Yormslill^ des FInanzminiMeis 
aV)^ichtlich ans ^Tännorn verschiedener Ansichten uljer Steuerreformen zusammen- 
geseUt worden ^Decret Carnot's v. 1»). Juni 1894). (S. Bull. 1894 11, 19—21). 

Im Winter 1895/96 beschäftigte sich der neoe Finanminlster Donmer mit 
einem neuen Plan der Ei&kommenstcaer. Kach diesem Plan soll die Steuer erst bei 
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einem Einkommen von mehr als 2500 Fr. bi^jinncn. dann 1" „ für 2'»00 — 5000 Fr.. 
27o vöu 5—10,000 Kr.. von 10—20,000 Fr.. 47„ von 20—50,000 Fr.. 5»; voa 
Uber 50,000 Fr. bctraKCti. und zwar in der Weise, dass das höhere Einkommen immer 
nur von dem betreffenden Zuwachs den höheren, für die niedrieeren Beträge den 
betreUeudeo kleineren Satz trä^ und allgemein fur die ersten 2500 Fr. ebeofalU 
stoneifrel jst Nur bei riesifircn Einkommen irftnieii daher die 5Vo annihemd emidit. 
Es werden c. 150 Mill. Fr. Ertr;iir in Aussicht «renommer». wofür aber andere Steuern, 
die Personal- und Mobiliar- und die Thür- und Fenstersteuer, wegiailea sollen. Dabei 
Dedanttiooen, sch&rfere Gontrolen v. s. w. Aber gerade dies, neben dem „ftrognssirett** 
Stnnerfnss findet scharfe Opposition. ..die (Jallier seien seit jeher dem Eindringen des 
1 iäcus in die wirtbschaftlicbcu Verbältnisse der Einzelueo sehr abgeneigt", heisst e». 
Ob es diesem Flui besser gebt als frttberen, bleibt daher UragUeh, auch wenn die 
neue Steuer so unpassende Steuern wie die vöre:enannten ersetzen wdrdc. Im Augenblick, 
wo dies geschriebeo wird (Febr. 1896), iat noch nichts entschieden. N&heres ül»«i 
das sonst wichtige und werthvoUe Projeet nuten in §. 27. 

§. 13. Als übrige kleinere directe Steuern (vom be- 
rufsniü-ssi^^en Erwerb u. s. w. nach unserer, im zweiten Theile 
dieses Werks nitlici dargelegten wissenschaltlichtii Tcnuinologie, 
wovon die Tcrniinologie und Classifieation der Iranzösischen Praxis 
aber theilweise abweicht) kommen hier noch die Bergwcrks- 
abgaben , die Steuer von den Gütern der todten Hand und die 
Steuer von den bewegliehen Werthcn in Betracht, woran wir die 
neue, sonst apart stehende Militärtaxe anreihen (s. o. S. 51, 59). 

Die Berg Werksabgabe (redevancc des mines) wird neben 
der Grundsteuer, welche die benutzte Obertiiirhe nach dem Steuer- 
satz der angrenzenden Grundstücke trifft, ^mi den Bergwerks- 
besitzern, bczw. Conccssionären, welche ausdrücklich patentstener- 
frei sind, als eine .\rt Specialgewerbesteuer erhoben und xwar >vie 
die ratentsteucr in zwei Sätzen, einem festen, nach Umfang des 
Grubenfclds, bezw. Betriebs, einem proporfioimlen, nach dem wirk- 
lichen lleiuertrag (5"/o). Die Steuer ist daher in letzterer Hinsieht, 
im Unterschied von der Gewerbesteuer, eine wirkliche dii c tc Rtio- 
ertragssteuer, in deren Einrichtung auch die erforderlicUen Con- 
Sequenzen einer solchen Steuer gezogen sind. 

S. Fin. III, §. 207, S. 492, 493. Bergvork^esetz v. 21. Apr. 1810, Art 33 
DecMt V. 11. Mai 1811 und spitefe. Salzwerke ttad Salinen zahlen seit 1840 nsr 
die feste Abgabe. 

Die 1849 eiiigefBbrte Steuer von den Gütern der todten 
Hand ist stenerpolltisch eine Ersatzsteuer fQr die hier sonst grossen- 
theils entfallenden Besitzwecbselabgaben des Eoregistrement, steuer- 
techniseh eine direete Steuer in Form eines starken, seit 1873 auf 
70<*/o erliShten Zuschlags zur Grundsteuer des Immobiliarbesitzes 
der betreffenden juristiseben Person. 

S. Näheres Fin. III, §. 206, S. 489 — 491. Hauptgesetz v. 20. Febr. 1^4y. 
Statistik jährlich im Bull. (f. 1H94 im J.g. 189.') I, 458). Der Ertrag kommt romem- 
lich von der Steuer der Gemeinden und der Acueugesellschalten. — Neuere, lendeazifi» 
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besondere Belastung: rclioriSscr Cong;rciratioiieri mit Alj^ruben nach Analo;?ic der Rcsit?:- 
wccliselabgabe bei Todcüfalleu und der isclicukuiii^sstL-ucr 1?<80. 1884 bei Ncrmügeiis- 
anrälleu von Seiten durch Tod oder sonst aussclieidender Mitglieder; s. Fin. III, 
S. 491, 495. Diese Belastung erfolgt mit durch die folgende Steuer. l)>;i welcher ;uich die 
neueste Besteuerung der Congregationeu n. s. w. im Eiatsgeset/. iür erwähnt wird. 

Die Steuer vom Ertrag beweglich er Wcrthe, wesentlich 
gewisser Werthpapiere (Aetien, Obligatioueu, in- und ausländischer, 
mit Ausscblusä aller Staatsfonds, auch fremder) ist die einzige er- 
hebliche directe Steuer, welche nach dein deutschen Kriege (1872) 
hiuzujiekommen ist. Sir stellt eine partielle Kapitalrcnteusteuer 
voü Zinsen, Renten, Dividenden der steuerpflichtigen Wertljpapiere 
(nicht mit von Hypothel^en) dar, welche allein von umfassenderen 
djuuaiigen Plänen der Einkommen- und Kapitalrentensteuer ver- 
wirklicht und ein dauerndes Glied des Steuersystems geworden ist. 
Das für Veranlassung und Erhebung steuertechnisch besonders 
Cbaracteristische dieser Steuer ist die Steuerzahlungspflicht der die 
ZiDsen n. s. w. auszahlenden Personen (Corporationen, Gesellschaften 
n. 8. w.) auf Grund abzugebender Declarationen, mit dem Recht, 
dem zum Zablnogsempfang Berechtigten den Betrag um die Steuer 
zu kürzen: daher mit der Wirkung einer DiTidendenverkUrzun^ 
gegenttber AetionAren u. dgl, einer Zinsrednetion gegenttber ObU- 
gationsinfaabern („Couponsteuer"). Der Stenerfuas war bis 1890 
3» seitdem ist er auf 4^« erhöht worden. Die Ausdehnung auf 
franzQsisebe Staatsrenten und fremde Staatspapiere ist Öfters an- 
ger^, aber unterblieben, im Interesse des einheimisehen Staats^ 
crediis, der Vermeidung eines Vertragsbruchs (der llbrigens nicht 
Torlitge) und etwaiger Confliete und Repressalien anderer Mächte. 
Die momentan 187iS gesetzlich bestimmte Besteuerung hypothe- 
kariseher Zinsen ist noch vor ihrer Durchführung wieder znrttck- 
genommen worden, im Interesse von Hypothekaxcredit und Grund- 
besitz, die durch Stempel, Enregistrement und letzterer durch andere 
directe Steuern ohnehin schwer belastet sind. Bei kttndbaren 
Hypothekenschulden galt auch die Ueberwälzung der Steuer auf 
den Schuldner als zu berücksichtigendes Moment, das gegen die 
Steuer sprach. 

S. Nähereü Im. III, S- 208, 209, S. 493—498. Uauptgesetz v. 29. Juni 1^72 
Ein höherer Stetterfuss als S^/o wax Bchou fr&lier beabsichtigt gewesen. Der j^-tzige 
von 4% (Fin.ge^. v. 26. Dec. 1890, von 1891 an^ entspricht dem des Principals der 
entlasteten Urundüteuer, der auf geschätzt wird, natürlich immer noch unsicher 
und nur antiftbernd. Zaschligen fttr den Staat and für Departements und Commuat-ii 
unterliegt die Steuer nicht, .sio .<-:teht tihrisens .luch mit dem Stempel und d'-r l'-.n- 
satzsteuer von Weribpapiereu in Verbiaduug und ressortirt mit dieseu stur Directiou 
des Stempels und finregistreneuts (s. eb. S. 497). Statistik in den Beehenscbafts^ 
beliebten dieser Yervaltang (»> Flu. III, S. 498). 
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Ausdebiiang dieser Steuer auf die zu 5% angenommenen Erträge des Brutto- 
verta des beveglichen und unbeweglichen Besitzes religiöser Cougregationen, 
ähnlicher Associationen u. dgl. durch Gesetze vom 28. Dec. 1880 und 29. Dec. 1884: 
principiell nicht unbedenklich, zumal die Steuer hier auch technisch ood polititich 
eine andere wird (s. Fin. III, 195). 

Die ia diesen Gesetzen (Art. 4, 1880, Art. 9, 1884) eingeführte Steuer (droit 
d'accroissement) ist durch 'hs YAM-t-f-cti f. 1^9^^ vom 17. April l^Vir), Art. 4 — 10 
(BlÜJ. 1895, I, o26, lüil enugcii Abauiierungeu der Koj^lcruiigavoria-^e, Miuiater liibot, 
eb. S. 121), in eine jährliche obligatori.^chu Steuer vom Bruttowerth der be- 

i * !t II '1 11 d u n beweglichen G Ute r religiöser Geuosscuschafteu (congrcsrations, 
commuuautcä, association.^). autorisirter wie nicht autorisirtcr, übrigens auch der übrigen 
in den Geeotzen von 1880 und 1884 bezeichneten Gesellschaften nnd AssociatioDen 
verwandelt worden. Die Steuer stellt eine nominelle Vermöprensstener dar, ihr 
Fuss beträgt 0.307ot der aal U.4U^o diejenigen Cktugrcgationen u. t>. w. bteigt, welche 
nicht der Steuer der todten Hand von 1849 uiiterllefen. Zuschläge (Decimen) treten 
iiii'ht hiiizu. Im ersten Qtiartal jedes Jahres müssen iletaillirte Declarationen über 
Vorhandensein und Werth der Güter für das Vorjahr an das £uregistrementsbureaa 
des GeseUttchafissitzes eingereicht wnden. Vni «dnd nach einem rar Vorlage ge- 
machten Zusatz im Oesetz ^ mit Bewilligung der Kegiernng erworbene GiWcx. 
welche bestimmt und wirklich verwendet werden für die UA«MitgelUiche Unterstützuug 
von Gebrechlichen, Kranken, Annen. Waisen, Findelkindern nnd fttr Werke der Üran- 
zOsischen Missionen im Ausland. Für T; . !.^tändo der bisherigen Steuer wurde den 
Congrugationen eine straflose Nachzahlung nacb Wahl nacb den alten oder neoea 
Bestimmungen gestattet {Art. 8), wovon im Etat eine MSMrordentUGhe Eirnttbrne fW 
0.757.000 Fr. erwartet wurde. Die ganze Maa^regol hatte eine Bcbaif antikiiGh- 
liehe Tendenz und hat lebhaften Protest erfahren. 

Die Militärtaxe (Wehrsteuer) war eine alte Einrichtung 
in der Zeit Napoleon's I. gewesen (1800 lt.), aber nach 1815 wieder 
beseitigt worden. Jüngst ist man jedoch zu einer solchen Ein- 
richtung im neuen Militärgesetz (über Kecrutirung u. s. w.) von 
1889 zorUckgekehrt. Sie trififit im WesenUichen alle Personen mit 
wenigen bestimmten Ansnahmeni welche ans irgend einem Grunde 
¥om Dienste in der activen Armee betreit werden und zwar mit 
einem festen Satze von jährlich 6 Fr. und mit einer Jahrestaxe im 
Betrage des Prineipalsatzes der Personal- und Mobiliarquote des 
Beireiten wozu, im Fall der letztere noeh Ascendenten ersten 
Grades hat, ein bestimmter Theil der Personal- und Mobiliarsteuer- 
qoote dieser Ascendenteo, bezw« eines derselben und in deren Er- 
mangelung der Aseendenten zweiten Grads tritt. Der Ertrag fliesst 
In die Staatscasse und ersebeint seit dem Inkrafttreten des Militär- 
gesetzes (1891) im Etat^ soll aber zu Prämien für rengagemeot 
verwendet werden. 

S. über die principiell und aucli in der practiscben Dnrchftihning schwierige 
Fraa^e der Wehrsteuer über]u\ü|)t den Abschnitt dariiber in meiner Abb. directe Stenern 
im Schönberg sehen Handbuch HI, 3. Aull., 8. oli? — 338, mit Littcraiur und (iesetz- 
gebang und in dem betreüenden späteren Abschnitt des vorliegenden Werks (Band IT)» 
An ersterein Orte ist in der ^. Aufl. die nene fninzösische Wehrsteuer schon berück- 
sichtigt worden, üeber die alteren Einrichtuns^eu in Frankreich s. G. Cühu in seinen 
..volkswirthäch. Anftitzen" (1882) S. 189 «. Ueberhaupt Dict. de fin., vol. II, p. 1324 
bis 1332, Art. taxe militaire von Hennebi*nic (;iiicli mit statistischen Einzelheiten). 
Militärgesetz v. 15. Juli 1884, Art. 35, dazu liegiement v. yu. Dec. 1890 (Boll. 1889 
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II, S. 37, 1891 I, S. ;V2fr.). Aenderang dea §. 6 jenes Art. 35 durch Etatspesetz f. 
\m r. 26. JuU im. :Neaeä Keglement dazu v. 24. febr. 1894 (Bull. 1893 II, 
S. 142, I, S. 222 ff.). Die BeMimiDUDgeii riiid Torviekdt, besonder» vegen der 
Mitbelastong, bezw. voranj^ehenden Belastuiip der Ascendenton, — eine auch priacipiell 
beikMge Frage. 2iacb der Vorschriit ?on 1893 ist zwar, wie aach dem (iesetz roa 
1869, die MfUtlmze geacliiildet tod PfKchtitren (d. i. dem MiUtirfireieii). Aber 
während sie nach dem älteren Gesetz nur - 1 Ii erfolgloser Zalilutigsauffordcrung: des 
Befreiten von den Ascendenten einfrefordert wurde, wird sie nach dem neuen Gesetz 
sofort znoichst diesen aufgelegt Nur wenn letztere fehlen oder gaos dOrftig sind, 
wird die Steuer vom Befreiten erhoben. Das rerwickelte Detail s. im Gesetz und 
Reglement. Befreit sind nur ganz DUrftige oder wegen Verwundung oder im Dienst 
zu^fezogeuer Untauglicbkeit Entlassene, ron der festen Taxe auch wegen ab^soluter 
Arbeitsunfähigkeit in [üjltre von Gebrechen Milit&rfreie. Die Regierung liat mehrfach 
znletzt beim Etat ron IMH)) beantragt, diese letzte Kategorie von Personen gänzlich 
von der Militärta^u zu befreien, was aber biäht^r im Parlament nicht durchgedrungen 
ist (s. BbIL 1895 I, 576 , 580, Ablnderung de.s Art. 85 des Ges. v. 1889U Bei der 
Belastung uacli der Quote der Personal- und Mobiliarstcuer der Asecndenten ist der 
Betrag der Militänaxe der Quotient, welcher sich aus der Division jener Quote mit 
der ändenahl ergiebt Wird nicht nneli dor Qaoto der Ascendenten 1. Grads auf- 
gelegt, so tritt die Quote der Asrendenten 2. Grads mit gleicher Berechoungswcise 
an 0e Stelle. Die Aacendentenc^uote kommt nicht mehr in Anwendung, wenn der 
Militltfireie 90 Jahr geworden und ein eigenes DomieQ hat. Die SteoerpAicht der 
Befreiten hurt mit dem Uebertritt in die Iteserve der Tcrritürialarmce auf. Die Taxe 
unterliegt einem 57o~^"^chlag für die Fonds de non valeurs und von 3"/« fi^r 
bebuogskosten. Im J. 1898 waren der festen Taxe unterworfen 227,119 Personen, 
dam befreit wegen Gebrechen 3808 (l.OVo). der Proportionaltuxu uniei-worfeu 
201.029 (davon veranlagt nach ihrer eigenen 8tcuer<juotc 6,789, nach der ihrer As- 
cendenten 186,160, nach eigener und nach der der Ascendenten 8Ü80). von dieser 
Taxe befreit wegen Armutli u. s. w. 29,898 (IS**/«!- Der Rohertrag für 1893 war 
1,924,775 Fr., wovon l.:5(i2.7]-4 (Tl"/,,) auf die fe.t-^ Tave. nC^IMl auf die Pro- 
portionalabgabe licleii (29 7o)' letzterer Summe ä08,2U0 Kr. auf die vctautwort- 
üchen Ascendenten, der Ke^t (( a. 10 "/o) Befreiten selbst (s. Dict. de fin. 11. 

p. 1331). Die Personal- und Mobiliarsteuer bildet nach ihrer Einrichtung: n licht 
eben einwandfreie Grundlage einer Militärtaxe. Kach dem Project der „Wulinuugs- 
steaer" (inpiVt dliabitation) hatte dioee die Grundlage auch für die Militirtaxe werden 
sollen. Im Etat steht der Ertrag der Taxe bei den d. - directen Steuern a^siuiilirtcu 
äpedaltaxeu 1896 mit 4.7 Mill. Fr.; in den leuteu Jahren gestiegen. Anschlag in 
den Etats f. 1893 2.S5, f. 1894 8.26 MUL 

Beim CeberblicU über die ganze französische directe Besteuerung 
und deren Entwicklung seit der ersten Revolution wird man grosse 
formelle, technische und politische Verbesserungen derselben gegen- 
über der directen Besteuerung des aocien regime (Taille u. s. w.) 
nicht bestreiten können. Aber in materieller Hinsicht, in Bezug 
auf Ausreichendbeit, Beweglichkeit, Fähigkeit der Ertragssteigerung 
im Verbältniss zum wachseDden Steuerbedarf and zu den steigenden 
Erträgnissen der anderen Steuern, in Bezug auf wirkliche, nicht 
Dur Bcheiiibare und formelle Allgemeinheit und Gleichmässigkeit, 
Anpaaemig an die LeietongslUhigkeit der Steuerpflichtigen ist aneb 
die gegenwärtige directe Bestenemng Frankreichs wenig genügend 
und hierin hinter der Entwickinng dieser Besteaernng in anderen 
Landern (Dentscbland, auch wohl England) zurückgeblieben. Dies 
hängt mit dem Streben, nur nach äusseren, o.bjeetiven 
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Merkmalen zn reranlagen, das fimdringeo in die iadividueUeii 
Verbältnisae zn veriijeideii, mit dem Ertragssteuercbaracter des 
ganzen Systems, mit der grossentheils erfolgeDdenVernacblässigrniig 
subjectiver Momente bei der Veranlagung eng zusammen. Aucb 
die nenesten Refonnen seit Ende der 1880er Jahre baben in diesen 
Beziehungen zwar einige Verbesserangen gebrachti alter bei Weitem 
niebt ausreicheode. Nur der U ebergang zn einem Snbject-, 
Einkommen-, Vermögensstenersystem, mindestens znr 
Ergänzung des umzugestaltenden, einzuschränkenden, besser 
Doeb, zum Ersatz des Ertragsstenersystems, wenigstens in der 
StaatsbesteuemDg, kann zn befriedigender Gestaltung der fran- 
zösischen direeten Besteuerung tltbren. Man scheut sieb aber in 
Frankreich , diesen Schritt zu thun, um Odinm und UnpopnlaritSt 
in den maassgebenden Gesellschaftsciassen zn vermeiden. Weder 
Kegierung noch Parlament wagen sich darttber hinwegzaaetzeiL 
Auch die nationalokonomischen Ilieoretiker sind in diesem Pnncte 
ängstlicher als die deutschen. Die Republik erweist sich aber 
damit in der Tbat, wie schon oben bei der Gbaracteristik der all- 
gemeinen Steuerentwicklung hervorgehoben, dieser wichtigen Aiit 
gäbe nicht gewachsen. Die Aut'uahme des neiieu Dounier'scben 
Einkommensteueii^rojects (Febr. 1896) zeigt das von Neuem 27). 

S dtii kritischen Kttckblick in Fin. III. §.210, 8.498 — 502. Du- Entlastung 
der eigentlichen Gruad«>teaer (rom ««UDbebauteu" Boden), die neue Kinriclitung; der 
Gebäudef^ndsteaer als Quotitätsstener {von der Frage, ob der Stenerfins nicht zn 

niedrip normirt sei, abgcschoii, wo übrigens doch auch immer au das Daneben-Bestehen 
der Thür- und Fensteisteucr zu duitkeu ist), die Erböhttng des Fnssos der Steuer von 
boirefrlichen Weidie» ron fi auf 4°/^, verschiedene der oben erwihntenYerftiiderQn gen 

der Personal- und Mobiliar- und der Patentsteuer sind gewiss richtige Maassrcgeio 
auf dem noth wendigen Wege zur gleichmässigen Gestaltung der direeten Besteuernn.' 
gewesen. Aber sie reichen nicht aus und werden das auch bei weiterem derartiyeii 
Voi^ehen nicht thun. Die neueste ernstlichere Beschäftigung mit dem Einkommeü- 
sT.Mj.Tproblcm könnte viL-llcicht ein Anzeichen d;ifür sein . dass man das endlich iu 
Iraulircich einsieht. Aber erst sind die Ergcbiiiase abzuwarten, üüostig scheiueu 
die Aassichten nicht zn li^en. 

§. 14. Die Verkehrsbesteuerung umfasst in Frankreich 
die vier Hauptglieder: das höchst eigenthttmlicbe, groasartige und 
ertragsreiche SyBtßm der Kegistrirungsabgaben (nebst Ge- 
richtsscbreibeiei- und Hypotbekenabgaben) , worin die hohen £rb- 
Schafts- nnd Sohenkungssteuern mit enthalten sind, die Stempel- 
abgaben, welche mit dem System der Registrirungeabgaben enger 
zusammenhängeo, ferner die Abgaben von Erfin dungspatenten 
und die Transportsteuer von (öffentlichem Fuhrwerk nnd ina- 
besondere Eisenbahnen. 
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Die beiden er«tereii Hatiptninnabmezweig^o rcssortiren zur ..(ioneraldirection von 
Eoregiütrcmeut . Dotnäuen und Stempel'*, bei der auch gewisse Domatiefi- und Forst- 
«rtrl^e zom Theil orecbcinen und zn der faraer die oben crvrahnto Steuer von 
Mobüiarwerthen und die Congregationensteuer gebört. Die Absjali • von Erfindungs- 
pateoten steht im £tat bei den „ ver^biedeii<:ii Erträgen des Uudgetä". die Trauü- 
poitsteoem geliOreii zor Geiiera]dire6tie& der indireeten Steaem und stellen im Ctat 
bei letzteren. S. die spccielle Darstollnng der ganzen „Verkehrsbesteu.TUii^" in Tin. 
lUt 502 — 582. Die Erbschalu- und Schenkungssteuei (ob. S. 582 — 5*J7) trenueu wir 
«nch hier in der Darstellnnp rora Enregistrement, s. dnrttber unten §. 15. Hier nor 
eine Characterisiik des Systems der Enregistrcmcnts- und Stempelabirabcn mit Hervur- 
Jiebuog ciaiger Ilauptpuucte und eine Darlegung der neuesten Vorkouiunisäc seit 1880. 

Die Einricbtang des französisebeii BegistrirungBwesens, 
der »ich darao anknttpfenden Abgaben atebt in engem Znaammen- 
hang mit den Nonnen und besonders dem Formaliamns des fran- 
xOslscben Ciyilreebts. Die specifisehen Eigentbttmlicbkeiten des 
Systems erkl&ren sich so. Vom Stempel gilt zwar dasselbe, aber 
so verhält es sich mit dieser weitverbreiteten Stener auch in 
anderen Ländern^ während die Einregistrirong und Äbgabeerhebung 
dabeif von Einzelheiten und Nachahmungen abgesehen, im Wesent- 
lichen eine fransOsiscbe Singularität ist Der schwierigen Autgabe 
der Veranlagung der Begisterabgaben (und Stempel) musste auch 
die Verwaltungsorganisatton dieses Steaergebiets aDgepasst werden, 
was wieder Eigenthamlichkeiten der Rechtsnormen, sowie der Rechte 
und Pflichten der Behörden und Steuerpflichtigen mit sich brachte, 
übrigens im Ganzen gut gelangen ist (s. Fin. III, §. 211, 212). 

Die Begistrimngsabgaben stammen schon aus dem ancien 
regime, wo das System bereits ziemlich ausgebildet und steuer> 
technisch wie administrativ verhältnissmäsaig ordentlich emgeriebtet 
war (Fin. III, 65). In der ersten Bevolntion wurden diese Ab- 
gaben zwar aufgehoben, aber, im Unterschied von den meisten 
anderen damals beseitigten Stenern, wurden sie alsbald als Abgaben 
von Urkunden und Eigenthumswechsel vereinfacht und ver- 
bessert wieder eingeführt (1790). bie erhielten indessen erst durch 
eine sehr tüchtige Gesetzgebuu^ 1798 ihre endgiltige Gestaltung. 
Auf dieser Gniudlage, welche bis in die Gei^euwart im Wesent- 
lichen bestehen geblieben, ist das System dann weiter ausgebaut 
worden. In der Hauptsache beruht es auf der ^gesetzlichen Vor- 
schrift der Eintraj^unj^^ von Likuuden und Erklarunj^en Uber Eigcn- 
tbumswechsel io ölfcntliche Kc^ister und nuf der Erhebung von 
Abgaben für diese Eintragungen. Diese Abgaben haben den Doppel- 
character der Gebühr für eine üüenlliche Leistung und der eigent- 
lichen Steuer auf ein Rechtsgeschäft bzw. auf eine Urkunde oder 
Erklärung darüber. Der Character der Steuer Uberwiegt aber bei 
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den einteloen Abgaben, wenn «neb in venefaiedenem Grade, regel- 
mlMig stark, nach dem eigentfichen Grunde [der Erhebong, wie 
nacb der Art, Bememng, Höhe der Abgabe. Im WeseotltcbeD, 
jedenfalk weit flberwiegend, aneb abgesehen von den im System 
enthaltenen Erbsehafts- nnd Sehenknngsstenem, bat man es daher 
bei den Registrirangsabgaben mit wirklichen Stenern, Stenern 
anf Reehtsgesehftfte, „Verkehrsstenern'' in der neneren 
Terminologie, sn thnn, — mit einem Stenersystem, welches enper- 
fisealisch and sehr yerkehrsbelastend nnd stdrend ist, wenn ihm 
auch in gewissem Umfange eine stenetpolitische Bereebtigong nieht 
abgesprochen werden kann. Und zwar bat es diese Bereebtigung 
nicht uur an sich, principielP), sondern insbesondere gerade aaeb 
in Frankreich als eine Ergänzung der Mänfrcl der dortigen 
directeii e s te u e r u n i;^ zu welrher es als E r > atz der lelilen- 
den Einkoniujen- Uüil \ ciuiiigeusteiier hinzutritt. Andererseits li eiiich 
uuterliegt dies Steaen>}8tcm in Frankreich bei der besonderen Be- 
lastung de« Imniobilienverkehrs auch wieder dem Bedenken, lü 
den (lirecten Steuern auf Inminhilieu erschwerend hinzuzutreten. 
Die grossen Finanzbc Uii tiu&se haben aber g'enntlu^l, das System 
festzuhalten, auszudehueii, iu den Sätzen zn ei Injhen, so auch nach 
dem (lentschen Kriege 1671. Die Vertlieihiu-; der Belastung auf 
zahln'irhe einzelne Fälle von Rechtsire-^rh-llieu im Verkehr, sowie 
die lauge Oewflhnnnp: der Bevölkerung an diese plackereivollste, 
in germanischen Ländern Jür besonders lästig geltende Besteuerung 
hnben tiber alle Bedenken hinweggehoilen. So sind denn auch 
nur gelegentlich kleine ErJeiehtemngen in Einzelheiten nnd einzelnen 
öätzen eingetreten. 

Im Aligemeinen sind alle gerichtlieben und anssergerichtlicbetty 
privaten Urkunden und Rechtsgesohäftey durch welche Eigenthnm 
unter Lebenden und von Todeswegen^ desgleichen Nntzniessnng an 
nnbeweglichem Eigenthum fibertragen werden, sowie der üebergang 
von Eigentbum und Notzangen im Intestaterbgang abgabepflichtig* 
Die bezüglichen U rkunden oder in deren Ermangelung ».Erklftrnngen*^ 
mttssen unbedingt, bei Strafandrohung, binnen gewissen Terminen 
zur Kegistrimng nnd damit zur Abgabefestsetznng gebracht werden, 
wenn es sich um Üebergang von Eigenthum nnd Nntzniessnng^ 
Miethe, Pacbt u. s. w. von unbeweglichen Gütern handelt; in 
anderen Fällen muss Registrimng und Abgabeleistung für Urkunden 

S. darüber di« eiu^^ehende Eiörteruug iui 2. Bande dor Fiuauzwisseuschaft« 
bemders in d«r 2. Auflage, §. 224 ff., S. 547 ff. 
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iu s. w. nmcbgebolt werden, wenn dieae Urkunden Tor Gerichten 
oder öffentlichen Behörden, znr BegrOndaDg, Beweisfahrnng n. b. w. 
gebraucht werden. Das EnregigtrementByetem nmfasst somit die 
Acte der nicht-streitigen Omigerichtsbarkeit, die betreffenden Ab- 
gaben sind zum Theil sogen. „Gerichtskosten" für die Hit- 
wirkuDg der Oeriehte bei jenen Acten, insofern wieder mit Ge- 
bühren. Ausserdem geboren noch die sonstigen Gerichtskosten 
hierher. 

Die Art der Abgaben war von Anfang an (1798) eine zwei- 
fache, neuerdings (seit 1871) ist sie eine dreilache: 1) Feste 
Abgaben nach einem systematischen Classrntarit im Allgemeinen 
für Urkunden bloss darlegenden, erkUa enden Inhalts, nach der 
ungefähren Bedeutung der behandelten Sache, daher ähnlich wie 
bei iStempelabgaben ; 2) abgestufte Abgaben (seit 1872), nach 
dem Werthbetrag, auf den sich die Urkunden, ohne dadurch unter 
die folgende dritte Kategorie zu fallen, beziehen; diese Abgaben 
sind jüngst (1893) aber zum Theil iu die folgende Form mit über- 
geführt worden Ts. n): und 3) wirkliche Proj)ortional abgaben 
für Urkunden und thatsäcbliche Vorgänge, durch welche Rechte 
(Nutzniessung , Genuss), Eigenthum an beweglichen und unbeweg- 
lichen Gütern zuertheilt worden, Abgaben in verschiedener Froceut- 
höhe nach dem Werth des betreffenden Ohjects. Diesen Pro- 
portionalabgaben sind auch die iSchen kungen und Erbschaiteu 
unterworfen, nach Sätzen, welche sich aber zugleich nach dem 
Verwandtschaftsverbältniss von Schenker und Erblasser zum Be- 
schenkten, Erben und Legatar abstufen. Die gewöhnlichen Pro- 
portionalabgaben (ausser bei Schenkungen und Erbschaften) be- 
wegen sieh zwischen V4 und 5.5*'/o im Principalsatz vom Werthe, 
wozu aber von Anfang an (1799) ein Zuschlag von 10 " 0 für den 
Staat, seit 1871 nnd 1874 ein weiterer von 10— 15'Vo, im Ganzen 
also ein Znsehlag von 20— (meist) 25 % des Principalsatzes treten. 
Besonders der gewöhnliche ImmobilienTerkehr nnter Lebenden 
(Kauf nnd Verkauf a. s. w.) ist mit den höchsten Sätzen (5.5 
mit Zuschlag 6.875 V«!) belegt An 90% des riesigen Ertrags des 
£niegistrement (allerdings einschliesslich Erbschaften undSchenkongs- 
Btenem) fallen auf die Proportionalabgaben. Da letztere immerbin 
prineipidl als Steuern, wie auch einigermaassen als Gebtthren, rich- 
tiger als die festen Abgaben sind, besteht in der Gesetzgehnng 
auch eine Tendenz, sie anszndehnen bzw. feste Abgaben in sie zu 
Terwandeb. 
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S. uljcr die >t;ii:z • Kei^i^trirunsr Tind ihr Abgabesystem — dasancL für Darstellung 
uud VerstuDduiss schwierigste und verwickeltste üebiet der gesammten franzAsücheu 
Bcsteneniog, wo das Detail aasserordeotlich gross und schwer zu tlbeisehen, in Kfirzs 
gar nicht darzulegen ist — Fin. III, S. 502 — 529 und 534 — 545; insbesondere zur 
genauerea CJiaractoiistik der Abgabeu Fia. III, ^. 213 — 218 (S. 611 — 523). zur Kritik 
eb. §. dS5 (S. 541—545); aber die adninisirmtire Dorebfbbranr eb. g. 221—224 
(S. r,8t-r>ir -. über Einzelheiten des Tarifs eb. §. '>1H 'S. 5i>B— 528). atich mit 
Statistik. Das geltende üauptgosetz ist das vom 22. Friia. VU (12. Dec. 1798) ; dazu 
zahlreiche Novdlai (s. FId. III, S. 502 ff.). Die stotfetiscben Jabresbericbte der Ea- 
registrcment-Verwaltung geben den besten Einblick in die Hauptkategorieu und Unter- 
aiteu der Steuerobjecte oud Steaersiitze. S. Berichte f. 1891 und 1892 in Boll 18il$ 
n. 557— 591, f. 1893 und 1894 eb. 1895, II. 452—492. Die viebtigsten Daten f. 
1886 in Fiu. III. .'13 ff. — Die Uypotbekenabgaben sind wesentlich Gcbuhrcn. seit- 
dem die eigentlich dazu gehörende sogen. UeberschreibungsgebUhr von lVa% 
Ivegistriningsabgabc (von ursprünglich 4%) hinzugerechnet wird. Sie zerfkUen eben- 
falls in feste und Proportionalabgabcn (Hauptgesetz v. 21. Vent. VII [11. März 1799], 
s. Fin. III, S. 504, eb. §. 219, S. 528). In noch höherem Grade sind die üerichts- 
schroibcroiabgabea (droits de greffe) Ucbilhren filr Amtshandlungen, meist in 
festen, in venigen Fällen in prorioitionaleu Sätzen. Antheiie an ihnen hat das be- 
treffende AmtapersoDal (Haaptgesek v. 21. Vent. VU, s. Fia. lU, S. 504 a. 236. 
S. 570). 

In den letzten Jahren haben auch Registrirungsabgaben Aenderungen erfahren: 
Im Finanzgfcsctz v. 20. Juni lSf»2 für I8f)2, Art. 4 wurden die von der l\eü;ister- 
verwaltung für die Staatskasse erhobenen Droits de grcffu bei duu Fficdensj^crichten, 
Civil-, Handelstribunalen und Appellhöfen antgehoben, was sich erst nach und nach, 
mit Ahwi( klunp;- der früher anhiingijren Sachen, für den Staat in der betreffenden 
Einnahuieverminderuug fühlbar macht (1891 7.6.3. 1892 6.09. 1893 1.90. 1894 
0.85 Hill. Fr. Einnahme). Durch dasselbe Gesetz sind Ermässigungen einer 
sraiiTicn Reihe von Registerabgaben auf verschiedene gerichtliche und anssergerichiliche 
Li künden und Acten eingetreten, einige beseitigt, dafür aber zur Deckung des Ans- 
fklles für gewisse UrtbeiJef Collocationen nnd Liquidationen eine Reihe neuer Pro- 
portionalabje^aben mit festen absoluten Minimalsätzen eingeführt worden (Art. 5—24 
des gen. Gesetzes). Ueber die finanzielle Wirkung dieser Aenderaagen, die auch enit 
ailinftlig Tt^tftndig herrortreten wird , schon Itir 1892 nber in einer Abnahme des 
Ertrags sich zeigte, s. den Bericht f. 1892 in Bull. 1898 II, 505; f. 1894 eb. 1895 
II, 455. Im Finanzgesetz v. 28. April 1893 für 1893 ist diese Beform des Tarifs 
des Enregistrement fOr Geiichtskosten in der Blcbtnng, PropoiHonalabgaben an Stdie 
fester treten zu lassi-n . weitergeführt und sind abermals einige feste Satze ermässigt 
worden and andere Erleichterungen eingetreten (Art 19 — 27 des gen. Gesetzes). IkUu 
sah aber ein , dass man mit dem Princip der festen SStze nicht ganz brechen lAnoe, 
weil Vieles sich nicht bewcrthen lasse und ein reiner Proportionaltarif auch nicht 
immer gerecht wirken wUrdo (s. aus den Motiven zu dem gen. Gesetz, Bull. 1893. I. 
20 fP.). Im Ganzen schätzte man die dnrch diese Bestimmnni^en des Gesetzes v. 1898 
herbeigeführten Ausfalle auf 5 Mill. Fr., immer noch nicht l*'/„ des Ertrags des Ea- 
registrement (hier mit Erbschafts- und Scbcnkungsstcuern). Zum Ersatz wurden ge- 
wisse abgestiute feste Sitze des Gesetzes v. 20. Febr. 1872 . Art. 1 in genaue Pro- 
portionalsätze von 0.15 und 0.20% verwandelt (Ges. y. 189S, ArL 19). WeHaWS 
Ersatz lieferte ein neuer Burscugcschufrsstcmpel (s. u.). 

Der ünanzielle EHect der erwähnten Aenderungen im Tarif des Enregistremeot 
u. s. w. war in 1898 ebe Mindereinnahme von 2.88 Mill. Fr. der bezüglichen Abgaben 
«regen 1892, wo noch die alten SM/r •j:ib>"\ • (Mt? Mill. Fr. Einnahmen daraus iin 
Ganzen) und ein Minus von 8.17 Miii. i i. m l^i^4 gegen 1892 (Bull. 1895 U, 
S. 455). 

Eine Ergänzung- des Enregistrement, dessen BestimmuDgen 
hier theils eine Lücke gelassen hatten, theiis iliatsächlich nicht 
ausgeführt wurden, noch werden konnten, bildet die 1857 hinzn- 
geliigte Umsatzsteuer von gewissen Werlbpapiereu, in- und 
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ausländischen Actien nnd Obligationen, mit Anfisehloss aller, aaeh 
fremder Staatopapiere. Der Umsatz dieser Effecten, als beweglieher 
Werthe, hätte zwar eigentlich nnter die Begistrining nnd die be- 
treffende Besitzweehselabgabe dabei fallen sollen, aber das hatte 
sich nicht durchfuhren lassen. Die Steuer war daher eine richtige 
Gonseqaenz des Princips der Begistriningsabgabe. Sie fnngirt nicht 
sowohl als „BöTsensteaer", denn als Steuer auf bewegliehes Kapital, 
als welche sie zum ElfEbctenstempel nnd znr „Steuer auf den Ertrag 
beweglicher Werthe'* (oben S. 71) hinzutritt. Eine eigeotliche 
formelle Umsatzsteuer ist sie aber nur bei Namenpapieren, welche 
nur durch Umschreibung in den Btichem der Emittenten ttber- 
tragen werden können, hier beträgt sie nach der Erhöhung von 
1871 Va^* Bei den anderen Effecten, also namentlich den Inhaber- 
papiereD; wird sie nach einem System des Zwangsabonnemeuts bei 
den Emittenten jährlich in einem Satze von V^Vo <lem Curse, 
nicht nach dem Nennwerth der Papiere erhoben. Je nachdem sie 
hier vom Emittenten (Schuldner) endgiltig ^^utrugen oder dem Be- 
rechtigten (Gläubiger) in Abzug gebracht wird, hat sie freilieh 
eine verschiedene Wirkung und einen verschiedenen steuerteohnischen 
Charaeter. 

S. Fio. lU, §. 220, S. 522—^34, auch mit Statistik. Gesetz v. 28. Juni le^dT, 
Art 6 ff.. ErMhiiDK bmIi dem lettten Kriege. Ertrag 1892 42.4 Mill. Fr., etwa 
TVi^/o Gesammtertraus des Enrefjistremont, Stahiler Ertrag in diu Ii t/ten Jahren, 

42.4, 1894 42.2 MUl. Fr., davon voo heimischen tieseihichaften im Abonnement 
i' '• " 0^ 20.63, als eigcndiebe Omaatxstea«? 6.55, ron fremden GeeeUBchaften im Abonne- 
ment 4.0'» Mill. Tr. Diu Stt'uor ist üliri^^i'ns im Zasammenhaug^ mit dem Emissions- 
atempei foi Werthpapicre und mit der £inkommen«»teiier von beweglichen Werthen zu 
betraobten. Fremde Papiere entdeben tieh aoeb ibr leichter. Die neueste weiter 
unten dargestcHte A'Midoruni; in di r Bcütcueruug dieser Papiere (Etat f. I^OH) 
soll auch diese LUcke mit ergänzen (Bull. 1895 I, S. 570 tf.). Eine üebersicht der 
ganzen aof den WertbpapieTen lastenden Stenern wird unten bei der Dantdlnnf dieser 
iieoesteii Maassregel mit j^egeben. Auch die Seeassecuranz- Policen sind der T\e- 
gidtrirangsabgabe, mit 0.42 7o im Frincipai, nntenrorlen (Ertrag 1894 nur 0.28 Mili br.). 

Die Abgaben in Stempelform stammen auch aus dem ancien 
regime f sind aber durch die Gesetzgebung der ersten Revolution 
neugestaltet worden. Nach einem ersten Misslingen (1790/91) haben 
t»ie zar selben Zeit wie das Enregistrenient durch ein Gesetz von 
1798 ihre endgiltige Grundlage bis zur Gegenwart erhalten. Seit- 
dem hat aul diescf Basis nur ein Fortbau stattgefunden. Auch 
diese Abgaben sind wie die Registerabgaben gemischten Characters, 
tbeils Gebühren, theils (Verkehrs-, hie und da auch Verbrauchs-) 
Steuern, eine ölters in derselben einzeliicu Alj-abe vorhandene 
Miscliuü^. Im Ganzen waltet aber bei der staik iiscaliseheu Ten- 



üiguizeü by Google 



80 



2. AlMdin. Fntnsttsisehe Beateofitnog. 14« 



I 



denz, welche das französische Stempelwesea Ton Anfang an hatte | 
und später noch mehr bekam, auch hier das Stenerelement 
vor, doch jedenfalls nicht in gleichem Grade wie bei den Register^ 
abgaben. Der grössere Tbeil des Ertrags (wohl an ^/s) kommt 
aneh beim Stempel auf wirkliche Steuer, aber Terhftltnissmässig ist 
das ein viel kleinerer Tbeil als beim Enregistrement. Die Grenzen 
des Gebiets des Stempels sind im Allgemeinen ähnlich wie in 
anderen Gesetzgebungen gezogen, doch in weiterer Ausdehnung 
als meistens in diesen, indem im Prioeip, wenn anch nicht in der 
wirklichen Dorehflihriing, alle bürgerlichen nnd geriebtlichen Ur- 
knnden nnd ScbriflstQcke, welche vor Gerieht vorgelegt nnd zur 
BeweisfUhruDg gebrancht werden kOnnen, stempelpflichtig sind. 

So auch Acten, Register vcrschiedcustcr Art, der Gerichte, Notare, in gewissen 
FftUcD der Staats- und Gcmeiiidd-Beböfdeo, HaodelseObeten (Wechsel v. 8. w.), Wotb- 
papiere (seit 1850), Versicherungspolicen, Schiassnoten und R<ichnuDgen der Agenten 
und Malkler, Checks, Qaittangcu, Fracbtschcine u. s. w., Jagdscheine, öHentliche Au- 
sdbläge Q. in. a. m. Indem die za leitistriraiideii Urkanden aach stempelpflichtig sind, 
werden die betreirendea Rechtsgeschäfte u. s. w. noch höher belastet. Nach dem Kriege 
tron 1870—71 hab«o Aosdohnangco und Erhöbimgen, Aafiegung von Kriegaxoschläga 
stattfeftandeii (txm ahen lOprocentiiren kam dn weiterer von 10%. immorluii weniger 
als beim Enregistremi^nt. wo 15"/,, hinzutraten). Ausdehnung des Stempels. Belastung 
des Verkehrs und der Bechtsgeschifte, der Urkunden, freilich auch Ertrag sind so seiü 
bedeatend. aach im VerhUtniM za anderen tiadero, selbst zu England, was vm so 
bemerken s Werth er, da die nocb ]i(^lieren und eitfagsfdcherQii Begisterabgaben anssM- 
dem noch bestehen. 

Besondere EigenthAmlichkeiten zeigen sich anch in den Arten 
der Stempel, deren im Wesentlichen drei mit zahlreichen Gliedern 
nnd Tarifsätsen zn nnterscheiden sind: 1) der Dimensions- 
stempel, welcher sich nach dem Umfang (Grösse) des für die 
stempeipiliehtigen ScbriftstKeke gebrauchten Papiers richtet, daher 
nach einem rein äasserlichen Moment, wonach diese Stempelart 
wenigstens in den meisten Fällen — eine Ausnahme hiervon bildet 
der Anschlägesterapel — besonders unvollkommen erscheint; sodann 
2) eine Reihe von Specialstempeln, ein Tarif von festen 
Stempelsätzen für verschiedene Urkunden, Papiere; endlich auch 
hier 3) der Propo rtionalstempel, nach dem Werth des in der 
Urkunde erscheinenden Objects, insbesondere für Handelseffecten, | 
namentlich Weebscl und andere Schuldscheine, dann seit 1850 fllr 
Börseneffeeten, wesentlich als Eniissionsstempel fUr in- und aus- 
ländische Werthpapiere, Actien und Oblij^ationen (auch fremde 
Staatspai)iere), die steuerpolitiscb wichtigste, der Proportinalabgabe | 
bei der Kegistrirung ähnliche Form. Man hat neuerdings auch hier 
gesucht, diese dritte Form auszudehnen und sie an die Stelle der 
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anderen treten zu lassen, was sich aber doch mir in beschränktem 
Maasse rerwirkliehen lässt. Auch in neuester Zeit kam noch nicht 
des Gesammtertrags des Stempels auf die Proporfeionalabgabe. 
Erst seit der Einftthnmg des neneo Böraengesebftfto- Stempels (für 

1893 ff.) ist diese Qnote etwas grosser geworden, 1894 im Ergebniss 
der Einnahme 47.75 von 173.35 MüL ans dem Stempel ftberhanpt. 

S.Kjl1ieresF!ii.m,S.504, §.226—285,8.545—570. Haaptgesets Tom 18. Brom. Vll 

{?>. Nov. 1798). (Jesetz v. 5. Juni 1850 (Stempel von Haruielseffecten, Börsenpapieren), 
lieber die Erhöhuugeu, Ausdebnuugeo, Zascblajee nach dem deutschea Kriege eb. 
8. 504. VerJlndenuigen der lettten Jahre (seit 18^) fimden folgende irichtiirere statt. 

Es ist dadurch utich der Ertra;^ nicht onbedentend im Ganzen gewachsen (1890 16.5.88. 

1894 173.35, YoransclOag 1896 18Ö.40MiU. Fr.). Eine im Fioanzgesetz r. 17. JaU 1889, 
Alt. 7, ftr 1890 bestiminte Abfiaderanp der Efsenbalinreeepisse und Fracht- 

scheine (Fin. III, S. r)r)7) verwandelte die feisten Stempelsätte in abgestufte nach ileui 
Frachtbetiag bei Frachtgut (petite vitesse), was indessen ein Gesetz r. 26. Dec. 1889 
bereits wieder aafhob. Recepisse u. dfrl. ron Tramwa3r8 wurden daroh das Finanz- 
gesetz f. 1893 v. 28. April 1893, Art. 38, auf 10 ccni. für jede Ausfertigung gesetzt. 
Gesetz Uber Stempel von internationalen Bahnfrachtbriefen v. 27. Dec. 1892. Conseqaenz 
des internationalen Vertrags v. 14. Oct. 1890 Uber Eisenbahnfrachten. — Der Stempel 
tat Eeisepässe von 2 Fr. für Inlands-, 10 Fr. fttr Auslandspässe (Fin. III. 858, 916) 
wurde durch Ge«. v. If». Juni 1>^S8 allgemein auf V, Fr. (wozu 20"/„ Zusclila^ tritt) 
herabjjesetzt. — Das t'juanzgebcu f. 1891 v. 16. Dec. 1890, Art. 5, brachte eine 
Aenderuni^ in der Affichensteucr (Fin. III, 555). Die Abgabe auf öli'entliche 
Anschliige (aasser den frt'r!'-';*]ichen und amtlichen) des Gesetzes v. 8. Juli 1852, 
Art. ;!0, wurde in eine jüliriichc Stemp el abg abu für das (,)uadratmetor, welche 
sich nach der Ortsgrösse abstuft, verwandelt i^Orte bis 2500, bis 4u,000. ül)er 40.000 
Einwohner und Paris, Steuipelsatz 60, 75 Cent., 1 Fr., V.y Fr., Zuschläge erfolgen dazu 
nicht). Dazu Ausfuhruag&vurordnung v. 18. Febr. L^lH (Hull. 1891 1, 244). Dies wurde 
aber bereits im Finanzgesetz 1 1894 v. 26. Juli 1898, Art. 19, Wieder abgeändert 
•Die jährliche Stempelabgabe wurde in eine feste für die Dauer des Anschlages 
verwandelt, doch nach denselben Principien der Bemessung nach dem Quadratmeter 
und der Abstufung nach der Ortsgrösse, nur mit etwas anderen Bevölkerungsstofen 
und höheren festen Sätzen (bis 5000, bis .50,000, über 50,000 Einwohner, Paris, mit 
Sätzen von 1, IVa, 2, 2V9 Fr.). Das FinanzgeseU L 1896. Art. 9, gestattete den Ur- 
hebem von PaplenilBchen die Seibststempelnog mittelst Anwendanir von mobiloii 
Stempeln. 

Gleichzeitig mit den oben (S. 78) erwähnten Abänderungen von Kegiiiterabgabea 
worden im Art % des Fioanzgesetzes f. 1898 r. 28. April 1898 noch Stempel filr 

Kechnun;::en aberBörsengeschäf to eingeführt. Danach muss für jedes Börscnjreschäft . 
weiches über An- and Verkauf, p. Casse oder auf Zeit, von Werthen jeder Art abge- 
schlossen wird, eine Bechnang (bordereau) ausgestellt werden, welche dlnem Stempel 
von 5 Ci 'I*. f-ir je 1000 Fr. oder einen Hruchtheil da\ön unterlicETt. fUr Reportgeschäfte 
betriigt der Stempel die Uälfto. Näheres über die Durchführung in dem gen. Gesetz 
Art §9~85 nnd Ausitthrangsverordnung dazu. Der Gesetzentwvn hatte den doppelten 
Satz, aber nur für Zeitgeschäfte, und nach Stufen vorireschLigen (Rull. 1893 I, 
17 tf.). Die Abgabe hat sich ziemlich einträglich erwiesen, 1893, wo sio nur für einen 
Theii des Jahres bestand, 4.39, 1894 schon 10.54 HiU. Fr. Im nettesten Flnanzgesetz 
f. 1896 ist dieser Stempel für Geschäfte in französischer Reute übrigens auf ein V4 seiner 
sonstigen Höhe herabgesetzt worden (Art. 8). Auch sonst sind kleine Veränderungen in 
Einzelheiteu des Stempels vorgekommen. Man trägt dadurch wahrgenommenen Mängeln 
bald im fisealischeo, bald im jadicielien und Verkebiaintaresao Kechnnag. 

Tin Finarizgoäetz f. l'^96 v. 29. Dec. 1895. Art. J^— 7, hat eine wichti<rcro Ver- 
imdcrong in Betreff des Stempels aaf fremde Wcrtbpapierc stattgefunden, im 
fiscaUschen Interesse, aber anch nm diese Papiere den inländischen mehr in der Be- 
steuerung gleichzustellen. (S. Mutive. Hall. l^'OÖ I. 570 fl'. und oben S. 70.) Bisher 
seien sie durcli Lücken iu der desetzgebun^ und diin li mangelhafte Ausführung der 

A. Wagnor, FinanzwisseuscUaft, Krgäuziintfsiioit zn L'.Tud III. 6 
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2. Abselkn, FnunOsisGlid BeBtenemng. §. 14. 



in letzterer vorgeächriebeoen Besteoemn^ günstiger gestellt gewesen. Gesetzlicli zahlen 
französische Actiea nud ObligatioDen voo GescIIschaftea, Gemeindeü u. s. w. drei 
Steoem, eiii«i Enisslonsttenp«! ron 1.27o< ^^i* *^ meiaeens fm Abonnement 
mit jährlich O.OH" ,, bezahlt wird (Gesetz f. 5. Juni 18i»0, Art. 22. 31), die ümsatz- 
ti teuer (droit de trattsmisbioa) nAoh Art. ü des Gesetzes v. 28. Juni 1807, bezw. 
Art. 3 des Gesetzes ?. 29. Toni 1872, mit O.SO^« bei jeder Uetiertragang für Kamen* 
papiere, 0,20% vom mittleren Curs de» Vorjahres für Inhaberpapiere. endlich die 
Steuer von beweglichen Werthen mit 'S. jetzt 4%. Ein 4''/o-i:^apier wird so 
iin Ganzen jährlich mit 0.42 "/o, bei einer 20jährigen Dauer zasammen mit 8.4*'/, 
Steuer belastet. Diesen nemlichen Stenern sind formell gesetzlich auch die fremden 
jrleichi'n Papiere (Actieii, Oblipationen, ausser Staatspapieren) unterworfen. Die Börsen- 
nuiiruiif; üuii die Eilaubuiü», Geschäfte in diesen Papieren in Frankreich zu machen, 
ist an die Bedingung der Zahlung dieser Abgaben geknüpft. Fiir die Effecten, welche 
amtliche Notirung verlangen, wird das auch dadurch erreicht, diss sie einen ftlr die 
Zahlung verantwortlichen Vertreter stellen und die Zahl der in raukreich circuürendeo 
Papiere angeben mtifsen. Aber vielen Gesellschaften und Emittenten gegenüber 
fehlt es dem Fiscus an Zwangrsmitteln . sie zur Stellung eines verantwortlichen Ver- 
ueterü zu nöthigen. Die betreüenden Papiere tragen dann nur die Emissionsstemp«! 
Ton 1.2 Vo« entziehen sich der Onu«tz> und der Einkomraenstener. Znr Ans* 
glcichung wurde vorgeschlagen, den Emissionstempel auf S**/,, zu erhöhen, der ab'^r 
alle 5 Jahre im Fall neuer Geschäfte in dem Papier wiederholt gezahlt werden solle. 
In das Gesetz selbst ist letztere Bestimmnnir nielit gelangt, sondern nur die Erhfihaiif 
auf 2 7« (für die in Art. 1 des Ges. v. 23 Juni 1857 und Art. 1, §.4 des Ges.v. 
30. März 1872 bezeichneten Effecten). Auch ist im Gesetz der beantragte Beiechnungs- 
modus TerSndert lud naeh dem Nominalwerth bestimmt worden. Schon früher ge- 
stempelt gewesene Effecten haben nur den Betrag der Differenz gegen den alten 
Stempel, also 0.8 "/o 2" entrichten. Zuschläge zu der Steuer finden nicht statt (Fin.e;es. 
f. 18ÜU, Art. .3). Die Regierung hatte durch ihren Vorschlag die Emittenten bestimmen 
wollen, mehr zum System des Abonnements Oberzagehen nnd dabei dann rerantwott- 
liche Vertreter zur Zahlung der dreifachen Steuer zu stellen. 

Fremde Staatspapiere unterlagen früher nor dem Emissionsstempel von auiangs 
0.5 (Ges. lä. Mai 1863, Art 6), später 17„ vom Nennweith (Ges. r. 8. Jnni 1867, 

Art. 7), seit dem Gesetz v. 2.->. Mai 1872. Art. 1, einem festen Stern j Im:/ von 0.75 Fr. 
für hitücke bis 500 Kr , i.ö Fr. für solche über 500—1000 Fr., 3 Fr. ior solche über 
loOU— 2000 Fr., und 1.5 Fr. mehr für j«Je weiteren 1000 Pr. oder Brnchtheil davon. 
Es wurde fttr den Etat v. 1896 beantragt, zum 1 °/o Stempel zurückzukehren, di«cn 
aber nicht vom Nennwerrh, sondern von dem jährlich durch Verordnung zu bestimmen- 
den reellen W enh zu berechnen, dies im Interess« der erheblich unter dem !N'euuwerth 
im Curse stehenden fremden Staatspapiere. Und aach hier sollte die Steaerzahlong 
alle 5 Jahre im Falle von <jescliäften in den Papieren wiederholt werden. Diese Be- 
stimmung ist im Gebctz selbst wiödernm gefallen, auch der Stempel nur auf Va% 
gestellt (unter Ausschluss von Zuschlagdecimen). doch vom Nenn Werth. Die be^ts 
früher gestempelten Papiere haben auch hier nur die Differenz zu zahlen (Etatsges. 
f. 1896, Art. '6). Dies Gesetz verschärft auch die Straf bestimmungen bei Geschäften 
in nicht nach dem nenen Satz gestempelten Effecten (57o ^oni Kennwerlh als Stnfe, 
mindestens 100 Fr.). Verrr sr gegen die Vorschriften einer zu erlassenden Aus- 
luhrungsverordnuug sind mit lUU— 5000Fr. bedroht (Etatsges. f. 1896, Art 4— 6)l 
Die Beiiernng hatte den Mehrertrag dieser nenen Stempd bei Papieren von GeseUsdial^ 
u. s. w. auf 1.2, bei fremden Staatb.papieren auf I0.8, zusammen auf l-") Mill. Fr. ver- 
anschlagt, eine Ziüei, welche aich durch die in das Gesetz selbst gekommenen Be- 
stimmungen indessen etwas verringern möchte. 

Znr ErgSnznnir der in Fin. III. S. 506, 523, 533, 567 nnd paasim mitgetheilteii 

Daten (meist f. 1886 Tind für ältere Jahresreiheii) folgen hier einige neuere statistische 
Angaben über die Kegister- und Stempelabgaben aus den sehr detailiirten 
nnd lehrreichen Jahresberichten der bezüglichen Verwaltung (neuester für 189i im 
Bull. 1895 II, 452 ff.). Eine Uebersicht des Stempelertrags von 1800—1892 im Ball. 
1892 II. 55—85. Die (Koh-)Erträge im Ergebniss in Mill. Fr. 
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L Enregistroriient 18S0 isy4 

Eigentliche Iteg^bgaben .... 465.34 477.47 

Davon vMtUdie 265.17 267.22 

Dgl. Erbsch.- u. SchenlcjteiMr . . 200.17 210.25 

Droits de «rreffe S.OH O-B.*! 

Hypothekcuabgaben ...... .'i.68 0.08 

tieldstrafen im Gebiet d. Olrectioii . 1.27 1.28 

Seeversirh. Policen 0.28 0.28 

Elfecten-üm^atzstcuur oO.iM» 42.10 

Yerschieil. Eiiiiiahmem d. RegjUrtb. 2.!).'» 

I. Samme Enregistrement . . M'.t.ll 581.02 

Summe ohuc JIrbsch.- u. Scheuk.st. 818.04 820.77 

II. Stempel 156.14 173.85 

Samme Enregistrem. u. Stempel . ()7.'"».25 704.37 

Ohne Erbsch.- ti. Sehen k.8teu er , . 47.5.08 494.12 

III. Steuer r. bewegl. Werthen . . 47.24 66.21 

Samme I—m 722.49 770.58 

Ohne Erbeeh.- n. Scheoh^tener . . 522.32 560.33 



Der Voranschlag tat 1896 im votirtea Etat ist 581.19 fUr du ganze En- 

rogistreniiiiit, lS8..iO für Stuuijurl. /usaujuieii 719.59, für Stcui-r von beweglichen 
Werthen 66.20, alles zusammen 7b.j.79 MiU. Der Voranschlag fUr 1894 war für die 
drei Kategorieen .548.50, 161,79, 69.24. im Gaosen 779.53, ist also im Ergebniss nicht 
erreicht worden, indem Enregistrement und Steaer Ton beiregliolien Wertben mehr 
mrltckblieben, aber Stempel mehr ergaben. 

Die Haoptfälle des Enregistrement waren nach dem Ergebnissim 
Ertrag« fdgende in MilL Fr. (weitere« Detail f. 1886 in Fin. III» S. 521—528, mit 
oiheren Angaben über die TarifBfttze bei d«i einzelnen Peeten eb, S. 524). 



u 




lOUOSick. 


1 ^36 
^Ertr. 


1894 
lOOOStck. 


1894 
Ertr. 


Steuersatz (Principal) 

1886 1894 


A. Abgabe. 
L^IppLadmiDiatr. Drhimd. 


2,379 


9.54 


2.419 


^-,.( 1.:. Fr. 0.5 Fr. 
^- Uns 22.5 Fr. bis 22.5 Fr. 


SlMalidiche Urkaaden . 


2,168 


9.97j 1,757 




[ 1.5 fr, ü.20Fr. 
(bislSOPr. bislSOFr. 


SL 'AMMugerichtliche Utk. . 


6,554 


14.47 


3,735 


8.92 


/ 0.75 Fl'. 0.50 Fr. 
\bis37.5Fr. bi837.5Fr. 


4. dvÜataada-Urkunden . . 1 

1 




0.2U 




^•^libiaiS'Fr. 


Butte A incL nach Slleren 

THfifun ...... 


1 1 
11,109 1 87.28 


7.923 26.11 


alle mit 25 7,. Zuschlag 


B. Feste abpti.stul'te Abg. 
Atter TaiU (1872) 


430 


10.60 




0.19 


Diverse — 


K^oer Tarif fspocioll« Pro- 
portiotialRbjrabc). . . . 






Weith 
Mill. Kr. 
7.1 Ht.').> 


15.77 




Dayon: 1. parta^cs . . . 


95 




;;.i.x>.T 


5.^tl 




iLilUdimi^r.QeeeUach.. . 


9.4 1 l.lOj 1,036.9 


2.59 




^y^fKipiftl^Hi» • • • 


106 


2.19: 1,207.7 


3.02| — 0.2V, 



6* 
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2. Abschtt. FiMUEOowxIte fiflsteneniiif . %. 14. 



l^-sG l^öij , 15'J4 isyi , Steuersau. (Priuciijal} 



lOOOStck. £rtr. ÜOOOStck. £rtr. 



4. RtmV. VtiRichieil. aad. i alle 
(6.Art.l,668.T.28.Febr.l872j|| 220 



Sninme B ...... | 



430 



3.17j 1,700.5 



4.25 



1886 



1894 



10.60 



15.96 



G. Proportionalabgftben. |) 

l.L'fbertrag. unt. Lebon- 
dcn mit last. M^OOtitcL II 1,4^7 iiiR? nfi /i -^^^'*^ ^ Ifii Hilft mit ZnMhbr 
Titel . . . IMill Wth. II 8.022.5jp^^'^^tt3.06a.7fP^*-^^ *"^ anwoag 



Gttt (Yerk&Qfe ) 1000 Stck. II 5141 

u. s. w.) . . tMilL Wth. i 918/ 



/471 l Normal 2«/«. Aasnah«, 



b)VonuQbewgl.(!0<iU Stck. . ..hh) ^-^^ Normal Ö.o. Ausiiahnk 

(hit(Verk.u.a.w.)\MiU. Wth.jj 2,104/ P''^-^^H2.mi/p"-^^[4. aQch0.20, 



2. Verschied, ü i k., Vor- 
träg»- unter flo^iij Stck. *\<t2-J\ 
Lebend, etc. \Min. W th. 7,l:77J 



55.82 1/ '*r ,1 --.1.40 Alle mit «5*/o 



Da?oo: a) Pacbt, Mietbü, 



anticbretiäclie riOOO Stck. 2,914 \\ „ r3,215 \ 

Yenr&ge . .IMiU. Wth. " 2,915.4/1 \ 3,072.8 j 

r tT 

\\ 319.6 



^ Normal 0,20t Ausiia 
"^•^'i 2, attck4r« ^ 



b) Zuschläge, /lOOOStck. 77 \ 
Sabmiss.tt. dgL \mi Wth. |[ 292.5/ 1 



'•^mI oi^gll 4,01, ^'o^mal 1, auch d>A 




c) Schuldvcrbchreibun^cii 
aller Art . . ) Sit k. 

\MilI. Wth. 



d} Schuldbefrei- |lüUübtcL 
Tmg.((^aittunyi \MiU. Wth. || 1,132.4/ 



dat 0. 8. V. .tMjllWtii. 



Normal l, Wechsel etc. 
(l oo 1 1 > ' -n 1- Feuervers.-Pol,8" „. 
•J.l.V2..^f ^1.7^4.•JJ •"^'^Ausü.s. 3. 0.15, 1.5«,. 

< .-I- 

4ö7 I, 



7.10 



i 4ia 



7.0a' 



Komal OvS 



i) Cautioüea /luuOStck. 
. v. dg]. t^ill. Wth. 



g^^lj 4.16|{ 0.86j Normal 0.5, Ai»«.2\. 

2ito}| 175.5)1 ^-««1 



Normal U.5, Ausn. OJ 
0,25»/«, 




3. PropoTt.abj^aben auf ' 

Crtlielie u. s. W. iz. Theil ;. 
axi Stclte \-ün >iu. 2, e; j. 
nouca (icö. V. /lOOOStcL i. — 
26. Jan. 1892 \Mm. Wth. {, — 




f 265 l 
\ 442.2/ 


7.y6| 


f /lOOOStck. 

Samme C . -{^tju. Wth. 


7,460 t 

10,299.5/ 


218.4| 


7,174 1 

10.077.7j 


22n.(js^ 


Sunme A bis C . . . . 1 


1 — |261.2 


— |262.8 1 



jMauptüätzeO; 
anoh 1, 0.7 



Diese Tabelle zeigt v. a., dass die Registerabgaben sich in einer Hinsicht anch 

in den letzten Jaluen ^nlustiger ctitwit kelt haben, neinlicli in der Kichtung, dass sie 
iu noch höherem (irado Proportioaal- statt fester Abgaben geworden sind, womit 
flick diese an sich so schwere Bestenerang der Leistongsfuhigkeit inuMihin mehr an- 
scbUesst. 1886 trafen auf die 3 Kategorien A, fi, G 14.3, 4.0, 81.6, 1896 bzw. 10.0, 
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6.0, 84.0 ^' o. wobei aber B jetzt mehr als früher der Proportionalabgabc (C) sich 
nähert Diese Vertheilnng zwii-cheu Proportional- und fester Abgabe ist auch ein 
günstiger Unterschied des Enregistremcnts rom btempei (s. u., auch Fin. III, S. 
Die Effecten -DnsaUst«iier eigab folgende Beten (t, Fin. III« 8. 583): 

1885 1894 

Belebte Wertlie Ertrag Belegte Werthe Ertne 

Mill. Fr. MiU. Fr. Mill. Fr. Mill. Fr. 

Französ. Act. Abonn. 0.207» ♦ 6,912.6 13.83 5.350.8 10.70 

Oblig 6,665.7 13.88 9,966.9 19.98 

Act. Steuer 0,50*/« • . 426.8 2.13 497.6 2.49 

üblig. , o56.9 2.78 812.1 4.06 

Sammc 14,062.0 32.08 16.627.5 37.18 

Attsllod. Act. Abonn. 0.20*/„ . 1,195.3 2.39 1.071.8 2.U 

„ ObUg. 1.218.7 2.44 1.410.9 2.82 

Summe 2.414.0 4.83 2.482.2 4.96 

Znsammen (mit Nebentaxen) 16,975.9 36.90 19,109.7 42.16 

Das Jahr 1885 ist hier statt 1886 zuui Vergleich genommeu, weil dies eine tHh 
nonod VeimiiideniDg der ausländischen Obligationen gezeigt hatte (s. Fin. III, 5&S), 
Bemcrkenswerth ist seit 10 Jahren die Abnahme des Actien- und die Zünahmc des 
Öbligatiouenbeaitzes. ]Sicht zu vergessen ist, dass die französische Hente hier fehlt. 
Die Kleinen BetrSge enawirtigen VerAe denten auf die Lilde des Steneneehts, 
die das Gesetz vom 29. Docember 1895 aasfillleu ^^iH 

Die Stempelabgabeu gestalteten sich lolgeudcrmaassen in MilL Fr. (s. die 
Fm, in, S. 552—562, 567 eingestreuten Iteten). 





Ertrag 

1886 i 1894 


Steuersätze, alle, mit einzelnen Ans- 
nahmen, mit 20Va Zuscblätren 


A. Nicht-proportio- 
naler Stempel 
l. Stempelpap. u. Marken 


1 

55.58 


49.70 


0 ,^,—3 Fr. pr. Blatt 


2. V> rsich.pol. ausser 8ee- | 4.38 , 7.27 Verschieden 


3. 1}imenidou8pap.st. ^An- 
schläge, Acte jed. Art) 


5.25 


5.32 


O.Od— 0.20 Fr. und 0.50—1 Fr. 


4. Quitt, Gheclts . . . | 18.94 


22.32 1 Meist IG Gent. 


5. Fester Specialst. auf 
Tnaq^rte ; 30.00 

( 


32.38 


(iewöhnl. Frachtsch. 0.50, Kecep. der 

Eisenbalin. 0.85. Fraclit^ich. ders. 0.70, 
letztere beiden ohne Zuschlage, Cüu- 
nossamente 2. 1. 0,.50 Fr. 


6. Verschied, festo Spe- 
cialst. (Anschlüge, Quitt. 
Äff. Gass., Pässe, Jagd- 


ai5 


8.61 


i».50 — 1 Fr., Piissö früher 2 (inländ.) 
und 10 (ausländ.), jetzt beide 0.50 Fr., 
Jagdflclieine 15 Fr. 


Summe A 1 122.30 125.60 | 


B. Pioportionaletem- 

pel 

1. Haodelspap. jeder Art, 

auch Xot. d. Bank ?. 
Frankr., Börs.gesch.st. 


14.12 


24.69 


Meist Abschnitte ?. 5 Cent. — 10 Fr., 
u. 0 50 f. 1000 Fr. bei fietiigen Uber 

1 20,000 Fr. 


2. Act. n. Oblig. franz. Ue- 
selUeb., 6e»Mindea etc. 


i 16.76 


17.81 


OJiO n. 1*/«. im Abenn. 0.05"/,, 


3. Analind. Wertikpnpiere 1 2.96 i 5.75 1 0.75 I is rm Fr., 1.50 Fr. f. je 1000 Fr. 

1 ' Keine Zuschläge 

Summe B iliiM ; 47.7.'» 
Knmme A nnd B { 156.14 1 173.35 { 
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86 2. AlMcliii. FiMizflaiMbe Besteveniug. §. 14. 

Die Jasjdscheiiie ergaben IssA 7.04, 1894 7.34 MUl. Fr. Die Besteaening- (Kt 
fcanzOsiscbeA Werüipapiere (6. 2) fast ganz im Abonoement. Auch beim Stempel bat 
sich die Qaote des Proportionalstempels TOn 1889—94 ron 21.6 aof 27.6% erhöht, 
aber ist immer noch aasserordentlicb viel kleiner jrcirenübor dem Feststeiupel als im 
Falle des Enregistremeut. Zu dieser Veräudening der Quoten znriscben beiden Haupt- 
arten des Iranzösiscben Stempels hat namentlich die Eintabmng des Bftisengesch&fts- 
Stempels in 1893 , mit lOM MilL Fr. £rtng in 1894 (in der Tkb. in Bobrlk B. 1 
mit entlialtnn) beifctrag'en. 

Zur Bt-Ieuchtung der die Be&teuerung der Wertbijapierc betreffenden Verhält- 
nisse (oben S. 82) and zar Ergänzung der statistischen Daten in Fin. III, 498 dienen 
folgende Aogabea ttber die besteaerten Ertiige in Hill. Fr. Stenentats 18S6 ä. 
1894 4»/o. 

im\ 1894 

FrwzOs. Actieu f>00.5 

M Obligationen 766.9 853.7 

Inter.siith., GommMid-kapit. . . 110.3 66.2 

Samme 1458.8 1520.4 

Ausländ. Actieu 42.5 47.9 

Obligationen H2.s 70.8 

GeseUsch. mit Gutem in Franicr. 10.5 1.0 

Summe 115 s 1.S3.3 

Zusammen 1 554 .5 1 G53.7 

Man wird nui li hiernach annehmen können, dass diese Steuer Ton fremden 
Papieren nur zu einem Thcil bezahlt wird. 

Die Abgabe tod Erfindangspatenten. 

Sie ist nach dem Gesetz vom 5. .Tuli l!^94 für die drei Perioden der Pateat- 
dauer von 5, 10 und 15 Jahren 500, lOOÜ und 1500 Fr., jährlich in Baten von 
100 Fr. zu entrichten. (Hiernach ist die Dnistellnng in F^u. HI, S. 571 etvas za be* 
richtigen). Ertrag nach Etat f: 1896 2.7 Mill Fr. 

Die Traiispürtsteuern vom öffentlichen Fuhrwerk, be- 
sonders Eisenbahnen, haben eine lange, nicht unwichtige Geschichte 
und bilden ein ziemlich erhebliches Fiuanzobject. i>ie Steuer war 
anfangs anf den Personentransport beschränkt (1797), wurde dann 
auf gewisse Waarentransporte ausgedehnt (1804) und bestand je 
nach Art der Transporte in einer proportionalen Ertragsabgabe und 
gewissen festen Abgabesätzen, wozu 1817 noch Licenzabgaben 
vom einzelnen Fuhnverk traten. Grosse und steigende tinanzi( Uc 
Bedeutung haben diese Steuern erst durch ihre Anwendung aut 
den Eisenbahnverkehr erfahren. Es sind hier mehrfach Ver- 
UnderunLicn eingetreten, nach dem Kriege von 1870 Ausdehnungen 
(vorübergehend 1874 — 78 auch auf den gewöhnlichen Frachtverkehr) 
und Erhöhungen der Steuer. Das regelmässige Steuerobject war 
in der neueren Gesetzgebung der Personen- und der Eil gut- 
verkehr, welche verhältnissmässig hohen, 1871 stark erhöhten 
Steuern in der Form der Proportionalabgabe (1855 10%, seit 1871 
20 «'/o, mit Ziischlagdecimen) uaterliegeo. Diese Steuern durftea 
auf den Bahutarifsatz geschlagen nnd mit diesem in einem Satze 
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erhoben werden , sodasB sie sich als wirkliche Beste neriin^ 
des Verkehrs, bezw. der Benutzer erweisen. JUngst (18d2) sind 
aber im Interesse der Herabsetzung der Tarife starke Er- 
mässigungen der zugeschlagenen Stenern und sonstige Aen- 
demngen erfolgt. 

Die verwickelten Verhältnisse mit vielen Details eiutziebcn sich ciaur kurzen Dar- 
stellung. S. Näheres Fin. III, 288. 239. S. 572—579. Haoptsresetze vom 9. Vendtoi. 
VI (30. Sept. 1807), 5.Vent. Xll (23. Febr. 1S04), C. Sept. 1«71. l'ur Eisenbahnen 
Ges. V. 2. Juli 1838, besonders r. 14. Juli l8o5, wodurch tli« Steuer für diese Bahnen 
▼«sentliclie YttrAnderangen erfahr. Einzeln«!, «ich die neuesten Aenderangen hängen 
mit den complicirten gesetzlichen und vertragsmässii^en Beziehung;*»!! zwischen dem 
Staat nnd deu Eisenbahugesellschaften zosammeo. Kach längeren Bemahungen faad 
dorch FinaszgMetz v. 26. Jan. 1882, fttr den Etat woa 1892. Art. 26—28, eine neue 
Ordnung der Bestcaerungsverhältnisse mit starker Ermässigung statt, aus- 
gesprocheuermaasscn im verkehrspoliti&chen Interesse und im Zusammenhang mit der 
aeaesten Handys- nnd ZollpoHtiit Ftnnkreichs (1892). Das liseaUsche lotenase, das 
eine solche Reform Ijirilier gchimlert luitte. wurde zurüeki^eslellt , ein starker Ausfall 
(von ca. 50 Mill. Fr.) wurde rorausgesehen (s. Motive zum Etat f. 1892, Ball. 1891, 
I, 250 tf., auch in Betreif der complicirten Bereclioaogsweise der Steuer und der 
dadurch bedingten Tarifsätze). Der 10% Zuschlag des Art. 12 des Gesetzes vom 
16. Sept. 1S71 wurde atifgr^hoben für die Platzpreise der von Eisenbahnen, Öffentlichem 
Fuhrwerk, Dampf- und anderen Schifien trauspuriirten Personen, ebenso für die Preise 
T«l Gepäck nnd Eilgut; fUr letzteres und far Lebensmittel und Vieh wurde auch die 
gesammte Proportionalabgabe aufgehoben, die somit nur in |?crin!^om Maasse fiir 
einige Objecto bestehen geblieben ist. Weitere Erleichterungen in Art. 28 des gen. 
Gesetzes; für Balinen von Localintercsse und Tramvnye mit mechanischer Zugkraft 
3°'o Proportionalabgabe vuni Platzpreis der Passagiere nnd Eilgepäck. Im Etat für 
1892 daher Anschlag des Ertrags der Eisenbahnsteuer nur 54.4 Mill. gegen 100.4 
Mill. Fr. in 1891^ obgleich die Emlssigungen erat am 1. April 1892 eintraten. Der 
Eilfrachtverkehr der Bahnen ist nunmehr fast ganz steuerfrei geworden (Ertrai^ 1^01 
16.5 Mill. Fr., 1893 nur noch 1.9d), der Pecsouenverkebr trägt (in dem alten, vor 
1871er Stenenatz mit Dedmen zns. 12%) noch 47.09 MilL Fr. Steuer, gegen 

in 1891 (Bull. 1895 I, 246). Diese Erleiclit-rungen sind den Benutzern selbst 
doich die Uerabsetzaug der Tah£»itze zu Gute gekommen. Transportabgabe von 
anderem Fahnrerlc 1892 im Ergebnis» 5,145,000, 1896 im Anschlag 5,110,000 Fr. 
Eine Statistik der finanziellen Lasten der Bahnen für den Staat, nach den einzelnen 
Kategorieen, Eisenbahnsteuer, Frachtschein-, andere Stempel, Steuer für Actien und 
Obligationen, Einkommensteuer von den beweglichen Werthen u. A. m. für 1886, 
nach Bahnverwaltungon geschieden, im Bull. 1890, L 18911'. — Die Eisenbahn- und 
Fuhrwerksteuer gehi'»!'' .on- Vervaltuns der indirecten Steuern. In deren Jahres- 
berichten Statistik (jainiiLli im Bull; und die Erträge m Etat bei dieser Steuergruppc. 

Die hier als „Verkehrsbestenerung^' zusammengetasste 
Steuergriippe (Enregistrement, Stempel, Eisenbahnstener etc., aller- 
dings einsehliesslich Erbschafts- und Schenkangssteuer) ist dem 
Ertrage naeh anch nach den in den letzten Jahren erfolgten kleinen 
Aenderangen und Erleicbtemngen im Enregistrement nnd naeh der 
flerabsetznng der Eisenbahnstener, immer noeh die bedeutendste 
Steueigattung im französischen Etat, welche nicht einmal von den 
übrigen gewöhnliehen inneren indirecten Stenern im Ertrag er- 
reicht wird. Nur bei Hinzurechnung der Monopole zn .letzteren 
ist die innere indirecte Verbrancbttbesteaerung ertragsreieher. Auch 
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3S A1)8cliii. FnuizOeiBcbd BeseeiMvoiig. §. 14. 

bei AbBetznng der Erbsetiafto- und Schenknngsstener (mit ca. 200 
bis 210 Mill.) liefert diese VertLebrabeetenemiig mehr als die ge- 
sammte direete (Hauptstenem und Speeialtaxen) und gilt eoviel als 
die iodirecte ohne Znckersteaery ZSlle und Monopole. Imm^bin ist 
aber gerade In den letzten Jahren der Ertrag der übrigen Stenern 
stärker als derjenige der Verkehrssteaem gewachsen, so dass letztere 
mit Erbsehafts- a. 8.w. Steuer nnr noeh ein gntes Viertel (etvras 
aber 25 7o) vom Ctosammtstenerertrag, gegen ca. 30 Mitte der 
1880er Jahre, anf bringen; übrigens in diesem Umfange noeh immer 
das IVtfache der direeten Staatastenem. Diese Zahlen zeigen nnd 
die Formen von Enr^;istrement und Stempel bedingen eine an- 
gemein starke Belastung des Verkehrs, bezw. der betreffenden 
Stenerpfliehtigen, auch wenn man das Gebtthrenelement in Kegi8te^ 
und Stempelabgaben berücksichtigt Durch die vielfältige Zufällige 
keit und den ungleichmässigen Umfang des Entstehens einer Stene^ 
pflicht wirkt diese hohe Verkehrsbesteuerung auch steuerpolitisch 
ungenügend, UDglcichmilssig. Die Belastung zumal des Immobiliar- 
vermögens, welches uhnchin durch die direeten Steuern schon hoch 
und durch die Erbschaftssteuer noch einmal besteuert wird, ist 
durch das Enregistremeut eine wahrbal't unerhörte: fast 7^!q Steuer- 
satz bei VerkUnfen , eine gut zweifache Jabresrcnte des (zumal 
ländlichen!) Grinulbesitzes. Eine Kesteuerung, die nur vielleicht 
das eine Gute hat, die Bodcuspeculation (auch bei städtischen 
GrundbUiüken) hintanzuhaiten und die Mobilisirung des Besitzeü 
etwas zu hemmen, freilich auf der anderen Seite den wirthschaft- 
lieh, techiiisch und socialpolitisch wünschenswerthen Besitzwecbsel 
auch erschwert, den soiistic:en liberalen" Grundsätzen des fran- 
zösischen Verkehrsrechts entgiiitii. Aber — diese Besteuerung 
vertheilt allerdings die grosse Steuerlast auf zahlreiche EinzelfUlle 
und lässt sie so erträglicher werden, jedenfalls so erscheinen. Auch 
dient sie wenigstens in gewissen Fällen zur passenden Ergänzung 
der Lücken der direeten Steuern, besonders für die Besteuerung 
des beweglichen Vermögens, des Kapitals, freilich nicht ebenso 
in ihrer Wirkung anf Erhöhung der Belastung der Immobilien. Sie 
in erhebliebem Maasse durch andere Stenern zu ersetzen, erscheint 
wenig aussichtsreieh und auch stenerpolitisch nicht unbedenkliehi 
von dem Falle einer grossen Reform der direeten Steuer abgesehen, 
welche sich in der Richtung der Einkommen- und Vermögensateaer 
bewegte. Eine solche Steuer würde freilieh dann theilweise aneh 
mit an die Stelle der im Folgenden bebandelten Erbschafts- and 
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Sehenknogsstenern treten , die im Enregistrement ja mit enthalten 
sind. Eine Ersetznng des Ubrigen TJieUs dea Enregistrement nnd 
Stempels böte noeh weit mehr Sebwierigkeiten. 

Die neuesten Vorgänge seit 1888 bettitfg«& d«8 Urtb«il In Fin. HI, §. 240, 
& 579—382 und §. 245. S. 596. 

§• 15. Erbsebafts- nnd Schenkungabestenernng^ 
die Hanpttbnn der „Anfallerwerba-Bestenening'' In unserer Ter- 
ninolegie (Fin. II, 2. A., $. 232 fi., 242-243). Das Cbaracteristlscbe 
dieser entwickdten, ziemlieh hoben Sätsen nnterworfenen nnd er- 
tragsreieben Steoem ist In Frankreich deren völlige Ein- 
gliederung in das System der Segisterabgaben, daher 
die Anwendung der GrundsHtze der letsteren, als Besitsw e eh sei- 
abgaben, auf sie, nur mit Abstufungen des Steuerfasses naeh dem 
VerwandtscbaftsTerhaitniss nnd bei den Sebenknngssteneni ausser- 
dem naeh dem Umstände, ob es sich um Schenkungen im Heiraths- 
vertrag oder ausserhalb desselben bandelt Die misslicbsten drei 
Puncto des fransösischen Stenerrechts folgen ans dieser Eingliederung, 
dnaial die an weit gehende GldehstdluDg von Besitzweehsel wegen 
Todes&lls und in Folge Schenkungen mit demjenigen durch Rechts- 
geschäfte unter Lebenden und mit onerosem Titel, ferner der 
Kicbtabzug der Schulden und Lasten vom Werth des Steuerobjects 
und endlich die allgemeine Anreihung von Scbenknngssteuern über- 
liaupt au die Erbschaftssteuern uud übrigen Besitzwechselabgaben 
des Enregistrement. Besonders schwer und im Allgemeiueü zu 
schwer, an sich und vollends iui Vergleich mir dem beweglichen 
Vermögeii und Kapital, zumal im Hinblick aul die directen bteuera 
uud die übrigen Enregistrements- und .Stempelabgaben, welche es 
direct und indirect treffen, wird auf diese Weise wieder das Im- 
raobiliar vermögen, der Grundbesitz in Stadt und Land 
belastet, wenn man auch sonst die Tarifsätze der Erbschafts- und 
Schenkungssteuern nach Höhe und Abstufung rechtfertigen kann. 
Der erstgenannte missliche Pimct führt dazu, alle Taritnormen, 
die Zuschläge zu den gesetzlichen Hauptsätzen und die Normen 
zur verwaltun^^srecbtlichcn Durchführung des Enregistrement ohne 
Weiteres auf die Erbschafts- und Schonkungssteuern anzuwenden, 
Was zu grossen Härten und l^edenken führt. Der zweitgenannte 
Pnnet ist zwar oftmals als Uebeistaiid anerkannt, seine Umänderung 
durch Gewährung des Abzugsrechts für Schulden und Lasten ins 
Auge gefasst worden und wurde auch jüngst wieder in einem Ge- 
setientwori' von 1894 binsichtlicb einer grösseren Keform tttr die 
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2. AbächiL fnuMÜmth/e Bestenerang^. §. 15. 



Erbscbafusteoern veDtiUrt. Aber andeneito ist das beBtebende 
Recht des Kichtabzngs der Sebalden n. s. w. aocb immer wieder 
aU Conseqnenz des Princips der Hesitzwechselabgabe, 
als welcbe die Erbschafts- mid Sdienkongsstener behandelt werden 
BoUe and mttsse, in Scbutz genommen worden. Die betreffende 
Umändernng des Rechts bietet auch tecbnisehe Schwierigkeiten. 
Ohne Erhebung der SteneisStse wttrde sie fiitragsaosfäUe bewirken, 
die man in der französischen Finanzlage nnd bei der sonstigen 
Anscbannng Aber diese Stenern glanbt Tenneiden an mflssen. I>ie 
Verbindnng einer Scbenknngsstenef mit dem- ganzen System ftlr 
definitive Schenkimgen nnter Lebenden, insbesondere anch unter 
nahen Verwandten, ist bisher immer im fiscaltscben nnd Gerechtig- 
keitstnteresse beibehalten worden, nm Umgehnngen der Erbsehafts- 
Steuer zn rerhllten nnd wiedemm eben das allgemeine Princip der 
ßesitzwechselabgabe anch hier aar Anwendung an bringen. Doch 
bleibt das grosse Bedenken bestehen, dass diese Schenknngsstener, 
trotz der yielen Formalitäten und Caatelen des Enrcgistremesl^ 
welche auch auf sie als ein Glied des letzteren angewendet werdeiii 
doch nicht genflgend und namentlich auch nicht gleiehm&ssig für 
alle Vermögenskategorieen durcbgefllhrt werden kann. Immobiliar- 
yermOgen Tenuag sich eben auch hier nicht zu entziehen und wird 
Ton den viel höheren Steuersitzen getioffen, HobiliarvennOgen, ins- 
besondere das in Werthpapieren bestehende, wird dagegen viel 
weniger sicher zur BesteneniDg herangezogen, wie die Steuer* 
Statistik unverkennbar zeigt. Ohne eine tiefgreifende Reform, 
welche dann wohl in einer völligen Ablösung der Erbscbafts- 
iind .Scbenkiin^^ssteuern ^om Enregistrcment uud einer Verse 1 b- 
btändi^iin^^ dieser .Steuern l)estehen und bei den Schenkungs- 
steuern viel schärfere Cautelen und Controlen einlühren mUsste, 
wird diese französische Besteuerung erheblichen Bedenken aus- 
gesetzt bleiben, zumal die Schenk unjrssteuer. Auch der neueste, 
aussichtsreiche Reformplan von 101)4, i'G, so beachtenswerth uud 
richtig er ist, beseitigt diese Bedenken niclil ausreichend. 

i>ics Urthcil stimmt mit uuserem IrUberen noch jetzt eanz UbereiA. S. die nähere 
Darlegung in Fin. IH. 241—244, S. $82*-595, iiamenwcli auch die daselbst mit- 

getLeilten statistischen Daten uii^i die darauN irezutrcncu Schlüsse. Dio scitdeui weiter 
biuzQKekonuneoc Statistik (fur im und 1892 im £aU. 1893, U, S. 560, für 1893 
und 1894 eb. 1HÜ5. LI, 460) bestätigt diese Schlüsse durehaos. Die Gesetze sind die 
des Enregistrcincut (o. ii- 7H); specieile in Fin. III, S. 5^2. 

Die Principalsteaersätze. zu denen die älteren und neueren Zuschläge der 
Kcgistcrabgabeu treten, seit 1871 und 1874 25" „, sind für die Erbschaftssteuer: 
Directe Linie (gleich für Asceudenten und Descendenten) 1, Eheeatlen 3, erste SeiteD- 
linie (Geschwister, Ünkel und Tanten, Netfen nnd Nichten) 6.50, zweite SeitenUnie, 
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(Gross^nl' I, -Tanfeu, -NefTt^n. -Nicht^m. (icschwisterkinder) 7, weitere Verwandte bis 
12, (irad ^wo das Intestaterbrecht aufhört) 8, Mcbtrerwaadte 9"/«, Die Schenkangs- 
steaasAtee, ebeiiMb mit 2ö7o Zuschlägen, stufen sicli nach dnom complidneD Tarif 
ab nach den drei Momenten der Verwandtschaft, der üeberirairung; ilurcli Ileiraths- 
veitrac oder nicht und, bei directer Linie und Ehegatten (dagegen nicht bei der 
Sdtenliole oder Kiebtrenrandten) nacb dem Unterschied zwischen MobUien, einschliess- 
lich Werthpapiereu u. dgl. einer-, Immobilien anderseits. In dem practisch weitaus 
wichtigsten Fall der directen Linie (auf die von den Uebertragun^en unter Lebenden 
schenkungsweise ca. 9r)**y„, vom Steuerbetrag ca. 80% kommen) ist der Principalsatz 
für bewegliches Vermögen 1.25 im Eheyertrag, 2.5% sonst, letzteren Falls bei Theiluitg 
(partai^c) auch 1.2a7«* ^ anbevegüche Vecmögen in dioon drei Fällen bzv. 6.7^ 
4 and L57„. 

S. über die Fnge des Abzöge der Sebitlden, die viederbolt im Pailament be- 

liandclt ist, die eingehenden Erörtoiun^cn von Mathieu- Rodet, Finances fran^aises 
(1870—78. Paris Iböl), II, ch. lö. p. 146 tf. Er verwirft die Forderung des Schuld- 
abzugs, weil die Ungleichheiten auch dann nicht fortfallen wurden, der Niebtabzug 

L'iiie Ausgleichung für die Verheimlichungen eines Theils iles Aotivverinriüreii:? sei. in-iie 
Betrtlgereien entständen, die Maassregcl gerade dem ländlichen Eigenthum schädlich 
vire, schärfere Einmischung der Steuenrerwaltung in die Familiengeheimuisse nöthig 
machte und eine wesentliche Grandlage des i^anzen Steiiersy-^toms erschüttern wttrde. 
Doch schlägt auch er als Abhilfe, der Missständö der gleicheu Besteuerung verschuldeter 
und nnverschuldeicr Erbschaft u. ü. w. eine Verse h iode nheit des Steuersatzes 
vor. ünter anderem hat auch die fiscalischc Seite der Frage es bisher in Frank- 
reich noch immer nicht zu diesem Abzuir der Schulden kommen lasserr d"r in England 
schüü länger cneicbt ist. Man hat den Ausfall für die Staatscasde mitunter, wohl /.u 
hoch, auf 20 — 2'>7o veranschlagt, indessen liessc sich dies durch eine entsprechende 
Erhöhung und Aenderung der Steuersätze vermftidcn. Jedenfalls würde nnch V>ei ein.T 
solchen nicht die öesammtiast der Erbschaftssteuer vermiudext, aber richtiger rertheiU 
vecdoi. 

Im Jahre 1894 ist von dem Finanzminister Poincarc bei Gelegenheit der Vor- 
lage des rcctiAcirteo Budgets für 1895, nachdem die Kammer die vorgeschlagene 
Beform der directen Steuern (Wohuungssteuer u. s. w. s. o. S. 64) abgelehnt hatte, 
entsprechende Keform der Erbschaftssteuer, welche zugleich weitere eingreifende 
Aeuderungen enthält, beantragt worden (s. Bull. 1894 II, ^OH, 311 ff.). Mit von 
Einfluss darauf war wohl die neue Oesotzgebung Elsass- Lothringonss über die 
Irbschaftss teuer. Hier i>t durch Gesetz vom 12. Juni 1889 der Abzug der Schulden 
und Lastca eingefUijrt und sind einige weitere Aenderungen der bis dahin geltenden 
französischen Gesetze erfolgt (vgl. die Noten in Bull. 1889 II, S. 78 tf. zu jenem 
obass-lothringischen Gesetz, worin die Abwcichnngen vom französischen Recht hervoiv 
gehoben und glossirt werden;. Die Schenktinf!^ssteacr ist in Elsass-Lothringen durch 
dies Gesetz nicht verändert worden. (S. darüber üari im tinanzarchiv 1893, IX, 
241—263.) Der Hanptgrandsatz ist in §. 8 dieses Gesetzes so aasgesprochen: „Die 
Erbschaftssteuer ist von demjenipren Bctraire zu entrichten, um welchen derjenige, 
dem der Anfall zukommt, durch denselben reicher wird. Von der steuer- 
pflichtigen Masse kommen aDe Schulden und Lasten in Abzog, velcbe mit derselben 
tibernommen werden." Der Keformplau Poincarti's, der 15-17 Mill. Fr. Mehr- 
ertrag gebeu sollte, ist dann von dem Nachfolger Poincare'st Kibot. wegen der 
Lugwieiifkeit der Behandlonir und wegen principieller Diflerenzen in einigen Pnncten 
einstweilen fUr den Etat von 1896 abgesetzt, aber iiicht j^anz f^illen «lelassen, sondern 
für gesonderte fieliAndlung reuervirt worden, die ihm im Jahre 1&9Ö 96 im Parlament, 
bis jetzt (Febr. 1896> unter Erlangung der Beistimmnng der Deputlrtenkammer, zu 
Theil wurde. Er verdient besondere Beachtung. Es sollen danach die Entlastungen auf 
der einen Seite durch Erhöhungen von Sätzen und andern Berechnuugümethodeu auf 
der andern Seite mehr als vollständig ausgeglichen werden. Die Schulden sollen bei 
der Berechnung der Mutationsabgabe in Todesfällen nach näheren Bestimmungen und 
unter Ausschluss von gewissen Scliulden abgezogen werden, was einen auf 2Ö Mill. Fr. 
▼eranschlagten Ausfall ergeljeii wurde. Object der Abgabe fUr die Anlegung der 
Tarifsätze soll dann bei Mobiliar- und Immobiliarverrnttgen d^ von jedem Be- 
rechtigten erlangte reine Antheii werden, die Erbpoition, nicht die ganze 
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2. AlwcliD. FmnsOsiiclie Bflsteoerong. §. 15- 



Erbschaftsmasse, ein nothwendiges und richtiires Princij*. wenn, wie io diesem Plan, 
der Tarif den Steoerfass richtig abstufen will nicht nur nach dem Verwandtschafts- 
grade, sondern auch nach der Höhe des geerbten Werthbetrags. Denu 
wenn hier die ganze Erbschaft je nach ihrer Werthsnmme den verschiedenen Tarif* 
Sätzen nntcrliept, wird die Steuer für die einzelnen Erben gleichen (iradcs doch nach 
deren Anzahl wieder sehr verschieden hoch, bo z. 13. in dem Hauptfali der Beorbuug 
der Eltern durch die Kinder nach deren Zahl. Der neue Entwurf macht nun den 
socialpolirisch wie steo erpolitisch wichtipen Schritt, im Tarif die Hohe nach dem 
doppelten Frincip des V erwandtschaftisgradeä und der Höhe des einem jeden einzelneu 
Empfänger von Antheil aus der Erbschaft safUleBden Betrass abzustufen. Dasselbe 
Princip. wie in der hritischcn Erbschaftssteuerreform von 1894, aber mit dem richtigen 
und wichtigen Unterschied, daab nicht wie in England die Erbächaftsmasse , sondern 
in Fnnkfeich eben die Erbportion, also legelmSssif, bei mehr als dnem Erben, 
ein kleinerer Wertbbetrag ftir die Bemessung der H5he des Steuersatzes maass- 
gobend wäre. Die Sätze sollen daher progressiv mit der Entfernung der Verwandt- 
schaft und der H(^he dieses Einzelbetrags bis nt einem Uaximitni ateiiren (der Tuff 
ist also richtiger als ein doppelt degressiver zu bezeichnen): ein principiell 
richtiges Vorgobeu. Sie sollen aber zugleich nach dem Vorschlag durchweg, ausser 
für die dtreete Linie in den beiden nntenten Werthbetragssnfen. gegen froher erhöht 
werden . um die Ausfälle wegen Berücksichtigung der Schulden u. s. w. zu decken. 
Aach das ist ein richtiges Vorgehen, wenn mau einmal den Gesanuntertrag nicht 
Bussen will. Zugleich weiticn Aenderangen in den Verwandnehnfbütiifen Torgeschlagen, 
u. a. indem mit Eecht die entfernteren Verwandten (Uber den 6. Grad hinaus) den 
Kichtveiwaudten gleichgestellt werden sollen. Der interessante Tarifentwarf, zu dessen 
Sätzen kdne Decimen mehr hinzuzutreten htben, stellt sich dann im Vergleich mit 
den bisherigen nur nach der Verwnndtüclwft nbfwtnften Einbettssätzen (ind. Decimen 
von 257o) iolgendexmaassen: 



1 


Bisher. 






NcDtr Tarif Aatbäl ran 








Sats (ibit 


bis ;2000— 


10,000 


50,i.tOO — 


lÖO.tWO 


250,000 


600,000 






l)«eiiiie&) 

1 ..„-v , - -- 


2000 Fr. 10,000 


—.10,000 


ItiO.ÜOO 


— ;i50,0ü0 


— 500,000 


-l MUU 


lUilL 
Fr. 


Directs Linie . . 


1.25 


1.00 


1.25 


1.50 


1.75 


2.00 


2.50 


2.50 


2.50 


Ehegatten . . . 


8.75 


8.75 


4.00 


4.50 


5.00 


5.50 


«.00 


6.50 


7.00 


Geschwister . 1 


f 


8.50 


9.<K) 


9.50 


10.00 


10.5Ü 


11.00 


11.50 


12.00 


Onltel, Tanten . [ 

Neffen, Nichten j 


®**^^|lü.UO 


10.5U 


ll.UO 


11.50 


12.00 


12.50 


13.50 


18.50 


Grossoukel u. s. w. 1 




















GrossnelTen n. s. w. \ 


8.75 


12.00 


12.50 


18.00 


13.50 


14,00 


14.50 


15.00 


15.50 


Gesell wisterkin der | 




















Verwandte ttb. d.\ 


jio.o 


















4. bis 12. Gradf 


















Verw. .">. u.ß. Grads 


'in.O) 


14.00 


14.50 


15.00 


15.50 


16.00 


16.50 


17.00 


17.50 


Verw. üb. d. 6. Gr. (10.0) 
Kicht -Verwandte . 1 11.25 


|l5.00 


15.50 


16.00 


16.50 


17.00 


17.50 


18.00 


18.50 



Für die Schenkungsabgabon schlägt der Entwurf vor: 1.50"/o (Principal- 
s>atz) für Schenkungen mit Theilung durch Acte unter Lebenden, nach Art. 1075 u. 
1076 des Code civil, Seitens der Eltern und anderer Asceudcuten zwischen ihren 
Kindern oder Descendcnten; 2% für Scheii)<nTi"V''n nnrt^r Lebenden in directer Linie 
durch Heirathspertrag für die ZukunfiiKcn; dal. uater den zuklinftigeu Gatten. 

Für Schenkungen jeder Art uitef Lebenden in der Seitenlinie üder unter Kicht- 
verwandten, einerlei ob im Ehevertrag oder nicht, sollen Principalsätze von 8,9, 11, 
12 und 13"/u für die in der obigen üebersicht angegebenen Erben eintreten, also 
auch durchweg höhere Sätze als bisher, mit einem geschätzten Mehrertrag von 
Mill. Fr. Eine Abstufung nach Wcrthliuhc der Schenkung ist hier aber nicht in 
Aussicht genommen. Wichtige weitere Aeoderungcn sind, da^^s in Zokunft Im- 
mobilien nicht, wie bisher, nach dem 20&di«i des Ertragswerths oder Pacht- und 
Hiethzinses (Ges. r. 22. Frim. VIE, Art. 7), sondern nach dem Verkaufs wer th bei 
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der Erbschaflssteuer belegt werden sollen; nur wenn die alte Wertliberechnunfi; eiuen 
höheren Betrag ergiebt* hätte di«6ei einzatreten. Davon wurde ein Jkiehiertiag der 
Stener ?oii 7.6 Mlu. Fr. enraftet. Zu Entlastaag fbbrte dagegen die Bestimmung, 
dass der steuerpflichtige Werth von Niessbraucb und von Zeit- und Leibrenten bei 
Erbschafts- und Scheukung&steuör (bei dieser Beuten Uberhaupt bei jeder Ueber- 
tragung) untcff Berttekslchtigung des Lebensalters des EmpfAngcrs, nicht wie nach 
dem alten Gesetz stets mit dem 10 fachen des Jahreswerths, sondern mit anderen 
Quoten berechnet werden sollte (Details im Art. 5 des Entwurfs), was einen Ansfall 
von 16 Mill. am bisherigen Ertrag ergeben würde. Im Ganzen wurde von den neuen 
Tarifen der Erbschaftssteuer, nach Abzug von 85 Mill. fUr Entlastungen durch die 
(renannten Erlasse, ein Ertrag von 2ün.4 Mill. Fr. erwartet, 15 Mill, mehr, als der 
Ertrag von lö't)i war. Durch eine Erhöhung der £nregistrement»abgabea vom Verkauf 
lieireglieheik Gate sollten weiten 5 MilL Fr. und dnnui die ganze Reform 37 Hill. Fr. 
mehr erzielt werden. Eine wesentliche Verbesserung des ganzen frnn.'rtsisnhen Erb- 
schaftssteueniybtems und der französischen Besteuerung tlberhaupt wurde diese Reform 
Immwliin darstellen. Bis jetzt scheinen aber auch hier wieder die Schvierlgkeitea, 
sie so oder ähnlich durchzuführen, nicht sicher Uberwunden werden zu können. — Von 
kleineren Veränderungen der letzten Jahre ist eine geänderte Besteuerung der Eho- 
gattea in dem Fklt. wo d«r UberlelMmde Gatte den anderen beerbt« ZQ erwlhnen 
(Plus TOn 3.5 Mill. Fr., Gesetz v. 0. März 1891). 

Ans der neuesten vorliegenden Statistik, zuletzt fUr 1894, werden hier wieder 
einige Daten mitgetbeilt, zar Ergänzung der in Fln. III, §. 243, 8.590—595, ancb 
528, 521 gegebenen. S. bes. Boll. 1895 II. 400, -192. 

Die mangelhafte DuchfÜhrong der Schenkuugssteaer verglichen mit der 
Erbsebaftsfitener mScbte schon darin ihre Bestätigung linden, dass die der ersteren 
nnterliegenden Werthbetrüge in den letzten 26 Jahren, 1868 — 94, mit einigen 
Schwankungen fast stabil geblieben, eher selbst etwas gesunken sind (930 — 1127 Mill. Fr. 
froher, 1869—72, 1060—937—1012—995 MiU. Fr. jetzt. 1883—94), während die der 
Erbscliaftssteuer unterliegenden sich um etwa zwei Drittel, wenn auch ebenfalls mit 
Schwankungen, dauernd gehoben baben (1868/69 im Durchschn. 3546, 18S9 — 04 
bezw. 5059, 5811. 5792, 6405, 5741, 5751 MUl., höhere Sterblichkeit 189u — 92). 
Fltther V4, sind die durch Schenkung fibergehenden steuerpflichtigen Wenho jetzt 
nur Vo der vererbten. D:\s deutet doch ziemlich siober mehr auf un<rcnügende Durch- 
fahrung der SchenkungssteucrpÜicht, als etwa auf wirkliche (wenigsieiis relative) Ab- 
nahme der Schenkuni^en hin. 

Folgende Zahlen enthalten die Eaaptpancte der Statistik: 





Zahl der FSUe 


Werthbetrag 
Mill. Fr. 


Steucrertrag 
Mill. Fr. 


Stenerfoss, Principal^/Q 


1 

1 


1885 1 
i 


1894 


1885 j 


1894 


1885 1 


1894 


(dazn 257o Zuschlag) 


LScheukungen 










_ 






I%ecte Xanie. . . 


152,744 




970.14 


942.35 


lH.31 


17.41 


(1 u. 1.25, 2.50 Mobii. 
i 1.5, 4 u. 6.75 Inunob. 


Sdtenlinie A . . 


6,657 


5,232 


26.50 


' 23.85 


1.97 


1.75 


|4.5 norm. Ehccontr. 
)6.5 „ andres 


«, B . . 


' 913 


^41 


3.87 


4.29 


(1.30 


0.35 


1 5 „ Ebecontr. 

)7.5 andres 


«, C • . 


j 537 


443 


1 2.38 , 
3.34 


2.31 


0.21 


0.22 


15.5 ,. Ehecontr. 
\8 „ andres 


Ehegatten . . . 


1 

I 950 


555 


2.63 


0.009.4 


0.081 


ri.5 u. 3 Mobil. 
|3 u. 4.5 Immob. 


^'ichtverwandte . 


5 217 


4,500 


15.36 


19.0}< 


1.595 


2.US5 


/6 norm. Ebecontr. 
^9 „ andres 

1 


Zusanunen . . • 


' 107,018 


140,416 


1,021.54 


994.74 


22.485 


21.Ö87 


Daren : beweg- 
















liches Gut . . 


99.381 


S8,739 


602.23 


(509.91 


10.821 


' 11.122 


1 


(unbewegliches . 


. 67,687 


56,677 


41i*.31 


384.Ö3 


11.664 


1 10.765 
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2. Absehiiitt FnuzOsiaclie B«steiieniiig. §. 1$. 



Zahl der F&Ue 



I im 



II.£rbschftfteu 

Directe Linie . . 
SeiteuJiuie A . . 



153,Öüb 
22,246 

9,527 
166.811 
86.904 
922.721 
öl 6.772 
4U5.499 

Sommel und 1111,069.299 



B . . 

0 . . 

Ehefrauen . . . 

>'ichtverwandte ' 

Zusammen . . . 

Dav.: hewoirl. Out 
Uubewe^liclieü 



1894 I 



ii2,8:)H 

140,520 
22,252 
ll.:^63 
251.064 

89,07 
966.639 
511,520 
455,1 1?S 
1,007,055 



Werth betrag 

Mill. Fr. 
im \ 1894 



?!.<'±^.67 
782.03 
131.18 
108.18 
588.85 
229.0(3 
5,406.91 
2,622.88 
2,784.0« 
6,428.45 



3,821.17 
832.29 
144.82 

188.24 
600.45 
217.98 
5,749.^*5 
2.868.44 
2,886.51 
6,744.69 



Steoetertrag i 

Hill. Ft* StMWiltafla 
1885 j 1894 ■ 



I 



45.28 
6Ö.Ö4 
11.48 

10:^2 
20.21 
25.76 
17G..59 
I 91.72 
84.87 
199.08 



47.76 
67.69 
12.67 

13.32 
22.89 
24.52 
188..S6 
100.90 
87.40 
210.25 



1 

6.5 
7 

8 
3 
9 



In dem statiitisdirm Excors Uber den Einflnss der französischen Bevöllcernngs- 
bewegung auf die Ergebnisse der Erbscbaftästeoer in Fin. III, §. 244 konnte wabr- 
sdMinlich gemacht werben, dass die schwache französische VolksTermehnuig, namentUdi 
die geringe Geburtszilfer den Erbgang alluiäHg mehr von der directen Linie in die 
Seiteolinie drängt. Das bestätigt sich 1894 abermals: von den Werthsammen vnrdea 
in der dlrMtea Linie nnr noch 66.45*'/o gegen 66.90 In 1885—86, 67.^ in 1876—80, 
68.41 in 1^51—55, 70.16 in 1826—30 vererbt, in der Seitenlinie hezw. 10.31 ge^en 
19.01. 19.88, I8.0O. 17.917«. Vom Steoerertrag kamen 188^86 auf die directe Linie 
bei der Erbscbaftestener 25.5, jeUt 25.8"/o. 

Bei Schenkungs- wie Efbsclinftssteaem kommt vom Mbevoglichen Gut" nur ein 
unverhältnissmässig kleiner Betrag aof die in der Statistik ausj^escbiedeuen „franzö- 
sischen Staatäfouds'* und «französische und fremde Mobiliarwertho'' ( Werth papiere), 
ähnlich noch 1894 wie 10 Jahre frflher (1894 von 83.74 MilL von beiden Effecten 
nur 2.78 bei den Schenkungen und von 511.52 nur 58.64 Mili. bei den Erbschaften). 
Das weist auf LUcken in der Besteuerung hin. vermuthlich sind sie bei der Schenkungs^ 
Steuer noch grtoser dia bei der Erbidialknteacr. Die läogem Amfllihningen ftber 
die Statistik in Fin. III und die doit gesogenen ScIüQase finden auch sonst dnich dio 
neueste Statistik ihre Bestätigung. 

Der£rtng derErbM:bafi88teuerwarl891— 94 191.41, 210.20, 188.40, 188.86 HflL Fr., 
der Schenkuuffsstener 21.!i5, 22.85, 22.02, 21.89, beider zu?ammeu 213.36, 
210.42, 210.25 Mill. Die Erbschaftssteuer zeigt seit Mitte der 80 er Jahre zeitweise 
eine nicht anbedentende Zanahme des Ertrags, letzterer schwankt aber nach der 
Sterblichkeit und nach den Zunillifj;keiten des Erbgangs ziemlich stark; die Schenkunirs- 
steuer zeigt eine Abnahme des Ertrags (s. ältere Daten in Fin. III, S. 591). Yoa der 
ganzen Einnahme des Enregistrement (1891—94 483.57, 494.23, 469.17, 477.47 Mill. Fr.) 
kommen also jetzt auf jene beiden Steuern Uber 45 ^'/q. Auch aus den abrigen Rej^ister- 
abgabeu und den Stempelabgaben fallen noch manche Beträge auf ürktindeu in £rb> 
bcliaits- und Schenkuugsangelegenheiten. 

§. Iti. In directe Verbrauchs- und verwandte Be- 
steuerung. Darunter fallen in Frankreich die ftint Gruppen der 
gewöhnlichen inneren Verbrauchssteuern, weiche sich an 
die privat wirthsühat'tliche Production anschlies.sen (Salz, 
das eigenthümliche System der Getränkebesteuerung tur Wein, 
Obstwein, Branntwein, Bier, die Rübenzuckersteuer, verschiedene 
kleinere Steuern auf einzelne Artikel und einige verwandte Abgaben) ; 
sodann die inneren Verbranchsstenem in Monopolform (Tabak, 
Palyer, ZQndhi^Jzchen), die gewerblichen Licenzabgaben im 
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AnscblQss an Steuer-, besonders yerbranchsstenerpfliehtige Gewerbe^ 
die directen Gebrauchs- und Genassstenern (Wagen und 
Pferde» Billards, gesellige n. dgl. Gesellsebaften, dazn jtfngst Veloci- 
pedes); mdlleh die Grenz-, besonders die iünfnhrsOUe. Die 
Gesanuntheit dieser Abgaben liefert hente wieder mehr als die 
Hälfte des Ertrags aller Staatsstenem (s. Fin. III^ S. 601). In 
kemem Pnnete ist die franzOsisehe Steuerpolitik der ersten Revo- 
Intioni welche mit diesen Stenenii von den Zollen abgesehen, grund- 
sätzlich ganz und practisch fast ganz gebrochen hatte, unter dem 
Drang der Umstände so völlig wieder yerlassen worden: schon 
unter dem Gonsulat und Eaiserthum Napoleon's I.> seitdem fort- 
dauernd, bis besonders unter der dritten Bepublik vollends diese 
Steuern, vomemlicii die Zölle, eine ungemein starke Ausbildung 
erfahren haben. Kein anderer modemer Staat hat eine gleich ent- 
wick^te Best^erung dieser Art. 

Die englische Ooncentration auf wenig Hanptartikel innerer 
Stenern und Zölle konnte Frankreich nach seinem Finanzbedarf, 
seinen Productions- und Consumtionsverhältnissen nicht nachahmeD. 
Seine Verbrauchsbesteuerung uml'asst weit mehr Artikel und gleicht 
insofern auch heute noch mehr der Besteuerung der früheren Zeit 
im 18. Jahi hundert. Beim Zoll wirkten handelspolitische, schutx- 
zöllnerische KUcksichten neben tiscalischen der Vcreintachung des 
Tariiö entgegen. Die Steuer-, Monopolpreis- und Zollsätze sind 
anderseits durch den Finanzbedarl' und bei den Z<11!en mit durch das 
Scbntzzollpiineip iu den meisten und wichtigsten Fällen in be- 
deutender Hübe gehalten oder wieder dazu emporgebracht worden. 
Fast die einzige, immerhin erfreuliche Ausnahme hiervon bildet 
die massig hohe, aber eben doch bisher noch bestehen gebliebene 
Saizsteuer. 

Die Stenertechnik und der ganze Formalismus der Verwaltung, 
der V^eranlaguti^", Erhebung, Controle der Verbrauchssteuern stellen 
sehr bedeutende administrative Leistungen dar, aber zugleich — 
eine ungeineine BeUlstignng und Ikschränkung des Verkehrs, der 
freien persönlichen Beweguri^, der Production und des Handels, 
wie sie andere Culturländei- gegenw^artig in dieser Ausdehnung 
kaum mehr haben und andere Völker, so namentlich die ger- 
manischen, auch kaum ertragen würden. So vor allem auf dem 
Gebiet der Getriinkebesteuerung und der Grenz z öl le. 
Auf ersterem sind auch immer wieder Anläufe zu grösseren Keformen, 
wodurch namentlich auch der stenertechniscbc und administrative 



Digitized by Google 



96 



2. Absebn. FimnsOnKlie Bestenenag. §. 16. 



Formalismus Tereinfacbt und erleichtert würde, gemacht worden. 
Aach gegenwärtig ist man mit diesem Problem wieder besohllftigt 
Aber bei dem grossen Finanzbedarf . nnd der Schwieiigkdt, den- 
selben durch andere Stenern za decken, ist die Aufgabe noch nicht 
gelöst worden. Man plant übrigens, wie in England und anderen 
Ländern, die Getränkebestenerung möglichst auf eine hohe Brannt- 
weinsteuer zo eoncentriren, die anderen Getränke zu endasteo, 
wenn nicht gar ganz steuerf^i zu machen. Die eigenthttmlieben 
französischen Verhältnisse des Consums und der Production tob 
Wein bieten in dieser Hinsieht ihre besonderen Schwierigkeiten. ' 
Die Rübenzuckersteuer bildet in Frankreich wie in andern 
Ländern das Kreuz und das be8tändio:e Versuchsfeld der Stener- 
teehnik und -VerwaltuD^i^ daher auch der 8tenerg:esetzgebunir, in 
Folge der Entwicklung der l'roductionstechnik und der CoilisioDfi; 
zwischen dem fiscalisehen iiiiti dem wirtbschaftspolitischen Interesse, 
sowie in Folge der internationalen Coneurrenz der verschiedeBeu 
Zuckerproductionsländer. Ob internationale Verträge tiber die Bi • 
steuernng des Zuckers und besonders über die lieseitigung der 
offenen oder verhüllten Ausfuhrprämien hier endgiltig Wandel schaffen 
nnd zu befriedigender Gestaltung der einheimischen Zucker besteueiimg 
fuhren k- nneu, lässt sich nur aus der Erfahrung erweisen A:i . 
dem Missiingen solcher Verträge hat der handelspolitische Eigeuniiu ■ 
Frankreichs aber einen erheblichen Antheil. In der Zollpolitik 
ist das fisealische Interesse bis lö71 eigentlich beständig hinter 
das Volkswirt bschattspolitische zurückgetreten und hat der anfans* . 
hochschutzzöllnerische, seit dem Handelsvertrag mit England (ISß*.'' 
gemässigt scbutzzöllnerische Standpunct den Zolltarif auch in seinei 
technischen Einrichtong und Durchführung und das ganze Zoll 
verfahren beherrscht, zum Nachtheil des Verkehrsinteresses. Seitdem 
nötbigte der Finauzbedarf zu einer stärkeren BerttclLsichtignng des 
üscaliscben Interesses auch hier. Man hat aber verstanden, ii^ 
seit dem Sturze Napoleon's III. gleichfalls wieder mächtiger ge- 
wordene scbutzzöllnerische Interesse mit jenem anderen mehr in ' 
Einklang zu bringen und so, auch noch bei der letzten grosses 
Bevision des Tarifs im Jahre 1892, den Einfuhrzoll viel ergiebiger 
als früher zu machen. Die Verwickeltheit und der Umfang des 
Tarifs, die Weittöuiigkeiten und Belfistigangen des ZoUverfiibrei» • 
sind aber so auch geblieben nnd zum Theil noch grösser geworden. 
Die jüngste Entwicklung im Tarifsystem tou 1892 ist in erster 
Linie tou protectionistischen Tendenzen getragen gewesen, ^ 
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jedooh ebeDfalls dem Finanzinteresse doroh Steigerung der Zoll- 
erträge genützt. Die Monopole, namentlicb das bei Weitem 
wichtigste davon, das Tabakmonopol, aber aaeh das nacb 
dem letzten Kriege erst eingefttbrte, in neneeter Zeit in eigene 
StaatBFerwaltnng genommene ZttndbOlaehenmonopol, sind 
lecbniscb nnd administratSv yortreffUcfa, wobl mnsteigiltig ein- 
geriehtet, wenn man einmal den streitigen Pnnet der Monopolisirong 
tngiebt. Aber die -beim Monopol nnyermeidliohen Verkehrs-, Pro* 
dnetions-, Handelsbesehr&ikitagen, die Controlen sind freilteh aneh 
sehr entwiekelt, nm so mehr, da der Finanzbedarf zn hohen Mono* 
polpreisen, besonders bei Tabak, zwang. Der neuerdings stabil 
blähende Ertrag des Tabakmonopols seheint flbrigens darauf hin- 
zuweisen, dass die finanzielle Leistungsfähigkeit dieser Steuer bei 
den gegenwärtigen Steuer- bzw. Preissitzen eiostweilea wenigstens 
ihre Grenze erreicht hat Auch die kleineren, neueren inneren 
indirecten Verbrauchssteuern, noch bestehende (nicht-mineraliscbe 
Oele, Stearin und Kerzen, Essig, Dynamit) und wieder aufgehobene 
({Seife, Cichorien, Papier, jtlngst 1894 Mineralöl), die verwandten 
Abgaben aul (iold- und Silberwaaren , Spielkarten, die genannten 
directen Gebrauchs- nnd Gcnnssstenern zeigen die Vor/tlge fran- 
zösischer Steuertechnik und V eiwaUung, aber ebenfalls wieder die 
bei solchen Steuern mehr oder weniger nnvermeidlichen, bei der 
französischen Einrichtung immer besonders scharfen Besclnvernngen 
des Publiennis, des Verkehrs, der Prodnction. Das muss man be- 
achten öcegenüber dem sonst gerlihmten Vorzug des französischen 
^teuersvötems, dass es nicht wie unsere Einkonuiienstouer mit ihrer 
Declarationspfiicht u. s. w. die Bevi'dkernng (will freilich vonuMiilich 
sagen : die wohlhabenderen Clasaen) durch Eindringen in die perbön- 
Uchen Verliii Itiiisse belästige. 

Nur unter der wesentlich vom Gang der inneren und äusseren 
Politik abhängigen Voraussetzung einer nicht abermaligen plötzlichen 
ungemein starken Steigerung des Finanzbedarfs, wenn auch bei 
regeln^siger weiterer Zunahme des letzteren, und unter der ferneren 
Voraussetzung einer fortdauernden Ertragssteigerung der üauptarten 
der indirecten Verbrauchsbeste uemngi namentlich der Getränke- 
(besonders der Alcohol-), der Zuckersteuer, des Tabakmonopols, der 
Zölle erscheinen erhebliehe Vereinfachungen, Beschränkungen nnd 
Erleichterungen auf dem Gesammtgebiet der Verbrauchsbestencrung 
in Frankreich in absehbarer Zeit erreichbar. Auch durch die 
etwaigen Reformen der directen, der Verkehrs- (Enregistrement und 

A. W«ffe«r, FlaumriMeaMlitfl, Eiginnuiftdieft ni BaiiA HL 7 
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Stempel) und der Erbscbafts- und Scheokaogssteuer kann schwerlich 
ein solcher Mehrertrag erzielt werden, welcher es ermr5glichtey in 
stärkerem Maasse ant' Verbraachssteaem zu yerziebten. Um so 
weniger, da man bei den Reformen dieser anderen Steaem sehen 
Mtthe haben würde, die Ausfälle, welche sie auf der einen Seite 
unvermeidlich bewirken mUssten, durch Mehrerträge auf der andern 
Seite zn decken. Selbst die EinilUbrang einer allgemeinen Ein- 
kommenstener würde daran nicht Tiel ändern. Nur eine völlige 
Veränderung der französisebsn inneren und auswärtigen Politik, 
wdehe den riesigen Finanzbedarf des Staats erheblieh verminderte 
(Militär- und Marineetat!), starke Tilgung der ungeheuren Staats- 
schuld oder wenigstens immer weitere und bedeutendere Herab- 
setzung des Zinsfnsses dieser Schuld mittelst Gonversionen ermög- 
lichte, kannte hier Wandel schaffen. Solange sie unterbleibt, wird 
Frankreich die ungeheure BQrde seiner Verbrauchssteuern, ebema 
wie seiner Verkehrsstenern, als die finanzielle Endwirkung semei 
Geschichte seit 1789 tragen mässen (Fin. III, §. 246, 332— dSi). 

(Jeher die gesammte hier erwähnte Besteuerang s. die besonders eingebend« 
Darstellang in Fio. III, S. 597—862. Litteratar daselbst S. 597 u. passim. Ad* 
miiitatxfttiv«! Hraptverk : 0 Ii b o , code dea contribations indirectes etc. iD«lurfMiIic At^ 
lagen. Gesetzgebung in Fin. III bei den einzelnen Stenern (bis 1888). Heber di« 
ganze Organisation des Dienstes imd der Verwaltung eb. §. 246 ff., S. 597 — 610 (mit 
ätatifitik). Im Folgenden wieder eine Hemrhebnng einiger Hanptponcte und etwas 
genauere Darstellung- der Vorkommnisse und KcforinpläiK; seit 1888. Statistik im 
Budget und besonders in den Jahresberichten der (ieneraldiroctiou der indirectea 
Steuern* zu velcher die meisten dieser Stenern reasortirea (ttbw die BMSorts Bln. lU, 
S. 598 £). In den letzten Jahren ergaben sich folg;ende Erträge, womit die Daten 
für 1886 in Fin. UI, S. 600 zu vergleichen sind. (Daten der definitiven Erpeb- 
niese in 1893 nach den Berichten der Verwaltung der indirecten Steuern, BuU. 1895 
I, 240 fil, ebenso für die ZöUe.) 

L Bei der Verwaltung der indirecten Steuern ergaben 



Yer b r a Q elisst e 0 e r n : 

Salz, innere Stener . . 
(ietr&nke 



1000 Fr. 1000 Fr. 

10,255 



Wein 

Obstwein 

Branntwein 

Alcoholischo Weiuc . . . 
Bier 

Wein aus trockenen Beeren 



146,930 
15,943 
272,649 



2,713^ 462,633 
23,973 
310 
110 

5,701 
158,050 



Zuschlägceutiuiuii . . . 

ExpeditionsgebOhr . . . . 

Innere Znckersteucr . . . . 
Kleinere indirecte Steuern 



MinmlOl . . . 

Andere Oele . . 
Stearin und Kerzen 
Essig u. s. w. 
Dynamit u. & ir. 



2,91? 
951 



11 

2,162 

8,799} 14,840 
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II. Zolle. 



Andere verwandte. Gold- u. Silberprütabs. . 4.7801 

Abg. ftorDenator. und Alcohol .... 4,010 [ 11,041 

Spielkarten 2f247| 

Monopole 

TM 874.090i 

Pulver 10,77:^ 410,871 

Ztlndhökcheu 2(;,0<tK| 

Licenzen bei Getrünkcu ...... 13,4Uti( iq->>.> 

Andere 824/ ^'^'"^'^ 

Stimme dieser Vcrbrauchs&teaern 1,082,123 

Sonst £inn. dieser Direction. Stempel . . 10,62^ 

StnSexk und Con&caCiiiiien 3.979 

Fähren, Fischerei 2.«>11 

Andere« 10,Uü6 



27,273 



Eingangs7.ölle (ind. Zockai 41.8 MIU.) . . 452,492) 

Statist. Abgabe 7,0i)8l ^»9700 

Scbiüfahrtsabgabea 8,1031 

Versdiiedenat 5^180j 

SalzBteaer in der ZoUrenralttnii,' fZoI! etc.) . 22,100 

Summe 1 Qud 11 1,604,279 

§. 17. Die innereD Verbraachsstenern im Anschlnss 
an deo privaten Prodactionsbetrieb. Salz, Getränke. 

Die Salzstener war im ancien r^me dnrcb ihre Höbe und 
mebr noch dareb ibre Veranbignngs- und Erhebungaart nnd ibre 
UngleichmäsBigkeit besonders verbasst gewesen (gabelle)» daher 
mit snent in der Bevolation beseitigt woi^len (1790). Nnr aOgemd 
ging man naeb wiederhergestellter Staatsordnung an ibre Wieder- 
ainiUbmng, die jedoch durch Napoleon I ld06 erfolgte and zwar 
in der Form der Stener anf das Prodnct beim Ausgang aus der 
FrodnctionsBtatte, doch mit BescbrlnlLQng der Steuerpflicht auf 
Speiseaalz. Der Salzverkehr im Inland konnte so im Wesentlichen 
sieh frei bewegen. Die Steuer blieb dann nach 1815 bestehen, 
von da an mit dem hoben Satz von 30 Fr. ftlr den metr. Centner 
(doppelt 80 hoch als jetzt in Deutschland). Im Jahre 1848 momentan 
aufgehoben, wnrde sie alsbald noch in 1848 wiederhergestellt, aber 
endgilti^ auf ein Drittel herabgesetzt Hierbei ist es gebliehen, 
indem bei den allgemeinen Steuererhöbungen nach dem Kriege 
von 1870/71 absichtlich Salz verschont und nur vorübergehend 
1875/76 dem üblichen 25" „-CKriegs-)Stener/uschlag unterworfen 
wurde. Für ausländisches Salz tritt aber der Zoll, früher mit einem 
Drittel der Steuer, neuerdings in etwas anderer, auch nach Salz- 
sorte, Herkunft und Transportweg abgestufter Differentialhuhe zu 
letzterer hinzu; insofern besteht ein Schutzzoll. Die ganze Salz- 
steuer ist niedrig in Satz und Ertrag gegen die frUiieic Zeit, gegen 
andere Länder und im Yerbültniss zu anderen französischen in- 
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directen Verbrauchssteuern und Zöllen: durchaus ein Ausuahmefall 
im franzOsiscben öteuerwefieu. 

S. Fin. III. §. 250. 251 . S. 610— Hl^^. Hauptgeselze von 1806, 28. Dec. 184S, 
(ies. V. 19. April 1889 Uber die Diflerentialzollsätze fOr Salz. Die Seesalzf^ewiimong 
steht unter der Direction der Zölle, der Ertraj? der Steuer kommt zu Va hierron. 
CSonmm mad Steacrertrag BetaWAlken wenig und steigen bei der französisrhca 6e- 
rölkenjntrsstabilitat nur langsam. Ertrag der Steuer 1886 31.9. 1891 32.9, 1893 
32.iM (wovon 10.25 inucrc Steuer, 22. lU in der Zollv crwaltuiig), 1894 (proyia.) 31.25 MiU.Fr. 

Die ältnre französische Getränkebesteuerung, .die sogen, 
aides (Fin. III, §. OS), war in dem allgemeinen Ansturm gegen die 
indlrecten Verbrancbsstenera in der ersten Bevohition 1791 gefallen 
(eb. 9. 167, 252). Aber aneb sie lebte wieder anf, xnerst im 
stSdtiscben Octroi (1798), dann unter Kapoleon 1804 ancb wieder 
als Staatsstener nnd (naeb einem Versneb mit einer anderen Stener- 
ibrm, nemlieb einer Besteaenmg nnmittelbar beim Prodncenten) 
im Wesentlieben nacb den Formen nnd der Stenertecbnik <Ies 
ancien regime , sogar naeb speeiellen Normen ans Beglementi 
Ladwig's XIV. Danach bestand fQr Wein, Obstwein und Brannt- 
wein ein drei- bis yiergliedriges Steuersystem, eine nacb Gebiets- 
tbeilen abgestufte Cirenlationsabgabe hei Versand im Grossen, eine 
Detailabgabe vom Kletnconsnm, besonders im Wirtbsbaos, nacb dem 
Werth des Getränks (gegenwärtig mit 1272%)» eine Eingangsab' 
gäbe in dea Städten mit Stnfensätsen nach der Ortsgrösse* Dazu 
trat 1814 noch in Städten mit Octroi an Stelle der Eingangs- und 
Detailabgabe facnitativ eine „einsige'' Steuer, welche 1875 för alle 
Orte Uber 10,000 Einwohner obligatorisch geworden ist. In Paris 
wird für alle Getränkesteuern (auch die Licenzabgabe) eine iini- 
ficirte Ersatzsteuer" (ausser für Bier) erhoben, eine specitiscbe 
Abgabe (für Wein 8' tUr Alcohol I86V4 ^r. jetzt). Diese Form 
besteht für Wein unti Obstwein auch in Lyon. Dies System ist 
diiiiii 181(1 definitiv geworden und mit manchen kleineren Ver- 
änderungen in der 8teuertecliJiik und den Steuersätzen, auch mit 
gelegentlichen Unterbrechungen, welche durch politische Kücksicbteu 
auf Producenteu 1 \\ einbauer, Weinbreuner, Consumenten) veranlasst 
waren (schon 1814, 1815, 1830, 1848) im Ganzen bis heute ver- 
blieben. Nur für Branntwein trat schon 1812 an Stelle der Cir- 
culations- und Dctailabgabe eine ^\'crlb!5teuer, welche 1824 einer 
specifischen Steuer vom reinen Alcohol, einer wahren Fabrikatsteiier, 
Platz gemacht hat. Die Eingangsabtrahe trat aber auch hier noch 
hinzu. Diese Getränkesteuer wurde dann immer mehr zu einem 
zwar sehr tiscaiischen, aber ingemüs ausgedachten und mit grosser 
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Folgerichtigkeit des steuerpolitischen Gedankens und der Steuer« 
technischen Grundsätze durchgeführten System entwickelt, welches 
zu den grössten, in ihrer Art bewundernswerthcn J.cistun<;eu nicht 
nur liaDZüsischer, bondeni moderner Steuertechuik und Verwalluiig 
überhaupt gehört, — ähnlich wie das Enregistrement. Mit diesem 
theilt es auch die hohe und immer steigende Einträglichkeit, be- 
sonders seit weiteren Verschärlungen der Coutrolen und Erhöhungen 
der Steuersätze, namentlich fltr Alcohol, seit dem deutschen Kriege. 
Aber freilich ist es nicht minder durch seine Controlen, seine 
Formalitäten f,,exercice", beständige Beaufsichtigung durch die Steuer- 
beamten) vielfach beschwerlich, seihst vexatorisch fUr Publicum, 
Pr')diicc]iten, Händler, Verkehr überhaupt und zwar zum Theil 
gerade durch einen an und ffir sich richtigen Grundsatz, das 
Stenerobject unversteuert, aber unter Steuercontrole vom Produ- 
centen tortgehen und mriglichst erst vom Empfänger oder an be- 
stimmten Stellen des Uebergangs zum Consuni (beim Eingang in 
die Städte, heim Wirth) versteuern zu lassen. Auch die ungemein 
grosse Zersplitterung einer Production, wie im Weinbau, der Wunsch, 
den Weinbauer and BreDner für seine Production zum Eigenconsum 
steuerfrei zu lassen — das viel behandelte Privileg der boaiUenrs 
de ciii| besonders seit den Erhöhungen der Branntweinsteuer, — 
haben grosse Schwierigkeiten veranlasst Die Kothlage des Wein- 
baus durch die Heblaus, die steigende Concurrenz fremden, besonders 
spanischen, italienischen Weins» die Aenderungen in der Technik 
der Breunerei, die Verdrängung des Weinalcohols durch den aus 
mehligen Substanzen gewonnenen, die Entwicklung des Grossbetriebs 
in der Brennerei haben in neuerer Zeit, verbunden mit sanitäts- 
Qttd sittenpolizeilichen Gesichtspuneten, immer nene Reformprojecte, 
zum Theil sehr radicaler Natur, wie gänzliche Aufhebung der 
staatlichen (und eventuell auch communalen, — im Octroi) Wein-, 
Obstwein- und Bierbesteuerung neben möglichster Erhöhung der 
AleobolBteuer bei den wechselnden Regierungen auftauchen lassen. 
Dabei spielen politische Momente, Rflcksichten auf Wirthe, Gon- 
snmenten, Producenten vielfach mit, auch parlamentarische Ver- 
hältnisse, was, ebenso wie die verschiedenartige Lage der Produ- 
centen- und Gonsumenteninteressen in verschiedenen Landestheilen, 
die wirkliche Durcbitihruug der verschiedenen Reformpläne bisher 
vereitelt hat. Auch im J, 1894 und 1895 sind solche wieder von 
der Regierung eingebracht worden. Die internationalen Handels- 
verhältnisse haben in Verbindung mit dem zeitweise starken Rflck- 
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gang des franzdsiseben Weinbaus nnd der Weinernten auch die 
Zollfragen, besonders ftlr Wein, Tranben nnd Rosinen, neben 
den Fragen der inneren Bestenerung wichtig werden lassen. 

Im Gaiizeu ausserhalb des Rahmens der sonstigen Getränke- 
besteueruDg steht die Biersteuer, die als Fabrikatstouer gedacht 
in der Ausführung eigentlich eine Kesselsteaer vom Gebräa nach 
dem Bauminbalt der Kessel ist. 

Tbeils an Besteuerungs-, vornemlicb an Controlzwecken im 
Interesse der eigeDtlieben YerbranchabeBteaemng besteht ein um- 
fagaendes System gewerblicher Licenaen nnd Abgaben dafttr f&r 
alle, welche gewerbsrntaalg mit Grosahandel nnd beaondera mit 
Kleindebit der Getränkei mit gewerblicber Brennerei nnd Brauerei 
an tbnn haben. 

S. Uber die ganze, Qneiidiicbes Detail umfassende Getrinkebesteuerung die Ter- 
hUtnissmissig eingehende DiTstellong in Fin. III, S. 617—658: eine in Karze, ihnlick 
wie das Enregistrcmeut, auch nur in den Hauptpuncicn gar nicht darstellbare Materie. 
Grandlegendes Haaptgesetz (veniger neu, als eine Art Codificirung der rorausgohendeu 
Gesetze) dasjenige vom 28. April 1810 bis heute; d;uu für die Yerbranchsabgabe m 
Alcohol das Gesetz v. 24. Juni 1824. Weitere Gesetze in Fin. HI, 617 und passim 
dort, üebcr dh- G<nränkezr.lle cb. §. 2^4, S. f.52 ff. AbschliessenJe Kritik eb. 2r>S, 
In der Darbiciluu;; la B. III auch vielerlei Statistik, nach den Jahrcibcrichtcu der 
Terwaltung und aiidereii Materialien, aus Enqueten u. s. w. Alles das reichhaltigst 
im Bull., auch wieder in den neuesten Bänden. Ans der Statistik der letzten Jahre 
hier zonächst noch ciuige Datca besondere Uber die Vortheiluu^ der Getränkcsteaera 
auf die dozelnen Formen einer jeden (definitive Erireljiiisse fUr 1898 ; fUr 1894 liegen 
erst die prorisorischeu vor). Daten, welche für das Verständniss der RL-formplSnc 
wichtig sind (Bericht der Yervaltang der indirecten Steuern f. 1898 und 181)4 
Bull. 1895 I, 240). 

Wein, anch Obstwein. Sehvankcn der Erträge mit nach den Ernten, dann 
wegen der Beeteuerurifr nach dem Werth bei der Kleinabgabo (droit de detail), 
nach der Werthverschiedenheit in den einzelnen Jahren, welche nicht unbcdeateud 
ist So WM 





Ernte 


Einfobr 


Ausfuhr 


Kleinverlcanf 


Mittlerer I 


Wein 


Mill. HectoL Mill. HectoL Mül. Hectol. 


Hectol. 


Mill. Fr. 


p. Hectol. 


1890 


27.42 


10.83 


2.16 


2.32 


184.08 


79.49 


1891 


30.14 


12.28 


2.04 


2.17 


175.68 


81.00 


1892 


29.08 


9.28 


1.84 


2.24 


17^.^8 


79.94 


1898 


50.07 


5.89 


1.56 


2.45 


190.43 


77.60 


1894 


89.05 


4.49 


1.72 


2.22 


151,81 


70.08 


Obstwein 














1890 


11.10 


ganz 


tz'orint;'- 


1.75 


44.75 


25.52 


iä9i 


9.28 


un- 


fugig. 
.« 


2.25 


51.23 


22.71 


1892 


15.14 


be- 


2.31 


52.55 


22.70 


1893 


31.61 


deu- 


1» 


2.85 


57.36 


20.14 


1894 


15.54 


tend. 


4t 


2.89 


44.45 


18.57 
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Die Bcttenenm; ron Wenn and Olwtveiii ergtb Fo1g«iid«s: 



lf.l HiMTtal.j 

^ Fr. f 



l'H.H« H.'irlnl. 
1894 1093 



Mil). Fr. 
j Ihn 



( • b s t V. . ■■ „.^ 
Fr. 



Citoti.abg. ai 

Cl. 2 

Zukamen . 

Kl<Jin-(Üotaii-) 
AU{(. exUübeu b«ä 

Constatirt b. Üross*- 

li&ndleru . . 
ConUtibt dnreh 
exercice . . . 
Im Abonncin. . 

. Znsaminon 
ErMtztAXe Pari» 
„ Lyon 
£iaganff sab?, 
^jjaitigc Taxe 
"JtS" Suniixie 




12.5 Vov. 
Wenn 



7,8071 6,967i 7.81 
\-2,A^: -itisi^ 
951 ÖGO i.yu 
22,644 20,313 80.54 
I 



20 



19 



45' 50 



0.19 



6.97' — 

ls.7;i — 
1.72, — 



27.42 



0.19 



o.ao 



Wcnli 



»Ml u.i: 



7.<i4 



7;-i'.t 



•J,4:.H i^.Ki 2;i.()'.( 

1.41H is.77 i;i..v.i 
;^7.;u 

4,(i;{L' :}'.».24 3^.L>i' 

700 r».>!7 .').:,() 

7,^.'»n Hs.ltl oH.tilt 

so.loo i:).L'>^t 14'; ü:; — 



4.:.o 
•2.7;^ 



8,228 



fast 0 



0,00:-;..% 
•J,7.".o 

0,0^-"» 

0.210 
o.oOl 
l..'«t> 
2.1 »7'.» 
(■>,77l» 



2481 

0,001 

U,018 

(».21 A 
7,1S'. 
o,it72 

o,ooy 

0,596 
4.70.> 
i:..',»42 



Ftir Verlust and Familiencousam wird bei der durch exercice cousutirten Klein- 
abgäbe 3**,« abgerechnet 

JBei Aleohol betrag in 1000 Hectoliten: 

1890 1891 1892 1893 im 

FabrikatiOQ 2.21.'. 2,208 2,2«)') 2,47r) 2.:?29 

Eiiiführ 139 131 160 144 106 

AoBlbbr 886 848 268 279 280 

IKe "Betwumig von Alcobot Bier, Bosinenwein eigab Fügendes: 

Stenemtz VeTstenert Steuerertr^ 

Branntwein, auch Absinthe. Liköre 



Allgemeine Consuuabg. in rcrschiedeoen 

Formen erhoben 106.20 

Dgl. constatirt durch ezcrcice 

Enautaxe ia Paris 180.20 

Zusamaicti 

Eingangsabgabe Vctscb. 

bummc — 
Zuschlagabgabe f. alcobol. Weine 

Doppelte Cohsumabjabc 312.00 

Düjipelte Parisi^r Ei3at7Ste0er .... 372.00 

Doppelte Eingangsabgabe Vcrsch. 

Zusammen 

Bier 

Starkes (forte) 3.70 

Schwaches (petite) 1.25 

In Hoapitil. fabric. Ven<ch. 

Summe Biersteuer — 

Bosinenwoln 1 

ZuschlaircentiniLti — 

Gesammtcrtrag der 0 et ranke steuern . . — 

Abgabe von 40 Cent p. Expedit. ... — 



1000 Hectol. 

1893 
1,246 
229 

1,642 
579 



6.4 
1.5 
3.6 



5,120 
3,805 
13 
8,93ö 
816 



Expedit. (1000 Fr.) 
14.252 



1898 MUL Fr. 

194.64 

34.69 

31.2:^ 
260.08 

12.07 

272.65 

2.00 

0.06 

0.16 
2.71 

19.20 
4.76 

0.02 
23.97 
0.82 
0.11 
402.63 

5.70 
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Eei der durch e.vcrcicc coll^tati^ten ConsniMbgftbe roa BniUltveill ist ebenfiülfl 
3"/« für Verlust und tamilienconsutn abgesetzt. 

Die Höbe dieses Gesammtertrags fällt natürlich bei allen Fngen der Getränke- 
steaerreform schwer ins GewkJir. DeDn d* die MNUtigen Stenern einen grösseien 
Aosfall schwer oder g:ar nicht, wenigstens nicht ohne eigene i^OflMre Reformen, irie 
es z.B. die Eiufohmo^ der Hiokommeosteuer wäre, decken kOnnen, nod Minder- 
ertrilge in der fiinzQsischen Finanzlnge nieht einsdieh in Betracht komoien dttrfen, 
muss ein Ausfall bei den einen Steuern, so der Wein-, Obstwein- und Biersteaer, 
nothwendig durch höheren Ertrag der Branntweinsteuer ausgeglichen werden. Darauf 
laufen auch alle neueren PlSne Mnaus. Die Dnrelifilhrung bietet aber wieder gro^ 
Schwierigkeiten. 

Der in Fin. in, S. 625, 029 erwähnte radicale Beformplan ist nicht zu Stande 
gekommen. Aus späteren, seit 1889 ist Folgendes von Interesse (s. auch unten §. 21). 
bn Etataentwiirf f. 1891 war abennab eine tiofgrelfoiide Umgestaltnng der Getrioke- 

b« t üf^rniu: creplant. Danach sollte rlie so oft verlangte Beseitigung des „exercice" 
der Gütraukedebitanten (der beständigen steueramtlichen Visitation nnd Gontiole, 
8. Fin. III, §. 268, 8. 649>, der von 405,000 Debitanten neeh 216,000 nnterwerfieii 
waren, künftig f m tTilIcn. Dafür sollte eine genauere Controle der ProJuction und des 
TtanspeitB der bpirituosen eintreten , welche mau bei der heutigen Prodoctione- und 
TranepoTtv^ antrefcliend wiikaam nnd nicht besonden listif; glaubte einrichten n 
können. In Folge der Beseitigung der excrcice sollte die Detailabgabe von Wein, 
Obstwein u. s. w., die wesentlich die ärmere Clause belaste, auch fortfallen, ebenso 
die nach Gebietsabtheilungen dreifach abgestufte Circulationsabgabe (s. die Tabelle 
8* 103). Beide sollten durch eine gleichförmige Gonsamabgabe im ganzen Staats- 
grebiet ersetzt werden. Auf diese Wei?e wrde die Reform einen „rein demokratischen'* 
Obaractür haben, indem die Steuer iür .illc Landestheile und für alle Goxisumeuteii, 
reiche wie arme, im Grossen und im Kleinen sich versorgende, gleich sei. Man 
plante einen specifischen Steuersatz von 3 Fr. für Wein, Vl^ Fr. für Obstwein. 225 Fr. 
(gegen 1567* Fr. bisher) filr Alcohol p. Hcctoliter, wozu indessen die aufrecht er- 
haltene Eingangsabirabe in den Orten von Uber 4000 Einwohnern in drei Stufen 
(4—10,000, über IO'hio Einwohner und Paris) mit je 1 . 2 und 5 Fr. für Wein, '/»i 
1 und 2V8 Fr. fUr Obstwein, 10, 20 und 25 Fr. für Alcohol hinzutraten sollte. Die 
auf 17 HilL Fr. manscUagte Entlastung sollte durch eine Erh5faung der Debitanten- 
lieenzen (8 Sätze von 50 — 120 Fr. nach der Grösse der Ortsbevrdkcrung) ausfreorlichcn 
werden. Die Veisendang von Getränken nach Orten von Uber 4UU0 Einwohnern blieb 
an das BegleltschefnTeTfahren (acquits-i-cantion) gebunden (s. Fin. KI, §. 262, S. 648). 
F^llr die Sätze des städtischen ( »ctroi auf Getränke waren Ma.\ima v orgeseheu, in zwei 
Stofen nach Orten bis und über 10 000 E.. deren üeberschreitung au ein besonderes 
Decret, bexw. an ein eigenes Gesetz gebunden sein sollte. Im fiscalischen wie im 
Interesse des honncten Handels, welcher gegen die Concurrcnz unversteuerten, im 
Geheimen verbreiteten Branntweins der kleinen Eipenbrcnncr zu scbtltzen sei. sollte 
das Privileg der Steuerfreiheit der bouilleur» de cru (s. Fin. III. S. 631) zwar immer 
noch nicht ganz fortfallen, aber auf die Hälfte seines Umfangä (10 Lit. reiner Alkohol 
statt 20 als Familienbedarf) beschränkt worden. Verschiedene Tcrscliärfnngcn der 
Controlen waren vorgesehen (s. aus den Motiven für das Budget f. 18ül, Bull. 1890 
I, S. 269 fi'.. die Fassung des Gesetzentwurfs, mit eingehenden Specialbestinimungen. 
in Art. 5— S7, eb. S. 279 ff.). Gleicbzeiti<; war auch eine Aenderuiig des Tarifs für 
Essig u. s. w. im Gesetz v. 17. Juli 187ö beabsichtigt (s. u.). Indessen auch dieser 
Befennplan hat nicht Gesetxeskraft eriangi, es blieb bei dem bestehenden System. — 

Nicht anders ging es mit einem nenen Heformplan im Etatsentwurf für 1893. 
Aach hier sollte namentlich das exercire und mit ihm die Circalations - und Detail- 
abgabe fallen, letztere auch wegen der Ucberlastuug der kleineren Consumenten. Zum 
Ersatz sollte wieder eine allgemeine Verbrauchsabgabe eintreten, doch mit niedrigeren 
Sätzen als nach dem letzten Plan (Wein 2. Obstwein 1, reiner Alcohol 190 Fr. p. hl.). 
In den Orten mit Eingaagäabgabe auf Wein und Ostwein sollte diese Abgabe auch 
für den Staat nicht einfach fortfallen, weil sonst zu befürchten sd, dass die Ge- 
meinden sie für sich im Octroi mit belicssen. Um dies zu verhüten und die Ge- 
meinden zu veranlassen, ihrerseits ebenfalls die lieilsamen oder „hygienischen*'' Ge- 
trinke ZU enth»tett, sollte die staadiche Eingangsabgabe auf Wein und Obstwein nur 
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fortfallen in den Orten, vo aa^h ilie Geineinden Leinen Octroi mehr dafür erliel>en, 
AndemfRlk sollte sie auch fUr den Staat nach einem Tarif mit vier nach dei Ürts- 
grösM sich mbstofonden 8p«eifiseben Sitxen ('/,, 1. IV«. 2 Fr., letnerar &Mz in Paris) 
bestehen bleiben. Auch waren weitere Beächränknugen far den städtiscben Octroi 
fttr Weia, Obstwein und Bier geplant, neu sollte der»elbe nicht mehr eingeführt, be- 
steheDde Octroisfttze nicht erhöht ▼«iden, und worden far diese Sätze feste Maxima 
bestimmt. Far Branntwein n. s. w. trat allgemein eine nach der OrtsbeTöIkeruug ab- 
gestufte staatliche Eingangsabgabe in den Orten Uber 4000 Einwohner hinzu. Der 
Freiconsum der bouillenrä de cra sollte wieder auf 10 Lit. verringert und schiirfer 
controlirt weiden, wovon man sich 20 Mill. Fr. Mehrertrag verspraoh. Die Bier- 
stener dachte man auch um ca. ''4 herabzusetzen. Die Weinproducentcn sollten das 
Keclit eihaittiii, durch Zusatz von Alcohnl lu gewissen Grcuzcu den Aleoliolgehalt 
ihres Weines bis zu einem bestimmten Grad zu erhöhen, gegen eine Denaturalisations- 
rOifrabo von 37'/» Fr. [>. Iii. r^ iruMi AlcüLoIs. Mau wollic so die ,.hy£rienischen Ge- 
tränke" stark entlasten (im Ganzin solort um 75.6 Mill. Fr. für den btaat allein, bei 
völliger DurchfUhruDg der Maassregel, auch im Octroi« vn 174 Mill.), den Bräunt« 
wein höher belasten (um den EntlastunKsbeixag des Staats zunächst). Aber die Be- 
steuerung von Wein u. s. w. und die damit in Verbindung stehenden Controlen der 
Gircolation. der Bachfllhnuig der Groashindter sollten doch nicht gans aafgehobm 
werden, einmal im fiscalischen Interesse und weil die Besteuerung auch dieser Ge- 
tränke, wie uberall, so auch in Frankreich berechtigt sei, ferner aber auch, um den 
fiscalisdion Apparat, der schwer wieder heizostellen sein worde, nicht ganz ?ei6Uon 
zn lassen und damit auch die indirecten Conirolen der Branntweinsteuer, welche 
dieser Apparat mit liefert, nicht zu verlieren. Der durchdachte l'lan ist iodesaeo, 
wie gesagt, wiederam nicbt dnrchgedrongen (s, die Motive zo dem Phm nnd die 
Formulirung als Gesetzentwurf, erstere mit lohrreichen Ausführungen, auch werth- 
vollen statistischen Daten im Bull. 1892 1, S. $12— <i25 u. Art. 4 — 49 des Eutwuiik, 
eh. S. 467—485). 

In dem Entwarf des Etats t9it 1895 war der Finanzminister Poincarö aber 

auf den eben besprochenen Plan zurückgekommen und hat ihn nur etwas abgeändert, 
auch durch Puncto aas dem Keformplan von Es sollte danach wiederum 

die (äioiüattona- nnd DetailabgalM von Wein nnd Obstwein durch eine allgemdne 

specitische Abgrabe von l.HO und Fr. p. hl. ersetzt werden, für welche die Be- 
stimmungen Uber die Versendung in Kraft zu bleiben hätten. Die Eiogaugsabgabo 
dea Staats für Wein nnd Obstwein sollte fortfallen oder nnr in hestimmten Betrigen 

(0,40 — 2.50 Fr. p. hl. Wein, in farif Ortsclassen . dut letzte Paris) erhoben werden, 
je nachdem die tiomeiode Octroi nicht mehr dafor erhebt oder dies noch thut, mit 
ähnliehen BestinninDgen Hher dl^en Octroi wie im vorigen Entwurf. Die Brannt- 
weinsteuer isollte auf 200 Fr. p. hl. reinen Alcohul jrebracht werden, daneben der 
£ingangsabgabo nach den bisherigen Sätzen unterliegen. Das Privileg der boaillouis 
de cm 'sollte auch, aber nicht so scharf, wie nach dem vorigen Plan, anf seine 
..legalen Grenzen" Einschränkungen erfahren durch Maassregcln, von denen man nur 
8 Mill. Fr. Ertrag erwartete (gegen 20 Mill. Fr. im vorigen Projcct). Auch die 
Biersteuer sollte verringert werden. Die Entlastungen (Wein 75.2, Obstwein 8.4, Bier 8.0, 
zus. 91.6 Mill. Fr.) wollte man wieder vornemlicb durch den Mehrertrag dos Alcohols 
{7."».2\ durch die Beschränkung des Privilegs d*'r hnnilleurs de cm, zum I?est, unter 
Dewirkung eines kleinen Mehrertrags von 2.0 Mili. i r. durch eine Veränderung, bezw, 
Erhöhung der Licenzen (mit Mehrertrag von 11.2 Mill Fr.), durch Ausdehnung der 
Licenz auf die Debilanten in Paris (2.7 Mill. Fr.) und durch Einführung einer jähr- 
lichen Supplcmentarliccnz für die Grossh&ndler nach Maassirabe ihres Wein- und Ubst- 
weicabgangs von 5 Gent p. hl. (2.1 MilL Fr.) decken. Auch die Gemeinden ohne 
Octroi für Wein, Obstwein und Bier sollten ermächtigt werden, neben der Staatslicenz 
Monicipalliccnzen ftlr Getränkedebitanten nach einem iesten Satze im Uöchstbetrage 
der Staatsiicenz und naoh einem Proportionalsatz im HOchstbetrage von Vsu des Mieä- 
werths der Localitäten einzufiiliren : wa.s ein steuerpolitisch bemerkenswertlier Fort- 
schritt gewesen wiire. Indessen — auch dieser liefüiutplati ist Project geblieben. 

Mit einem wiederum anderen Plan ist im Jahre 1895 der Finanzminister Ri bot 
an die Deputirtenkammer herangetreten (14. Mai, s. Bull. 1895 I, S. 599—614). Anch 
hier war eine starke Eotiastang der hygienischen tietränke gegen die bisherige Be- 
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steotfDDg Ijcabsictticrt (W'oin um 64. 8^ Fon bisher 154.50, Obstwein um 6.65 von 
15.02, Bier um 10.43 von 22.48, im Uaozen diese drei Artiiiel um von 192,0') 

Mill. Fr., so dass nur eine Besteuerung von 110.09, nemlich Wein 89.72, ObstweiJi 
8.58, Bier 12 Mill. Fr. verbleiben wurde). Den Ersatz dieser Ausfälle hatte wiederum 
der Branntwein und dessen verschiedene Sorten zu liefern, doch im Ganzen nur so 
fiel (.88.1U Mill.), dass der bisherige Steuerertrag aller vier (icträuke (448.82 MilL) 
wieder erreicht wOide (nur mit einem kleinen Mehr von 1.14 Mill.). Die allgemeine 
Consumabgabe vom Alcohol soUie von bisher I^B'/i ^''^^ P- « s^*^* 

auf 200 Fr. nach dem Plan Poincarc's und anf 225 Fr. nach dem 1890er Plan 
gebracht werden (für l..')4 Mill. hl. 269..39 Fr.), die Eingaiigsa1ig»lMa den 

bisherigen Tarifsatz behalten. Absinthe und Liköre u. dgl. sollten ausser der all- 
iremeinea Steuer eiuer Fabniiationsabgabo nach dem Stärkegrad (20 Fr. bis unter 
90 Grad, 40 Fr. fftr SO— 49 Giad. 70 Fr. fbr 50 Grad vod darttber) mit einem Ertrag 
von 20 Mill. Fr. unt rü-^gen, die Fabrilcanten davon Uberall eine Jahresliccnz von '2% Fr. 
entrichtdo, die boaiUeurs de cra mit 25 Mill. Fr. belastet werden, dnrcb die Be- 
mftbnoner und dareb Maassregeln betreffii der (Srcnlatiett der Getrtnke 5 Hill, mebr, 
durch A I i, Irrungen bezüglich der Besteueruni; der Vermouths 2 Mill. mehr, durch 
Ausdehnung der Licenz auf die Debitaotoa und Grossisten von Paris 1.35 Mill. mebr 
beschafl) werden. Die in Franknich stets besonders schwierig befundene Bestonemog 
der bouilleurs de cru, welche ausschliesslich Eigenproducto (Wein, Obst) verarbeiten, 
soll nach dem Plan so gestaltet werden, dass die Brenner, welche etwas grösseres 
Betrieb haben und vollkommenere DestiUirapparatc (Uber 5 hl. Fassung) benutzen, 
nach dem wirklichen Ergebniss der Fabrikation, die übrigen nach der Zahl der 
Arbeitstage, der Fassung nnd Kraft der Apparate, der Art und Menge der ver- 
arbeiteten Stoöe besteuert werden, wobei die Diroction der indirecten Steucru von 
Fall zu Fall, unter Zuhilfenahme von Untemiehnngen ror einem vom Friedensrichter 
ernannten Dritten, eine Schätzung zn machen nnd sich darüber mit den Steuerpflichtigen 
zu benehmen hätte (umfassende Control- und Aasfuhrungsbestimmungen). 

Anf Wein nnd Obstwein sollen nach dem Plan alle bestehenden Stenern 

fortfallen und durch eine allgemeine Consumabgabe ersetzt werden. Diese 
sollte anf dem platten Lande und in Städten bis lO.Ooo Einwohner für da.s hl. 2 Fr. 
für Wein, 1 Fr. für Obstwein betragen. lu grosseren Siidten sollte sie in Verhältniss zu 
den bestehenden Eingangsabgaben (auch fttr Circulation, elnzife Steuer nnd Ümsatz- 
stener) gebracht werden und demnach betrsircn. für Wein, wenn diese Abgaben nicht 
über 4 Fr. p. hl. 2 Fr., für Obstwein, wenn nicht über 2 Fr. 1* 4 Fr., wenn zwischen 
4 und 5,.">ii bzw. zwischen 2 und 2.75 für Wein 3, für Obstwein l^/a, wenn zwisehen 
r».."»!) und 7 Fr. bzw. zwisclien ^.Vr» nnd für \\*eiii für (Obstwein P/^, wenn 

zwischen 7 und 8 bzw. zwischen 3.50 und 4 rcsp. 4 und 2. wenn t< und mehr oder 
4 und mehr Tcsp. 4'/« nnd 2V4 Fr. p. bl. FQr diese nene Consumabgabe bitten aber 
alle bisherigen Bestimmungen über dii; Cir Ti'riTionsabgabc in allen Orten nnd Uber 
die Eingaogsabgabu in Orten über 10,OUO Einwohner in Geltung zu bleiben. Für die 
Bgmibnner sollen die Befreiungen von dieser neuen Steuer in gewissem Umfong 
verbleiben. Die Dcbitanten und (irot^slcaufleute in Paris wUrden denen in anderen 
Städten in der Licenz gleichgestellt. Wie in früheren Plänen sind auch in diesem 
Besehrlnknngen des Octroi fOr Wein, Obstwein, Bier vorigesehen, — eine noth- 
wendige Consequenz, um zu verhüten, dass sich die Octroi -Gemeinden nicht alsbalJ 
die Steuererleichterungen des Planes zu Nutze machen und ihre Tarife erhöhen, 
lu Orten, welche bisher keinen Octroi für diese Getränke gehabt, sollte ein solcher 
nicht neu eingeführt, in andwm nicht erhöht werden dürfen. Und für die ( ictroi- 
sätze sind Maxima vorgesehen, nach Ortssätzen abgestuft wie die Consumabgabe des 
Staats (für Wciu 7 SiU/c von Va — ^ ^ Üb.stwciu von ^/^ — 2 Fr., für Bier 2 Sätze, 

2 Fr. in einigen besonders genannten Depancmcnts, 5 Fr. in den anderen p. hl.). 
Auch für Branntwein ist ein Maximum, im Betrage des Doppelten r Kinfrangsabgabe, 
vorgesehen, höhere Sätze älnd nur nach gesetzlicher Ermächtigung statthait. Innerbalb 
zwei Jahren sollten die abweichenden Octroitarife mit diesen Bestimmungen in Einklang 
gebracht werden. Zur Ausgleichung der KrmässigTing der Octroitarife ist auf den 
früheren Plan von Communalliccnzcn für Uetränkedebitanten neben der St&atslicenz 
znrackgekommen ffester Sa(s höchstens im Betrag des doppelten der Stutilioenz, Pto- 
poitioDalsatz ron 7^ den Miethwexdis der Localitäton). Aach Gemeinden ohne Octroi 
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soBteo diese Lieemen ^fikhren dQifen. Die G^neinden wniden aber glddizeitlg 

auch ermächtig^t. proportionale directe Steuern auf Eigentlilllll und Objecte, die in der 
Gemeiade liegou, mit gesetzlicher BiUi|ning einzofohroo, 

Wein mit Alcohobttrite tiber 12 Grad soll bis m einer Stirke von 15 Grad die 

Hälfte, von 15 — 21 Grad den vollen Betrag der Coiisam-, Eingang- und Ociroiabgaben 
mehr zahlen. Weine mit noch et&ikerem Alcoholgehalt unterliegen der Alcoholsteuer 
fSi diesen Gebnlt Weine mit natttrliebem Alcoholgehalt Ton über 12—18 Grad 
sind aber von diesen Zuscbläfren frei. 

Yormouths und Likönreine oder Nachahmungen sollen filr ihren Alcoholsrehalt 
bis 15 Grad mit der halben, daraber mit der vollen Consum-, Eingang!»- und Uctroi- 
abgäbe belegt w«id«. 

In dem neuen Pro^^p-v^t ist ferner eine vull::: ^ 'eclinische Cmg cstaltung 
der Bicrstcuor geplant. Die beätchendc boli durch eine Bierwurzsteuer ersetzt 
werden (30 Cent. Tom Uectolitcr and Tom Gnd Uber 100 bei der Tempenter ron 
15 ürad Geis.). Dab -i ist ein Steaercrtrag von 12 Mill. Fr. in Aassicht genommen, 
jrobei der Steuersatz entsprechend ennässigt oder erhöht werden üoll, wcim dieser 
Ertrag nicht erreicht wird. Aach Veränderungen der Steuer auf Essigsäure und 
Eisig sind gleichzeitig beabsichtigt. Jene soll nach dem Gehalt in sechs Sätzen mit 
10—105 Ft. for den hl., crystalliairta in festem Zost&nd mit 125 Fr. fur 100 Kilo 
bebstot verdok, SAlze, velcbe la den Zöllen lllr ftvmdes Piodoot noch lilnzn treten. 
Die Consnmabgabe für Essig ((lesetz vom 17. Juli 187-">, Art. I) soll dorch eine 
Steuer auf den ferarbeiteten Stoff (nur Alcohol ron Grad und mehr, Wein, Apfel- 
ond Bimwein, Bier) ersetzt werden, die verarbeiteten Spirituosen ndt 100 Fr. vom 
Ilectoliter reinen Alcohols Specialstener belebt, die andern Stoffe erst nach Zahlung der 
auf ihnen lastenden Stenern veiurl>eitdt werden. Fremde Essige zahlen ausser dem 
Zoll specifiscbe Sfttze als innere Steaer. 

Durchgedrungen ist auch dieser neue Gesetzentwurf bisher noch nicht endgiltig 
im Parlament (Febr. 1896). Alle Entwürfe zeigen von Keuem die Schwierigkeit der Auf- 
gabe, besonders auch die, die verschiedenen Interessen der Landestheile, der ürpro- 
dncentcn und Fabrikanten zu vereinigen und doch das fiscalisdw latenMSa in der 
erforderlichen Weise wahr/unebmcn. Das Gesetz von 1816, so sehr man dessen Reform- 
beUtirftigkeit anerkennt, ist so einstweilen immer noch die Grundlage der verwickelten 
Getrfinkestmier-Gesetzgcbung gebiii ben. Die häutigen Kegierungs- und Ministerwechsel, 
das parlamentarische System in der „dritten Bepnblik" liaben sieb freilich nach hier 
als veitere Hindernisse erwiesen. 

Die ungeheare Zerspl itterun g des Wein- und Obstbaues und zum Theil auch 
der Prodnction von Alcohol aus Wein (bouilleurs de crn n. s. w.) steigert die Schwierig- 
keiten der indirectcn Verbraucbsbestcuerung dieser Getränke nothw endig besonders. 
Die complicirten, plackereirollen Stenerformen erkttrm sieb mit daraus nnd sind eben 
schwer genügend durch einfachere zu ersetzen. 

Im EtiUsgesetz von 1895 (erst vom 17. April 1Ö95) ist zur Deckung der Control- 
kosten etc. tdr Benatnralisation ron Alcohol eine Abgabe von 80 Cent. p. bL 
reinen Alcohols eingefahrt (.Art. II), 

Nor in den Zoilfrageu, wo es sich um Interessen des Inlands gcgcnaber dem 
Ausland zu handeln scheint, war bisher immer noch Idchter Einmfithigkcit zn erzielen 
(s. Fin. III, S. 654), ebenso bei Fragen der Concurrenz von Kunst weinen u. dgl. 
mit Naturweinen. Seit der Wiedercrholnni«: des französischen Weinbaus und besserer 
Ernten, 1890 ff. bes. in 1893 (50.1 Mill. hl), 1894 (39.1 Mill. hl.), 1895 freiÜch 
wieder nur 26.7 Mill. hl., hat übrigens die concurrircn^ Weiiieinfuhr, die 1S86 12il8, 
1891 nach einem Sinken abermals 12.2^^' Mill. hl. gewesen, erheblich ;ibgeiionimen 
(s. die Tabelle oben S. 102>, die Einfuhr trockener Trauben und Feigen ebenfalls. 
Erstere war 1890 auf 105.95 Mill. Kilo gestiegen, woraus 3.18 Mill. hl. Wein fabricirt 
wurde, 1898 war sie nur 36.62 Mill. Kilo, die \\'einproduction daraus 8IH.0O0 hl.. 
1894 allerdings wieder 46.91 Mill. Kilo, aber nur 0.51 Mill. hl. Weiuprodaction. 
Die Feig«neinfahr ist bis 1892 gestiegen, die Feigen haben aber seit 1890 nicbt mebr 
zur Weinbereitnng gedient (vgl. Fin. III, 654 ältere Daten, und die vorigen nach 
Boll 1894 11. 161). Ein Gesetz v. 14. August 1889 und ein weiteres r. 11. Juli 1891 
Ober Weinbandel und Verbinderong von Betrug dabei baben die fidsebe Bezeichnung 
der weinartigen Producte ati?« Tn-stcru und aus trockenen Trauben (Kosinen) als „Wein" 
verboten und unter Strafe gestellt. Solche andere Weine müssen ausdrücklich mit 
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ihrem Kamen bezeichnet werden (rin de marc, de raiains secs, de sacre) (s. ancb 
Gesetz v. 24. Juni 1891V Das Unanzgesctz für 1890 v. 17. Juli 1889 dehnte die 
Be^itimmuflgen der "Visites der Geöräakebcsteuerung: auf die Fabriken von Wein aus 
trockenen Tranben aus und unterwarf die zur Weiiitabrikatiui) bestimmten Früchte in 
den Orten mit Einftangsabgabo im Verhältniss von 100 Kilo für ä hl. Wein der Be- 
steaerung (H Mill. Eriragsanschlag). Ein (iesetz v. 26. Juli 1890 (Bull. 1890 11, S. 3, 
dasn Ansfuhrungsdecrot v. 7. Ociober 18',i0 . eb. S. 404 ff.) hat das Begleitscbeinver- 
fahren für die Versendung von trockenen Trauben an Fabrikanten, Licenzon für die 
Weinfabrikaiuen, das Recht der steueramtlicben üontrole (Visitc) f(lr die Fabriken ge- 
regelt und die Steuersätze nach dem Alcoholgeliak mit Ertragsanscblag Ton 6 MiU. i^. 
bestiiomt Weitere Medificatienen in dem Decret ?. 25. Jennar 1892. 

§. 18. Die Znekerbesteuernng ist seit 1814 das Gkbiet 
häufigster AenderangeD der Gesetzgebung, besonders in Bezug 
auf die Tarifsätze des Zolls nnd der inneren (Rüben- )Zucker8teuer, 
aber mehrfach auch in Bezug auf die Technik dieser Steuer ge- 
wesen. Sie bietet dadurch ein Bild der Unruhe, das sich auch 
nur in seinen llauptzügen in Kürze schwer darstellen lässt. Der 
Oruud dichtr Entwicklung liegt in der Kreuzung öscalischer und 
volliswirthschaftücher Interessen bei der Kegelung dieser Steuer. 
Die ersteren sind öfter von den letzteren zurückgedrängt wordeu, 
haben sich dann aber immer wieder geltend gemacht. Eiiabiuugen, 
wie sie seit der Entwicklung der Rübenzuckerindustrie überall ge- 
macht worden sind (Deutschland, Oesterreich u. a. L.). Die volks- 
wirthschatilicben Interessen waren indessen gerade in Frankreich 
auch nicht einheitliche. Zuerst wurde besondere das Raffln irgeschäft 
im Iniande und der franzosische Colonialzucker gegenüber dem 
fremden Zucker beirünsti^t. Mit der Entwicklung^ der liübenziicker- 
industrie trat zwischen dieser und nicht nur dem fremden, sondern 
auch dem französischen Colonialzucker ein Tnteressencontlict hervor, 
welcher mebrturh aus colonialpolitischen Rllcksiehten zu Gunsten 
des letzteren entschieden wurde. Bei der Eintnhr von Zucker er- 
folgten die der tranzösiscben Handels- und bchitViabrtspolitik ent- 
sprechenden diffcrenziellen Behandlungen des Products nach Her- 
kunft, Transportweg. Bei der Ausfuhr heimisL'beu Products und 
aller Raffinade gingen die gewährten Rückzölle nach Höhe und 
Berechnungsweise in Ausfabrprämien über. Die Zuckerbesteuerung 
wurde also stark schutzzöUnerisch eingerichtet. Die internationale 
vertragsniässige Regelung der Zuckerbesteuerungsfrage, woran sich 
Frankreich wiederholt betheiligt hat, ohne jedoch mit der Dnrch- 
ifülmmg der vereinbarten Grundsätze völlig Ernst zu machen, bat 
zu keinem dauernd befriedigenden Ergebniss geführt, die letzte 
Londoner Ck>nvention ist mit dnrch Frankreichs Schald nicbl; per 
fect geworden. 



Digitized by Google 



ZnekerbflstMieniiif. 



109 



Die im Jahre 1837 eingeführte Besteuerung des heimischen 
Kttbenzuckers beruhte bis 1884 im Wesentlloben, nnter mancherlei 
kleineren Wandlungen, auf einer im Ganzen steuerpolitisch und 
Btenertechniscb rationellen Methode, der der Fabrikat Steuer. Hier- 
bei erfolgte zuerst eine Besteuerung des Zuckersaftes anf Grund der 
Feststeilnng der Menge und Dichtigkeit des letzteren mittelst des 
sogen. Densimeters. Dadurch wurde das steuerpflichtige Minimum 
der Ansbente von Zucker einer bestimmten Type ermittelt Dureh 
stelleramtliche Buchftlbrung, Inventarisirang des wirklich gewonnenen 
Products, Classifieation des letxteren in Hinsicht auf Sorte and 
Qualität anfangs naeh Farbentypen, später (seit 1875, besw. 1880) 
naoh dem wirkliehen ZnckeigehaU auf Gnmd Baeeharometriseher 
Analyse, alles unter der Betriebseontrole des scharfen Systems des 
franzOsisehen ezereicei warde die Bestenerong dann sn einer wirk- 
liehen Fabrikat st euer ansgebildet, bei weleber Menge, Art 
und Gttte des Znokers mOgUehst genan festgestellt und zu den ge- 
setzlichen Stenersfttzen herangezogen worden. Hierdurch gewann 
man auch die Grundlage für die Begelnng der Ausfhhryergtttnngen 
nnd Ansfahiprämien nnd zur Normimng des Verhftltnisses der 
Zollsätze auf fremden nnd franzl^sisehen Golonialzncker zu der 
Steuer auf beimischen Rübenzucker. Die Möglichkeit, gerade bei 
dieser fiesteaerungsmethode das fiscalische Interesse genügend wahr- 
zunehmen, wurde indessen im Interesse der inländischen Zucker- 
industrie, der Raffinirnng, der Ausfuhr nicht gentlgend yerwirklicht, 
indem man die Steuer- und Zolls&tze und AusfahrmgUtungen zu 
Gunsten der inländischen Bflbensuckerindustrie, der Raffinirnng 
nnd des französischen Colonialbandels und zum Nacbtheil des 
fremden Zuckers wie zugleich des Fiscas normirte. Auch bei den 
starken Tariferhöhungen, zn denen nach dem dentschen Kriege 
(1871—73) das FinanzbedÜrfniss zwang, hörte diese Politik nicht 
aut und beeinträchtigte daher den finanziellen Erfolg dieser Maass- 
regclii. Die ganze Besteuerungsmethode hatte in ihrer allmäligen 
folgerichtigen Durchbilduij^ übrigens dem landwirthschaftlichen 
Interesse gedient, indem sie die Gewinnung eines höheren Uodcn- 
ertrags au, wenn auch etwas weniger zuckerhaltigen Hüben, und 
damit grösserer Futterrückstände bei der Fabrikation begünstigte. 
Aber andererseits wirkte sie nicht in gleichem Maasse auf technische 
Verbesserung des Rtlbenhaus und der Ziickerausheute hin, wie die 
Rohstotf besteueruugs- und ähnliche Methoden, welche hier ft*>rmlich 
prämiirend den technischen Fortschritt augeregt haben, da sie das 
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gewoDuene Mehrpro tliict an Zucker principiell nicht frei Hess. Die 
Industrie machte daher technisch nicht die gleichen Fortschritte 
wie diejenige anderer Länder, besonders Deutschlands. Diesem 
Lande gegenUher kam denn mich die seit 1^^71 stets durch blinde 
Eitersucht und Neid geleitete Iraazösische Politik auch auf diesem 
Gebiete zum Durchbruch. 

Rücksichten auf die erschwerte Stellung des französischen 
lUibenzuckers im Weltmarkt und namentlich auf die wachsende 
Concurrenz fremden Kubenzuckers veranlassten so im J. 1884 eine 
völlige Veränderung der tecboisebeii Grandlagen der Besteuerung, 
nachdem starke Tarifieductiooen, zu denen man schon 1880 wieder 
im CSonBumenten- nnd Producenteninteresse bei verbesserter Finanz- 
lage geschritten war, nicht genügenden £rfolg zur Hebung der 
Industrie gehabt hatten. Man ging von der rationelleren 
Fabrikat- zur irrationelleren RohstoffbesteuerODg 
Uber, opferte das fiscalische dem volkewirthsebaftlieben Interesse 
und der Ettcksicht auf leichtere Concurrenz gegen den Iremdeo, 
besonders deutschen Rübenzucker, — nicht lange bevor Dentaeb- 
land im figealisehen Interesse gerade umgekehrt von seiner alten 
Rohstoff- tat Fabrikatstener tiberging! Unter der neuen Stener- 
methode und bei den durch sie nach den Steuemonnen gewährten 
bedeutenden Prämien ilKr grossere, zunächst steuerfrei bleibende 
Zuokeraushente im Verhältniss zu der im Gesetz angenommenen 
minimalen nnd besteuerten hat sich der französische Rttbenbau nnd 
die Fabrikation des Zuckers allerdings technisch rasch verbessert 
in ähnlicher Richtung wie in anderen Ländern dieser Steuermethode. 
Aber das fiscalische Interesse erlitt auch sehr erhebliche Einbussen. 
Diese wurden schon 1887 auf 50 Mill. Fr. jährlich geschätzt nnd 
. traten zu der absichtlichen Entlastung vom Jahre 1880 von fast 
60 Mill. Fr. noch hinzu. Schon 1887 begann man daher doch 
wieder im fiscalischen Interesse Steuerzuschläge ittr die 
bis dahin steuerfreie Mehrausbente einzufahren, erhöhte dieselben 
(1888, 1890) und traf sonstige Aenderongen, namentlich verschärfte 
Gontrolen, auch fHr die früher davon im Wesentlichen freie Raf- 
finerie (1890, 1893). Man ist aber wohl immer noch nicht zu 
einem Abscbluss der legislativen Experimente auf diesem schwierigen 
Gebiete gelangt, wo die beständigen Fortschritte der Betriebstechnik, 
die handelspolitischen Conjunctnren, die französischen dreifachen 
Schutzrlicksicbten auf den heimischen Rtibenzuelier, die Raffinerie, 
den Colouialzucker stets wieder neue VerhUltniöse schaffen, denen 
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bald im valkswirthMhaülicben , bald im fiscalischen Interesse 
Rechnung getragen werden moss oder — soll, zumal eben ans 
MiasgoDst gegen DeaUchland. 

Das schwer übersehbare, sehr grosse Detail der fnuizö&iscken Zuckerbostcuerung, 
ihrer £utvickloii|(, Einrichtuag. £rfolge int bis inci. lb8S nach MöglichJieit im UL Baude 
dar Fin. in rerhSltnusnnSsar einffebendbr Darstellung zasanmenzdiuseti ir^cht 
worden, §. 266—273, S. r,:,0^ *;ss. Daselbst auch Litteratur (r. K a u f ui a n n , J. Wo 1 D , 
Ütatistik und Gcset/gcbang. Die wichiigäten Gesetze Uber die Bubenzuckersteuer sind 
die Tom 18. Juli 1837 (EinfuhruDg), 31. Mai 1846 (genauere Feststellnng der älterca 
Methode), 29. Juli 1870. 19. JqÜ 1880 (weitere Durckfahrnög der Methode), 29. Juli 
188 { (Einführuii? der Methode der Kohstofibebtcuerong.) (üenaueres über die weiteren 
(ieaet/c bis 1888 in Fiti. S. 660 — 662.) Für die im Obigen uicht nulwr verfolgtco 
Zollverhältois.se . die Zoilzuschläge (zur inneren Steuer) für fremden Zucker und be> 
sonders die BehatalliH L' <!es französischen Colonif.l 'hcL t-^ und für die Ausfuhnrer- 
gUtuugcu , hciv. X^rainien sei hier gaoi auf Band lü verwiesen. S. jetzt den reich- 
liJtigeD, bis 1893 incl. greifenden Artikel sucre im dict. de Fin. II. p. 12'><)1J7^, 
von Dochaud und Boizard. Wichtigstes Material zur Beurtheilun^ des Erfolgs 
der üesetze, besonders statistisches, iu dea Jahresberichten der Ueoeraldirection der 
fndiwcten Stenern ttber die Zadcer&briken im Bali, (fttr 1892/9$ im J.g 1894 I, 
44Gff.. far 1898/94 eb. I. 400. auch l^O." II. :.S2fr.. mit Kackblick 1^81/82 bis 
1894 95). aaclmber die mehrfach coniiexen Fragen der Znckeniug von Weiu und Oider 
(Jg. 1894 I, 8.44081). Unsere frühere krittsehe Daistellung der nenen Gesetzgebung 
seit 1884 in Fin. III, S. 671 ff.) findet durch die weitere Kntwicklan^^ der Verhältnisse 
aeit darchaud ihre fiestAtkuag Au» den ueuesteo Vorg&agea und Gesetzen, zar 
FortfUhning der Dantellang in Bd. III bis Ende 1895 sei hier nooi Folgeades bericbtet 

Die fortdauernden, wenn auch nach 1887 nicht mehr so grossen Einbussen des 
Staats an Steuererträgen und die immer noch s^ehr bedeutenden Gewinne, welche die 
einheimische Zackerindustrie (wie auch die coloniale) aus der Boäteuerung nach 
Ifussgabe der gesetzlichen Ausbeuteannahmen statt nach ihrer wirklichen Production 
bezog, veranlas!?teii nicht nur die Beibehahunf? der im J. 1>^S7 eintreführtcn Stener- 
zuschläge auf die constalirten Mehrausbeuteu gegenüber der augcnomuienen Ausbeute- 
ziffern, sondern auch die Erhöhung dieser Zuschläge Ton AnfSugs 10 in ]^>^ auf 20 
in 189<) auf "0 Fr. für 100 Kilo raffinirten Znckers, pepen den vollen Normalsatz 
voD 60 Fr. ^Ues. v. 5, Aujr- 1890, worin auch neue Bestiiumungen über die beständige 
l'eberwachnng der Baffinerieen, Art. 8ff . wozu dann das Ausf.decret r. 25. Oct. 1890 
Ceber die voraiu^henden Gesetze s. Fin. III, S. Gßl . fi7'2, ri73). Das Gesetz v. 
29. Jooi 1691 be^mmte die gesetzliche steuerpflichtige Ausbeute der Zuckerrüben 
bleibend nnf 7.75 % raffinirten Znckers ana 100 KUe Bttben, dem naeh frfilierem 
Gesetz von 1891 an geltenden Satze (Fin. III. 8. ^74), traf aber hinsichtlich der Be- 
haadlaog der abweichenden, bezw. der thabächlichen, auch höheren Ausbeuten etwa« 
andere Besttmmnngen. Wenn die wirkliche Ansbeate 10.5 Kile nicht ftbersteift. beben 
die Fabriken fiir diese Mehrausbeute über 7.5 Kilo hinaus den Anspruch auf Be- 
steuerung zu 30 Fr., also zum halben Normalsatz. Bei noch höheren Ausbeuten ttber 
10,5 Kilo hinaus wird die H&lfte daron zu diesem balben Sats. die andere tum ToUen 
Satz besteaert (sogen. Abonnementssystem). Die Fabriken kOnneu aber zugleich er- 
klären, dass »ip anch auf die Vortheile der Prämien für die Mehrausbeule verzichten. 
Dann wird ihueu ein Erla:5S von 15'','„ vom ganzen Productionsbetrag gewährt, den 
sie nur nach dem niedrigeren (halben) Steuersatz der Mehransbeuten zu rersteuern 
haben (über Zvreck, practische x\nwondun^ und Wirkung dieser verschiedenen Methoden 
Näheres in den auiilichen Steuerberichtun , Hall 1893 I, 359, 1894 1, 449, 1895 1, 
401; auch Art sncre im dlci de Fin II, p. 1269.) Man wollte durch die Wahl zwischen 
diesen Methoden die Interessen der Fabriken und des Fiscus mehr in üebereiustimmnnsr 
bringen und dem Kubenbau wie der Industrie Mittel geben, sich gegen die Eveiituali- 
tlten sehlecbter Ernten mehr zu sichern. Die Fabriken mit geringerer Ausbeute 
(weniger als 9.11 Kilo raffinirten Zackers aus 100 Kilo Rüben) haben allein einen 
Vortheii. die zweite Methode zu wählcu, was 1891/92 bei höherer Durchschoittsaus- 
lM»te (10.265 Kilo Ar alle Fabiiken zusammen, 8.734 tat die die Methode vftbleiiden) 
Vitt 368 nur 9, 1892/93 bei niedrigerer Aasbente (besv. 9.568 und 8.500) tod 368 
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dagegea 48 getbaa haben und 17 ein Interesse geliabt hätten zu thon. Ftti den Staat 
ist die Besteuerung der Hftlfte der Mehmiisbeate Uber 10.5 Kilo binaus tarn fetten 

Satze noch nicht von erheblicher finanzieller Bedeutung, l>^9\ — 0^ er>,'ab sie uur einen 
Gewinn von 2,744,000 Fr. für ihn gegen das frühere System. Die Prämie der Fabriken 
bat immer noch 09,664,000 Fr. betragen, während sie sonst 72,408,000 gewesen sein 
warde. Der französische Colonialzuckcr erlangt für die zum Cousom eingeführten 
Quantitäten denjenigen proccntwoisen ErJass zur Bcstnticrnng: znm halben Satze, 
welcher der durchschnittlichen Mehrausbeute der hciuiischoii Ktibeiifabriken über die 
vollbesteuiTte jfesetzlicho Ausbeute (also jetzt 7.75 Kilo) entspricht. Das war 1884 
bis 86 12, 1^80,87 24, 1887/88 Hn.44, 1888 89 27.24, 1889'90 26.19, 1890'91 
28.54, im/J'I 19.35, 1892/93 23.83, 1893,94 19.47 «»/o, Veränderungen der 
Zahlen unter dentJielieiii Einflass der Ernte, bczw. KQbenqualität. Far die ganze 
Periode seit dem nrng^estaltenden Gesetz von 1884 hat die einheimische Rüben- und 
die colonialc Zuckerindustrie in 9 Jahren bis incl. 1892/93 beinahe 500 MilL Fr. 
(49G Mill ) Pr&mlen aus der zugelassenen IBiiderbesteneranir eiinngt, wdebe inEtwis 
wohl deu Consumentcn durch Preisermässigung zu Gute gekommen sein mögen, jeden- 
falls aber dem Fiscus entgingen. Die Preise gingen besonders 1893/94 Ii. stark herab, 
um c. 20 Vo« WBB freilich anf die allgcmeloe Ueberprodneiioii TAiiZadker mit zurtck- 
znführcn ist. Ein franziSsisdier amtlicher Bericht schiebt die Schuld daran besonders 
auf Deutschland, wo die Hohzuckerproduction von 1874/75 bis 1894/95 von 0,251 auf 
1,8S2 Hill. Tonnen gestiegen sei, dann anf Oesterreich -Ungarn (Frodnction b«zw. 
0.106 und 1.045), während sie in Frankreich nur von 0.450 auf 0.745 Mill Fr. ge- 
wachsen wäre. Immerhin hat sich jedoch der Ertrag der Zackerstener (nnd Zölle) 
▼ieder gegen das Minimom um 1887 mit 131 Hill. Pr. auf c 200 Miß. Fr. (in 1892 
203.9, 1893 199.8. 1894 provis. Berechnung 194.5) ^^ehoben (Etatsanschlag 1894 
203.4, 1895 199. 1896 196.5 Mill.). Interessante Daten liefert der UeberbUck der 
£ntirfckinng der Babenznckertndnstrie seit 1881/82 bis 1894/95 (auch nach Depuie- 
rnents) im BalL 1895 U. 582—656. 

§. 19. Die kleineren inneren Verbrauchssteuern und ver- 
wand teii Abgaben haben bei verbesserter Finanzlage im Interesse 
von Fioduction und Consuintion bereits einige der in der Finanz- 
noth nach dem deutschen Kriege 1871 ff. eingeftlbrten Glieder 
wieder verloren. 

S. Uber diese Steuern im Allgemeinen Fin. III, §. 274, S. 688 ü. Die Seifen- 
Steuer, eingeführt 1873, wnide 1878 aufgehoben (cb. ^.282, S. 701). Die 1871 
aofgelepte C i c h 0 ri enstcuer fiel 1879 weg (eb. §. 281, S. 7(>0). Die Papiersteuer, 
die finanziell wichtigste, bestand von 1871-86 (eb. §.280, S. 698). Die 1871 ein- 
geführte Steuer anf inländisches Mineralöl stand in Verbindung mit der bedeuten- 
den, fiscalischea Bttcksichten entspraogenen Erhöhung der Zölle auf fremdes Petroleum 
(1871. 1872), war aber viel niedriger als der Zoll (s. Fin. III, §.275, S. 000). Der 
Ertrag war iutumr uubcdeutend, der Coatrolapparat gieicbwohi gross. Die Steuer ist 
denn auch jüngst durch Gesetz ?om 27. Juli 1>'<.'4 aofgdiobea worden. Der Ertrag 
war 1893 nur noch 49,637 Fr. bloss von S Fabrikanten, ausschliesslich nach dem 
Steuersatz für ßohöl, s. Fin. III, 8. G'JC i Der Petroleumzoll ist zuletzt durch Gacu. 
V. 80. Juni 1893 geregelt worden, wobei im Generaltarif der Satz des Zolltarifs von 
1881 (18 Fr. rohes, 2-' Fr. für 100 Kila raffinirtes Oel) beibehalten, im Minimaliarif 
^daher eventuell für die Staaten, mit denen Handelärerträge bestanden, und als Con- 
ceaeion) aber aof 9, bezw-. 12.50 Fr. herabgesetzt worden ist (gleicher Satz für earo- 
piiisches. also namentlich russisches, und aussereuropäisches. daher nordamerikanisches 
Product, doch mit Zuschlägen von o Fr. bei indirectcr Einfnhrj. Hiermit stand die 
Beseitigalle ^ inneren Steuer in Verbindaag. 

Von den noch vorhandenen sonstigen Steuern dieser Art be 
steht die Ende 1873 eingeführte Steuer auf andere als lüineralische 
Oele, insbesondere auf Olivenspeiseüle als Staatssteoer in 
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der Form der Eingangsabgabe seit 1879 nur noob in demjenigen 
Orten, welche einen eommnnalen Octroi auf diese Oele haben. Mit 
dem Forlfall des Oetroi entfällt sie anch. 

8. Fin. |. 276, S. 691 ff*. Eitra; 1892 %m 2.162 Mill. Fr. Hier 

besteht also schon der Zusammenhans zwischen Octroi und Stajitsstouer. Jon man in 
dea neueren Getränkeeteuerreformea ftir die staatliche Eing^aogsabgabe von Wein und 
Obstweiii IieibeiflihnB wjll (e. o« 8. 106). Die ?oUe Stoaenreiheit hängt demnick 
von den Mnnicipalxfttliea ab. 

Die ebenfalls Ende 1873 eingeführte Steuer von Stearin und 
Kerzen (Lichtern) ergänzt gewissermaassen die Petroleumsteuer 
(Zoll), wird aber vermuthlich bei ihrem doch nur unbedeutenden 
Ertrag von ca. 8' . Mill. Fr., ilirer lästigen Coutrole und bei der 
Steuerfreiheit von . Gas und electrischem Licht über kurz oder laug 
Terschwiiiden. 

Fin. III. §. 277, S. 643. Steuersatz HO Fr. für 100 Kilo Lichter. Dia dazu 
dienenden KohstoUe (Wachs, Stearinsaure) bind nur bei dieser Verweuduug öteucr- 
pflicbtig. Der Ertrag kommt fast ganz auf die Lichter selbst. Zahl der besteuerten 
Fabrikanten von Stearinsäure 1892 H. von Lichtziehern 888. Talglicht ist frei. 
Ertrag lMii> bis 1894 8,44."i, 8.799 und b.UA Mill. Fr. 

Unter den übrigen hierher gehörigen noch bestehenden steuern 
haben bei der Steuer auf Essig u, s. w., auf Dynamit u. s. w. 
und bei der als einer der Verbrauelisbesteuerung verwandten Ab- 
gabe hier mit hergezogenen auf Gold- und Silberwaaren 
andere als lediglich üscalische KUcksichten die KinfUhrung und 
die bisherige Beibehaltung veranlasst. 

Die Essigsteuer i-t 1875 durch internationale Concurrenz- 
rlk'k sichten und durch den Wunsch, die Essige aus yerschiedenen 
Stoifen gleichzustellen, herbeigeführt worden. Ihre Umgestaltung, 
bezw. Aufhebung ist neuerdings in Verbindung mit den Plänen 
der allgemeinen Getränkesteuerreform beabsichtigt gewesen, aber 
wie die letztere selbst noeh nicht zu Stande gekommen. 

S. Fin. III, g. 278, S. 694. Gesetz r. 17. Juli 1875 Uber Steuer auf Essig und 
Essigsäure. Art. Vinaipre von Boizard in Dict. de Fin. II. i' !."il8lf., daselbst 
p. 1.522 tlber die iitiucreu lieforuiprojccto. üeber den Flau im i\aiimen der Geträoke- 
steucrreform des Ministers Poincarü s. Bull. 1804 II. 888, Uber den gleichen 
ßibüt'fcchcn Plan s. o. S. 107 u. Boll. 189.") IL 011' fF. Wie nach vor3nf,'ca:an2:eneri. 
von den Kamuiern gebilligten, aber nicht zu (lesetzeskralt gelangten Plauen soll dio 
innere Verfoninehssteaer ron Essig' nach Art. 1 des Gesetzes ron 187.5 angehoben 
und durch eino Specialstcuer in der oben S. 107 dargclcErtcn Weise r-! rzt werden. 
Essigsäure hätte den doppelten Satz wie biüber, abgostufc nach den bisheiigcu Zustands- 
nnd Stirkestafen, zn tragen. Fttr indnstrieUe Vervendans dienender Essig ist Steuer- 
frei — Stenerortnif 1892—94 3.049, 2.917 n. 2.788 MiU. Ft^ im Ganzen stationftr. 

Nachdem die bei Bestehen eines Pulvermonopols nahe liegende, 
fiscalisehen und sicherheitspolizeilichen Rücksichten dienende Ein- 
beziehung von Dynamit (und Nitroglycerin) in dasselbe, welche 

A. W agaer, FbutoaviMeaaehaft, BrgAiiziiiifiheft »i Band III. 8 
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1872 im Verwaltangswege bewirkt worden war, sich nicht hatte 
aufrecht erhalten laBsen, wurde die Fabrikation 1875 der PriTat- 
indnstrie flberlasseD, doch unter besonderen, weiter als die gewObn- 
Hohen stenerteehnischen gebenden Cantelen und Gontrolen und noter 
Auflegung einer Verbranchssteoer beim Fabrikanten. 

Diese Steuer, jetzt fast nur toh Dynunit, ist 1890 (Decret t. 13. Juni) fon ^ 

auf 1 Fr. für das Kilo herabgesetzt worden, der Ertrag Iiat sie?) aber nir]ii 
entsprechend vermindert (1888 1.042, 1889 1.272, 1893 0.951. 1894 0.930 MiU. Kr.). 
Die Stella »nf Kltroglyceriii ist 4 Fr. geblieben . gab Aber 1893 «sr keioeti Ertrag 
mebr. S. Fin. III, §. 279, S. 696 £ Gesetz t. 8. Män 1875. 

Die ziemlieh complieirte Gesetzgebung Uber die amtliehe Prüfaog 
der Gold- und Silberwaaren und die dabei erhobenen Abgaben 
dient vomemlieh gewerb epolizeiliehen Zwecken. Sie beruht im 
Grunde auf bewährten Bestimmungen des ancien regime, welche 
schon 1797 durch ein neues noch geltendes Gesetz wiederhergestellt 
worden sind. Die Abgaben sind zugleich Gebühr und (Verbrauchs- 
und Luxus-) »Steuer. Sie wurden 1872 erheblich erhöht. Der Eiüag 
ist aber seit 1882 in Abnahme begriffen, neuerding.s stabil. 

Besonders bei Goldwaaren, wo der Modewecbscl dem Schmuck ungünstig ist. Siiber- 
vembeitan^ bat neuerdings wieder etwas zugenommen. Ertrag 1881 (Max.) 7,092, 1893 
4.784, 1894 4.989 Mill. Fr. Hauptgesetz v. 7. Brum.VI (9. Nov. 1797). Ges. v. 30.Mär2 
1872. Steuersatz (mit Zusrhlitpen) seitdem für das Ilektograinm 7io feinen Goldc5 
37. .5, Sillicrji 2 Fr., bezw. 12.1 und lU "^' n vom Metaliwenlj. üeuauere DarstelluBg 
in Kin. III, §. 288, S. 708-707. Boll 1893 I, 368 K JHe Abgabe steht nntec der 
Yerwaltang der indirectea Stenern. 

Aneb die Spielkartensteuer ist naeh ihrer Beseitigung im 
Jahre 1791 auf alter Grundlage im Jahre 1797 in Verbindung mit 
dem Stempelwesen wiederhergestellt worden. Sie bietet manehes 
Eigenthflmliehe. Jüngst ist sie von Neuem erhöht worden. 

Schon 1872 and 1873 erfolgten starke Erhöhnngen, nm Uber 100%, der Ertrag 
hat kaum um die Hälfte zugenommen und ist seit Jatireii ziemlich subil, 1869 1,588, 
1875 2,087, 1885 2,382, 1892—94 2,305 , 2,249 , 2,294 MiU. Fr. Uaaptge^ietM 
y. 9. Vendcm. VI o. 28. Apr. 1816. Eine Aenderang der Gontrolen. durch Hinzu* 

f^lpnn^ eines Stempels auf einer Karte jedes Spiels in der Weise der Kartenstcuer 
anderer Länder, durch Decret v. 12. Apr. 1890 (Bull. 1890 I, 411). Kähures i in. III, 
§. 284, 8. 707—709 u. Bull. 1890 I, S. 542— 548. Zur neuesten Erhöhun? der 

Sätze schritt uiau im EtatsgL-sctz f. ISOH, Art. 23, trotz der auch fiscalischL-n Bodenkeu 
dagegen, unter Annahme einer Ertragssteigerung von 1.2 Mill. Fr. dadurch bei den 
von der Regierung vorgeschlageneu, im Gesetz etras Terändorten SStzen. Diese sind 
jetlt fttr I^arten mit französischem Portrait 'Vi und l*'.^ Fr. (für Spiele bis und über 
.96 Karten, bisher 0.625 Fr., Decimcn beide Male eingeschlossen), für Spiele mit 
fremdem Portrait der Einheitssatz von IV4 Fr. (bisher 0.875). Zugleich wurden aber 
in luxussteuerlichcr Tendenz diese Sätze verdoppelt für Spiele in geschlossenen Gesell- 
M bnfreii n. di:l. fccrcles), die liier aasschlic3.-lich «gebraucht werden sollen. Dazu 
Au;inhiü;i«,-derr(:t V. Hl. Der. L^lJo (s. Bull. 1895 l -'ür», 588, 1896 1, 12, 56\ 

Zu den kleineren besonderen inneren indirecten Verbrauchs- 
steuern wird auch wohl die Denaturalisationsabgabe von 
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Aleohol gtrechnet, die indessen aneh als Glied der Getränke- 
besteneiung erscheint , ftlr welche sie mit als Controlmittel fnngirt 

Sie betrll(rt 37.5 Fr. tincl. die 2* ., üecimen) per Iii. reitteu Alcohüls uud giebt 
an 4 MiU. Fr. Ertrag {^2, 1893). S.'Fin. III, S. 64 J. Td J. Gesetz v. 2. Aug. 1872. 
Die Reform der Getränkesteiiom wird auch hier wobl Aenderungen bringen* Eine 
Xebenabgabe dabei ist die ubeu S. 107 genaunte neue ControIabfl;abe. 

Eine den hier besprochenen Uelneren Verbrauchs- und äluiliclien Steuern nnhe 
verwandte ist die Züiidhrilzchensteoer, welche jeJiHli in Monopolfoim er- 
hoben, daher im §. 20 mit bei den Monojiolen bebandek wird. 

Als 3Iitte der 1870er Jahre alle diese zehn Steuern, die vier 
jetzt wieder aufgehobenen (Seife, Ciolioiie, Papier, Mineralöl) und 
die sechs noch vorhandenen (andere Oeie, Stearin und Kerzen, 
Essig, Dynamit I Gold- and Silberwaaren , Spielkarten) neben ein- 
ander bestanden und (nicht genau in demselben Jahre, aber in der 
Periode 1876 ff.) zum höchsten Ertrag gelangt waren, brachten sie 
zusammen immerhin 63—64 Mill. Fr. jährlich auf: den Zins lür 
(Iber l^Ai Milliarde der nenen „Kriegsschulden^* zu deren damaligem 
ZanafMB. Jetzt (189«;) ergehen die sechs noch bestehenden nur 
noch ca. 22 Mill. Fr. Die Geschiebte dieser Steuern liefert aber 
wieder den Beweis, dass man anch im modernen Staatsbanshalt in 
grossea Finansndthen tn solchen, sonst ja mehrfach zu bemängelnden 
Abgaben mit Erfolg greifen kann, am den Bedarf zn decken nnd 
seine Last besser zn vertheilen. In günstigerer Lage ISsst sich 
dann wieder mit ihnen anfrünmen, wie es znm Theil in Frankreich 
schon geschehen ist Vermnthlich werden die Oel- and Eerzen- 
stener auch noch yerschwinden, die anderen znm grossen Theil sich 
nur wegen des Znsammenbaogs mit anderen, sicherheits-, gewerbe- 
polizeilichen Rücksichten nnd mit der sonstigen Besteaerang (Essig) 
halten. Nar die Gold- and Süberwaaren- and die Spielkartenstener 
haben als Lnxas- nnd Gennsssteuern eine selbständige stenerpolitische 
Bedentnng, ähnlich wie die directen Gebraacbs- and Genasssteaern, 
nnd werden sich vermatblich auch deshalb erhalten. Die neueste 
Erhöhung der Spielkartensteaer zeigt, dass man aus ihrem luxns- 
steuerartigen Gharacter die Folgerungen zieht. • Sie schliessen sich 
auch mehr an ^e in §. 22 behandelten Stenern an. 

§. 20. Die Monopole, Tabak, Pulver, Zündhölzchen, bilden 
eine durch ihren Ertrag finanziell hochwichtige und durch ihre 
ganze technische Einrichtung besonders interessante und lehrreiche 
Gruppe der französischen Verbrauchsbcsteuerung. 

Namentlich das fiscalisch glünzend durchgeführte Tabak- 
monopol liefert den Beweis für die finanzielle Vorzttglichkeit der 

8* 
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MoDopoIisiruDg als Steoerform für Tabak niid für den Vorrang, 
welchen diese dann vor allen anderen behauptet Die ungemeinen 
technischen Schwierigkeiten der indirecten inneren Verbrauchs- 
bestenerung von Artikeln der freien privatwirthschaftlichen Production 
(Getränke, Zucker!) fallen hier fort Nach Annahme des Princips 
ist die Durchführung der Bestenemng in Monopolform Verhältnis«- 
mftss^ leicht^ brauehte dann anch in Frankreich nach endgtltiger 
Einrichtnng des Monopols keinerlei emsflicbere Veiinderangen zu 
erfahren, während die Praxis leicht im Stande war, dnrch allmähliche 
kleinere Verbesserangen die Einricbtong immer mehr zu vervoU- 
kommnen. Die Verlegung der Steuererhebung unmittelbar auf den 
kaufenden Consamenten vermeidet alle Complicationen der Stener- 
flberwälznng. Die Abstufung der Fabrikatspreise mit nach der 
Qualität erledigt eine andere schwierige Frage der Verbrauchs- 
besteuerung einfach und richtig. Die Aenderung der Preise e^ 
mlJglicht den Ertrag leicht dem Steuerbedarf anzupassen. Zngleicb 
zeigt gerade das französische Monopol, dass die Interessen des 
Tabakbaus, als landwirthsehaftlichen Productionzweigs, der Tabak* 
fabrikation, der Tabakarbeiter und, nattlrlich innerhalb der doreh 
das Finanzinteresse eben einmal gebotenen Preisböhe der Fabri- 
kate, auch die Interessen der Consumenten sich befriedigen und 
im Ganzen besser als bei anderen Steuerformen wahrnehmen lassen. 
In allen diesen Hinsiebten ist die Geschiebte und Einrichtung des 
französischen Tabakmonopols von grosser aligemeiner llnanzwtssen- 
schaftlicher Bedeutung fttr die specielle Steuerlehre. Das Missliche 
bleibt freilich die Unterdrückung der Privatindustrie und des Privat- 
handels, eine Folge, weiche man mit dem Monopol hinnehmen muss 
ifnd in Frankreich wegen der Einführung; des Monopols schon Anfaiii; 
des Jahrhunderts und wegen des ununterhrochciicu Bestaiidcs des- 
sell)en seitdem auch leichter hiu nehmen kann. Die steuerpolitisch 
missliche Folge, dass Ijei den ausserordentlich hohen Monopolpreisen 
die Consumenten eines einzelnen Artikels und unter diesen doch 
wieder trotz des Qualitätssteuertusses die unteren Classen einen 
Uüverhältuissmässig grossen Thcil des ganzen Steuerbedaris des 
Staats, Vio — aufbringen, ist ebenfalls nicht zu leugnen. Sie ist 
aber eben wieder durch die Grösse und die Steigerung des Finauz- 
bedarls, daher durch die innere und äussere Geschicbte Frankreichs 
im ly. Jahrhundert hervorgerufen und Hesse sich j)rincipiell ja durch 
andere Normirung der Verkaufspreise Jeden Augenblick })ractiscli. 
wenn es die Finanzlage gestattet, andere Steuern Ersatz lieleiu 
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können n. b. w.» abändern. Uebrigens sebeint die nenerlicbe Stabilität 
von Tabakeonsnm und Steuerertrag aeit Mitte der 1880er Jabre 
ancb anzndenten, daaa selbst fisealiscb genrtbeilt die Preise zn boeb 
gestellt sind und die OonstiintionBkraft an ibrer Grenze angelangt 
ist. Der im Ganzen, gegen Deotscbland nnd andere Länder ge^ 
ringerer Tabakfabrikatspreise, niedrige Consnm lässt wenigstens 
dieselbe Dentang zu. Diese Wirkung wOrde dann freilich aocb eine 
in anderer Hinsicht, so wohl in sanitärer, gttnstige sein. 

Das alte französische Tabakmonopol, das beim Verbot in- 
ländischen Tabakbaus sich auf fremden Tabak bezogen hatte, gut 
eingerichtet und erlragsreich gewesen , war nach einigem Zögeiii 
in der Consequcnz der Finanzpolitik der ersten lie\oliition (171)1) 
und damit jede Tabakbesteuernng ausser dem Einfuhrzoll auf Roh- 
tabak auch gefallen. Doch kehrte man schon 1798 zur laueren 
Tabaksteuer in Form der Fabrikatsteuer zurück, welche später 
mehriach verbessert und auch wieder ertragsreicher wurde, indessen 
doch in letzterer Hinsicht wie als Steuerart nicht befriedigte. So 
wandte sich Napoleon 1810 wieder zum Monopol und führte das- 
selbe Steuer- und productionstechnisch und liscaliscli, was den 
höheren und rasch steigenden Ertrag anlangte, schon in einer Weise 
durch, dasö die damalige Einrichtung für alle Folgezeit in der 
Grundlage nnd den liauptpuncten unverändert bleiben, alle neuen 
Wechselfalie der Staatstorin, Dynastien, Regierungen durciimachen 
und sich durch ►Steigerung der Erträge finanziell sehr bewähren 
konnte- Das Monopol, welches von vomliriein in eigener Staats- 
verwaltung stand — das alte hatte zur fernje generale gehört — 
wurde als Ankaufs-, Fabrikations- und Vcrkaufsinonopol eingerichtet, 
der inländische private Tabakbau aber jetzt unter gewissen Cautelen 
und Beschränkungen gestattet, unter der Verpflichtung der Ablieferung 
des im Bau und später nach der Ernte controlirten Products zu 
bestimmten, genttgeod remunerativen Preisen an die Verwaltung 
(Zwangsablieferungssystem). 

Bei Weitem der grOsste Theit des verarbeiteten Tftbaks ist einbeiniisclies Prodnct 

(irleich bei (Ilt TÜiiführüiii: flos Monopols sollte es uiindostens VietratrLMi'. Die 
Fabrikatioa erfolgt in groi>sea Fabriken yetzt 20), die einzeln mehiiacti uar gewisse 
Specialitfttea heretdlen. Die Pabntute kommen ztanScbst in amtlicbe staatliche Nieder- 
lagen (^1893 360) und von da an angestellte Dehitiintoa, weicht' «Lüi Verkauf zu 
festen, ihre Piovision gleich mit euthialteoden Preisen an das Publicum besorgen 
(1893 44,^83. wovon Vs mit NebenstenurfUntem verbandeo, die andern selbstSndigr). Doch 
tindet im •;cringcn Maassc auch ein Verkauf direct, ohue Vermittlung der Debitantcn, 
an <lio Coiistimenteu statt. Die Preise sind mit nach Kosten nnd Qualität abgestuft, 
aber sehr hoch gehalten und mehrfach allgemein erhöht, auch 1<:^71 if. nach dem 
Kriege, ans fiscalischen Gtttnden, auch mit dem Erfolg, dass der Ertrag stieg. Der 
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Keinertraf^ eiitliält natürlich vor Allem die SteuerböstaadiLcile des Preises, abor ancli 
die Elemente, welche bei Privatiabriiiation und Handel den Geschäftsgcitriun bildea. 
Roh- und Baiiiartrtg: wio Abaatzqaantoin sind bis 1885 ziemlich stetig, seitdon Uwi 
ui'lir p- 'wachsen, zeitweise etwas herabffojranpon. in den letzten Jahren fast stabil 
gevire»eü ; auf deu Kopf 1887 0.934* ISWd 1894 0.9S4 Kilo, in den Zwiscbcmahrcn 

zviBch«ii 0.945 und 0.937. Veiimvftertrair 1887 9.65, 1893 9.78. 1895 9.78 Fr., in 
den Jahren dazwischen <lf;n-T<.«2 Fr. (Bull. 1894 1. p. 273. 1895 I, p. 251). Dieser 
üopfsatz und ein Kohenrag von 372—377 <1893 dehnitir 374.1. 1894 prorisorisch 
375.80) Hill. Fr., Gewinnangs- ond BetriebBkoaten von ca. 72 Mill., Reinertraf vo» 
304 -306 Mill. (Bull. 1{<95 I, p. lol); Dies ist ein unffeuiein protM r. verglichen mit 
den Eesaltaten der Tabakbesteaerong anderer Länder. BauchtabakcoQsam und Ertrag 
bildet immer noch die Hauptsache, gebt aber gegen die Cigarra und diese gegen die 
Cigarottc auch in den letzten Jahren wio schon länger zurilck, der immer noch 
bedeutende Schnupftabakconsum und der Ertrag daraus ebenso. Kleine andere Yer^ 
Schiebungen in den Consumrichtuugen machen sich auch bemerkbar. Die Preisansitze 
sind neuerdings nur für wenige Sorten rerindcrt trorden. D. A. hat man den unter 
bestimmten Formalitäten gestatteten Bczu? atjsländisclier Citrarren ond Cisaretten durch 
Private (Fin. III, 728) jüngst noch vertheucrt, iiemlicb den Zu!! von 36 auf 60 Fr. 
pro Kilo crlifiht (Budget f. 1895). Ein Beeret v. 9. Hat 18{t4 enthält ein nesei 
Reglement mit Tarif und neuer Nomcnclatur für die Sorten, besonders der Cigarren 
und Gigarctteu iBuIl. 1894 I, 610 ff.) Die Preisermässigung des Tabaks für Soldaten 
ist jetzt auch den Kranken nnd Insassen in dffentUcben HospitiUem gewihrt worden 
(Etatsges. f. 

Die Verwaltung des Tabakmonopo's uiittTäteht zwei verschiedenen General- 
directionen, derjenigen der Staatsmanufacturen für die Ueberwachang des JnltadisdfiD 
Tabakbaaes, den Ankauf von Tabak und die Fabrikation, deqenigen der indiredeiL 
Steuern für den Al)satz der Fabrikate, 

Früher wurde das TabakiiK iiopol immer auf fünf, dann meist 
auf zehn Jahre gesetzlich geneijiuigt, so noch zuletzt 1882 bis Ende 
1892. Mitunter erlioben sieb früher auch noch Stimmen gegeu 
diese Besteuerungsform. Jetzt ist das Tabakmonopol so fest ein- 
gebürgert, dass an eine Aut hebung nicht mehr leicht gedacht werden 
kann. IÖL'2 wurde es d;iher auf unbestimmte Zeit oder „bis es ge- 
setzlich anders bestimmt würde", verlängert. 

Gesetz v. 26. Dcc. 18U2, Art. 25. Die älteren Hauptgesetze sind die ^'apoleO' 
nisclien Decrete vom 24. Dec. 1810 vnd 11. Jan. 1811, dann Ges. r. 28. Apr. 1816, 
Titel V, Art. 172 ff. Weitere s. Fin. III, TIOIF. 

Das französische TabakmonopoJ eignet sich besonders gut zur Darstellung aller 
eteaertechnisch«! Einzelheiten nnd ist demgemiss eingehend in Fin. III, S. 710—753 
behandelt worden. Es ist dazu auch in RctrelT der letzten Jalne seit 1888 nicbts 
weiter hinzuzufügen, als die vorangehenden ßemerkuagcn. S. auch die Art. mann- 
factares de l'dtat nnd tabacs im dict. de fin. II. Beiebhaltiges statistisches Mateiisl 
in den Jahresberichten der Gencraldirection der i[ulire( ten Stenern (im Ball.) vnd in 
den besonderen coirptes der Dircction der Staatsmannfaetnren. 

Das r u 1 V er ni 0 n 0 p ül stammt clienialls aus dem ancien regime, 
ist auch in der Revolution nicht eigentlich aufgehoben, wenn auch 
laotisch gehrochen, schon 1797 aber aus sicherheitspolitisehen 
Gründen wieder formell hergestellt und strenger durchgeführt worden. 
Es schloss bis l"^!*' nuch den Salpeter ein und bezieht sich auch 
auf dem Puh er ähnliche Explosivstoffe ; doch konnte seine von der 
Regierung versuchte Ausdehuuiig; auf Dynamit niclit anfrecht er- 
halten werden. 
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Die Vorwaltuiiir der fechniicliL'n Seite, welche srewechselt hat, unterstellt jetzt 
wieder dem Kiiegaminiäterium, der ^ crliauf des l^ulrers an Priratc (grösstcDtbeiU) 
•der DirectioQ der indireetcn Stenero. Die Preise ttb«T8tei|reii die Kosten erheblich. 
I^er lommt W-Miixleis aus dem Jag*dpulrer, doch, wenigstens bis IS'flO, auch 

init auä dem Mineupoivcr. In der Durchführung besteht manche Aehnlichkcit mit 
dem T»b«lvKMiopol. Der Ertrag ist nfttttrUeli vtd geringrer und hat in den letzten 
Jahren nach Hera bsofzung der Preise far Minenpuker (1H<)0 ' und weg'en der Ersatzes 
des Palvers durch Dynamit auch nicht unerheblich abgenommen. Keuer Tarif fUr 
Hfnenpalrer im Decret 17. Aag. 1895 (Boll. 1895 II, 208). Das Monopol vlcd 
auch mehr durch andere, politische, sicherhcitspolizeiliclie . ubriirens Ofteia als nicht 
dorcbschlagend anrcgriflcne, ala dorch fi:M»lische BUclcsichten begründet. 

S. Rn. m, §. 2'J8, 299, S. 754—759. Hanptpeeet« t. 13. Kniet. V (30. Anp. 
1797). Art. poudre im dict, de fin. II. Koliertrai^ im Ganzen 18!<ö l.'.OfUi . ly;<9 
ll.t>54, ßeincrtrafr 10.40.") und 8.042 Mill. Fr. Krtraa bei der Direction der iudirccteu 
Stenern allein 1886 12.97, 1892—94 9.7ß. 10.77, 10.9fi Mill. Fr. (rolil 

Das dritte nnd neueste der fraiizüsischen htenernionopole, das 
Z Ü n dli n 1 z c h e n m 0 n 0 p n ! , ist pi-st nach deni letzten Kriege ( 1872 1 
eiiigelUbrt und verdankt nur tiscalischen Rücksichten seine Ent- 
stehung:. Es trat an die Stelle einer 1871 aufgelegten Verbrauchs- 
ßteuer bei der Privatproduction, weiche sich nicht hevvährtc, wurde 
dann zuerst verpachtet, jedoch 1890 in eigene Verwaltung des JStaats 
fibernommen. Monopolisirung und Regie scheinen sich zu bewähren, 
das Publicum wird befriedigend und preiswUrdig bedient und der 
Staat hat eine ganz btibsche und steigende Einnahme aus der Ein* 
ricbtung, schon jetzt ttber 20 Mill. Fr. rein, kann auch den sani- 
tären Verbältnissen und den Arbeiterinteresaen bei der Heratellang 
der Zündhölzchen mehr Rücksichten einräumen. 

Die Geschieht« diesor Steuer und des Monopols bietet manches allf^einein Be- 
merkensKrerthc. S. Fin. III, 300—302 . 8. 759—768. Gesou Uber das Monopol 
r. 2. Aufr. 1872. Die PachtgeseU«chalt »Mte normal fest 17.01 MUI. Fr. jährlidi. 
Ges. V. '27 Dec. 1889 tlber die eigene Regie des Monopols. Dazu Decret v. ;K). Dec. 
1889 (Boll. 1890 I. -j H.) und manche weitere Decrete tlber einzelne Sorten Streich- 
hölzer und deren Tarifsätze, lui ersten Jahr der Uebernahme des Monopols war 
selbst der Rohertrag niedriger als der bisherige Pachtschilling, nemlich 14.88 Mill. Fr. 
in 1800, während man im Etat auf 25..J ^lill. crercchnot hatte. Das erklärte sich aber 
&m grossen ^'orrathcn im Handel, welche die üeüdlöchaft noch vor ihrem Scbhisi 
abgesetzt hatte. Schon is'.tl war das ausgeglichen. Die Roherträge (excl. einige 
Hundertunsend ausstehende Eesie> waren 1891 — 94 23.88, 24.79, 26.01 und 2C..57 
Mill. Fr., immer noch etwas unter den Budgetanschlägen (1896 28.98) Mill. Fr. 
Die Verwaltuugskosten sind jetzt 6 — 6.6 Mill. Fr. Die Verwaltung untersteht der 
Direction der Staatsroanufacturen. Die Einnahmen orsrheincn in den Rechnungen 
dci Direction der indirccten Steuern. Kach einem Speciaibericht der Geoeraldirectiou 
der Staatsmanufactnren f. 1871 — 92 (Ball. 1894 I, 588) mit kleinen Abweichungen 
der Zahlen und Bcrüclvsichti<rung der Aenderungen im Werth des Geschäftskapitals 
1890—92 Rohertrag 14.43, 24.78, 25.87, Productionskosten 3.59, 4.63, 6.35. üeber- 
scbnss 11.34, 20.14, 19.53, die KapitaUbewegnng eingereclmet aber 2.32, 19.80 
20.07 Mill. Fr. Die Entscbndt<rtin?cn für Expropriation etc. bei Einrichtaag des 
Monopols (187H ff.) waren Ml Mill. Fr. 

Im Ganzen fällt nach den franzüsiscbeu Erlabrungen der Ver- 
gleich zwischen dem Monopol und den anderen Formen innerer 
Verbrauchssteuern finanzwirthscbaftUch, volkswirtbscbal'tUch, nach 
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dem Prodoctions- und Oonsomentenintereflse, auch soeialpolitisoh 
benrftheiit wohl za Gunsten des Monopols ans (Fin. III, §. 303). 
Für eine weitere AnsdehnnDg desselben käme Salz, wenn dessen 
Bestenernng flberbanpt nicht lieber unterbliebe, und Tielleicbt, wie 
bisweilen schon angeregt, Branntwein in Betracht. Mit den so zu 
gewinnenden Mebrerträgen Hessen sich dann die Mittel finden, 
andere lästige Stenern zu beseitigen oder herabzusetzen (sonstige 
Getränkesteuem, Registerabgaben). 

§. 21. Die gewerblichen Licenz steuern Frankreichs 
sind nach der technischen Einrichtung eigentlich directe Speeial- 
ge Werbestenern, schliessen sich aber sonst den Verbrauchs* 
steuern näher an, wobei das Licenzsystem namentlich Oontrolr 
zwecken in Bezug auf letztere dient Vomemlich ausgebildet in 
der grundlegenden Gesetzgebung von 1816, Übrigens schon im 
ancien regime bekannt und von Napoleon aufgenommen, finanziell 
auch allein von Bedeutung, besonders seit 1871, wo Verdoppelung 
der Sätze eintrat, sind die Licenzsteueni auf dem Gebiete der Ge- 
träükebesteucrung, wo sie selbst wieder ein entwickelteres Steuer- 
system bilden. Bei den oben (S. 104 — 107) erwähnten neueren 
Kefoniipiäuen der Getränkesteuern hat man daran gedacht, die 
Licenzsteuern durch Erhöhung der Sätze und weitere Ausbildung 
des Systems für den Staat noch ergiebiger und zugleich auch den 
Coniniunen dieses Besteiieriingsgebiet zum Zweck der Octroireformen 
in Betreff der sogen, „nicht schädlichen*' oder „ hygienischen*' Ge- 
tränke (Wein, Obstwein, Bier) zugänglich zti machen. Aebnliche 
Ziele, wie sie m England und anderen Ländern neuerdings ver- 
folgt werden. In finanzieller Hinsicht sind die französischen Ge- 
tränkelicenzen mit jetzt 13—1 1 Mill. Fr. jährlichem Kohertrage, ca. 3'^ 
des Gesammtertrags der staatlichen Getränkebesteuerung, schon 
jetzt nicht unwichtig. Sie würden nach der Durchtührung jener 
Het'ormen noch wichtiger werden. Soweit diese Steuern nach Ver- 
anlagungsart und Höhe jetzt und später nicht vom Gewerbetreibenden 
endgUtig und vollständig getragen, sondern thatsächlich auf den Con- 
sumenten ttberwälzt werden — was nicht ohne Weiteres, namentlich 
bei mässigen Sätzen nicht unbedingt als Kegel anzunehmen, indessen 
bei grösserer Höhe doch wahrscheinlich ist, — würden sie als Ver- 
brauchssteuem in anderer als der gewöhnlichen Art anzusehen sein. 
Ob allgemein nnd stets besserer Art, steht dahin und wird auch in 
Frankreich nicht immer genflgend erwogen. Als nicht Itberwifclzte 
Speeialgewerbesteuern für ein oft besonders lucratires nnd durch die 
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LieeDzertheiluDg noch gewinnbriogenderes Crewerbe sind 6ie wohl am 
Platze. Bedenklich bleibt in der bisherigen Gesetzgebnng der doch 
immer etwas willktthrlich bestimmte Umfang der licenzstenerpflichtigen 
Geschälte, deren Belegung mit festen Taxsätzen, welche letzteren 
Tornemlich nur bei den Getränkedebitanten fttr jedes Geschällk nach 
einem Ortsdassensystem (ansser Paris, wo die „einzige Steuer'' 
die Licenzen bisher mit ersetzt) abgestuft sind, also selbst hier, 
vollends bei den sonst meist bestehenden gleichen Einheitssätzen 
für das ganze Land, die einzelnen Gewerbetreibenden doch sehr 
ungleich belasten. Bei den Reformen hat man daher ancb an die 
Verbindung von Proportionalabgaben, nach demlfiethwerth derLoea- 
Utäten, mit festen Sätzen gedacht: eine wesentliche Verbesserung 
Qod eine Voraussetzung für erhöhte Belastung durch das Licenz- 
system. Ob freilich damit alle Bedenken schwinden, steht dahin. 

Haaptfjresetz vom 28. April 1816, Art 144, 171: Specialbestinmuiigcn in dca 

'ieüetzen über die. einzelnen Verbraucli^- und eini(te verwandte Steaern. wo Licenz 
Ufld Steuer dafür AaliäJigsel jener Steuern, — Fitt. lU, §. 814, S. 771—776; (Jetr&uk- 
Hcenzeo eb. S. 629. die soostigen dort bei deii einzelnen bctrclienden Hauptsteuern. 
Art. Licences im dict. de Fin. II. Im Allgemeinen sind die Produceuten (Fabrikanten') 
fler Artikel der inneren Yerbraochsstencrn (Geliänlvo, Zucker, kleinere oben in ij. 19 
behandelte Steuern), die Spielliartenfabrikauten , die üatoriielimcr öticuilicheu Fuhr- 
wesens, die Kleinhändler (iJebitanten, Wirthe u. s. w.) in Getränken, auch die Oel- 
debitanten, die Grosshändler in Getränken, Essig Ii cenzsteueqj flicht ig (Fin. III^ S. 778, 
771, zur BericLtigUüg einer Notii von eb. III, S. 41C). Die Directiou der indirecteu 
Steuern, zu der die Licenzen ressortiren, veröfTentlicht Interenaote statistische Daten 
über die Zahl der mit Licenzen belegten Geschfifte. woraus sich zugleich der Umfang 
ergiebt, in welchem die Yerbrauchssteocrcontrolen ausgeübt werden: ein für das ganze 
ffMttBsfsche System wichtiirer Ptnet 8. Ilt«re Daten paadin mehrfach in Fin. III. 
Im Jahre ISOi? (Bull. 1894 I, 271'i waren liccn/^teuerzahlcnde {jctriUikdebitanteii 
417,d6d (davon 65,271 abonnirt, 01.711 aasschlie&slich Branntwein- oder Bierverkäul'er« 
96,027 hk dea Stedten mit „einziger t$teiter*% 204,559 unmittelbar dem sfeaenmtiichen 
xercice" unterworfen Paris, wo diebe Licenzen fehlen, hier immer ans- 
gescbloasen). Sie eotrichteteu 8,903,145 Fr., durchscbnittlicli 21.5 Fr. Ferner waren 
liceazpUichtig 27,603 Grwsliiiidliff in Getrioken, 2778 Brenner. 2006 Destillateure 
and gewerbsmässig; e Brauer, zusammen 82.:i><7, die 4,864,741 Fr. Licenzsteuer zahlten, 
durchschnittlich i::J4.2 Fr. Endlich 19,Ü.")6 andere Licenzirte mit 290,^70 Fr. Steuer, 
durchschnittlich 15.2 Fr. Im Ganzen 469,011 Steuerpflichtige mit 13,618,756 Fr. 
Steuer. Spcciellere Statistik der controlinen und dann meistens licenzsteuerpätchtigea 
Oewerbtrcibendea (nicht durchaus, so Itilden die Debitanten von Tabak, Pnlvcr. die 
(Joid- und Silberschmiede Ausnahmen) üücrs im Bull, so 1879 1889 Jg. 1891 1. p. 15 tf. 

Ueber die Keformplaae s. Fin. III, 629 (Project von 1888) und oben S. 104—107. 
I:i dem hier erwälinten formiilane für 1891 solhea gewisse Entlastungen der Ge- 
truiikesteuern mit durch Erhöhung der Debitantenlicenzen nach dem Ortsclassentarif 
gntgemacht and Paris in die oberste Classe einbezogen Verden, aber im Unterschied 
7.n deu'i IManc von l'^'vs. welcher neben den festen Siitzfn proportionale nach deu» 
Miethwerth enthielt, wurden wieder nur feste Sätze in Aussicht genommen (8 Stufen 
von 50—120 Fr. incL darin, statt der bisberigen von 15—50 Fr., BdIL 1890 l. 
■ Der sijiitere Plan für l'^'Oo betraf die Licenzen nicht mit. der des Ministers 
l'oincarc für 1895 wollte dagegen wieder, ähnlich wie der fUr 1891, die (ieträuke- 
debitanten^Licenxen nach einem nenen Ortsclassentarif in 8 Stofen ron 25 — 100 Fr. 
iParis^ abstufen, die Brenner und Destillateure wie bisher mit Tr., die Brauer 
mit 200 Fr. (bisher 125 und 7r» Fr.), die Grosshändler wie bisher mit 125 Fr. belegen, 
letztere aber sollten daneben jahrlich eine speficischo Abgabe von 5 cent vom Hecto- 
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liter Wein uud Obsf«-oin für ihre Anspätio^e aus dein Lng:cr entrichten. Mari er- 
wartete voo dieser Keform im Qaazeu eia Plus ¥on lt> 3Iill. Fr. im Ertrage. Auch 
den Gemeinden sollte die Lteenzbesteneran; gestattet Verden und twtt ibnen ausser 
in festen aucli in Proportionalsätzen nacli dem Miethwerth (s. oben S. 10')). Dieses 
riclitigc und wichtige Prindp dos Bclorinplaues von 1888 findet sich also liier an- 
genoininen, vihrend es In nnderen neoen Befonnpllnen der 8tantdfc«iz fehlt „Poli* 
tische" Kücksichten auf die - „wichtige Classe" der Schenkwirthe u. s. w. spielten 
wohl bei dieser Schonung mit Der oben mit dargestellte Keformplan Kibot's aus 
1895 kommt inde-^sen auf diese Communallicenz wieder zurück. 

§.22. Directe Gebrauchs- und Genusssteuern, mit 
denen in der ersten Revolution (Dienstboten-, Wagen-, Kaminsteuer) 
und kurze Zeit einmal unter Napoleon III. (Wagen- und Tlerde- 
steuer 1863—65) Versuche gemacht worden sind, wurden, abgesehen 
von der eventuell mit hierher zu rechnenden Abgabe für Jagd- 
scheine (oben S. 85), erst nacli dem deutschen Kriege (1871) 
gleichzeitig für Wagen und Pferde, für Billards und für 
geschlossene Gesellschaften (cerclcs) eingeführt and jüngst 
(1393) durch eine vierte auf Veloeipedes vermehrt. Finanzr 
und etwas Inxuspolitische, insofern auch socialpolitisehe Gesichts- 
pnncte führten dazu. Die Wagen- und Pferdesteuer wurde erst 
dnrch weitere Gesetze (1872, 1879) leidlich befriedigend gestaltet, 
im Gesetz Über die directen Stenern für 1896 in ehiem Pancte 
aasgedehnt, die Cerelessteuer neaerdings (1889, 1890) in der Be- 
messungsgrnndlage verändert Am Ertrage der Wagen- and Pferde- 
Steuer hat die Gemeinde einen Antheil von der in ihr erhobenen 
Staatssteuer (5Vo)f desgleichen vom Ertrage der Velocipedestener 
Ql^). Die Stenern gehören zur Gruppe der „den direeten Stenern 
assimilirten Specialtazen*' and werden daher von derGeneraldirection 
der direeten Stenern mit verwaltet, bezw. veranlagt. Die Erfahrungen 
mit ihnen sind die gewöhnlichen: mllssige Einträglichkeit, mancherlei 
besondere Belästigung der Pflichtigen. Aber principiell berechtigt 
sind sie gerade in Frankreich neben den schweren Verbranehs* 
Stenern und bei mangelnder Einkommensteuer gewiss: ersetzen 
können sie letztere (oder ähnliche Stenern) freilich nicht entfernt. 
Aehnliche steuerpolitische Tendenzen verfolgte ein Project beim 
Etat für 18iiG, betrcfiend eine eigene selbständige Dienst- 
botensteuer, ein von dem früher (S. 66) erwähnten abweichen- 
der Plan. Aber er ist bisher nicht duichgedrungen. 

Für die Wagen- und Pferdesteuer Hauptgesetze vom 16. Sept. 1871. 
23. Juli 1872, 22. Dec. 1S79. S. Fin. III, §. :iO'>, 306, S. 770- 7^<1 ; sehr eingehend 
der Art. von Arnoux voitures im dict de Fin. II. Steuerobject die in Federn 
hängenden, /um Perhöiietitraiisport bestimmten, dem pers"' iilichcn (lebniucli dts 
Besitzers und der Seinigen dienenden Wagen, die bpannplcrde dafür und die Keit- 
pferde dsgl.» seit 1879 ancli die lietreffenden Manlthiere. Der Tarif nnterscheidet 
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Wagen zu 4 und ZD 2 Ivädero and belegt diese so wie die Thiere mit festen S.'itzen 
oacli einem sechsstafigen OrtäcJas«eDUhf — ein ixier FoUeud^i ingwOrdigcä i:*niicip — 
(Wagen ?<ni besv. 5—40, Pfieide ron &— 25 Pr.). Kur die Hilft» des Tarif- 

batzes zahlen jedoch Wagen und Thiere, wenn ^ie ..ircwöhulich" in I.andrirth^rhaft 
oder üewerboA beaatzt Verden. Maochcrlei schwierige Fragen in (ieseUgebong ^1672, 
IS79) und Praxis. Im Gesetz Tom 17. JoU 1895 voide ron 1896 an bestimmt, dass 
(He dem Privatgebraach eines Benutzers aliein dienenden gemietheten, Vermiethern. 
Kaaflettten, Katscbem jedoch gehörenden Pferde and Wagen, auch wenn sie auf 
Kosten der Eigenditlmer unterhalten and ron einer Person in deren Dienst gefahrt 
«erden, bei den benatzeaden Privaten der Steoer unterliegen sollen, — eine noth* 
wendige Consequenz, um verbreiteten Einricluun^'^cn Kt^chnung zu trajc^en nnd Um- 
gehungen der Steuer zu verhindern. Stati&üli der Grundlagen (F»n. III, S. 7^1. dict. 
de Fin. II, 154->). jährlich im Bericht der Direction der directeu Steuern (f \>\>i in 
Bull. I, ir.'.r. Ertrag lj<ft3 (incl. 610,0(K) Fr. Gemeindeantheil, Fonds de non 
valcurs und Aumeldekosten, s. Fin. III. 777} 12.^74,000 Fr., 12.903,000 Fr. 

Die Billardstener beruht auch auf dem UeseU r. 16. Sept. 1IS71, Art. 
trifft alle zum Privatsreb rauch und in Wirthschafteii u. s. w. dienenden Billarde 
wiederum mit festen Sätzen von G üO Fr. nach einem vicrstutigen Urtsciasseutarii. 
Zahl der Billards 1894 9a,476, Steneratnf 1419,000 Pr. 8. Ball, cb . Art Bilkvds 
Ton Araoax im dict de Fin. t, meine Fin. III, S. 771, u. §. 307. S. 781. 

Di^Pi Stt'Tior auf cercles u. s. w.. pesclilossene Gesellschaften, ist ebenfalls durch 
Gesetz vom If». bep. 1^71, Art. 4. eingeführt. S. Art cercJes von Arnoux im dict. 
de Fin. I, meine Fin. III, S. 771 u. §.308, 8. 7s2. Frei sind danach woblthäti^e, 
wissenschaftliche und verschiedene andere, steuerpflichtig wesentlich gesellige Ver- 
eine, Clubs u. dgl., nach dem Gesetz v. 1871 mit 207o der Mitgliedsbeiträge. Hierin 
Mnd aber Acndernngen eingetreten. Durch das Financgesett für 1890 fem 17. Juli 1SH9, 
Art. 4 wurde bestimmt, dass die Steuer bei Jahreseinnahmen (ressourres annnelles, 
.voza noch der Werth der den Beamten gewährten Vortbeile zu rechnen ist) unter 
fiOOO Fr mit 10. ttber 6000 Fr. mit 20*/« besteuert weide. Dan Reglement vom 
1. April 1890 (Bull. IstiO I, 407). Im Gesetz über die direcien Steuern f. I8i«l vom 
KAog. erfolgte eine abermalige YoriUideriug, indem die vorerwähnte Be- 

stimmung von 1890 wieder aufgehoben nnd als Bemessungsgrundlage der Steuer einmal 
die Beiträge, einschliesslieb Kintritt.süelder der Mitglieder, sodann der Miethwertb der 
benntzten Localitäten festgestellt wurde. Bei Beitragssainmen von 8(HMJ Fr. und dar- 
über oder Micthwerth von 4000 Fr. nnd darttber wird die Steuer 2<J*'/o ersteren, 8** , 
letzteren Betrages, bei Beiträgen von 3000 8000 und Micthwerth von 2000 4000 Fr. 
bezw. 10 und 4 . bei Beiträgen unter t^OOo und Miethwerth unter 2000 Fr. bezw. 
5 und 2"/o (S dazu das neue Keglement vom 30. Dec 1890, Bull. 1891 I. 41). 
Wohl eine Verbesserung der Bemessung. t^cra<ie bei einer Luxussteuer. Der Ertrag 
ist im Ganzen nicht gewaclisen. aber die Steuer besser vertheilt worden. Der Ertrag 
war 1880 1,480.000, 1893 1.368,000, 1894 1,300,000 Fr. Statistik der jetzigen Be- 
measDngselemente im Ball. 1895 L 4^. 

Die Steuer auf Velocipedes und „ähnliche Aiiiarate", die sich auch in 
Frankreich neuerdings rasch und stark vermehrt haben, wurde durch das Finanzgesetz 
f. 1893 vom 28. April 1893, Art. 10 ff. eingeführt, mit 10 Fr. das Stück, Doppelsatz 
für nicht angemeldete, unter Gewährung von *^ des Ertrages an die betreffende 
Gemeinde. für den Fonds de non valenr-. ftir Erhebnnp^kosten . Ti cent. 

Aakuudiguugsgebuhr treten hinzu. 1 rei ^ind nur die bei den Händlern zum Verkauf 
bestimmten (nicht die zur Vermiethung dienenden), sowie die nach militarisc ben oder 
Vcrwaltungsreplemcnt^ p. baltenen. 1894 wurden 198.(»14 declarirt, 5112 nicht 
declarirt, Stenerertraji lMt;{ i»4 1.336, 1894 1.982.080 Fr. (^Statistik Bull. 1803 11. 
692, 1894 I, 602, .%7, 1895 I, 477). 

Im Ganzen ergaben diese 4 Steuern (ind. Gemeindenntbeil nnd KebenzQSchläge) 
1893 H>.3l. I>'.t4 IT.:?' Hill. Fr. 

Die Abgabe fdr Jagdscheine wird in Stcmpelform erhoben, von der be» 
treffenden Direction, sie zihlt, soweit sie Steuer, nicht Gebühr ist. eigentlich mit zu 
den hierhergehörigeu Steuern. Sic beträgt für den Staat 18 Fr. (incl. Decimen), für 
die Gemeinde ausserdem 10 Fr. , der Ertrag (im Ausweise der Stcmpelverwaltung bei 
den ^xen Specialstempeln*') erreichte 1887 mit 7.282 Mill Fr. fttr den StMit, 
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4.076 Mill. für flio (i. meiade für 404, ^•'»•■■) Sclu'ine ein Mavimum, hat dann etwas 
abgenommen. li<6\) war er für. 348,lUö bezw. 0.2t>7 ond 'öAÜ'I MilL, IHüi wieder 
fttr 407,720 l.m Hiil. fOr den StMC (Stttisetk BnU. 1990 II, 206 lär 1844-89). 
(Grundlage das Gesetz vom ".Mai 1^'J4, aurh 20. Der. 1^72 and £L Jonl 1875. 8. 
Fin. III, S. böü Qßd Art. chasse (permis de) im dict. de Fin. U. 

Die Dienstboten Steuer des Projects von Wi'y, die ebenfalb tn den den 
directen Stenern assimilirtcn Specialtaxen, mit einem Ertragsanscblag von 10 Mill. Fr. 
hinzutreten sollte, war für die Dienstboten haltenden Personen geplant, m 
fiscalischen Gründen des Finanzbedarfs, aber auch aas dem steuerpolitischen, um durch 
Sie gerade die ▼oUhabeodefen Steaerpflicbtigen zu treffen. Die Steuer wurde dafür 
von der I\o;riening' als besonders «reeig'not bezeichnet, sie ■v\'crdc Einkunfre treflTen, d\d 
Mch andern Stenern eutzöiccn. Um sie der Steuerfähigkuit möglichst auzupasseü, 
sollte sie einen Stufentarif nach der Zahl der Dienstboten und nach der GrOsae 
der Ortsbevölkern n g idas beliebte französische Ortsclassensystem) erhalten, nor 
die eigentlichen Dieuhtbotun zur persönlichen Bedienung, nicht die agrariscbea 
nnd gewerblichen Hilfokräfte treffen, doch f^olche Personen, welche zu gleieb Dienst 
böte und „Arbeiter" seien, mit dem halben Satze bele<,'en. Mit letzterem sollten 
auch alle weiblichen Dienstboten und alle unter 16 und über b.^ jährigen veranlagt 
werden. Der geplante Tarif war fttr 1 Dienstboten in 6 OrUiclaasen (höchste Paris) 
8—30, für 2 12 ir,, für 3 und 4 15—60, für r, und mehr 25— 90 Fr. jUhTlich fr.r 
jeden Dienstboten. Also eine Art Progressiv besteuerung der reicheren 
Hansbnke. 5% des Ertrags vom Principdsatz sdlt«i der Gemeinde sn&Uen (s. Gesetz 
entvorf Art. 3—16, Bull. 1895 I. ^. -)S4 ff., Begrtmdnn- ob. S. 569). 

Mancherlei ideinere sonstige Abgaben , meist gemischt gebtlhren- und steDe^ 
artiger Natur, finden sich im modernen fraozttsiseheD Finanzreeht noch, so die obea 
S. 59 genannten, zu den den directen Steuern assiuiilirten Specialtaxen gehörenden, 
worunter die ünauziell wichtigste (löUa 4,906,000 Fr. Ertra^^, Eutsaoacbi«« UM 
5.024.000 Fr.) die flu die Verification der Gewichte und Maasse. (S.darObw 
Fin. III, S. 783, dict. de Fin. II, Art. poids et mesurcs). Im ersten Budgeteutwurf für 
1895 war eine Aendernug der Abgaben geplant, die erste Verification der Gewichts» 
und Maassinstrumentc sollte danach nnent^eltlich sein, der dadurch entstehende Eia- 
nahmcausfall durch eine Revision des Tarifs für die periodische Verification ans- 
sreglichen werden (Art. 41. Bull. IStH I, 372, 392). Dies ist durch das Gesetz vom 
21. Juli 1894 über die directen Steuern des Etats v. 1895, Art. 5, auch angeuommen 
worden. Ein Decret v. 17. Dec. 1894 hat demgemäss eine Bevision des Tarifs ge- 
bracht (Bull. 1><*>5 I, 12). Die xVbgabo gilt als eine „Besteuerung des Handels", 
irn Ganzen ertrugen diese kleiucre» directen Taxen 1893, von denen die iieucitc die 
fttr Prüfung von Dampfapparaten ist (10 o. 5 Fr., Ges. v. 18. Juli 1892), 5,664,000 Fr. 
Die wiclltig^te Abgabe unter den übrigen kleineren sind die kleineren 1 0 Cent-Stempel 
im (lebiet der indirecten Steuern, mit einem Ertrag von immerhin 10.6 Mill. Fr. in 
1893, 10.36 1892, jihrUcb etwas steigend (1874 7.34, 1884 8.64 Mill.). Sie sind 
ein Beleg für den ungeheuren Formalismus bei diesen bteuern (106.2 Mill. Stück 
Stempel 18981). Ucbersicbt aller dieser kleineren Abgaben und Emage in Fin. III, 
§. 309, S. 782. 

§.23. Die Zölle. Gerade in Frankreich sind Finanz- und 
Schutzz(">l!e vielfliltig im Tarif verbunden und auch die letzteren 
ihrem Eriraiic nach, besonders in einzelnen Perioden, so nament- 
lich wieder seit dem deutschen Kriege von grosser finanzieller Be- 
deutung. Auch sie können daher hier nicht ganz übergangen 
werden, wenn auch nur die finanz- und steuerpolitische, nicht die 
handelspolitische Seite der Zölle hierher gehört. Das Finanz- 
interesse^ auch das berechtigte, ist in der französischen Zollpolitik 
gegenüber dem baDdelspolitischen lange Zeit, eigentlich beständig 
seit der ersten Kevolutiou bis zum Kriege von 1870 zu wenig zar 
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GeltoDg gelangt. Erst seitdem ist es unter dem Einfiaiiis der 
Finanznoth stärker herrorgetreten , aber selbst dnnials sieht das 
allein herrschende geworden, l'nd mit Wiederverbesserung der 
Finanzlage ist es bald wieder, mehrfach zu stark, hinter das handels- 
politische und allgemein-volkswirthschaftliche Interesse — oder das, 
was euimal dafür galt — zarückgetreten. Wieder schärfer ist der 
sehutzzi^Uneriscbe Standpnnet in der nenesten Zollpolitik, im Tarif 
von 1892 zur Anerkennung gelangt Doch die Einnahmen sind 
bei diesem Tarif nicht onerhebllch gestiegen, das finanzielle Interesse 
diesmal also zngleieh befriedigt worden. 

Bei der starken CompUcation der finanzieUen, schatzzOllnorisclien und nehr&cli 

auch der politischen liUcksicbten ia der französischen Handels- und Zollpolitik des 
19. Jahrhunderts, den häo%en Aeuderungeu von EinzclheiteD, der grossen Fülle de:i 
Details ist eine ktirze Darstellung dieser Dinge, welche aacli nvr die Hanptponcte 
und Phasen berücksichtigt, unmöglich. Ich muss daher dafür auf die immer noch 
knappe, aber doch mehr ins Einzelne grehende zusammenfassende Darstellung: der 
Verhältnisse auf diesem allerdings sehr interessanten und lehrreichen Gebiete fraii- 
ZiDsischer wirthschaftspolitischer Geschichte in Fin. III, S. 7^4- >!<-V2 ferweisen. Die 
<?orti?e Darstellung (bis ls>t<i) verfolirt wenijrstenä alle in Betracht kommenden Seiten 
der Sache, lässt sich aber nicht in der W eise zusauiuienziehen, wie es mit den 
anderen Abschnitten im Voraus;i:ehenden geschehen ist. Im Folgenden daher nur ein 
l'eberblirk der Kntwicklung und heutigen Gestaltung in ganz grossen ZUgen, mit 
etwas näherer Ausfuhrung der Verhältnisse seit 1889 (bis Ende 1895). eine Periode, 
vo eine fünfte Epoche der Handels- und Zollpolitik nach den vier im 'S. Bande 
(S. 790 fr.") unterschiedenen im Tarif von 1>'92 und in der Bc'seiti^un;; des Systems 
von Oonventionaltarifen zum Durchbruch gelangt. S. in Fin. III die üebersicht der 
Gesetzgebnng von 1789—1889. S. 784— 7^, Entwicklung des ZoUwesens und Gang 
der Tarifpolitik S. 790 8:^4. Einrichtune des Zollwesens S. S4n, K'ockblick und 
Kritik S. 846--8Ö2. Litteratur eb. S. 789, Statistik vielfach passim. Ich hebe nur 
heiror fbr die altere Zeit (erate Revolution Ue 1870 und z. Th. etwas weiter) Arne, 
etudo snr h; tarif des douanes etc.. 2 Vol. Par. l^TH. W. Lexis, Franzfisische Ati— 
fabiprämien, Bonn 1870 (Tarifgeschichte von 1789—1869, S. 41—96). Für die Zeit 
seit 1870 Hathiea-Bodet, fiaances fraofaises 1870^78, bes. I, ch. 2K. dsgl. nnd 
für die neueste Zeit in d. m Sammelwerk des Vereins für Socialpolitik. Nr. 41, nand- I>- 

Solitik B. II (Loipz. 1892), Denvers' Aufsatz (seit 1860), S. I2'> 207, der Art. 
(man es von Bacqaös nnd Barr6Ie im dict. de Fin. I ist weniger reichhaltig als 
andere in diesem Werk und geht nur bis 1^>7. Das legislative und manches 
statistische Material in Bull., genaueres statistisches Detail im jährlichen tableaa 
güncral du commerce. 

Nach ihrem vorwiegenden principiellen Charactcr, insbesondere 

nach der Gestaltung des Zolltarifs, kann man in der iiaiuleU- und 

Zollpolitik Frankreichs seit Beginn der ersten Revolution wohl bis 

18ü2 vier und seitdem eine fünfte Epoche unterscheiden: die Jahre 

1791 — 93, 1793 — l.SGO, 18G0- 71, 1871—92, seit 1892. In der 

ersten Epoche gelano:, was die absolute Monarchie seit Ludwig XIV. 

nnd Colbert vergebens vollständig erstrebt, wenn auch theilweise 

erreicht hatte, die Zusammenfassung des ganzen Staatsgebiets in 

ein einheitliches Landesgrcazzollsystem, für v, Lolches ein allgemeiner 

Zolltarif aafgestellt wurde (lifdl), während im Innern keine. Zölle 
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mehr verblieben. Der Tarif war, im Anscbluss an die britisch- 
franzOsiscbe Handelsvertragspolitik tod 1786 und an die bereits 
1787 geplante ZoUrefonny ▼erhaltnissmltesig sehr liberal, gemässigt 
schotzzOUnerüeli ancli in Betreff der Fabrikate, und trog doch aach 
den finanziellen InteresAeti genflgend Reebnang. Der Sehwerponct 
der Finanz- wie SchntzzOlle lag im Einfobrtarif, doch war in beiden 
Beziebnogen aneh der Anetiihrtarif noch ziemlich entwickelt Die 
sonstige Finanzpolitik derSerolntionsftra gegen indireete Verbraocbs- 
etenem kam also hier nicht in gleichem Maasse wie bei den inncieii 
Stenern, anch den Resten der inneren ZGll^ inr Geltung (Fio. III, 
f. 310, 311). 

Allein dieKriegBcreigniese, besonders der Kampf gegen England, 
die inneren politischen Wirren itihrten sehr bald wieder von dieser 
liberalen Handels- nnd Zollpolitik fort nnd znrllck zn einer, alles 
Frtthete in dieser Hinsicht noch weit hinter sieh lassenden, Unssent 
scharf prohibitionistisch-protectionistischen Politik, wobei dann aneh 
die Finanzinteressen ganz in zweite Linie traten. Diese Pefib'k 
wurde sehon von der ersten Republik aufgenommen, von Napoleon I. 
in bekannter Art fortgesetzt, zeitweise fiberaus ▼erschftift, nach 
ganz vorti hergehender Unterbrechung 1814 noch in diesem Jabie 
und verstärkt gleich darauf von den Bourbons weiter geführt nnd 
systeniatisch durchgebildet ^ dann im Ganzen doch auch von der 
Julimouarchie festgehalten und verblieb auch so in der kurzen Zeit 
der drilten Republik und bis zur Regierung Napoleon's III. Nach 
Iöl5 nöthigte nur die riuaiizlaL'L' zu emer schärfereü Ausbildung 
der Finauzzßlle aut Colonial- nnd ahnliche Waaren. Bei dem 
wichtigen Finanzartikel Zucker wurde jedoch das Finanzinteresse 
gieich wieder durch cüloninlpuiitische Rücksichten auf den franzü- 
sischeu Colonialzucker, durch protectionistische auf die einbeimische 
Raffinerie und bald immer mehr auf die inländische Rübenzneker- 
indu^trie zurückgedrängt f§. 15:'). Auch Interessen der franziisis: hen 
Rhederei nnd Schifffahrt wirkten in Gewährung von Vorrechten oder 
Begünstigungen der heimischen Flagge, der directen Einfuhr im 
Zoll- und Abgabevvesen in ähnlicher W'eise. Die Knsi.s der Land- 
wirthschaft nach 1^18, politische Rucksichren auf sie, Interesse:! 
spceieii des Weinbaues führten dann unter den Bourbons zu emci 
hochschutzzöllnerischen agrarischen Handels- nnd Zollpolitik, An- 
nahme der gleitenden 8cala für Getreideein- und Ausfuhr, und so 
blieb es, mit kleinen Moditicatioucn, auch unter Louis Philipp uud 
später. Die Industrie^ besonders deren wichtigste und im Paria* 
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ment einflassreicbste Zweige, Textil- und EiseDiDdastrie, verlangte 
ebenfallB weitgehende fiegttn&tigangen, im Tarif ond 84MUt. Rflck- 
sölle ond förmliche Anefahrprttmien traten hinzn. Der Schutzzoll 
worde so in völlig ^stematischer Weise und sehr scharf entwickelt, 
was der Handels- and ZollpoütilL bis fiber die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts hinans ihr Gepräge gab nnd sich trotz alles Weehsels 
TOB Staatsform und Regierang wenig änderte. Der Reinertrag der 
Zölle, nach Abzog der dorch das System bedingten hohen Ver- 
wsltongskosteni der Ansfahrvergtttongen o. s. w., konnte anter 
solchen Verhaltnissen nicht in gleichem Maasse mit der Entwieklong 
der Volkswirthschaft ond des Finanzbedarfs steigen. (Fin. III, 
g. 313, 314.) Die Verkettung der schotzzöllnerischen Interessen 
im Parlament, die Abhängigkeit der Regierongen hiervon hinderte 
jede amfassendere Zollreform. 

Das änderte sich erst anter Napoleon III., welcher liberalerer 
Handelspolitik holdigte, von englischen Ansichten beeinflasst, aoch 
politisch dorch seine Stellong ond dorch die Verfassong eher in 
der Lage war, tiefere ond selbst grundsätzliche Reformen in der 
Handels- nnd Zollpolitik, besonders im Tarif, durchzuführen. Er 
begann schon in den Jahren 1852 ff. durch Decrete mit Tarit- 
ermässigungen , zeitweiser Suspension der Getreidezollgesetzgebung 
von 1832 und tbat dann den principieJIeii Sehritt zu ein^icileiider 
liberaler Taritrei'orm im llaiidelsvertnig mit (iiosübritannien vom 
23. Jan. 1860, einem Vertrag mit Grundsätzen über Tarilpuncte und 
mit Conveiitionaltarii', wozu die Verfassung von 1852 den Kaiser 
ftr sich ermächtigte. Ein ganzes System ähnlicher Verträge mit 
anderen Mächten, mit Tarifverabredun^en und mit der Clause), 
sich gegenseitig auf dem Fusse der meistbegünstigten Nation zu 
Iwhandeln, und weitere selbständige Reformraaassre^cln schlössen 
sich an. Dadurch wurde das französische handelspolitische und Zoll- 
system zwar keineswegs eiii i i eihändlerisches, der Zolltarif nicht ent- 
fernt so einfach wie der englische, noch so niedrige wie der deutsche, 
aber man crinir doch aus Prohibition und Hochschutzzoll zu ge- 
mässigtem Schutzzoll nnd auch zum Thcil zn niedri«::eren Fiuanz- 
'/'■'llen über. In letzterer Hinsicht trat das berechtigte Kmanzinteresse 
sogar etwas zu sehr zurück, und linanziell hat denn auch die Napo- 
leonische Politik trotz Verminderung der Verwaltunf;skosten und 
bald völligen Wegfalls der Ausfuhrvergütungen nicht eben einen 
günstigen Erfolg ftlr den Zollertrag gehabt. Mit dem agrarischen 
SchatzzoUy den Einfohrprohibitionen, den meisten Aasfubrzöilen^ 
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den bisherigen Schiffiahrtsabgaben , im Gefolge der wesentiieheii 
BeMitigaog der protectioniatiBcben Sebififahrtogesetegebang war 
aber aufgeräumt woiden. 

Der deutsche Krieg, der Starz Napoleon's III. veränderte die 
Lage daun freilich TOUig. Steigende FinanzbedürfDisse maebten 
sieb geltend und nOtbigten besonders zn starker Steigerung der 
FinanzsSlle^ die damit mebrtiicb eine in neuerer Zeit seltene Höbe, 
aneb verglichen mit andren Ländern, erreicht nnd diese im Ganzen 
bis jetzt behalten haben. Nur beim Zneker binderten die mancberiei 
sieb kreuzenden Interessen nnd Rttcksiebten eine ebenso folgerichtige 
und anhaltende Politik. Aber aneb im ganzen Zolltarif und in 
anderen bandelspolitiscben Dingen maebten sieb, zumal unter dem 
Präsidenten Thiers, dem alten flberzeugten ScbutzzOliner, wieder 
stark protectionistische, den Handels-, zumal den Tarifverträgen, 
der Clansei von der Meistbegänstigung gegnerische Bestrebungen 
geltend. Man suchte sieb, um freie Hand in der Tarilpolitik za 
gewinnen, von den Handelsverträgen, zumal denjenigen mit God- 
ventionaltarifen, frei zn machen und die Handels- und Zollpeätik 
wieder autonom zu gestalten. Indessen an der Maobt der Um- 
aüinde, an der Blicksiebt auf zu befürchtende bandelspolitiscbe 
Isolirung und fremde Bepressalien, an den Conseqnenzen, welche 
einzehie Haassregeln, wie die von Thiers geplante, einen Angeit- 
blick auch in der Gesetzgebung durchgedrungene, jedoch alsbald 
wieder zurückgenommene Bezollung fremder Robstoffe in der Be- 
lastung der Industrie nnd in einem neuen System technisch schwieriger 
Rückvergütungen bei der Fabrikatenausfubr mit sich bringen mussten, 
an allen diesen Schwierigkeiten scheiteitun diese Bestrebungen. 
Man rausste sich doch wesentlic h mit einigen liscalischen, durch 
die Haudelsveitiä^e nicht gehindeitcu und mit anderen kleineren 
protectionistischeu Maassregelu begnügen; aus diesen ging im Gauzeu 
zwar eine Steigerung der ZoUerträge, aber doch noch keine so 
bedeutende, wie sie das Finanzinteresse gefordert hätte, hervor. 
Obgleich mau dann Ende der 1870er Jahre durch Kündigung der 
Handelsverträge in die Lage gekommen war, andere handele- uud 
tarifpolitische Bahnen einzuschlagen, ist der aus längeren Vorbe- 
reitungen hervorgcgangeue neue allgemeine Zolltarif von 1881 docli 
im Finanzinteresse nur etwas liscalischer ausgelallen, hat aber den 
Character eines rationellen Schutzzolltarifs ohne rrohibitionen und 
mit zwar nicht niedriL-icn, aber im Ganzen d'u Ii noch fiLitiiissigten 
Schutzzöllen beibehalten. Da jedoch alsbald wieder eine Reibe 
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neuer BandelsTeitrige mit TarifetipnhttioDen abgesefaloesao wardeD, 
entflttod ein neuer CoiiTeiitioDaltarif, welcher gegenttber dem früheren 
nieht 00 sehr verschieden war und knom aU mehr protectionietiech 
wie dieser beseiebnet werden kann. Da die Claosel Ton der Mei»t* 
begflnstigong verblieb, ist der Conventionaltarif anch femer an 
sehr ausgedehnter Anwendung, lllr die enrop&ischen Staaten ans- 
nabmslos, gelangt Gewisse ZoUznscUäge fttr die indlrecte Einfuhr 
aoBBerenro^üseher Waaren ans Zwiscbenhftfen („EDtrepots^') and 
einer Beihe enropftischer aus anderen als den UrsprnDgsländem 
and gewisse Zollbefreiungen und ErmlRsiguDgen für die Erseug» 
niSBe französisdier Golonien und Besitsnngen naeh Frankreich ver- 
bliebet). Die letzten AusfubrsOlle des Tarifs fielen dagegen, die 
1872 geplante neue differentielle Behandlung der fremden Flagge 
unterblieb, man wandte dch statt dessen 1881 zu einem System 
der Gei^bning von Schifi1»an- und Sehififahrtsprämien, behielt die 
ans fiscaliscben Grflnden 1872 eingeführte Quaiabgabe, ein allge- 
meines Tonnengeld, auch für französische Schiffe bei, ebenso die 
doch auch mehr tiscalische als irebiihrenaitige statistische Abgabe 
Ton li:>72 und erreichte so ininierhin eine bedeuteiulere Steigeruug 
der Zolleiuküiiite. Dazu trug, mit starken Schwaiikuiigeii in ein- 
zelucD Jahren, anch der in Verbindung mit der ganzen Zucker- 
besteuerung stehende und danach wechselnde Zuckerzoll sowie der 
Weinzoll und der immer wichtiger werdende Petioleumzoll bei. 
Im Ganzen erhöhte .sich Mitte und Ende der 1880er Jahre der 
ZoUertrag gegen die Zeit vor dem Kriege um mehr als das Drei- 
fache bis zum Vierfachen, und darin betrugen die Finanzzölle (ein- 
sehliesslicb allerdings der Geü-eidezölle) jetzt an %, früher nur 
an ^4- So war der Zolltarif nach seiner Wirkung doch immer mehr 
ein FiDanzzolItarif geworden. Abgesehen vom Getrcidezoil stieg 
indessen der Zollertrag seit 1880 kaum mehr. (tln. III, §. 318—323). 

In Bezug auf die Agrarproducte war im Tarif von 1881 
noch die im Wesentlichen freibäudlerische Politik für Getreide 
ganz beibehalten worden — nur Weizen trug einen kleinen festen 
Zollsatz, GO Cent. tUr 100 Kilo — , i'ür Vieh und Fleisch hatte man 
die bisher ganz niedrigen Zölle etwas erhöht. Die Agiarproducte 
sind, bis auf ganz kleine Ausnahmen, weder früher noch später 
Gegenstand der Conventionaltarife und Handelsverträge gewesen. 
Hierfür galt also der allgemeine Tarif und hatte man nach wie 
vor Freiheit autonomer Tarifgestaltung. Die veränderten Conj uncturen 
des Weltmarkts, die fremde Concurrenz in Getreide und Vieb, die 

A. Wagoer, FüianswisseiuelMfl, B^taznngahefi sa Baad III. 9 
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neue Agrarscbutzpolitik andrer Länder, besonders das Beispiel des 
DentBcben Beichs, führten aber einige Jahre nach Erlass des Taril's 
Ton 1881 auch in Frankreieh von 1885 an zum AgraFschntzzol), 
fttr Getreide, Vieh, Fleiseh nnd bald zur starken Steigerung der 
ersten Tarifsätze (1887, 1889, Weizen, enropftiseher nnd direet ein- 
geführter ansscrenropäischer 1885 auf 3, 1887 auf 5 Fr. p. 100 Kilo). 
Diese Politik ist seitdem streng festgehalten, später (1892) and 
jtlngst noeh (1894) verschärft worden. Bei der verbleibenden starken, 
wenn auch schwankenden Getreideeinfuhr ist der Getreidezoll so 
aueh ein wichtiges finanzieUes Object fttr den Ertrag geworden, 
er brachte seit der zweiten Hälfte der 80 er Jahre Ve 
des gesammten Zollertrags ein (FIp. III, §. 322, 323). Agrarische 
Rohstoflfe fHr die Industrie (Flachs, Haof, Schafwolle, Oelsaaten), 
anch Seide waren 1881 nnd in der Folgezeit zollfrei geblieben. 

Mittlerweile war aber im Laufe der 1880 er Jahre die pro* 
tectionistlsehe Tendenz, die Meinung vom ungünstigen Einflnss der 
Handelsverträge auf Productioo nnd Handel, nnd vom Nachtbeil, 
durch diese Verträge an freierer Bewegung gehindert zu sdn, in 
Frankreich wieder stärker geworden. Mancherlei Unbehaglichkdten 
im Gefolge der technischen Fortschritte, der Einwirkungen der 
immer mehr verbesserten und verwohlfeilerten Commnnicationen, 
der steigenden Abhängigkeit von den Weltmarktconjuncturen , die 
analogen Strömungen in anderen Ländern, wobei namentlich der 
Umschwung der deutschen Handels- nnd Zollpolitik seit 1879 in 
mehr jjrotectionistische Richtung als Grund, incbr uuch als Vorwand 
ild/Ai diente, ähnliche Üahnen einzuschlag-en — als ob nicht alle 
„liberale" französische Hundeis- und Zollpolitik im Ganzen stets 
noch wesentlich protectiunistischer geblieben wäre, vor und nach 
1871 und 1881 als die deutsche seit 1879 ! — kurz dies und Aebn- 
liches verstärkten diese neuen protectionistischen und Lnabhäugig- 
keitsneigungen in Frankreich, Die Ansicht, dass der Tarif von 
1881 und die Conventionaltarite mindesiens nicht mehr den Be- 
dürfnissen entsprächen, verbreitete äich immer mehr, indem man, 
wie gewöhnlich, Uebelstände dem Tarif zuschrieb, welche damit 
nicht sichci etwas /u thuu hatten, jedenfallö nicht so viel, als man 
vorurtheilsvoU nnd von Specialiuteressen befangen annahm. Man 
war in der Luge, sich von allen tarifarischen und sonstigen lästigen 
Bindungen durch llaudelsvertiäge bis Anfang 1892 (1. Febr.) frei 
zu machen nnd thut das dann auch durch entsprechende IMaass- 
regeln (Kündigung oder Ablauieolaösen der Verträge oder Yeriäugeraog 



Digitized by Google 



Zalle. Uebenidtt der EntvickloDgr. 



131 



nur der convenirenden oder nicht stÖreDden BestimmungeD). 80 
bereitete sich denn eine neueEpoobeder Handels- und Zolipolitili 
Tor^ welche mit dem Zolitarifsystem von 1892 zum Darehbrnch 
gelangt ist 

Hier sagte man sich Yon Handelsverträgen mit .Tarifbe- 
Stimmungen, damit von Oonventionaltarifen los, stellte aber grund- 
sätzlich zwei Tarife, einen den Kamen Generaltarif behaltenden 
Maximal- nnd einen Hinimaltarif anf. In beiden nahm man die 
l'llr berechtigt geltenden finanziellen nnd stärker wie bisher die 
protectionistisehen Interessen wahr, schloss die agrarischen Schntz- 
zOlle aber ans dem Minimaltarif überhaupt ans nnd behielt sich 
f&r beide Tarife beliebige autonome Aendernngen, auch ohne Bin- 
dung an Zeitfristen, vor. Der Maximaltarif gilt dann, wie der 
frühere Generaltarif, als Regel. Aber der niedrigere Minimaltarif 
wird ganz oder theüweise, spontan auf Grand besondem Erlasses 
oder auf Grund von darauf abzielenden Verträgen auf die Erzeuge 
nisse derjenigen Länder angewandt, welche französischen Erzeug- 
nissen „entsprechende Vortheile" (d'avantages corr^latii's) gewähren 
und ihre niedrigsten Tarife darauf anwenden. Insofern ist die Be- 
dingung der Behandlung nach dem Fuss det Meistbegünstigung 
verblieben. Handelsverträge sind also auch unter diesem System 
nicht aasgeschlossen, die auf spätestens 1. Febr. 1892 gekündigten 
konnten in Bezug auf andere als Convention altarifarische Puncte 
auch verlängert werden, was mehrfach geschehen ist. Die Gewährung 
der Vorlheile des Minimaltarifs ist aber für die frauzösische Re- 
gierung nur unter der Bedingung der Festsetzung^ einer zwölf- 
monatlicben Aufkündigungsfrist gesetzlich statthaft geworden. 

In finanzieller Beziehnng versprach der neue Tarif eine nicht 
unerhebliche Mehreinnahme aus den Zöllen, welche auch eingetreten 
ist Die handelspolitische Wirkung, soweit sie in der kurzen ver- 
flossenen Zeit sich übersehen und bei der Coniplication mit sonst 
noch einwirkenden Factoren sich beurtheileo lässt, möchte zwar 
nicht ganz der beabsichtigten, aber der in diesem neuen System 
eigentlich enthaltenen entsprechen : etwas grösseres Zurückziehen 
der französischen V'olkswirtbschuft inii sich selbst, etwas grössere 
Unabhängigkeit von deii Schwankungen des W'eitniaikt^j aber wohl 
auch, — was mau nicht wünschte, indessen als leicht mögliche 
Folge hätte einsehen müssen — eine etwas erschwerte Stellung 
der französischen Exportindustric und etwas Verminderung des 

Fakrikateuexports, — wobei freilich gerade in Betrete letzteren 

9* 
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PuDcts noch dahin steht, oh dies mehr vorübergebeiid und von 
undem Umständen bedingt und bewirJ&t ist. 

S. namentlich die Begründung der neuen Politik des Tarifs tron 1892 Seitens 
der Rcgienins: in ihrer Vorlagrc vorn October l'^iio. Bull. 1890 II, 580 — 55*2. Ueber 
die parlaineiiiurUcbeu Verhau dluiigen &. Denvers a. a. 0. Tarifgesez v. 11. Jau. 
1892 (Bull. 1892 I, 13 ö"., der Tarif selbst ob.). Ges. v. 29. Dec. 1891, betr. das 
Zollregime gegenüber gewissen Staaten (eb. p. 11). Die haaptsächlich.sten Finanzzölle 
(Caflee etc.) sind iu der seit dem KriL-j^e erreichten Höhe geblieben (s. Fin. III, S. 819). 
Die Getreidezölle gingen mit den bisherigen Sätzen (Fin. III, S. 880) in den Gent.ral- 
tarif über. Die bisherigen Stückziille für Vieh wurden meistens in Gewichtszölle 
verwandelt and dabei wohl eher erhöht. Bcmerkciiswerth ist im ueuuu Tarif die Ent- 
wickluD^ eines BpecialiSirenden Systems ron Holzz Ollen (bois communs, Nr. 128 bis 
l:>7 des Tarifs), woraus bald ein nicht unerheblicher ZoUertrag kam. Fremder 
Zucker blieb den Zolizuschlägeu der Oes^tze ?om 19. Juli lÖBO und 5. Aug. 1890 
ferner nntervoifen. In einer Tnb. G zum Tarif ist eine grossere AnzaU vicktifor 
Waaren aufgeführt, welche bei indirccter Einfuhr ans einem Lande Europas Zoll- 
aufkchläge tragea, daraot«^r FiuanzzoUartikel , wie Catieo, Cacao, (iewiUze, Tbce, 
Mineralöl, aber aneh industrielle Boh- und Hilfisstoffe, z. B. Indigo; doch sind einige 
vichtige Artikel, welche auch sonst zollfrei sind, so Schafwolle ron Australien. Kap 
und Indien, indische Baumwolle, Jute von diesen Zu&chlägeu ausgenommeo. In Tab. 1) 
sind eine Reihe europäischer Artikel genannt, velche bei indireeter Einftabr ans doen 
anderen als dem Prodcctionslande < meist kleine) Zollzuschläßje tragen, darunter /„ B. 
Schafwolle. Mineralöle, Uolz. Tab. £ enthält Tarifsätze für Einfuhren aus den tnui- 
zOsfscben Colonieen und Bcttitzangen. wonach wichtige Finanzzölle anf CafTee, Ocm, 
gewisse (jcwUrze, Theo auf die Hälfte des allgemeinen Satzes redncirt sind. —\t 
Betreff der ZoU-IiückvergUtungen ist eine bemerkenswerthc neue Einrichtung bei 
BaumwoUi^arn getroffen. Dieser Artikel wird nicht mehr zeitweilig im Veredlnngs- 
verkehr (wie eine grössere Reihe anderer Artikel in Art. 13 des ZeUgesetzcs void 
IL Jaii. l^'.t'2) zollfrei zugelassen, abrr bei Ijcstimiiüeu im Gesetz fenannten Geweben 
werdcu bei dcvcn Ausfuhr CO der den verwendeten Uanißummcru entsprechenden 
Einfilhrzölle rückvergütet, worin wohl wieder eine Art Ausfuhrprämien liegt (Art. 10 
des gen. Ges.). AusIuhr^üUe hat auch der Tarif v on 1892 nicht wieder. Der Minimal- 
tarif ist auf die wichtigsten Länder, mit denen Frankrcicli im Verkehr steht, ins* 
besondere die enropäischen, weil diese die Bedingungen dafür eiftült haben, zur An- 
wendung gelangt. Eine Ausnahme bilden in Europa Italien, Portugal, eine Ivurze Zeit 
Spanien, dann seit Mitte 1893 die anfangs den Mioimaltarif geniessende Schweiz, 
deren Sinfohren daher von da an dem höheren Generaltarif onteriagea. Erst zwei 
Jahre später ist mit der Schweiz wieder eine Vereinbarung gelungen, wonach ihr der 
Minimaitarif zu Theii wurde (s. Decr. v. 16. Aug. 1895). Auf Nordamerica wird 
der Uioimaltarif bei bestimmten Prodneten angeirandt 

Der Bohertrag der Zölle u. s. w. und einiger wichtigerer einzelner Artikel, wor- 
über für die Zeit bis l^^'^O in Fin. III S 882, 8;^3 Daten, war in don letzten Jahrea 
<BuIl. 1894. II, III) in Mill. Fr. im >.igehniss: 



Einfuhr- 
Zölle 


Statistische Schiitfahrts- 
Abgabe Abgaben 


Anderes 


Zusammen 




8M.8 


G.t< 


8.4 


5.2 


401.7 


1889 


3.^5.6 


7.1 


8.0 


5.1 


875.8 


1890 


361.5 


7.5 


8.5 


5.3 


282.7 


1891 


393.6 


7.6 


9.4 


5.7 


41(>.8 


1892 


430.8 


7.1 


8.8 


5.1 


451.2 


1893 


452.5 


7.0 


8.1 


5.2 


472.8 


1894 


4(>fx:{ 


7.9 


8.4 


5.5 


4N7.4 


1895 (provis.) 
I89t> (Voranschlag 


8*»7.<» 


7.0 


7,8 


5.'> 


418.4 


408.3 




7.8 


(i.O 


428.8 


ohne Zucker) 
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Einzdne Artikel 

Cailoe ..... 
(jetreido .... 

Wein 

Mineralöl .... 
Fr&DzOä. Coloit.'Zucier 
Finder 

(nuieines Hob. . . 

CacAO 

Steinkohlen . . . 
Tafelfrfidite . . . 



1889 

101.7 

20.2 
87.:i 
28.8 
6.6 
(1.2 
IM 
10.8 
7.8 



1891 

72.Ü 
21.2 

27.4 
14.9 

0.2 
15.0 
12.7 

5.4 



1893 

107.0 
70.9 
43.6 

m.2 

9.« 

l.->.s 

U.9 
12.3 
9.4 



1894 

108.2 
93.7 
26.8 
:^1.2 
25.4 
16.1 
17.6 
15.5 
12.3 
11.3 



Kechuet man, wie in Fin. III, im fOr 1872 und 1887, aach far 1893 diejenigea 
Posten, welche Tornealicli od«r anatdilieadleli fInenfzOUe dnd (doch elnsdiUesdieli 

der Wein-, der Getreide- und Yiehzölle, letztere ^aben 1888 3.1, 1891—94 2.3, 
3.0, 6.2 Mill. Fr.), and die tlbrigen etwas grösseren ZoUpodten, nebM Bobetoff- und 
FilbriIntmsehQtaEMle («imiohlicflslieh KoMensoll mtd Hohzoll> zvsnmmen, so ertrageii 
di" prsrr.ren in 1893 339.9 Mill. Fr. (wovon auf Wein. Getreide. Vieh. Pf.-rde. Kase, 
Mineralöl 121.8), die letzteren 66.5 Cworon auf Uoh und Steinkohle 28.1), während 
46.1 mU. Fr. auf alte anderen Artikel kamen. Die Antlidle der zweiten und 
besonders der dritten Katosorie vom ganzen Zollertrag sind daher seit 1887 wieder 
gestiefea, bei jener ?on 12.2 auf 14.7, bei dieser ron 7.1 anf 10.2 %, worin sich 
äe wliltiittg des neuen Tarifs wieder als die eines mehr protectionistischen kundgiebt. 
Wenn man die agrarischen Schutzzölle zur zweiten statt zur ersten Kategorie stellte, 
viirde dies noch mehr hervortreten. 1895 gaben die EinfohxzöUe (ind. Zocker) gegen 
1894 einen Minderertrag von ca. G4 Mill. Fr. 

Seit dem Erlass des nenen Zolltarifs von 1892 sind nar xwei 
wiebtigere baudels- nnd zollpolitiscbe Ereignisse zn erwttliBeii. 
Das eine war der wesentlich politischen Motiven entsprungene neue 
Handelsvertrag mit Hussland vom 17. Juni 1^93, wodurch 
eine Verminderung der Petroleumzölle eintrat. Das andre war 
die weitere Erhdhang der Getreidezölle, besonders fllr 



Auch im Handelsvertrag mit Kussland bat b'rankreicb trotz seiner kläglichen Buhlerei 
um russische Gunst keine Goncesslon in den GetreidezOllen gemacht, wfthrend sich 

1)a!c] darauf bekanntlich das Deutsrlie Reicli in seinem Vertrage mit Kus'^laiHi zw einer 
solchen verstand. Aber es hat durch das Versprechen der Beductiou des Pctroleum- 
zoHs doch wieder einm Satz seines EinAihrtarif^ zu einem conrentionalen gemacht. 
Der Zollsatz ist für die dirccte Einfuhr anf die Hälfte des bisherigen (und schon 
älteren) im Geoeialtarif herabgesetzt worden, von 18 Fr* (bei directer £infahr) auf 
9 Fr. fflr 100 Kilo tat rohes. Ton 25 Fr. fär 100 Kilo raffioirtes auf 10 Fr. fUr das 
Hectoliter. Dies nnisste dann auf din ainlereii iJinder, für welche die Mcisf- 
begttnstignngsclausol galt, angewendet werden und wurde für das einzige sonst practisch 
in Betracht kommende Land. Nordamerica . auch durch Decrct vom 7. Jnli 1893 an- 
geordnet. Ein besonderes Zollgeserz vom .30. Juni 1893 hat die Petrolcumzölle (Pos. 197, 
198 des Tarif») neu geregelt und die bisherigen Sätze des Generaltarifs bestehen lassen, 
aber in dem Minimaltarif, wo sie bisher fehlten, die rcducirtea eingesetzt. Die durch- 
weg um 5 Fr. höheren Sätze für indirecte Einfuhr sind in beiden Tarifen geblieben. 
Da die '/ollrednction schwerlich einen ihr entsprechenden Einfluss auf die SteT5rening 
der Einfuiir ausubeu wird, hat I-'runLrcicL einen nicht unbedeutenden Thcil dieser 
Kinnahme ans dem PetrolcumzoU aufjj^geben. Dieselbe fiel schon 1893. wo die 
Keduction vom 1 '2 Juli an einf^etrcten war, von I ' Mill. Fr. in 1892 auf 30.2 Mill. 
und 1894 weiter auf 31.2 Mili. Fr. In Verbinduujj; mit dieser Maassregcl steht die 
Anfliebnng der inneren Mineralölstener ftkr heimisches Prodnct daich Gesetz rem 



Weizen 1894. 
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2. Abschu. Französische Besteuerung, jj. 24. 



17. Juli 1894 (s. 0. S. 112). wofür ietzt so?ar fiegOnstigniigeii dnfetroteo Bind 

(Reglement v. 24. Auf,'. l^'^U. Bull. 1S94, II. 201). 

Die Erhöhung dor OetreidezOlle v&r die Folge der Conjanctur des immer 
stärkeren Preisdrocks. Man hat, trotz des rassischen Handelsvertrags und der Rück- 
sicht anf Rassland, die Sätze No. 68 und 75/77 des Generahari&, der fdr Getreide 
allein und für alle Provenienzen in Betracht kommt, durch das Gesetz r. 17. Febr 1894 
stark erhöht, den Normalsatz für Getreide, den Weizenzoll (auch für Spelz uad Meng- 
korn i,^iltcnd) von 5 auf 7 Fr. für 100 Kilo gebracht, die dmDit in Verbindait; 
srchenden Zölle cutsprechend. Auch ron eini^in Zoll von 8 Fr. war ernstlich die Rede 
Der Zoll für Koffgen, Gerste und Hafer ist unvcriiadert auf H Fr. stehen gcbliebou. 
Unter den heutigen .Verhältnissen wird auch der Zollertrag in Folge der Zollerhöhan;? 
steigen. 1893 gaben die Getrcidczölle schon fast \„ des ganzen Zollertrags fl-ITO, 
1894 schon ein volles (20.1 "/o)- Frankreicli streng und couse- 

qneiit am agrarischen Schutzzoll festgehalten and diesen den Verhältnissen gemlss 
noch ver«;ch irft. fast genau in dem Augenblick, wo Deutschland durch den Abschloss 
des russiscbeu Hainiclsvertrags die bereits vorher eingeleitete Ermässigung des Agrar- 
schntzes für laa^c Jahre festlegte und sich dafor rerttmgsmlssig twuid. Ob diese f«r> 
schiedene Politik durch die verschiedene Bevölkerungsvermehrdnc: p;enU!3:end erklärt 
und die deutsche dadaroh befriedigend begrtlndet wird« wie bei uns wohl bohaaptet 
worden ist, bleibe daliin gestellt. 

Im Gefolge der schweizerisch-fiwnzOBiBeheii Verhandlungen luit ein Gesetz vom 
l'-. Anf^. ll^l).' einige allgemeine AbSndeningen, insbe^ond-Te Ermiissigunj^ea des 
■Miaiiiidi- i'ariis von 1892 gebracht, womit aber doch im Guiuca nur eine kleine Ver- 
änderung dieses Tarifs in der angedeuteten Richtung erreicht worden ist (Bull. 1S95II, 
101 ö.). Im finanziellen Interesse, am Algier mehr mit zur Tragung der liedeutendcn 
Kosten, welche es Frankreich finanziell bereitet, heranzuziehen, sind jung&t Zoll- und 
StenercrhOhvngen ftlr Algier speciell erfolgt, so im Etatsgesetz fOr 1896, Art. 11 £, 
1^. 19, Decret vom HO. Hcc. 1896 tlber den so^en. Seo-Orfro! in Algier (Zoll von 
Colonialwaaren , Branntwein, Bier). Im Voranschlag far 189b für Algier fand bo 
g4^;en den für 1895 eine ErhAhong der algieriscken SkkUdnnalimen nni nof 13«28, 
der indincteii Stenern, besonders fllr Bcanntvdn, tim 2.24, anf 5.89 Mill. Fr. fctatt. 

§. 24. Beim Kückblick anf die ganze indirecte Verbrauchs- 
besteiieriing und die verwandte (§. 16 — 23), sowie auf die ge- 
sammte Staatsbestenerung (§. 11 --25) ergiebt sieb eine Bestätigung 
der am Schluss des §. 11 bervorgehobenen Thatsachen und des 
daran geknllplten Urtheils, welches im dritten Theile dieses Werks 
in genauerer Weise begründet worden ist (§. 332 flf.): im Anfang 
des zweiten Jahrhunderts nach dem berühmten ,,17bi^^' 
ist man in Frankreich mehr als je von dem im Beginn 
der ersten Revolntion verfolgten Ziele der Stener- 
politik: yyWeg mit den indireeten Steuern" entfernt 
Unter dem Einflnss der Ereignisse von 1870/71, der seitdem inne- 
gehaltenen allgemeinen Politik hat man gerade in der yydritten Be^ 
publik'' eine Steuerpolitik eingeschlagen nnd consequent durch- 
geführt , welche den Schwerpunct der Steuern selbst immer mehr 
noeb in die indirecte Verbranchsbesteuerungy daneben in die Ver- 
kehrsbesteuenmg verlegt hat . In den letzten Jahren, aneh wieder 
seit Mitte nnd Ende der 1880er Jahre, besonders unter dem Ein- 
floss der jflngsten Zollpolitik, ist diese Richtung sogar abermalB 
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allrker geworden. Die Wiederbeseitigiing einiger kleiner nener 
innerer indireeter VerbrancbsBtenern , die kleinen Reformen^ besw. 
anob die dadnreb bewirkten ErtragserhQhnngen der grossen directen 
Stenern, die bedentende EnnSsBignng der Transportstener nnd was 
sonst noeh an Aenderangen (im finregistrementy StempelV: Zneker- 
stener) eingetreten ist, hat alles «isammen also nicht den Eindnss 
gehabt^ jene Riebtnng zn Undem. Nnr ist in der indirecten Stener 
der Einfohrzoll mehr im Ertrag gestiegen, die betreffende Last so 
mehr anf den internationalen Verkehr hin nnd vom inneren Ver* 
kehr, der heimk^n Prodnction nnd Gonsnmtioa etwas fort- 
geschoben worden. In stenertechnischer Hinsieht sind ohne 
Zwdfel die heutigen Stenern nnvergleiehlieh besser eingerichtet, 
als im aneien regime. Aneh die inneren indirecten Stenern sind 
nach Answahl der Artikel, die sie tretiTen, günstiger zn benrtheilen 
als die alten.- Die Verlegung des Scbwerpunets der Verbranchs- 
bestenemng von der Salzsteuer (gabelle!) in die Alcobol-, Tabak-^ 
Zucker-, Caffeesteuer ist ein bedeutender Fortschritt, auch wenn 
noch hohe sonstige Verbrauchssteuern (Getränke, andre Zollai-tikel) 
geblieben sind. Aber die mancherlei Belastung;en und Bel8sti::uiigeti 
des Veikehrö, der Froduction, der Consumtion durch diese >teueru 
oiid durch die Zölle sind doch auch heute noch gross, weit ^^riisser 
als in Grossbritannien, aber auch als in Deutschland, selbst als in 
Oesterreich- Ungarn und in Italien. Und die Gesammtbelastung 
durch alle Steuern und gerade auch durch die inneren indirecten 
und die Zölle ist absolut ausserordentlich gestiegen, wenn vielleicht 
aoch relativ gegenüber dem weit grösseren Volkswolil^taud und 
der dadurch gewachsenen Steuerfähigkeit nicht grösser, selbst 
kleiner geworden als vor 1798. Ein idealistischer Finanzmann 
uod Steuerpolitiker der ersten Revolution, welcher das Steuersystem 
des ancien regime verurtheilte und zusammenbrechen half, wltrde 
staunen , wenn er im heutigen franz(»sischen System im Ganzen 
doch wirdri- feto viele Aehnlichkeit mit dem alten sähe. 

Damit soll tlber die französische Steuerpolitik im W. Jahr- 
hundert und auch über die seit 1871 eing:es('hlagene kein un- 
bedingtes Verdict gefallt werden, liesser zu machen wäre gewiss 
Manches gewesen, schwierige, aber doch ausführbare, tiefergreilende 
Aenderungen der directen Besteuerung hätten es ermöglicht, diese 
Besteuerung mehr auszubilden, ertragsreicher zu machen und so 
die einseitige hypertrophische Entwicklung der indirecten und Ver- 
kehrsbestenemng etwas einzudämmen. Die herrschenden bUrger-i 
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2. AiMclm« FfMuOnsch« Besteoeniiig. §. M. 



licb-kapitälistisckeo Classen des beatigen republikaniselieii Frank- 
reich haben sieb nicht einsichtiger und nicht uneigemilUKigMr ab 
die pri?ilegirten Classen des aneien regime in Finnni- nnd Stene^ 
Mchen, die repoblikaniscbe Verfaaenngtform und die parlamentansdie 
System haben sieh anf diesem Gebiete nieht leistongsfiUiiger al« 
das alte absolute EOnigtham erwiesen. Zeoge des n. A. der Wide^ 
stand, welchen immer wieder die Ebflihmng einer wirklichen Emr 
kommenstener findet , die Phrasen, mit welchen dieser Widerstand 
zn begründen gesucht wird, das falsche Lob des ,ydemokratischen<' 
Charaeters» welches man in Frankreich gern seiner StenerveifassoDg 
spendet. Man hätte immerhin Einiges in dieser Verfassung bessern 
können, wären Begtentngen, Ministerien, Parhimente ihrer Angabe 
besser gewachsen gewesen, ihrer Pflicht besser nachgekommen^). 
Aber andersoifs — hei dem gegebenen Pinana- nnd Steuei- 
bedarf, selbst wieder einem nothwendigen Produet der 
französischen inneren und äusseren Geschichte, welche 
ihrerseits wieder das £i ^cbniss des französischen Natio- 
nalcharacters ist, war doch im Wesentlichen keine 
andere Steuerpolitik möglich, hätte keine einen solchen finanziellen 
Erfolg gehabt, als die eingescblagene. Gerade die französische 
Steueigesehichte seit 1789, die grossartigste und interefeanteste 
der WeU, TCrklindet die grosse ÜDanzwisseascbaftliche Lehre, wie 
sehr viel mehr auch diese wirthscbaftlichen Dinge historisch- 
realistisch „gebunden" sind, als Doctrinäre und Ideologen 
annehmen. Gerade dies rechtfertigt es wohl, die fianzüsische Be- 
steuerung auch in ciDem rmaDzvvibsenscliaftlichen Werke, in der 
„speciellen Steuerlehre" so in den Vordergrund zu öteiiea, wie es 
hier geschebeu ist. 

Vgl. Fin. III. §. ?,34, besonders S. 861 und überhaupt daselbst S. 852— 862. 
Zur Erf;&Dznng der Tabelle in Fin. III, S. 895 vnd mit etwas anderer Berechn«n«rs- 
weise der Procent2ahleh wie dort und wie obeu ia dieseiu llefiL: in der Tabelle 
S. 58 folgt hier noch eine Uebersicht, wie sich in Bezuff auf die g rossen Gruppen 
der Besteuerung deren Verhältniss zu einander seit 1847 bis 1894 ü » itKi^rt hat. Die 
vier Steil erclassen bind ebenso wie iu der Tabelle S. 58 gebildet worden, wobei zu 
beachten ist, das8 die vierte Classe, die „anderen kleineren Stenern**, ÜberwiefOid 
solche Stenern enthi'dt, welch« zu den indirecten VtTbriiucLsstenern 5:erechnet werden 
können und wie die directen Genusssteuern diesen auch ökonomisch und finanziell 
betrachtet sehr nahe stehen. Die Zahlen wieder in MiU. Fr., Sohertrife und Vor- 
aaschl&ge (Etatsziffem). 



Der wichtige Steuerreformplan des Cabiucta Bourjjeois-Düuuier für wird 
uiueii itn Nachtrag (§. 27) noch dargelegt, da er mir eist nach PotifSteJlang des 
ObigeA zugegangen ist. 
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1847 


1870 


188r> 


1894 


1894 


Mi 11. Fr. 








. I. 


II. 


Directe Steaern 


J!.SI.7 


$32.8 


446.5 


.'V.H.'i.O 


564.« 


Vcrkchrssteneni 


•jr.M.s 


44«>.:) 


708.0 


710.8 


7«»2.7 


Indirecte . . . 




708.9 


1809.« 


i:.42.4 


1.>9»k1 


ADdere Itlelnero 


48.0 


54.8 


ms 


186.0 


50.3 


Suinmo 




lo4a.O 


2692.4 


29 '9.7 


AA»A *1 

2973.7 


Proc eil ( 0. 












Directe . , . 


1^0.2 


81.:) 


16.6 


IS.O 


(19.0) 


Verkchrssteaecn 


28.1 


29.0 


26.3 


28.9 


l2ö.fJ) 


Indirocto . . , 


4*2.:^ 


4tt.O 


48.6 


51.8 


(Ö8.7) 


Aiitiere iiicinerc 


4.4 


3.5 


8.5 


6.3 


(1.7) 


Suiime 


100.0 


100.0 


100.0 


100.0 


ä * A A A «. 

(100.0) 


Progression 












Directo . . . 


lOO.O 


100.3 


184.0 


161.3 


(170.2) 


VeritehTSSteuern 


100.0 


175.9 


279.0 


280.0 


f.SOO.5) 


Indirecte . . . 




152.5 


281.7 


881.S 


(848.4) 


Andere kleinere 


lOO.t) 


114.2 


475.6 




a04.7) 


SuDlUlü 


100.0 


140.:) 




27H.0 


f27K.O) 



Die Brnttozahlen werden liier mit Kccht der Yergleichuog zu (irunde gelegt, 
doch Ist nfdit ni uberselien, daas «ie bei den Monopolen den Werth des Anilrels sel&t 

mit eiith.ilfert. Dalir-r eri^cheint hier EntwicUuiig der indirect^i) SteuL'ni uinl iler 
kleinen etwas, aUer doch nur am Weniges unglLostigei bez. stärker, als sie wirklich 
isi In der Gol. I fOr 1894 sind die Daten wie in den foransfebenden Perioden, in 
Co). II für 1894 dagegen so zusainmeiip<'fasst, dass aus doii ., kleineren anderon Steuern"" 
die auf die (iuter der todten Hand, auf Bergwcikc, auf Wagen und Pferde, auf 
Yelocipedes, Billards, Ccrclcs, die MilitSrtaze in 1894 mit zusammen 29.6 Mill. Fr. 
zn den directeu Stenern, ebenso die Steuern auf ötlentlicbes Fuhrwerk und Eisen- 
bahnen mit 52.4 Mill. zu den Verkehrssteuern . endlich die Abgabe für Yerification 
der Maasse und Gewichte, die Ocl-, Lichter-, Essigstener, das Pulver- und Zundholz- 
monopoL mit 58.7 Mill. zu den indirecten Ycrbraucbssteuern geschlagen worden sind. 
Die absolutoti ond relntiren Zahlen verrmdcm sieh dann, wie ans dem Vergleich von 
Ck)J. I und U ersichtlich. 2iaiiicutlich tritt in Col. II das ücbcrwjegcu der indirecten 
und Verkehrssteuern noch etwas stäi i , aber der Sachlage entsprechend hertrof. 
Die Vergleichung der Quoten in Col. II fur I'^'94 mit denen dfr früheren Jahre ist 
indessen nur beschränkt zulässig, da die Kategorien in diesen Jahren etwas anders 
zusammengestellt sind. Doch i.st der Fehler beim zu Grunde gelegten Vergleich mit 
1847 niolit gross, weil damals die aus den Gruppen der kleinen Abgaben in 1894 in 
Col. II heraosgeiiommenen ond auf die drei andern Gruppen vertheüten Stenern noch 
wenip oitwickelt waren. Die Einldtmmemnir der Procentiablen soll die Be8<^rtnkuog 
der VerglcichbnrVeit andeuten. Es ist freilich immer zw berürksichtigen , dass im 
Eoregiittrement die Erbscbalts- und Schenkuogssteuern mit über 200 Mill. Fr. stecken 
und diese* wie anch manche andere Begistei^ nnd Stempelabgaben, doch in CharMter 
und Wirkung mehr den dgentlichen directen als den indirecten Stenern Fervandt sind. 

§. 25. Die Local-(D epartemental- und Coniniuüal-) 
Besteuerung, insbesondere die Zuschläge zu dru directen 
Staatssteuern. Nur Departcnicuts und Gemeinden haben in Frank- 
reich eigene Ausgaben und Finanzwirtbscbait, daher giebt es nur 
hier Localsteuern. Diese bestehen in den Departements ausschliess- 
lich in Zuschlägen zu den vier alten grossen directen Staats- 
stenern, in den Gemeinden audi in solchen, aber ausserdem in 
kleineu Antheilcn an der staatlichen Patent-, Wagen- und Pferde- 
uud der neuen Yelocipedsteueri ferner iu zwei besonderen directen 
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2. Abflchn. FraiizAsiscIie Bestenenog. §. 25. 



Steuern, einer eventnell in Geld zu leistenden persönlichen Dienst- 
pilieht für Wegewesen nnd einer Hnndestener, endlieb in zahl- 
reichen, namentlich grosseren städtischen Gemeinden in dem stark 
entwickelten indirecten Verbrauohsstenersystem des Octroi. Wie 
ttberall hängt anch in Frankreich Vieles in dieser Loeal-Steaer- 
yerfassang mit der Verwaltangsorganisation der Departeinents und 
Gemeinden, mit den Aufgaben, welche beiden von der Gesetz- 
gebang Torgeschrieben oder zu ttbemehmen gestattet sind, neuer- 
dings besonders auch mit der Entwicklung der Öffentlichen Thätig- 
keiten auf wichtigen Specialgebieten, besonders den beiden des 
Unterrichts- (Schul-) und des Wegewesens, zusammen. Durch die 
Concurreoz von Staat, Departements und Gemeinden auf diesen 
und anderen Gebieten, durch Ausbildung von finanziellen Beihilfen 
des Staats sind auch hier ähnliehe Entwicklungen wie in England, 
Deutschland und anderen Ländern eingetreten, besonders in neuerer 
und neuester Zeit mit der vergrösserten Thätigiieit auf wichtigen 
Culturgebicten. In finanzieller, steuerpolitischer und steuertecbnischer 
Hinsicht daher auch ähnliche Schwierigkeiten, rrobleme, Lösunga- 
versuche. 

Das sind latcrna mehi noch der YervaltaD^ als der Finanzpolitik, worauf 
liier nicht widter eingegangen wird.' Das Nftthigste daraber in Fiu. §. 335 ff., 

S. 803 ff. 

Die directe Localbestenening in Form von Zuschlägen 
zu den directen Staatissteuern (Centimes additionnels) hat ihren Ur- 
sprung in der Steuerpolitils. und Gesetzgebung der ersten Kevolution» 
Die damalige Tendenz, möglichst nur directe Staatssteuern zu- 
zulassen, kam auch für die Localbesteuerung zur Geltung. Zugleich 
führte die politische Centralisationstendenz und die Abweichung 
gegen die Autonomie der Gemeinden und sonstigen öfientlichen 
Körper zur Vermeidung eigener directer Localstenem und zum 
Zuschlagsystem. Die gleichen Tendenzen , der Gharacter. des 
directen Staatssteuersystems als einer blossen Ertragsbestenerung 
und die Rücksicht auf die Staatssteuerinteressen führten dann 
weiter zur geoaneh ßegelung des Zuschlagsystems. Die Yerwendnngs- 
zwecke der so erlangten Einnahmen, die Art und die Höhe, letztere 
insbesondero in der- Form von Mazimis, inuerhalb deren sich 
die einzelnen, nach Verwendnogszwecken specialisirten ZuschlSge 
halten müssen, wurden geoau gesetzlich Yorgeschrieben', vieles 
Einzelne, so Verwendungszweck nnd Maximum, wird im jährlichen 
Finanzgesetz bestimmt nnd die vorgesetzten Staatsbehörden über- 
wachen die Ausführung. 
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Die Departemental- und Gomiiiimalzii8cbUi.ge stellen so sa 
einem guten Theil ein Zweekstener System dar. Sie erseheinen 
wie ein Anhang zar direeten Staatsbesteaerung, tbeilweise, nament- 
lich früher (bis 1891), auch im Etat, anch jetzt noch in den jähr- 
liehen Gesetzen über die direeten Stenern flHr das betreffende 
Finanzjahr. Die steigenden FinanzbedUrt'nisse haben auch in 
Frankreich zu fortgesetzter starker Vermehrung der als ordciiüicbe 
und ausserordentliche tliatsächlich erhoben Zuschlage für De- 
partements und Gemeinden geführt. Dadurel» ist die Last der gc- 
sammten direeten Besteuerung sehr gewachsen. Die Vermeidung 
von grösseren neuen Zuschlägen für den Staat selbst, auch nach 
1870, der Druck der einzelnen Ertragssteuern, besonders der Grund- 
steuer, auf der bestehenden Basis, die Retormbedüntigkeit der 
ganzen direeten Besteuerung erklärt sich mit durch diese \ er- 
hältnisse. 

S. über die Entwicklunsr Fin. III. §. die neuere Ausgestaltung des 

liechts im Einzelnen eb. ^. 3:^7 fl., zugleich mit Statistik. Aus der Gesetzgebung beä. 
das Gemeindegesetz vom r». April 1^><4. Die eiii/uliicu Kategorien der Zuschläge für 
Departt'uients und tj\^meinden Fin. III, §. ;^;!Si. desctz über die direeten Steuern 
iür ibü.j vom 21. Juli lö94, Art. lU— 17. fur vom 17. Juli 189-5, Art. 7— U 

(im Bull, zu findend Ans dnem all'^<-iiieiiiL-ii Subvcntionsfonds im Staatsbudget er- 
halten l ine Anzahl Departements (ctwi die Ilalfce) kleine Unterstützungen zur Deckung 
ihrer ordentlichen Ausgaben (s. z. B Verihcüupg f. IftUU, Ges. v, 3. Dec. 1889, 
Ball. 1889 III, 554, im Ganzen 8.6 Mill. Fr. 

Statistisches über Finanzen. Zuschläge u. s. w. der Departements in 
Fiii. UI, S. 867, bim, 870, 881. bes. für 188.J uud 188ü. Jahresbericht für 1891 im 
Bali 1893 I. 459 ff., tnr 1892 ob. 1895 I, 501. 

Seit Mitte der 1880 er Jnlire Abnahme der Departeinenfalausf^aben und -Ein- 
nahmen. Im Jahre 1891 kommen von 257.8 Mill. Fr. Gesämmteinnabmen c. 7a ^"s 
den Znschläfen, 165.4 Mill. Fr.. 1892 von 275,5 Hill, relatif etvas weniger, 
166.8 Mill. Fr. Von der Gesammteinnahme rührten 1891 und 1892 aus Anleihen her 
80.8 und 88.G, aas anderen, ordentlichen Einnahmen 227.1 uud 236.9 MUl. Von 
letzteren Beträgen waren die Zaselilageentimen 72.9 \ind 70.4 %. Die Subventionen 
und Beiträge zu anderen Departem- ntal-Ausjcaben als für Wegewesen betrogen vom 
Suat 1891 und 1892 9.97."'> und l:}.99 (188G .').8), von Gemeinden 1Ü.Ö9 und 13.02. 
von Privaten .8.02 und 3.47 Mill. Fr., die Staatssubventionen, Geinciudebeiträge und 
T'riratbeiträge u. s. w. für departemenlales W'egewesen waren 30.4 nnd 30.72 Mill. 
(1886 33.9). Die Dei>arteineiita]znscblage zu den direeten Steuern betrugen Miil. Fr.: 





I8sr. 


1S9I 


1892 


ord. f. alle Ausg. ... 




(^(•..('2 


0C..87 


ord. f. Primämntetiiclit . 


14.47 






ord. f. Wegevesen . . . 


2-"».:i2 


2n.:;o 


2<i.4n 


ord. f. Kataster .... 


0.07 


o.or> 


O.OÜ 


zQs. ord. 


103.49 


92.38 


92.89 


ausseronl. na eh Fin.jrcs. . 


35.48 


36.69 




absserord. nach Spccgos. 


34.55 


36.29 


37.08 


zns. ausserord. 


70.03 


72.98 


73.94 


Summe 


173.52 


lfi^.^5f; 


l(i(i.«2 


in "'^J der Sfaatssteuer 




88.:, 


:i^.4 



Yeruiiuderung busondcis durch Acuderung der Finanzgesetzgebung für den 
PrimlxiiDtflnicht». wodurch die Z^achUge. in den. Departements grOsstentbeils. «itfieUn. 
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Maassgebend dafür Jas (icsetz . . 1 > Juli 1889« worin die zu Lasten TOn Staat, De- 
partements und Gemeinden steliendiii Kosten dos Priuiäruntcrrichts neu geregelr. 
Seitdem 8 Cent, per Franc Zuschläge zu den directei: Hanpbtouem ftir diesen 
Zweck im Budget des Staats lelUt (s. BnlL 1889 II, 39). Vertheilang der 
Zuschläge auf die einzelnen directen Stenern s. Fin. III, g. 338 und die Be- 
stimmungen der Finanzgefetze. Die Grund- und die Personal- und Mobiliarstcner 
werden znnlchst ftr die ordentliclien ÄB^ben mit 2^5% in max. belegt, die 4 directen 
Steuern zusammen mit 1%; für Wecewesen dürfen im Bedarfsfall noch bis 7" „ 
(früher auch fär Primärunterricht bis 4%)« an ansserordentiichen Centimen 12 auf 
alle vier directen Stenern gelegt werden. Kataaterkosten Verden nur dtireb ZosdilSge 
zw Gnindstcuer gedeckt. 

Leber die Commnnalznschläge s. Statistisches in Fin. IIU S. 869 tf., 877 fil, 
VervaltmigsbeTicht &ae 1893 tn Bnll. 1894 253 If., J. 1894 eb. 1895 II, 153 ff., 
Vertheilung dieser ZuschlSge auf die einzelnen Steuern Fin. III, §. 839. Von eir,< r 
ordentlichen Gcsammteinnahuie in 1893 und 1894 von 709.6 und 719.1 Mill. Fr. 
(wovon bezw. 283.3 und 286.9 auf Paris allein) kamen 176.1 nnd 180.5 MiU. Fr. aof 
Zuschläge (92.2 und 94.2 ordentliche, 84.0 und 86.3 Mill. ausserordentliche Centimen), 
also etwa V4 der Einnahmen, r?H.7"/o der Staati-steuem (1894), tu denen sie traten 
(188r) 44.1",^. In den einzelnen Gemeinden üaiUrlich grosse Verschiedenheiten (s. 
! in. III. S. 880, Bull. 1894 II, 255, 1895 II. 160), aber Steigerung der Last in vielen. 
Die Grundlage der Zuschlüge bilden seit Alters znnnrhst die Grund- und die Pcrsonal- 
stener mit ö** 0 in maximo, wenn diese nicht reichen, treten iur Specialzwecke (namentlich 
Vicinalwesen, früher bes. Primärunterricht u. a. m.) weitere ordentliche und für andere 
Zwecke eveniuell noch ausserordentliche Zuschliijie mit bestimmten MaxiiTiis -\uf alle 
4 directen Hauptsteuem hinzu. Erhöhungen Qber die im Finauzgesetz bezw. im Ge- 
setz ttber die dire<»eB ^abressteveni bestimmten Beträge (so SO"/« Maxlranm an anaaer- 
ordentlichen durch die Muni irnlrätlic zu bewi]]i'j'''nf?''ri , fliirrh Ii ' Departemental- 
Generalräthe zu bestätigenden (.'cntiwen für ausseiordeniiicbe Couimuualausgaben von 
..tttilit^ eommnnale**) bedingen Specialgesetz. Aus der staatlichen Patentstener beztebt 
die Gemeinde für sich, ein Betrag, der daher eigentlich zu den Communal- 
zuscblägen hinzuzurechnen it>t. Im Jahre 1891, dem letzten, wo die Stcueizuscblige 
fftr Departements und Oommanen im Etat dea Staalslninbalts mit aufgenommen wacen, 
betrugen diese ZnscUSge folgende Quoten in % des ordentlichen Staatsbetrags: 

c«»«. i;;:",- iit 

Grandstener I 57.8 51.3 114.7 

II 45.1 46.7 102.4 

Personal- und 31obiliarstcuer 40.8 37.2 82.« 

Thttr> und Fensteistetier . . 21.2 33.2 59.0 

Patentstener 19.2 32.0 59.0 

Summe :u.>^ 48.4 8-5.5 

(Grundsteuer I: von nicht bebautem [agrarischem], II: von bebautem Boden [Gebäude]. 
Die übrigen Zuschläge in der Summe sind die kleinen ftir non valenrs, Steuer- 
erhebungsko.->tt!n u. s. w.) S. ältere Daten in Fin. III, S. 881. 

Ancli die Gesammth5hc dic-ser g:ro?sfn franzPisischon directen Steuern ergiebt 
hicli erst zur Genüge au» der BcrilckbioLtigUiig dieser Zu^icblii^c (ci. ü. S. 60). Im 
Etat tur 1895 war das Principal (bei Patentsteuer abzüglich 8% ftir die Gemeinde) 
363. II Mill. Fi., dazu allgemeine Staatszuschliige 7'^.5, alle übrigen (kleinere und 
Depaiteuiental- und Communal-jZuschläge 468.6, Summe überhaupt 911.2 Mill. Hier^ 
nach war der Principalsatz aller diee« Steuern doch mit Zuschlägen von 150.1^1» 
belastet, die zu c. ^'3 für Departements nnd Communcn erhoben wurden. Sie betrafen 
zusammen bei der Grundsteuer 1 123.1, II 123.7. Personal- und MobiÜarsteuer 156.5« 
Tbttr- nnd FensterBtener 153.5 , Patentstener 217.2<'/o des Principals. 8. nach oben 
die Tabelle S. f^O. 

Zu den den directen Steuern assimiiirten Specialtaxeu erfolgen keine Zuschläge 
fdr Departements nnd Ciemeinden, doch sind letztere, wie bemertt, mit b% des Er^ 

trags der Wagen- nnd Pfcrdcsteuor und mit 2'" ,, dL^)eiiij:;en der Velocipedsteuer 
U&95 mit bezw. 260,000 und 450.000 Fr.) bctheüigt. Ferner worden far die Ge- 
meinden neben der Staatssteuer (18 Fr.) 10 Fr. von jedem Jagdschein erhoben. 
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Die auf Gesetzen von 1824 and 1836 berohende Wegedien st- 
abgab e hat zur Grundlage eine naturale dreitägige Dienatpflieht 
jedes erwacbsenen männtiehen Gemeindeeinwobners zwischen 18 
ODd 60 Jahren, welche Pflicht aber nach einem jährlich festgestellten 
Orts- oder Departementstarif mittelst Zahlung einer Geldabgabe er- 
fBllt werden kann. 

Hauptgesetz vom 21. Mai S. Fin. III, §. Mi) , Art. prestations (taxe do) 

im dict. do Fin. II (Stati:itili c1). S. s'iT). Werth der Dienste jahrlidi ;im HO Mill. Fr., 
1893 59,74, 18Ö4 59.36, die lu fast ^ ^ iu natura guieistet werden. Der i>iejiijtpflicht 
nnd der Steuerrepartition unterstehou auch Gespanne. RoltÜlieie, Wagen n. s. w. 
In den jäbrliclicn Bericbten über die Veranlaüiiiijr der*directen Steuern auch über 
diese Abgaben Daten in Betrcir der Elemente, nach denen sie veranlagt wird (für 
1804 im BdIL 1895 I, 457, 4«0). 

Die Hundesteuer ist 1855 obligatorisch als Gemeindesteuer 
eingeführt worden. 

Gesetz vom 2. Hai 1855, Fio. UI. §. 341. "Eving im 8.68 Mill. Fr. tür 

2385.(11)0 iiun.l.-. 

^icbt eine cigeutiicbo Comiouualstcucr, sondern eine Abgabe, deren Ertrag den Hoä- 
1>izeii und Woblthfttigkeitsanstaltett znfUIt insofera eine Art Armenatener ist die Steuer 

von Tlu^at' ru und öUentlicliLii Si haustcUungeu u. dg!, m. (S. Fin. IU, S. .SS4). Sie 
wird auch droit des pauvrci genannt. (S. den Artikel von Ni clly, dict. de Fin. I, Io'äK) 

g. 26. Der communale Octroi war auch in Frankreich, 
wie in 80 nelen Ländern^ eine alte stHdtische Htcucr im alten Staate 
vor 1789, besonders wichtig für Paris. Der doctrinäreo Steuer- 
politik der ersten Revolution fiel er gleich den meisten indirecten 
Steuern zum Opfer. £r war auch nach der Erhebungsform (an den 
Stadtbarrieren), wegen seiner Belastung nnd Belästigung des länd- 
lichen Verkehrs nach den Städten und wegen seiner Besteuemng 
wichtiger Lebensmittel besonders verhasst gewesen. Aber die 
Finansnoth der Gemeinden nOthigte schon unter dem Directorinni, 
den Octroi wieder zuzulassen (1798 ff.), nnter Kapoleon I. Ter- 
breitete er sich fast in allen etwas bedeutenderen, aber auch in 
zahlreichen kleinen Gemeinden und ist dann in der Folgezeit eine 
feste Institution derCommunalbeetenerung, besonders in den grösseren 
Städten, unter allen wechselnden Regierungen geblieben. Er besteht 
jetzt in über 1500 (1893 in 1513, 1894 in 1510) Gemeinden und 
bildet in den Grossstädten, besonders In Parts, die weitaus wichtigste 
Steuer, von Wel grösserem Ertrage wie die direeten Steuerzuschläge 
zusammen. Von der Doctrin nnd von radicalen Politikern immer 
wieder angegriffen, auch neuerdings noch, hält er sich doch wegen 
seiner grossen Einträglichkeit, seiner relativen Zweckmässigkeit, 
seiner nunmehrigen leidlichen Anschmiegung an die neueren Ver- 
kehrsverhältnisse (Eisenbahnen u. b. w.) nnd seiner heutigen Ein- 
richtung, welche berechtigteren Bedenken unter dem Einfluss der 
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neueren Staatsgeset/gebnnf^ und Controle, besonders in Betreff der 
Wahl der Steuerobjecte, der Höbe der Steuersätze Rechnung trägt. 
Die Staatsgesetzgebung bat aber auch hier die Autonomie der Ge^ 
meinden richtig beschränkt, nenerdings (1867, 1870) namentlich 
durch Aofsteilung eines Normal- MaximaUarifs Qod eines Verzeieh- 
nissea der zur OctroibesteoernDg überhaupt zulässigen Objeote. Da 
mittelst der Octroieontrolen auch die staatliche EingaDgsabgabe 
von Getränken gesichert wird, besteht auch ein Zusammenhang 
4Kwisehen dem staatlichen und commnnalen Finanzinteresse hier, 
obwohl die frühere Betheilignng des Staats an der Octroieinnahme 
entfallen ist (seit 1852). Die neueren Getränkesteuerreformen be^ 
Kielen, wie oben erwähnt (S. 104^107), eine Aufhebung oder 
starke Ermässigung der Steuern auf die lysanitären" Getränke (Wein, 
Obstwein, Bier) und wollen auch auf ähnliehe Maassregeln im Com- 
munaloetroi hinwirken, aber sie sind eben noch nicht zu Stande 
gekommen. Der Zusammenhang zwischen dem Octroi und der 
Getränkebesteuerung erschwert die Reform der letzteren auch. 

Die wichtigste Spccialfr^gc ist die Auswahl der im Octroi besteuerten Artikel, 
dann die Hölic des Steuersatzes. Die Hauptnalimngsinittcl der Bevölkerung, Getreide, 
Mehl, Brot, Karfofleln. frisches Gemüse. Salz, sind in dem Normaltarif nicht enthalten 
und auch immer inclir aus älteren Localtarifcu enlfenit worden. Die Üctroiariikel 
bilden 6 t")lassen, Getränke und Flüssigkeiten (ausser Wein, Branntwein, Bier, 
auch nicht -mincralisclu; Ocli*, Essig, LimonaJon n. s. w.), welche allein fast 44^/^ 
(davoQ wieder Wiiu über die Uälfte) des gesammten Octroi liefern; dann Esswaaren, 
besonders Fleisch, Käse, Dtdicatessen, FrUclito, welche zasamnieit ttber 27^/^ (davon Fleisch 
fast ergeben. Brenn- und BeleTichtunpsstoffo mit fast lP>"/,j cli»s Ertrags; 
trocknes Viehfutter (über ^>%); Baumaterial (Uber O"/«); verschiedene 
and ere Objocte (über 8%). (Küheres Pin. III. fi. 345, 846. ttber die Artikel.) Kach 
dem Bericht fur 1892 and 1893 (Boil. 1894 l, 428 If., 1895 1, 286 ff.) war der Ettn« 



r.: 


im 


Ganzen 


Paris allein 




lsii2 


1893 


1892 


1898 






18Ö.51 


7r>.2 


74.27 


Esswaaren .... 




88.75 


:m.7 


.S4.24 


Br^'nnsttiffc u. ». w. 


40.1 


40.28 


21.9 


22.22 




IG.s 






Ö.43 


BanmaterJal 


29.4 


29.48 


13.5 


12.78 


Verschiedenes . . . 




4.02 


1,09 


1.9.-, 


Summe mit Nebcneiun. 


ai2.o 


31<>.8ü 


1.52.3 


150.89 


Rohertrag pro Kopf Fr. 

Verwaltungskobtcn Mill. 


24.23 


24.54 


63.82 


63.28 




27.01 


8.5 


8.7>; 


oder % vom liobertrag 


Ö.47 


8.88 


5.61 


0.82 


Reinertrag .... 


286.4 


289.88 


143.7 


142.10 



Dieser Ertragr ist viel bedeutender als derjenige des Gonunvnalzitschlags zn den 

directen Steuern, der 1892 179.5 Mill. betrug. Paris allein bezieht bcinalio 5 mal 
so viel aus dem Ociroi als aus der directen Besteuerung (im Etat fUr 1894 letztere 
im Ganzen, incl. Hundesteuer 38.4. tJctroi 150.5 Mill, Fr. veranschlagt). — Bis in 
sehr kleine tiemdnclen herab, mit wenij;en 100 Fr. Jahreseinnahme, besteht der Octvoi, 
jährlich wird er in einzelnen A\'enigen neu eingeführt oder auf^jelioben, aber im Ganzen 
schwankt diu Zahl hcit lauger uui etwas über 1500 Gemeinden. Die kleinen Gemeinden, 
welche den Octioi aufgob«n, haben regdmitosif nur sehr kleine £rtr>ge «Urans mi4 
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höbe Erlicbungskosten. Sic liodcn den Ersatz dann in den ZascIi]&g;cD zu den dirccteu 
Steuern (Beispiele im Bericht f. 1892, Bull. 1894 II, 2^S). Die Verwaltungbkosten 
des Octroi sind natürlich sehr verschieden jo nacli Grörise, Reiebthum and andereu 
localea Verhältnissi n di r einzelnen Gemeinden. Beim Durchschnitt von 8.47*'/o in 
1892 war, departeiocntsweise berechnet, da» Maximum 18.90 (Dep. Lot), das Mioimum. 
«tsser Fftris, 7.12 (Dep. Seealpen). In den 5$ ^«eron Stftdten. mit ttb«r 80,000 
Einwohnern, war der Durchschnitt dieser Kosten 7.49. das Maximum in.:''3 (ritti'. 
mit 35,297 Einwobooro iu der Octroigreuze), das Minimum Paris ^5.61 j und Ni/zu 
(5.807o* 81,990 Einirobner). Dio Koetenqooten stellen sich aUi^etDeln enras niedriger, 
wenn die Miterhebung^ (K r staatlichen Eingangsabgabe beriii ksii fiti^t wird. 

Unter den Be»tiutmungeu tlbcr die Stcoeraät/e deä Uctroi sind diejenigen fUr dio 
(Jetränke besondere beachtensworth , weil t»ie mit wegen des StaatsfinanzinteTesses 
in ihrer Maxiuialhöhc in ein bestimmtes Verhältniss zur staatlichen Eingangsabgabe 
gebracht sind (s. Fin, III, S. 902). Die oben S. 104—107 dargestellten neueren, frcilii h 
noch nicht gelungenen Reformbestrebungen würden für den Octroi wichtig werden. 
Auch die Tendenz, die Licenzabgabcn den Gemeinden zngingliiA za micben, verdient 
Beachtuncr fobcn 8. 104 t\. und S. 122). 

Alle tiuauzwissenschaftlich wichtigeren Puncto iui Iratizusinchen Octroi sind in 
der eingehenden kritischen Darstellung in Fin. III, S. 884 — 914 behandelt worden. 
Seitdf iii ist nichts beMUKli i- \\ ir!itiges hinzugekommen. Littcratur nmi Gesetzgebung 
in Fin. III, S. 884, 880. Statistik dort vielfach passim. Aus der deutschen Litteratur 
hervorzuheben die vorzQgrlicbe Arbeit TOn Beitzenstein's in Gonrad's Jahrb.. B. 42 
n. i?, (N. F. 8 u. •)). Art. ortrois von Mart.'I ifi Dirt. lin. Tl. p. 603—684. — 
Uauptgcsctzo V. 28. Apr. 181G, 27. Juli 18ü7 (Municipaigcsetzj. Decr. v. 12. Febr. 
1870 (Generaltarif); Bestimmunieren Uber Mitwirknni^ der Generalrithe im Gesetz Tom 
10. August 1871, andere im Gmirindegeset/! v. Apr. M.Lrfarh besondere 

Üestimmongen fui Paris. Ueber die verschiedeneu neueren Bestrebungen zur Be- 
seitigung des Octroi s. Martel's Artikel a. a. 0., p. 682 ff., v. Bei tzenstein, a. a. 0., 
B. 48, S. 229 fr, Mathieu-Bodet II, 372 «., mein.- Fin. III, S. 909 «. In der 
Deputirteukammer wurde 1889 ein Antrag von Yves Guyot mit Moditicationeu an- 
genommen, wonaclt die Gemeinden ihre Octrois ganz oder theitveise durch dirccte 
Steuern, vorbehaltlich gesetzlicher Genehmigung, ersctzi^n dürfen sollten. Diese directen 
Steuern sollttni nur Eigenthriin in der Gemeinde und aus dieser kommendes Einkommen 
treli'en, üach l'rüjjortiouals.it/j.ii ij)rogrcssive im Antrage Guyot's waren abgelehnt 
irorden), wobei die Steuern auf erreichbare Objocte (oigcta langiblcs) oder nach 
fiussereii Zeichen des lu-iclithums veranlagt Verden SoUtOD. — Auch dieser Antrag 
ist ai)or ohne practiHcliou Eifols: freblieben. 

< 'liiic ciue tielgi'eiteuUc Uui^Cfitaltung' der ganzen t"iaii/.ü.si.scLeu 
üestt ut ruiig erscheint ein allgcnieiiierer Verzicht der Oenieinden 
auf den Octroi aussichtslos. Die Vermehrung der Subventionen des 
Staats oder die Uebernabme von ('ommnnala!i.<iraben fint'das Staats- 
budget kr)nnen Bestrebungen in dieser Kichtuu^' erleicliteru, aber 
nur bei sehr grosser, practiscli unwahrscheinlicher Ausdehnung sie 
wirklich in grossem Umfang durchführbar machen. An einen Ersatz 
des Octroi durch vermehrte Zuschläge zu den bestehenden, 80 liijcbst 
unvollkommenen staatlichen Ertragssteuern ist sicher nur in seltenen 
Ausnahmen y etwa wie bisher schon mitunter in ganz kleinen Ge- 
meinden, zu denken. In den grossen Städten, vor allem in Paris, 
aber nicht allein hier, überwiegt der Ertrag des Octroi so sehr 
denjenigen der directen Steuerzuscbläge, dass letztere bei einer Er- 
höhung znm Ersatz des Octroi unerträglich würden. Nur bei einer der 
neuesten prenssischen ähnlichen Steuerpolitik, welche die bisherigen. 
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directen staaüicben Ertragssteaern ganz oder zn emem bedeutenden 
Tbeil den Gemeinden fiberliesse, würde man eher anf den Oetroi 
versiebten kOnnen, aber allgemein , so in Paris, aucb dann nicht. 
Eine solobe Politik würde aber eine weitere Eintwicklnug der 
franzVsiseben indirecten inneren Btaatssteaern , ZtSlle, Verkebrs- 
steuem» welcbe doch so wie so scbon ansserordentlieh angespannt 
sind, oder — ricbtiger wobl zugleich — eine starke Entwieklnng 
staatlieber Einkommen* (nnd vielleicht Vermögens-) Besteneritng 
voraussetzen. Anderenfalls wird ea wohl für unabsehbare Zeit 
beim Oetroi sdn Bewenden haben und nur einzelne weitere Reformen 
werden sieh darin ermöglichen lassen auch in Auswahl der Artikel, 
Höhe der Steuersätze. Die allgemeinen Bedenken gegen Verbrauchs- 
steuern treten auch beim Oetroi, selbst bei dem auf wichtigere 
Consumptibilien, mehr als bei dcu meisten bctreffcndcu iStaatssteuern 
zurück und die Mitbesteuerunp: der fiottirenden Bevölkerung bleibt 
ein Vortbeil gegenüber andcicii hleuern (Fin. III, §. 350j. Man 
ersieht aber so, dass aucb diese eigenthümlichste Einrichtung der 
frauzuftiscben Communalbesteuerung, der Oetroi, nur in Verbindung 
mit der gesammten Besteuerung richtig beurtheilt werden kann. 

§.27. Nachtrag. Die Einführung einer allgemeinen 
Einkommensteuer in das französische Staatssteuer- 
system. (Reformplan des Mioisteriams Bourgeois-Boumer» Februar 
1896 für 1897.) 

Voo dem neoestenPIan fur eine Einkommensteuer verlautete erst während des Drucks 
dieses ErgänzungsLefts etwas Näliore?. Er liuiHite oben (S. 70) nur liinsichtlicL einiger 
beiuer Hauptbestimmuuguü kurz erwähnt werden, weil mir damals noch nichts Weiteres 
darüber vorlag. Jetzt Ist er nach seiner Einbringung ia der Depatirtenkunmer am 
1. l'ebr. 1:896 seinem ganzen Inhalt nach mit !Moii\en bekannt j^ewordcn. (S. Bull. 
1896, I, 170 iL). Bei seiner grossen principicllen Bedeutung, seiner im Ganzen zweck- 
mäßig erscheiDendeD, veoD auch in mancben Eiiizelheiteii der AbSodentnf bedOrftigen 
Ausgestaltung, and bei seiner sehr beaclitens\\*ertlicn , im \\'eseiitlir,ht^n thcoreti.scli 
hchtigeu, wie im Bahmen der fnuizösiscbcn Besteuerung angcmeäseuun amtlichen 
Bej^rondttiig Teidient er beeoodere Beachtung. Er wird daher liier ancb ab ein 
^^ecigneter Abschliias dieser Darstellung der iieue'-teji französischen StcuerpoIitUi nach 
Inhalt ujid Motiven noch etwas näher dargelegt und beurtheilt, obwohl — nach Allem 
es jetzt scbOQ tinwahiselieiDUcli ist, dass er, selbst melir oder weoii^er abgeisden, 
Gesetzeskraft erlangt, gegenüber dem Widerstand, welchen er in der öffentlichen 
Meinung, in der Presse, vor Allem in den Kammern bereits gefanden hat. Freilich 
in durchaus einseitiger und classen-egoistischer Weise, was nur wiederum belegt, wie 
die „dritte IJepublik" Dicht im Stande ist, wirklich berechtigte Steuerreformen gegen 
den Widerstand mächtiger Interessenten, hier der besitzenden und reicheren Classen, 
durchzuführen. Im Augenblick, wo wir dies schreiben (7. März 1896), meldet ein 
Pariser Telegramm, dass die Budgetcommist^iun dar Deputirteukammcr den Einkommen- 
steuercutwurf mit 28 gegen 5 Stimmen ab^elelint und die Regierun;ir aufETcfordert 
liabe, einen andern Entwurf, welcher die Laaten m gerechterer Weise vertheile, vor- 
zulegen! Und Mitglieder des Senats warnen vor der ,,90ciali:^tischen'' (!) Steuen>olitik 
des „ladicalen'* Ministeriums Bourgeois -Do um er, welches mit einem solchen 
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Plane einer ,,pngnnifen Einkoiiuiietisteocr'' das Volk in swei ('l.iNst-u /.(M-reissu, in 
eine der Cmsturzwiith g^eoj fLTtc .Minorität, der alle Lasten aufgrcbUrdet würden il), und 
in eine ungeheure Mclirbett von Kleinbauarn und Arbeiteru, die Dichts zahlen sollen (!). 
KflneroDgen, weiche alle Begehrliohlwitea erv«cktoii und mf einen OoUcctirismus ab» 
zielten :!). der „glücklicherweise unerreichbar, ein nicht tu verwirklichendes Hirn- 
gespionst sei". Arme«« England, armes Prcusson, wo oioe b>toacr, wie die in Frank" 
rtick mr erst ii^pimte. in immerliln ähnlicher Weise lange besteht! Solche fran- 
zösische Crtheilo beweisen abor licssor als alles Andere, wie weil gerade in den 
gebildeten, höheren, wohlhabenden Ulassen Frankreichs, aach verglichen mit denen 
Deotochinnda und Englands, das VerstlndniM fn solchen Dingmi nnd das sociale 
Pflichtgefühl in d^M- Entrickliinir zurilckgeblieben .sind; zoi^ren. wi^khc förmlich 
kindischen Aengstlichkeiten hier noch Einfluss besitzen und — wie wenig die leitenden 
GUssen Franicrciche ans der mhelosen deschiehte ihres Yateriandes gelernt haben. 
Das «Tklärt Vieles auch in dem Zustand der französischen Besteue ninir. Es 1J0^tätigt 
das hiemach wahrscheinlich ungünstige Schicksal des neuen Keformplans unser oben 
ausgesprochenes Drtheil, daas die französische Republik mit ihrem von Classeninteressen 
beherrschten Parlamentarismus an reformatoriscbcr L<MHtiing<:fä]iigkeit auf socialem 
Gebiete — und dazu pehört diese StPiK^rrfform durchaus — liintor nnscrer zicl- 
bewnsstcn Monarchie erheblich zurücksteht. Daruber können alle tönetideii Phrasen 
foo ndemolcmtischeiii Geist** und den „Prindpien ron 1789** nicht hiniregsehen lassen. 

Der nene Plan der Einkommenstener darf in der amtlichen 
Begründnog mit Recht als die „wichtigste Reform, welche seit 
hundert Jahren auf dem Gebiete der directen Beateaerung vergocbt 
worden ist'', bezeiehnet werden. £r verdient auch, frfiheren Ent- 
würfen gegenUber, das Lob, in seinen Zielpuncten nnd in seinen 
Einselbestimmangen der DnrchfUhrang, daher in stenertechnischer 
Hinsieht, der richtigste und hest hegrilndete, dorchdachteste nnd 
dorchgenrbeitetste zu sein, welchen eine französische Regierung in 
diesem Jahrhundert anf diesem Gebiete der directen Besteuerung 
vertreten hat. Eine Beeinflussung der Specialitäten dos Plans durch 
die Gesetzgebung anderer Länder, besonders die preussischc, - mein* 
und mit Recht mehr als durch die britische — ist miverkeniibar, 
wenn das auch nicht besonders erwähnt, sondern sich iu den Motiven 
bloss für Principienfraj:!:en, wie die Berechtigung einer Eiokoinnien- 
steuer Überhaupt und des progressiven (hezw. degressiven) Stcuer- 
iusaes auf die Erlahriingen und Maassnahnien anderer Länder, 
auch Deutschlands, berufen wird. Die mancherlei, in derartigen 
französischen AetenstUcken einmal nie fehlenden Phrasen bei der 
Begründung des Plans sverden durch sachliche Motive, besonders 
durch eine richtige Kritik der Mängel des französischen Steuer- 
systenib und durcli die richtige principicllc und practische Begründung 
einer eigenen E i n 1; o in ni e n s t e u e r a n s i c h und auch s p e c i e 1! 
aus den Bedürfnissen der französischen Besteuerung 
heraus doch völlig aufgewogen und gut gemacht 

Die Mntire suchen die Einkommensteuer als solche aus den Fi>rderun(rcn 
„des Gerechtigkeitsgefühls, welches die französische Demokratie belebe", zu begründen. 
Unter Hinweis nnf die richtigen (?), Aber in der Folge wieder railassenen Stooer- 

iu W«ga«r, FintOBwiiWDadhvfl, Eigiunngsli»!! sn BmA III. 10 
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principien im Beginn der ersten KeFoIatton« — irobci freilich «IIa gewöhnlidiea 
optimistischen Illusionen im Urthei! tiber jene Periode /um Vorscbeiii kommen — wird 
nachzaweiaen gesucht, Ua.^s die eingetretene Stcuerenlwickluug, besondere ia Folgo der 
AitsdoliDong der indiie< ten Steuern und der ganz mangelbaflaa Compoittdon der 
Lasten dieser letzteren durcli die vorhandiMien directcn Steuern, zu einem vöUig'en 
MisäVcrbiUtui&ä zwischen dem Einkommen und der Gcsammtsteuerlast der cinzelncu 
Steoeipflichtigen gofthrt habe, ja daas das bestehende Steuersystem in seiner GeMunrnt" 
Wirkung, ein ..umgekehrt progressives" im Verliilltiiiss zu den Einlcommen sei. Die 
Jileinstea Eiokoinmeu würden mit 15 — 18 % belastet. Diese tinerträglicbo Lage fordere 
Araderanp. velche nnr in der Minderbelastnoft der kleinen und der Mehrbelastnng^ 
der frrosseii Einkommen bestehen könne. Die mit GIlicksgUtcrn Beg-ilnstigten mtlssten 
,fnach ricbtigem Pitichtgefühi der Brüderlichkeit Qod Solidarität gemäss** eine der« 
artige Refem nntersttttzen. Eine solche kOnne fireiKeh nnr sdirittireise erfolgeu. 
Der geplanten Keform der Erb^rhaftssteuer. unter SVhnldiibzug und mit Progre-ssiv- 
stcaerüätzen (o. S. 1)2), der Entlastung der hygieuischcn Getränke (o. S. 105) solle 
sich nnn die Umwandlung eines Thcils der directcn Stenern in eine allgemeine Ein- 
kommensteuer anscbliesseti. Bri der einmal vorhandenen Unentbcbriiclikcit der indircctca 
Stenern, welclie in der Belastung des Consums so viel Ungerechtiakpit mit sirh 
biüchtcu, sei um &u uicbr „in der Veriheilun^ der andern Steuern eine uinfasbciido 
Ausgleichung jener Dttglcichheitcn, welche die Macht der Verhältnisse ein- 
mal hin7.nncbmen nötbig»? , zn finden". Diese AusfiloicliiniLsrolle spielten die be- 
stehenden directcn Stenern aber nicht irgend genügend. Eigentlicli inusstcn daher 
alle diese Steuern durch eine Einkommensteuer ersetzt werden, was indessen nicht 
auf einmal s^eschehen könne. Man müsse sieli einstweilen Ijesclnankeii. Daher soll 
die geplante Eiokommonstcuer zunächst auch nur fur die btaatsbcsteucrung (nicht 
aoeli schon fea die departementalen und commnnaien Zusclilllge) die Penonat- und 
Mobiliar* nnd die Tlitti^ nnd Fcnsterstener ersetzen. 

Diese allgemeine Begrandung einer Emkommenstener ist im 
Ganzen dorebaus zutreffend. Sie entsprieht den stenerpolitischeii 
nnd stenertecbnischen Gesichtsponeten, welehe in der dentschen 
Wiasenschait mehr als in der franzitoiseben fttr die Function der 
Einkommensteuer im modernen Stenersystem geltend gemaebt werden, 
auch den practischen Gesicbtspnncten, welche in der Beform der 
directen Besteuemng in Deutscbland , so besonders in der bedeat- 
samen Miquerschen in Preussen, die leitenden gewesen sind^). 

Nicht minder trelleud ist die He^^iüuduijg- des Pkius in einem 
weiteren Abäclinitt der Motive, wo die Einkommensteuerals,, Personal- 
steuer" den bestehenden directen Steuern als „Realsten e rn " 
gegenübergestellt und die in Fjaulvreich verbreiteten Vorurtheile 
gegen jene und für diese widerlegt werden. Eine derartige Beweis- 
tlttlu'ung war in Deutschland kaum mehr noth wendig. Ks zeugt 

Ich darf wohl mit liner gewissen Genugthuung liier, wie für die weitere 
Begründung der französischen Steuerreform hertrorheben, da^s ineine allgemeine Steuer- 
thoorie (im zweiten Bande dieses Werks) nnd meine Ansftthrnngen ttber die directen 
Steuern spcri ;!! fim Schönbcrpr'srlinn Handbuch. B. :^). f^owia tiber die prcussischö 
Steuerreform iin Schanz' Finanzarchiv, 18i>l, B. 2) durch die französischen Practiker« 
wie meine Theorie der Erbschafästener dnrcli die englischen (Harconrt, s. o. S. 28> 
eine Bestätigung erfahren, wrlch<; filr einen Theoretiker immer besonders erfreulich 
ist Noch mehr Genagthauug kann Dr. Miquel far die Anerkennung seiner eminenten 
practischen Leistung ans dem franzOsiscIien Plan entnehmen. 
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Itir die .zorllckgebliebeiie finanzwiaBenschaftlicbe BildoDg io Frank- 
reichy dass sie da noch in solohem Maafise geboten ist 

Richtig werden dabei Inihuuier über den „Personalsteuercharactcr" der diicctcii 
ßesteocrang des ancicii rLgimu und Uber das verimsindiclio Ziel der Stcuerpolitili der 
ersten Revolution in d(;r Rirlitunir auf Realbesteueruns: berichtigt. Es bclusti^r den 
Deutschen, zu liöreii, dasi> fiuniösische Unwiiiscnheit und Eitelkeit in wcitcu Kreisen 
die „Personalität der Besteuerung" nur fiKr die „passiven und disdpliDirten Bevölke- 
rungen des Deutsrhen Koirhs" für annehmbar, aber filr ..völli-:^ unvereinbar mit den 
Sitten und (jewohaheiten unserer freien frauzOiischen Demokratie" ansieht! Durchaus 
richtig wird gezeigt, dasa eine ordentliche EinkommeiisteiK^r gerade am Besten der 
Focdernng tler D(>cIar.ition von ITi^ü ent^prr^rho, wonach /ii den nnentlielieii Lasten 
Yerhlltniss i\x den Fähigkeiten der Steucrpliichtigcn" beigesteuert werden soll 
(8. Fla. III, S. 881). 

Besonderes Oevvirht wird darauf gelegt, den sogeuannten pro- 
gressiven Steuert u 88 zu recht fertigen und ihn so zur An- 
wendung zu bringen, dass die üblichen Kinwendungen hinfällig 
werden. Progressiv" ist der geplante Stcuerfiiss Uberhaupt ja 
gar nicht, sondern, in der üblichen Weise neuerer, auch deutscher 
Gesetze nur degressiv, unter Freilassung des Einkommens bis 
2500 Fr., Festsetzung eines Maximums von 5"/o für den 50,000 Fr. 
übersteigenden EiDkommentbeil und Einricbtang einer schmieg- 
samen Stnfenseala, welche passend, in einer yon der Theorie anch 
bei uns Öfters empfohlenen Weise, die Steigerung des Fasses von 
den sonst gewöhnlichen Sprüngen von einer Einkommenstufe zur 
anderen leidlich befreit. Der wirkliche Steuerbetrag erreicht in 
Folge dessen niemals völlig 5^^, wenn er sich bei ganz grossen 
Einkommen dieser Grenze auch immer mehr annähert. Eine Recht- 
fertigung, waram der Steuerfuss bei der Qaote von 5% Halt macht, 
auch bei immer wachsendem Einkommen, warum er also, statt ein 
wirklich progressiver zn werden, ein degressiver bleibt, fehlt auch 
hier, wie sie bei nns, in Preussen, gefehlt hat (Maximum von 4% 
bei Uber 100,000 M. Einkommen). Sie kann anch nicht g^ben 
werden, wenn man einmal die Abstufung unter 5% rechtfertigt, 
da nothwendig die nemlichen Grttnde fttr eine weitere Progression 
ebenso zutreffen. Zu hoch erscheint das Maximum von 5% gerade 
in Frankreich, wo die kleinen Einkommen durch Verbrauchs- und 
Verkehrsstenern so stark belastet werden, auch vom Standpnncte 
der degressiven Besteuerung nicht Ein solches Maximum mnss 
jedenfalls mit nach den Verhältnissen der llbrigen Besteuerung be- 
stimmt werden, daher in Frankreich mit Recht hoher sein als bei uns. 

Die Motive berufen sich auf die oeuore Praxis Eoglauds, Dcatschlaodä, 
Holknda« der Schweis vad auf reiscüedeno theoretisclie Auteitt&ten, Smith uud 
fnnzMadie. Mit Becht wird die ia Frankreieh noch mdir als bei uns verbreitete 

10* 
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Furcht, dass eine rasche und unbegrenzte Progrcbsion iiothwendi;^ zu einer Art ..Con- 
iiscatioii*' dos gauzeu Stcucrobjects, diese Art der Bcäteucraug einer nBorauboiij"' 
führen mosse, ab Kampf gegen ein Pkuitoiii bezdelinet. Die geplante Sfener soll eben 

nur. und zvrar auch durch die Gestaltung ihres Sieuerfusses, da:* nothwcndige Gegen- 
gewicht gegen die den Verbrauchssteuern anhaftenden Cugleicbtnässigkciten biUcu. 
Die vorgeschlagene Abstufung des Steuerfusses ist in der That gut erdacht (Art 21 
des Entwurfes). Also Maximal-Steuerfuss 5*^ >teucrfrei Einkommen bis 2500 Fr., 
und dieser Betrag auch in jedem, also auch in höhcrem Einkommen steuerfrei, Steuer- 
satz dann in jedem, auch beliebig hohen Einkommen, iuiiD r für die erste 
Quote von 2500—5001 Fr. l7o. die zweite von 50CK) - 10,001 Fr. 2Vo. dritte Ton 
10,000~20/Ktl Fr. die vierte von 20,000 -50,001 Fr. 4'^',,. immer nur die 

höheren Beträge ü))er 50,000 Fr. mit 5';„ belastet. Dadurch wird nach einer Bc- 
rechnnag der Motire z. B. der Stenerfnas bei EinkommeD ron 

3.000 Fr. 0.1 T"» « 12 000 Fr. 1.54^* „ .-,0 000 Fr. 3.25" 

4,000 „ 0.38" o Ki.OoO „ l.Hl"/^ 7:. iMio ., 3.8.3% 

5.000 „ 0.50»/„ 18,000 2M*\. Kamäm» 4.13";'o 

ft.OOO „ 0.70»/o 20.000 „ 2.18»;« 200.000 4.56% 

H.OOO 1.0fi'*„ e.'i.ooo „ 2.W„ :v)Oim) .. 4.7rVo 

10,000 1.25% 30 .m» „ 2.75",, l.tHju,000 „ 4.9125"^;o 

Matlii-inatisch aijsjre friult: die Steiu r ist asymptr»tisrh. 

Der besprochene Steuersatz ist der Princip aisatz. Zu diesem sollen, aber 
nncli dem Refonnplan nur für die Staatsbesteiiening-, ZosehlSge treten, nemlich 
8.12*/o (bez. Centimen für 1 Fraiill für dir. Koston d( ^ PniiK'irunterrichts (Gesetz v. 
19. Juli 1889. Art. 27, o. S. 140), 1% ^i^r allgemeine UnteibtüUuog bei Bland, ü<ibe»cbwcm- 
jnnng u. dgl., 5" /o tot EntUntnngen und Ansfllie (non mlenra), zusammen also 14.12^ 

In umiasseiideiii Maasse soll in dem Project auch lier KUck- 
sicht auf die verschiedeDe Leistungsfähigkeit du Stcucrj tiichti^eu 
auch bei deuiselben Einkommen, in der in der neueren deutschen 
Praxi.s nnd in der dent<cbpn finanzwissenscbaftlicben Theorie 
üblichen Weise Kecbnung ^'eira^^en werden. Dies in der in der 
neuereu franzfJsiscben Gesetzgebung öfters beliebten Art, indem 
bei Einkommen eines Censiten bis 20,0()() Fr. die Zahl der 
Kinder (minderjähriger, legitimer wie anerkaimter) io erbeblicUem 
Umfaog zu Steaerermi&saigaDgeii führen soll. 

Art. 22 des Entwurfs. Die Steuerquoten sollen bei 2 Kindern um '/jo* 3 
um */,o« bei 4 um bei 5 oder G um*/io» bei 7 und mehr um */,^ ermässigt 
werden. Eine an sich richtige, aber verglichen mit deutschen Gesetzen erheblich 
stärkere Ermässigung bei der „Kinderbelastung*'. Misslich ist nur immer die Be- 
grenzung dieser Eruiässii;unir auf das minderjälirige Lebensalter der Kinder, während 
gerade im Mittelstande, zumal dum höheren (etwa beim Einkommen von 5 — 20,000 Fr.) 
in Frankreich sicher ebenso wie bei uns die „Belastnng** d^s Einkommens durch die 
Kinder, wc^lrho iiocli nicht crnciben, sondcni in dluscm Alter besonders hohe Ans» 
bildungs- Ulli Krlialtuiip^skostcn inaclien, aui Schwersten ist. 

Die Grenze der Steuerfreiheit mit 2500 Fr., 20ÜÜ M. oder 
100 Ff. St., mag richtig gezogen sein, gerade mit Rücksicht aal 
die socialpolitische Tendenz der Steuer, die ,,kleinen Lente'', welche 
in Frankreich mit so schweren indirecten Verbrauchs- und Ver- 
kehrssteuern (Enregistrement! Stemi)el) belastet sind, hier zn ent- 
lastoD. In Frenssen ist man mit dOO U, (ca. 1125 Fr.) erheblich 
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unter dieser Grenze geblieben, in England mit jetzt 160 Pf. St 
(ca. 4000 Fr.) noeh erbeblich darttber binans gegangen. 

Ob freilioh bei dieser Grenze der Steoerfreibeit nnd bei den 
Ermässigungen des Stenerfosses bis zn 50,000 Fr. and ffir Familien 
mit mehr Kindern der Stenerertiag von 156.9 Mill. Fr., welchen 
man in Aussiebt genommen hat, erreicht werden wird, muss einst- 
weOen dahin gestellt bleiben, da eben sichere statistische Unter- 
lagen zur Schätzung bislang fehlen. 

Die neue Steuer soll ausdrucklich nur ^um Er»ütz dci IVrsonal- und Mobiliar- 
uii'l der Thür- und Fenstersteoer und zur Govahruog' eines Ucincii Mehrbetrags Ton 
•).39 Mill. Fr. über den bisberig<vi Ertratr dioser Stonorn binans bchafs fi.nvinnung^ 
von Finanzmittelu zur Erneuerniif,' <it s ünuiii-t. iieika.taster:> iur „nicht bebauten" 
Bodco dienen, also im Wesentliche n lui den Sta.u k' ;ne Mehreinnahme ei^gtbes. 
Die Personal- un l Mübiliarbteiii^r i-t f ir 1897 auf *.»1.(V.>, die Tliilr- und FeDStexatener 
auf 58.82, zu&amaien beide aut löu.'il Mill. Fr. zu veranschlagon. 

Dieser Betrag soll durch die neue Steuer also ganz wieder 
erzielt werden, aber in völlig anderer Vertheilung auf 
die Steuerpflichtigen, mit weitgehenden Befreiungen nnd 
Ermässigungen gegen bislier fUr die ätenerpflichtigen kleineren 
und starker Erhöhung für diejenigen grosseren Einkommens. Das 
brächte dann auch die weitere Folge mit sich, die betreffende 
StaatssteaerbelastUDg in den kleineren Orten, Städten sehr za er- 
mässigen, in den grösseren Städten, vor Allem in Paris, sie zum 
Theil, wie namentlich in Paris, ganz ausserordentlich zu vermehren, 
freilieh durchaus in Folge des im Ganzen unbestreitbaren Umstände, 
dass eben die grösseren Einkommen aueh relativ viel mehr in 
den grossen Städten nnd znmal in Paris concentrirt sind, ebenso 
wie in anderen Ländern (Preussen). Aber allerdings sind die 
Grundlagen der Berechnung, wie sich die Einkommen auf 
die verschiedenen Grössenclassen und die Ortschaften vertbeilen, 
manebfach unsicher und anfechtbar, danach auch die Berechnung 
Uber die bisherige Vertheilung der Last der aufzuhebenden Steuern 
und Aber die Vertheilung der neuen Einkommensteuern. 

Die Motive eiilhaltLii darüber eine Kcihe au sich interessanter uud auch nicht 
vcrthloser Bereduilingen in tabellarischer ZusammensteUnug. Diese geben, wenn auch 
nur die Hauptpuncte df r Bcirrlinung als einigermaas^ieti ztitiefreud aiiuosehen werden, 
' ineu guten Einblick in die uurichtige, weil theils hesteiifalls auuiihcriid propunionaie, 
tlieils bei kleineren Einkommen geradezu umgt Kl hit proi^K ^sive Steuerbelastang auf der 
bisherigen Basis (Personal- und Mobiliar- und Thür- und Fenstersteuer) und ander- 
soltä in die grosse Umgestaltung der Steuerbelastuiig bei der zum Ersatz dienenden 
neuen Einkommoosteaer. Aber das Missliclio bleibt eben die Grundlage niler 
dieser Berechnungen, welche bei dem bisherigen Fehlen einer eUgemeinen Einl(ommcn- 
bteuer nothwendig mangelhaft iaU 

Man mosste «ich rornemlieh mit den statisUschen Mnterial der Personal- und 
Wohnnngistener beholfen, bei dessen Verwerthnag fbr diesen Zweck aber wiUliQhrlicfae, 
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wenn auch wahrscheinlich cinij^cimaaüsen zntretfende Aimalimen ganz nnvertaeidlich 
waren. Für Paris iouuto man sich aasserdem au die wiriciicbeo WohouAgsmiethea 
halten, die den MobiliaisteiioTqaoten der betreifeDdeii Cendeen eotspnehon. Die Yer* 

waltTing: der dircctün Steuern hatte hier seit 1804 Vorarbeiten geliefert. Für einen 
Hauptpuuct, die Uöhe des ganzen französischcu Volkseiulioiainoas, war man aber ganz 
atif die vagen, nnideheren SchUsongen, die aach nonerdings nm MOUaiden ansdn- 
andergeben (20 bis 25 Milliarilen !), angewiesen. Man nalmi mit der ausserparlamen- 
tarischen Einkommeusteuercommis&ion 22 Miiiiardeu Fr. au. Der bei allen diesen 
Beratlivngen , wie bei frttlieTon fnmzOsisehen Einltominettsteocrprojccfon, gemadite 
Schlass von tlor Höhe dos Mietliwerths auf das Einkommen des Bowohuors ist und 
bleibt eben das Unsichere. Ob und wie weit die zur Schätzung des Einkommens aus 
der Miethe benntztcn Goofficienten aneh nur oinigcrmaasscn genau zutrefFen, bleibt 
immer fraglich, wenn auch mit Ilccht bei grosseren Miethon zur Bildung des mnth- 
ißaasslicljon Einkommens des Bewohners mit progressiv steigenden Sätzen miiltipÜcirt 
Würden ist. so in Paris mit dem ß fachen bei Micthen von 500 — 999 Fr., dem 7 fachen 
bei bolelirn von 1000—1499, dem 8 fachen bei 1500—2499, dem ii fachen liei 
2500 — 9999, dem lOfailicn l.n-i höheren. NaturÜ'h nnd dabei die (irenzziHern der 
Miethclassen wie die ZiÜeni der Vielfachen wil.ni.lu.irh , was aber {jerade dann die 
Eti^'^ebiii^i-e bceinflnsat ond unsicher macht. Für Paii:^ ergab bicli so ein Einkommen 
der 227,442 PtTj^oiK^n (!^teticrpflichtigen) mit über 2500 Fr, Einkommen von 2475.6 
Iklill. Fr., für das übrige Frankreich, auf Grund der Mobiliai^teuerqooteu . ein Ein- 
kommen der berechneten 1.262,3^30 Steuerpflichtigen mit Ober 2500 Fr. Elnlcemmcn 
von 7092.8 Mül . zii^amuieri von 1 .4H9. 772 Personen (liescr Eitikommrinkategorieen ein 
Gesammteinkommeu von MbiiüA Mill. Fr. Als feste Thatsachen lagen nur vor, dass 
nach der letzten VolkszAlilang von 10.676089 Hansbaltnngen 6.981,959 mit der 
Mobiliarsteuor bebi-^t waren, davon zahlten 1.215.?^'^^ ntir die Pcrsoiiatlaxe, 2,528,794 
waren wegen Armutb bcfreiL FUr diese beiden letzten Kategorien (ä.744.6bü) wurde 
ein Dnrcitscbnittseinkoniinen von 800 Fr. Toransclihgt, somit ein Gesammtdnkommen 
von 200').7 Mill. IV. Die übrigen der Mobilfnrsfener unfcrlieffenden 6.931.857 Haus- 
haltnugen hätten „daher" ein Gosammteinkommen von 19,OÜ4,25t>,000 Fr. (22 Milliaidcu^ 
ab jeiui 2995.7 MUl.). Natürlich alles sehr gewagte Conjectnralstatistik. Bei einer 
Fortsetzung dieser Berechnungen ergiebt sich iUr die Bcvölkeriiiiirsclasso zwischen der 
von der bisherigen Steuer befreiten und den nur mit der Persoualtaxo belegten ciner- 
und den mit Dber 2500 Fr. Einkommen veranschlagten Haushaltungen andrerseits eine 
Anzali! von ^.441.587 Haushaltungen mit dnem Qesamniteinkomffien von 9485-9 Mill. 
Fr., oder 1784 Fr. im Durchschnitt. 

Xach dicicn. demnach doch sehr unsicheren Verauschlagungcu würden sich 
die Einkommen tiber 2500 Fr. classenweise nach Anzahl und Geaammtbetng in 
Mill. Fr* folgendermaassen TorthoUen: 



Paris Provinzen Staat 



Classen Vu 


Anzahl 


Werth 


Anzahl 


AVerth 


Anzahl 


Werth 


2,501— 8.000 


.^.512 


138.9 


512.338 


1398..'! 


562.8.50 


1.537.4 


a.OOl— 5 000 


80 IIS 


295.7 


865.S60 


1402.0 


445.978 


1698.8 


5.001- lUOUO 


44,292 


aoo.ü 


250.104 


1708.0 


294.45{; 


200Ö.9 


10.001" 20.000 


25,808 


366.4 


90.781 


1801.7 


122 589 


1668.1 


20,001— 50.000 


18.160 


506.1 


:^2.049 


982.8 


5r».809 


1498.9 


50,001 100.000 


5,872 


:i59.1 


3.897 


252.2 


9.7(59 


611.3 


Uber 100,000 


2.(;80 


44i<.5 


641 


97.0 


8.821 


545.5 


Summe 


227,442 


2,475.6 


1.262,880 


7092.8 


1,489.772 


9568.4 



Es wird geltend gemacht, das:» diuic Schittzungeu wohl unter der Wirklichkeit 
geblieben seien. Loro y-Bcaulieu habe z. B. in seinem essai anr la reparütion 
des riclicsses — natürlicli auf cbenj^o wciiiic sicherer finindlage — die Einkommen 
Uber 50,000 Fr. auf 18 —20,000 in der Zahl geschätzt, wahrend sie hier nur mit 
18,090 angenommen seien. 

ünter Zugrundelegung des vor»resrhla<reiien gesetzlichen PrincipaLstouorsatzcs, 
der Zuschlagcentiiqen und unter Berücksichtigung der Ermässigungen l'itr alle £iu- 
kommentheilo unter 50,000 Fr. bei jedem Einkommen, sowie der ErmSasiguogen der 
Steuer itlr die Familien bis 20,000 Fr. Eiokommcn mit mehrnls einem Kinde (ras auf 
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TVsVo oder 4.037.000 Fr. SteuororleichteniDf s*soUUst wud\, viid M ein Stdiier- 

enrag voti ir>6.9 Mill. verauschlaj^u 

Wiclitigcr, aber freiHcb mit deDSclben Hio^cln der stitistfscheD UiiteriageD be- 
haftet sind die Veraiiscblagnnf^cQ der Belastuni^ der verschiedcneD EinVomuien- 
GrösscnclasscD durch die neue Einkommensteuer verglichen mit derjenigen durch die 
bisherigen zwei betreffenden Steuern. Es würde »ich danach die neue Besteuerung 
(Principal« und Zaschlagcentimen^ so gestolloD, dan ros den bisher toq den alten 
zwei Stenern «retrotfencn Hausbaltnnaren ausser den wegen Armutli schon bisher be- 
freiten ;J..jo Mill. aa 7 Mill. ^aui butrcit werden (genau CyfS Mill.). iiur 1.40 Mill. 
die ncae Steuer zahlten. Die Clas!>e von li'tOl — ;iC»00 Fr. Einkommen wunie aber nur 
0.09. die von WOl ÖOUO Fr. o.3«>. die von ö^Ol — 10.000 Fr 0.95, die von 10.001 bis 
20,000 Fr. 1.81. die von 20.001 rKi.U<XI Fr. 3.12. uie von .•.0,001^100.000 Fr. 4.13. 
die über 100,000 Kr. wordo von ifarom Einkomnion zahlen, also im Durch- 

schnitt 1.64. während die lli^ll<!r von >Ut Personal- tnid Mobiliar- und tl.'r Thür- und 
Fensteräteucr Uäiroü'eueu durchschnittlich — auf (iruud jener unsicheren Schätzung — 
mit 0.74% von Ihrem Elnkoann^i belastet gevmen wlrea. Etva 800,000 Genätcn 
mit ttbw oOOO Fr. Einkommen wurden allein melir als bisher, alle andern woiiger zahlen. 

Der n'esrli.lt^fc Unterscliicd der Beliisinng durch die bisberifjcn zwei Steuern 
(ein sc hl VC SS I ich aller, auch der Departemental- und Communalzuschläge) und 
durch die neue Einkommenstem r (bei dieser aber ebenfalls die Doparte mental- uud 
Communalzuschläge. wiifiir die bi-sherige Basis in der Pcr.>onid- und Mubiliir- und 
der Thür- und Fenstersteuer noch bleiben soll, hinzugerechnet), stellt sich d.iuu 
nach den amtlichen Bereclmongen folfcndermaawen far 1897: 



riass. n 
Einkommen l;'r. 



^urFcn>onaltaxe 
zahlend 

SOI - 25(K) 
2.501— 3.0<X) 
3001 5.0<Mj 
5.001— lO.O(H) 
lO.CMU 20 000 
20,001— 50.1K>0 
50,001 100.000 
Uber 100000 



Steueipflichtige 



Zahl 



1.H24.100 

5.441 5,s7 
5H2.><50 
445.y7H 
2i>4.45»; 
122.5M» 
50..s(»<» 
ii 7m» 
3,821 



Kfaikomiit. 
XUL Fr. 



1.45i».3 
;».435.>i 
1.537.4 
1.<)!»S.3 
2,i:H)H.«) 
l.Wix.l 
1.4i»S.4 

545.5 



Bisherige .*^tea«r 
uiit 2iucbl&Keu 


Xouo .'^ti>u(»r u. 
alle ZuschUige 


MitUtTtt StMMnuts 


lim. 

Fr. 


oder 
kink. 


Mfll. L?*«f 

_ • «vom 
i Blak. 


Bisher 


Fr. 


5.70 


0.39 


0.79 


0.0.'% 


S.12' 0.43 


MK.35 


0.1>2 


34.»;2 


0.37 


15.N7 


(i.3r. 


23.52 


1..-.:^, 


H Hl 


0.77 


41. 7s 


20.98 




1.7U 


1U.23 


1.13 


r4.r.3 


43.12 


34. tM» 


1.74 


3.->.lC. 


1.75 


11S.52 


110.42 


2'.t.51 


1.77 


43.ii3 


2.<;3 


240.<;i> 


35S.34 


25.itO 


1.73 


5<"-:.S7 


3.!»2 


500.73 


1,158.70 


10.73 


1.7(5 


30.21 


4.H4 


1 .09S.00 


3.092.40 


?<.95 


l.r»4 


32.07 


5.S<» 


2.(U»5..')0 


!K;57.60 



Samme 



»,755.459 ; 20,463.5 



254.37 . 1.24 1 266.70 1.30 1 290.53 ; 304.61 



Dies wäre allerdings eine starke Verschieb iing der bisherigen 
Steuerlast von dea scbwacüen Schnltern der unteren Classen und 
der niedrigeren MittelclasseD auf die stärkeren der höheren und 
reicheren Classen, während die mittlere Mittelclasse (5000 bis 
10,000 Fr. EinkommeD) etwa gleich hoch belastet bliebe. Im 
Ganzen aber eine nicht nur an sich, principiell, sondern auch 
demMaasse nach wohl zu billigende Veränderang der Belastung. 
Hit Recht weisen die Motive auch anf die besondere Belastung 
der unteren und mittleren Classen in den Städten durch den Octroi 
bin. Die oben (S. 144 ff.) erwähnten gegnerischen Vorwürfe treffen 
eben deshalb nicht zn: nicht eine ungerechte üeberUBtang der 
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Reicheren, sondern eine Beseitigung — im Grunde vieltacli nur 
eine Ermässigung — eines bisherigen factischen Privilegs einer 
im Yerhältniss zum Einkommen, zur ganzen Leistungsfähigl&eit zu 
niedrigen Gesammtbestenening der reicheren Classen durch das 
ganze Iranzüsische Steuersystem wurde die Folge der neuen Gesets- 
gebung sein. Die knapp 200,000 mehr oder weniger erbeblich 
stärker belasteten Censiten sind eben bisher Übermässig geschont 
gewesen. Die Reform wtirde im Princip gleiche, im Grade noch 
stärkere, aber auch bei der bisherigen Gestaltung der französischeii 
Besteuerung noch viel berechtigtere Folgen haben wie die neue 
preussische Steuerreform. 

Nicht minder heachtenswerth und ebenso im Ganzen gerecht- 
fertigt wftre die Veränderung der Steuerbelastung durch die liier 
besprochenen Stenern zwischen Stadt und Land und naeh 
Grössen classen der Ortschaften. Auch hier eine starke 
Entlastung der kleinen Orte, in abnehmendem Grade von Orten 
bis 200 zu solchen bis 20,000 Einwohner, etwa ein Gleichbleiben 
der Belastung fttr mittlere Orte von 20,000- 50,000 E., eine starke, 
mit der Ortsgrösse steigende Mehrbelastung in den grösseren 
Städten, besonders in Paris. 

S. Boll. 1896 II. 193 die Tabolloo: z. 6. vürdm die Orto bis 2000 Einvobucr 

statt bwher S7.M nur .'^2 Mill.. die von 2000—10.000 statt 48.5 nur 40.0. .iic von 
10,000—20,000 statt 1(].7 nur 15.4, die von 20,000-50,000 »tatt 19.88 2ü.3ö, diu 
Toa 50,000—200,000 dage;;en statt 26.26 29.58, dio töu über 200,000 (ausser Paris) 
statt 13.85 17.07, Paris aber .^tutt 45. .'.7 ^Oi;a^ S'H.f^Ü IMill. zahlen, von einer im 
Gaozeu um fa^t 10 MiU. Lüüorou Suiuidc uutcr Ueu neuen System (268.4 gegen 
258.7 Mill, bisher, incl. departomeniale und communaie Zusclillge, welche nach der 
alten Basi^ vcitliLÜt blirliLMi). Die kleinen Orte wurden um einige SO^o entlastet, dio 
grösscieu um 11—28, Paris um SO*'/« höher belastet. Mit Ilocht wird dies auch 
durch den Hinsreis auf die agraii:»cho Krise in den Motiven noch aus:>crdeia ge- 
rechtfertigt. 

So erweisen sich die Hauptpnncte der geplanten Steuerreform 
gewiss richtig und stellte die Reforrn in der Tbat eine wesentliche 
Verbesserung des ganzen französischen Steuersystems dar. Man 

begreift IVeilicli bei dieser beabsichtigten starken Veränderung der 
MeuervertliL'iliiiiL'" auch eher die Opposition der da- e^cii interessirten 
Kreise, zunial da eben eine weiteie Uiiigest;iltiiij<r wenigstens der 
directeu Besteuerung in dieser Kichtung befüichiet wird und auch 
kaum ganz ausbleiben kann, zunächst namentlich in der Weise, 
(iass ilic Departemental- und Communal/uschläge, welche einstweilen 
noch auf der Basis der beiden iiir die Staatsbesteuerung aufzu- 
hebenden Steuern umgelegt werden sollen, wohl später auch nach 
der neuen Einkommensteuer vertheilt werden würden. 
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In einigen Puneten sollen Bedenken gegen die neue Steuer aacb 
nicht verhehlt werden. Eines besteht darin, dass diese ohne Weiteres 
nnr an Stelle der beiden aufzabebenden^ daher wie diese neben die 
zwei, bezw. drei anderen grossen directen Stenern, die zweitaebe 
Grundsteuer uiul die Gewerbesteuer (ausserdem die Steuer von be- 
weglichen Werthen und die Bergwerkssteuer und etwelche sonstige), 
welche verbleiben, tritt. Nach den getroffenen Bestimmungen wird 
somit das diesen Steuern unterliegende Einkommen, also nament- 
lich das aus ländlichen Grnndstttcken, Gebäuden, Gewerbebetrieb 
nnd Weithpapieren herrtthrende, noch einmal belastet, ohne dass 
hier eine angemessene Yorkehrnng gegen diese „Doppelbesteuerang** 
vorgesehen ist. Soweit letztere reell eintritt, was, wie implieite 
anzunehmen ist, vom Gesetzgeber auch gewollt wird, würden dann 
die verbleibenden Ertragsäteuem als höhere Besteuerung des 
fundirten Einkommens fungiren. Prineiptell nicht unrichtig, 
aber gerade als Ertragesteuem und nach deren Einrichtung in Frank- 
reich nicht eben in befriedigender Weise, wie es allein eine wirk- 
liche Vermögenssteuer thun konnte, selbst abgesehen von der 
weiteren Belastung des rentoblen Besitzes durch die Erbschaft«- 
und Schenknngssteuer und durch die schweren Steuern auf die 
bezflglichen Rechtsgeschäfte im Enregistrement und Stempel. Nament- 
lich bleiben auch die Uebelsüinde hier unbeachtet, welche aus der 
Besteuerung der Grund- und Gewerbeerträge durch die Nicht- 
bertteksiohtigung der Schulden bei der zweifachen Grundsteuer und 
der Patentsten er (wie anch im Enregistrement, bisher einschliesslich 
der Erbschaftssteuer, wo freilich die bezügliche Reform beabsichtigt 
ist) hervorgehen. 

Dann ein weiteres Ikdenken. Da in Frankreich u. A. die 
Staatsrente und die {;evvübnlit'l)en Zinsen im privaten Creditvcrkcbr, 
auch die jioilickarischen, nicht der Zinssteuer der beweglichen 
Werthe unterließen, so würde dieses bezügliche Einkommen nur 
einmal, durch die l^inkunimensteuer, nicht wie andere Zinsen zwei- 
mal, nemlich auch durch diese Ertragssteuer, der directen Staats- 
besteuerung unterliegen. Hier würde also wieder eine Ungieich- 
mUssigkeit in der Besteuerung verschiedenartiger fundirter Ein- 
kommen bestehen. 

Endlich noch ein Bedenken. Es «ollen ausdrücklich auch alle 
moralischen Personen und Gesellsciiaiten und Associationen jeder 
Art cinkommensteueri)tiichtige .Subjecte, doch die vertheilten Zinsen, 
Dividenden u. s. w. dabei steuerfrei sein. Die schwierigen hieraus 
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folgenden Steaerprobleme sind hier zn leicht genommen, wie deutsche 
Erfahrnngen «eigen. 

Die genannten bestehen bluibendca directon StfUt^ni sollon nach <loui Gej--*/- 
cntwurf (Art. 7 lü'r. 3) vom Koltciokomuea (reveau brut) zur Berecboung des steuur- 
pflicbtigen (revena Impomble) wfo andere Gewiiinuiigskosteii Einkommens ab* 
gerechnet werde». Wollte man etva das durch diese Steuern bL-rtits belastete Eia- 
komiQoa gMZ von der Eitikommcnstcoer befreien, oder, wie sich auch denken licsse« 
nur die Diflercnz zwischen den wirklichen, der Einkommensteuer unterliegenden, und 
dem üctiren, der betrtff'endcu Ertragssteuer nnterliegeaden Einkommob der ueuen 
Einkommensicucr untcr/.ielit:n , so liätte das daatlich angegeben werden müssen. I>as 
hat uiaii nicht getlan, daher doch auch wühl nicht gewollt. Aber die couiplicineu 
Fragen der Doppelbesteuerung sind so auch noch nicht gelOst. Ein solches Verfahren 
der Freilassunir dns «?chon versteuerten Ertra?« oder der diffcrentiellen Bcstenerang" in 
der angegebenen Weise hätte sich freilich bei der Patentsteuer nach deren Yt^raulagung 
nach iDSseren Merkmalen anch gar nicht durchführen la^en, da hier nicht nach 
geschätztem Gcwerbeertra;;^ besteuert wird. Allenfalls hätte man bestimmen können, 
wenn jede Doppelbesteuerung, die ja in den aufzuhebenden Steuern zum Theil scheu 
vorhanden ist, rermieden werden sollte, dass die Grond-, Qel»liidegrund- und 
Patcnfstcncr eines Censitcn von dessen festgestelltem Einkommensteuer- Soll ab- 
zuziehen und uui der Best di^s Soll zu zaUloa scia solle. In BetrcU' der 4"/« Steuer 
von beveglicben Werthen (Wertlipapieren) enthilt das Gesetz noeb die besondere Be* 
Stimmung (Art. ]"> Nr. 7i. dass die Einlrommensteuer nur auf die Renten u. s. w. 
gelegt werden solle, welche nach Abzug der 4 ^/o Steuer verbleiben, wa» aber schon 
ans der allgemeinen Yorschrlft des Art. 7 Nr. 3 folgt 

Die Kinkommensteiier ist sonst richtig in der Art construirt, 
wie es die Idee uüd Consequenz einer allgemciuen Eiükouimen- 
steuer fordert. 

Abgesehen von den erwähnten lietreiungcu wegen Kleinheit des Einkommens 
wird die snbjective allgemeine Stenerpf Ii cht für allein FrankTdcb wohnenden 

(physiscbeii) Por.-oncn fUr die Gi^sammtheit ihres jalirlichen Eiiikoinincns, fdr die 
aosserbalb Frankreichs wohneudea Personen die Steuerpflicht des Einkommens, welches 
sie ans Gmndbesits, Gewerbe- vnd Handelsnntemebmnngen in Prankreieb bezieben, 
und unter denselben Bedingungen die Steuerpflicht moralischer Persuncn, Gescllsoliafr.ui, 
Associationen jeder Art deutlich ausgesprochen (Art. 5). Die Steuer soll am 1. Januar 
Jedes Jabres nacb Maassgabe das letztjahrigen Einkommens gescbnldet werden (Art. 6). 

Die objective Stcuorpfliclit oder da?> steuerpflichtige Einkommen uuifasst ..die 
Gesammtheit der EiokUnilo, welche hcrrUhrcu aas beweglichem und unbeweglichem 
Eigenibuni, aas Handel und Indastrie, ans Wttrden und Aemtern, OSentlicben und 
privaten Austellungen, Pensionen u. dgl., aus liberalen Berufen, aus wissenschaftlichen, 
litterarLschen, künstlerischen und jeder Art sonstigen gewinnbringenden Beschäftigungen" 
(Art 6). Es wird dann näher angegeben, wie bei der Berechnung des Einkommens 
ZU ferfohren, insbesondere welche Abzüge vom ßoheinkommcn (Rohertrag) zur Fest- 
stollnnfT des sti-ueipfliclifigi n .-(atll:aft und nicbt staltliaft sind (.Art. 7 ff), um das 
steuerpflichtige Eiiikommen ni ermitteln, iu dur übliclieu Wciae der Einküuiuieu.stcuer- 
gesctze und richtig. Die Quellen der Einkünfte sind hierbei in fünf Katcgoriecn 
unterschieden (aus „nicht bebautem", d. i. ländlichem, aus ,. bebautem", d h. mit 
Gebäuden bedecktem Grundbesitz, ans beweglichen Kapitalien, aus Handel und Industrie, 
aus Öficntlicher und privater wie sonstiger gewinnbringender Besch&ftignng (Art. 9 — 19). 

Als befreit von der Einkommensteuer wejreii d«/s Cburactcrs der Peraon oder 
wegen des Zwecks der Einkommeuverwenduug werden in An. lU ausser den in Frank- 
reich residirenden Personen mit nicht über 2500 Fr. Einkommen bexeichnet: der Staat, 
die Kationale Sparcasse. die caisse des depots et consignations und andere von dieser 

folcitetea (}a$scn, das Institut do France, die Acad^mie de medccine, die Facoltitcn, 
ie Nationdmnseon. Ferner sind gewisse Einkommen als zum steuerpflichtigen 
Einkommen nicht gehöri^' 1)e/eirlii,ot (Art. 20. iV Abib. Nr. 1 — 0) C A. sim! 
Ausländer fttr das aus dem Auslaude stammende Elnkomuon frei, wenn sie sich am 
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1. Januar noch nicht 6 Monate in Frankreich aufhalten; Einnahmen von Wohltliatig- 
keitä-, wissenschaftlichen, kunbtlerischen, aucli Sport- Ajistaiten u. dgl. fitr die betretietidcn 
Zirecke; die ZinsendiiiDahmeii da priraten Sparcassen für den Dicn&t der letzteren; 
insbesondere dann auch, wie schon erwähnt, „Zinsen, Dividenden, Einkunfte und alle 
anderen Erträge oder Beoelicien, welche irgend welche (iesellschal'tcn und Uuter- 
]iehniiijif«n, finanzieUe, indogtrieUe, corameTziollo, bttrgeriiche, unter ibro Mi^ti«der 
■oder Actionäre veriheilcri", wonach dann nur die zur RcMnre u. dgL renrendetea 
Einkünfte dieser ünternehmungen steuerpflichtig blieben. 

£m begonders wichtiger Grundsatz, welcher nebeo der Eio- 
kommeosteoer überhaupt und neben dem „progressiven'^ Steaerfass 
yornemlicb Gegnerschaft getanden hat, auch in der Kammer, ist 
^ann noch die nach allen, auch deutschen Eiiahrnngen , gebotene 
Declarationspf licht, die alle Steuerpfliobtige mit mehr als 
10,000 Fr. Einkommen zu erfüllen haben. 

(Art 24 II ) Jährlich im Januar. Die Declaration ist nach den einzelnen in 
Art. 9 — 19 atifjicführten Quellen gesondert zu machen, für den RohpTtra? der Ein- 
iiUnftu und für die statthaften Abzüge an Kosten und Lasten. Die Dcclarationcn 
soUea mit der Versicherung auf Ehre, dass sie nach den Bestimmung^en des 
■Gesetzes und in voller Aufricliliglieit gemacht seien, eifoli^en. Alle anderen Steuer- 
pflichtigen können freiwillig dcclanren, doch dazu aucli durcli eine besondere Auf- 
forderung des Vorsitzenden der SUiSchätzangscommission veranlagst werden. Die 
Declarationen sind nach Formularen, welche ein Kealeuieiit der Verwaltung feststellt, 
ZXi leisten ^Art. oO). Von bpecialbestimuuugcn sind beachtcuäwerth : Schuldner dUrfeji 
^ie ZlDsen von Schulden nur abziehen von ihrem rohen Einkommen, wenn diese 
^Sinsen Gegenstand der Sfeuererlirining des Gläubigers sind. Eventuell haben sie das 
Bdcht, wenn der Gläubiger nicht dcclarationspUichtig ist, den lieweis des Bestehens 
ihrer Sclinld zu liefern (Arf. 2&). Eine auch bei ona besondert beanstandete Pflicht 
ist in Art. 31 allen Personen und (Jesellschaften aufgelegt, ncinlicli das Einkommen, 
welches sie ihren Angestellten mit Uber 1500 Fr. jährlich geben, im Januar jeden 
Jahres zur Anzeige ta bringen — die ..Meide- und Declarationspflicht der 
Arheitgober", die an si« h ganz in der Ordnung ist, wie bei de» OaSSoil« Velche 
■die (ichalte der aifentlichen Jieamten zahlen. 

In der Organisation der Verwaltung machen sich deutsche 
Master geltend. Sie enthält aber im grösseren Maasse als bei uns 
Beamtenelemente und ist. Übrigens mit Recht, so eingerichtet, 
dass dem fiscalis eben Interesse ein grösserer Einfluss gesichert 
bleibt. Zweifelhaft bleibt, ob das Berufungswesen, das nach Ana- 
logie der bisherigen directen Besteuerung gedacht ist, bei dieser 
nenen eigenaitigen Steuer genflgend fungiren würde. 

- Art 32 K Zar Prüfung der Declarationen und Feststollonf^ der Grundlagen der 

Steuer werden in jeder Geiri''iinle eine oder mchreri- El nsehätzu iigs c o m in i ssi o n cn 
-^ogon. i.Commissioneu ersten Grads^'), in jedem Anondissemeut eine höhere 
Commission eingerichtet. Die erste bildet sich aus dem Maire als Vorsitzendem 
{der Maire kann sich aber durch einen Adjuncten vertreten Iusm n '. zwei vom Municipal- 
rath ernannten Mitgliedern, dann dem Steuereinnehmer und dem Oontroleur der directeu 
Steuern, welcher als Secretär fungirt. In Gemeinden mit uiehreron Commissionen wird 
der Maire von Rechtswegen dnrch Adjuncten und in deren Ermangelung durch vom 
Municipalrath bestimmte Municipalräthe ersetzt (Art. ö'2. Die Commission hat 

die erfordeilichca , mit liccht nicht zu eng begrenzten beiugnisse, und darf sie die 
Steuerpflichtigen vor sich laden und alle erforderlichen Au&chlüssc von ihnen Ter« 
langen. Die sich Weigoroden rerlieren das Keclamatiotisrecht gegen ihre Veranlagaug 
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(Art. 34). — Die » »l». jn oiamission bosti lit aus dcrii Gi. ncraliccret&r der Pf&fectur oder 
dem Uaterpräfectcu oder iu doicu Krioaut^ciuiij; aud ciucu vom Präfecteu besrtiiiuBten 
PTlfecCnmtli als Vonilz«iideiii, «os zw«! HitFliodera des Geaenlndis, wdche dem 
Arrondisscmont au^t hören, und zwei ^^litu^liedeni des Arrondissetaeutsraths, die von den 
beirctTtindeu Vcrsauimlaogea besüiuut wcrdcu, £enioi dem üeneraleionebmer (trc^rier- 
payoar g6n6ral) oder dem Flnanz-ParticolareiDDelimer, oder id deren £nDaugeIuog aas 
eiuem vom Gcncraloinnchioer bcätimmton Einnehmer, endlich aus einem ala Sccretär 
funfrirendcu BL-amtca der directen Steuern und einem solchen des Enrfcistremem. 
beide voll deu betreücndcn Departemcnialdireciorcu bestimmt. Die:»c Commiääiuu 
üborpraft Dod beaufsichtigt die Di i Jarationen, stellt die TOD lebtensD Abtreiebenden 
Veranlagungen und die von den Communalcommisiäioncn von Amlswegen erfolgten, 
äowic diejenigen, über weiche diese Commissionen uinl der Dircctor der dircctca 
Stooem nicbt ubereinstimmen, fe^t. Wenn die Commissioii dem Yetom dieses Directois 
nicht beitritt, entscheidet der Präfect, vorbehaltlich des Kecurses an den Finanz- 
jiiiuiätcr. Ausdrücklich wird für Cowiuisüioueu, Mitglieder, Beamte strenge Pflicht 
der Gebeimbaltmig aosgesprocben (Art. 37). 

Wer die ;refordeite Declaration uuterlässt, wird mit einer Strafe der Steuer- 
erköhung uui ÖO auf das vou Aioiswegcu festgestellte Eiukomineu bedroht, mit 
einer solcben der doppelten Steaer fOr den in Ave Dedsntioa ?erbeimHcbteii Theil 
des Einkommen», doch tritt auch hier nur der einfache Steuersatz ein. wenn der ver- 
«^chwiogeiie ThcU des Einkommens wcaiger als '/lo dcclaiirteu ist und wenii es 
5000 Fr. nlcbt abcruteigt (Art. 3«). 

Die Steuer ist zahlbar in so viel ^lonatsratcn, als vom Monat der Publication 
derselben an Monate im Jahre noch lauten, den der Vcröflentlichung eingcrecbnot. 
Die Zabluukt unterliegt in administrativer und rechtlicher Himicht im Uobrigen den- 
selben Bestimmungen, wie diejenige der bisherigen diroeten Steoern. Beim Todo 
eines Pflichtigen milssen die Erben die Stfnr>r nocli für das ganze Jahr zalilcn fzu hart). 
Bei Fortzug eines Ceu&iicu aus dem Erliebuugsbezirk . wie bei IVciwiliigcm oder 
Zwangsrerkauf ist die Steaer bofort filr das ganze Jahr fällig (Art. 42). Die Vei^ 
mielher müssen unter eigener Verantwortliclikeit für die schtildigcn Stooero ibrev 
Mietbor Umzüge der letzteren der Steuerverwallung anmelden (Art. 43). 

Fur Rcclamationeii in Einkornjnensteneisacbeu feiten dieselben Bestimmangeo 
wi.^ in SAclien der directen Steuern, docli mit j::ewibseii Modificationen. wonach u. A. 
die UeciamatioQei) , welche »ich auf das durch die übercommissiou festgotclltc Ein- 
kommen oder auf eine Meinangsversoblcdenbeit iwiscbcn der Cofflmvniiicoiiikmisftioti 
und der Yerwaltong der directen Steuern beziehen, an die Obercommissionen gehe» 
(Art. 4ö). 

AtisdrQcklicb wird bestimmt, dass die DopartementaU nud Gommnnal- 

Zuschlage lür Ib^JT unter keinen Umständen an die Einkommensteuer, sondern, wift 
bisher, an die bestehenden directen Steuern angeknüpft werdeti {Art. 55. 4G). 

Eine Keiho von Speciafbestimmungcn betrefTen die neue Eins.chUtzung des Reiu- 
ertiags des ländlichen Bodens (propiieies nou ba(ies) und die Emeaerung und £r- 
haltunt; des Katasters, wofur iiier auf deu üusctzentwurf selbst rerwiesen wird 
(Art. G3-81). 

Es wUio Alles in Allem ein grosses Werk, wenn es Frankreich 
gelänge, nacb all den Kxpriimenten eines vollen Jahrhunderts seit 
der ersten Revolution mit den versebiedensten Steuern gerade die 
Einkommensteuer in dieser geplanten oder doch in einer ihr 
ähnlieben Weise einzuftihren, — die an sieh relativ beste, zugletch 
die einsig wichtigere Steuer, zu welcher das moderne fVankreich 
zwar mehrfach beachtenswertbe Anläufe, aber mit welcher es noch 
niemals einen emstliehen praetiscben Versuch gemacht hat. MiMh 
lingt der Plan, so wirft das kein erfreuliches Licht auf franzOslsehe 
Zustände. 
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W^n der Donmcr'ache Entwurf, vie es Icidor walirschcinlicb, auch nur Projcct 
Weibt, so wird die vornn-'S'chfMid • cenauero kritische Darstcllunu doch nicht nutzlos 
soin. gerade iu dii^s.Mn W erk« und fiir die in dieser peuauereti Darlcj^ung der fran- 
zSäiscben Bestcucrnng^ von uuä verfolgten Ziirccke in Betroft'der .-«spccicUcn Steoerlehre'*. 
Dt^r besprochene Plan fiiilt ilie riii/ijrü wichtigere Lücke at!<. wch lio in «Ion Arten tiiul 
Formen der modernen französischen Besteuerung noch bestand, um diese wirklich zu 
eiaer rolls4iadig«ii Sannüiinpr ««practisehcr Lehrexempel** vikI .^StenermodeUe" aveb 
fiir di<^ Finanzwissenschnft zu ma.'li>n iFin. HI. Vorwort S. XII nnd'olien in diesem 
Heft §. 1). Weiche ein/.eloe steucrpoli tische und btcaerlucbnische Aufgaben bei einer 
ernstlichen EiDkommensteaer rorlicgcn, haben wir io Deatscbland, bewiidcTS bei der 
grossen prcussisch<'ii Reform, erfahren. Ich beziehe mich d:ifi;r auf im in*- l iiifL'liLiide 
itiitische Darstellung in Scbaaz Finanzarchiv, 1891, B. 2. Man wird auch in Frank- 
reich, wenn man ernstlich an die Aufgabe geht, noch manche einzdne Schvierig- 
t^eiteii finden, mehr als man wolil bisher dort annimmt Aber Ißscn lassen sie sich 
bei gutem Willen alle, wenigstens soweit als überhaupt dergleichen bei einer Stooer 
gelost werden kann. 

§. 28. Allgemeine finanzwissenschaftliche und 
fin an z practisciie P>p;ebnisse ans der britischen und 
französischen Steueren twicklung im 19. J a l» r h u n d e i- 1 
und vergleichender lUick auf deutsche Verhältnisse. 
Bei aller Verschiedenheit dieser Entwicklung hei den 1 t iden 
westeuropHisrhon Cnlturvölkern, — der Folce der verschiedenen 
politischen Geschichte und der wesenilicii dadurch bedingten ver- 
Bchiedenen Finanzbcdiii !tiissc\ der verbliebenen Verschiedenheit der 
volkswirthschaftlichen Organisation und der Stelhin;^ einer jeden 
Volks wirthschatt in der Weltwirthschalt, aber auch der Verschiedenheit 
des Nationalcbaracters — treten doch auch gemeinsame Züge 
in der Steoerentwicklung hervor, welche auf gleichartige Einflüsse 
hinweisen. Gerade diese Momente verdienen besondere Beachtung 
auch in der Wissenschaft, hier in der speciellen Steuerlehre der 
Finanzwissesschaft. Was sich hier Gemeinsames constotiren lässt, 
fordert dann wieder zu einer Vergleichnng mit den bezüglichen 
Verhältnissen anderer Länder ant^ um festzustellen, ob es sich auch 
hier findet oder welche und warum diese Abweichungen bestehen. 
Attch für die Praxis lassen sich so Ergebnisse gewinnen, Finger^ 
xelge fOr weitere Zielpnoete der Steuerpolitik nnd Stenertecbnik in 
den einselnen yergUohenen Ländeni. Dies mag zum Schlnss ein 
kurzer Bliek mit anf die deutsche Besteuerung und ein Hinweis 
auf Zielpnnote, welche diese der britischen und französischen 
Steu^olitik und Steuertechnik entnehmen kann, zeigen. 

Die relativ grosse Vereinfachung des britischen Steuersystems 
ist in Frankreich hei dessen ausserordentlich gestiegenem Steuer- 
bedarf und den abweichenden Oonsumtions- und Prodnetions- 
verliilltnissen nicht zu erreichen gewesen. Die indirecte Ver- 
branehsbesteuerung hat in beiden Staaten einen breiten Raum 
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behauptet Aber doch zeigt sieb ttbereiDStimmendy dass man die 
nothwendigen LebensbedflrfniBse yoii Stenern befreit, wie in Grross* 
britannien, oder doch in der Bestenernng erleichtert bat, wie in 
Frankreich. Die neuen agrarischen Zolle bilden hier nur scheinbar 
eine Ausnahme, weil sie eben Schutzzölle sind und anderen als 
finanziellen Gesichtspnncten ihre Wiedereinführung verdanken, wenn 
sie dann auch in Frankreich ebenso wie in Deutschland bald ein 
wichtiges, jetzt schwer ersetzbares Finanzobject geworden sind. Der 
Schwerpunct der Verbrauehsbesteuerung liegt, im Unterschied zur 
Zeit vor dem 19. Jahrhundert, in den Stenern auf verbreitete 
Volksgenussmittel immer doch nur relativer Nothwendig- 
keit, in der Besteuerung der im nationalen Consum voranstehenden 
alcoboliscben Getränke und des gewohiihcitsmässij^en warmen Ge- 
tränks aus den bezüglichen fremden Oolonialwaaieo , daiiü des 
in Frankreich auch noch des Zuckers, welchen England 
bereits steuerfrei zu machen für gut taud, vielleicht in diesem Puncto 
doch schon etwas zu weit gehend. Fast nur in dieser Form, unter 
VoraussLt/.iing der Ueberwälzung von iulandsteuer nnd Zoll auf 
den Preis des Consumartikels, tragen die britische, tiberwiegeud in 
dieser Form dorh aber auch die franzoöische Arbeiterbevölkeruug 
und die läbriiicn unteren Classen und nierleren Mittelclassen gegen- 
wilrtig noch ihren Antheil an der Staats besteuerung. In Frankreich 
fällt jedoch allerdings von den fihris^en Finanz- nnd Schutzöllea, 
dann von den Verkehrssteuern, dem Krn r^istrenient und dem iStcmpel, 
auch von den Krbschaftsstcncrn und endlich hei der bestehenden 
Einrichtung der directen Besteuerung auch von dieser ein nicht 
unerheblicher Theil noch mit auf die genannten Classen. Und in 
der Communalbesteuemug gilt dasselbe vom Octroi der Städte und 
von den Zusehlagcentimen zu den directen Steuern, während die 
britische Haussteuer und Erbschai'tssteuer diese Classen ganz oder 
grösstentbeils frei lassen nnd auch die Localbestenemng sie in» 
Ganzen wohl nicht schwer trifft. Die deutliche „socialpolitische'^ 
Tendenz in der Stenereotwickluog der leitenden Culturvölker, die 
unteren Classen zu entlasten oder doch zu erleichtern, ist in Gross- 
britannien so in erheblich stärkerem Maasse als in Frankreich 
durchgedrungen, dank freilich vomemlich einer gflnstigeren €re> 
staltung des Finanz- und Steuerbedarfs, daher der entscheidenden 
Ursache dafür, einer gflnstigeren, ruhigeren politischen Geschichte» 
ausserdem auch bei dem luselvolke unter stärkerer Mitwirkung 
verkehrspolltiscber Interessen. In der hohen Belastung von 6e- 
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trinken, wie Branntwein, nnd von Tabak in beiden Ländern macben 
sieh aber aaeb riehtige nnd wiehtige conBampolitisebe^ Sitten - 
politisebe Gesiehtspnnete mit geltend. Bei der Beschränkung 
oder Beseitigung der directen Stenern der nnteren Classen haben 
endlieh neben den socialen aneh stenerteehniseheRQeksichten 
gegen eine Bestenemng dieser Classen mitgesproeben, Rtteksiebten, 
welche snm Theil in Folge der moderaen Verkehrsverhältnisse und 
der dorcb die wirthsebaftliebe Entwicklung bedingten starken 
Wanderungen der Bevölkerung noch zwingender geworden sind. 

Vergleicht man in diesen Beziehungen die deutschen Ver- 
hältnisse mit den britischen und französischen, lieich und Einzel- 
staaten zusaninienfassend, so tritt in unserer Steuerentwicklung 
neben grossen gebliebenen Verschiedenheiten doch mehr V crwandt- 
scbaft zur französischen als zur britiftcben Entwicklung hervor, so 
auf dem Gebiete der Zölle, der Zucker-, der .Salzsteuer. Eine lauge, 
in Folge unserer früheren politischen Verhältnisse zurückgebliebene 
Entwicklung; haben wir seit der Gründung des Zollvereins und be- 
sonders seit der Errichtung des Norddeutschen Bundes und des 
Deutschen Kelches endlirb nachgeholt, den Vorgängen in allcu 
anderen Onltnrstaaten gemäss: wir haben die Z'Ule und einige 
innere Verbrauchs- und Verkehrssteuern ausgebildet und wenigstena 
die Zölle einip-erm nassen zu genügender Ergiebigkeit gebracht, 
letzteres freilich unter starker Mitverwendnng von t?chutzz()llcn, 
namentlich seit 1879 von agrarischen. Unser Zolltarif konnte und 
durfte mit Recht nicht nur aas protecttonistischen , sondern auch 
ans fiscalischeo Gründen nicht so vereinfacht werden , als der 
britische, er gleicht bierin und nach seiner Einwirkung^ auf die 
Zollerträge mehr dem französischen. Aehnliche Consumtionsverhält- 
nisse haben darauf mit hingewirkt. Die wichtigen Colonialwaaren- 
zölle (Caffee!) konnten aber bei günstigerer Finanzlage als in 
Frankreich — lastet doch im Grunde der Zinsbetrag der ganzen- 
riesigen französischen Staatsschuld auf der Steuer, yon den Zinsen 
aller deutschen Schulden nicht ein Pfennig! — niässiger gehalten 
werden. Die Zolle sind daher doch in Deutschland eine geringere 
Last fHr die Masse der nnteren Bevölkerung als in Frankreich, 
ein soeialpolittsch nicht unwichtiger Unterscbied. Selbst vom Ge- 
treidezoll gilt das, welcher aber als unentbehrlicber, dem nationalen 
Interesse dienender Schutzzoll Überhaupt uoter andere Gesichts- 
pnnote der Betrachtung fällt Weniger erfreulich ist im Vergleich 
mit England das Vorhandensein, mit Frankreich — der einzig» 
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beztterlicbe fall auf dem Stenergebiete — die grossere Höbe der 
dentscben Salzatener nnd in der Zuckentener ist das bereebtigte 
fiDanzielle Interesse bei uns zu sehr zurückgetreten, nocb mehr als 
in Frankreich. Unsere Verkehrssteuern sind in der Entwieklnng 
weit hinter den französischen (Enregistrement und Stempel) znrilek- 
geblieben, aneh trotz der neueren stiirkeren Ausbildung der Reichs- 
stenern (BOrsenstener) nnd der Revision der einzelstaatlichen Stempel- 
gesetze. Ist dadurch berechtigten Verkehrsinteressen bei nns mehr 
Rtteksieht getragen, kennen wir zum OlUek nicht die Plackereien und 
die theilweise ungebener hohe Belastung dnrch das französische 
Enregistrement und Stempelwesen, ist namentlich vnser Grnndbesits 
in Bezog anf Rechtsgeschäfte niebt entfernt so hoch als in BYank- 
reich dnrch solche Abgaben belastet, so liesse sieh doch eine noch 
schärfere Belastung des Mobiliarverkehrs dnrch Verkebrsstenern, 
wie Stempel u. dgl., bei uns auch aus tisealiscben Gründen wohl 
billigen. Rücksichten anf glcichmässip^e Besteuerung der einzelnen 
Envei'bszweige und der dazu nühtfrendeu Kechtsgeschälte sprechen 
auch mehr dalÜr aLs (la-;ci;en. 

Die HauptlUcke luiserer iksteueruug vcrglicbeu mit der britischen 
wie iVanzösischeu ist aber immer noch die finanziell wie consum- 
Uüd sitteupoiitisch ungenügende Ausbildung unserer Getränke-, 
namentlich Branntwein- und Bier- und mehr noch unserer 
Tabakbesteuerung. Nur Suddeutschland, vor allem Baiern, 
hat die Besteuerung unseres eigentlichen i Ik^getränks", des 
Bieres, ordentlich eulwickelt, das übrige DeuUclhand, das Reich, 
sind in dieser wie auch mit dem SUden in der Branntwein- und 
Tabakbcisteuerung trotz der nenercn Reform der ersteren und der ein 
wenig ergiebiger gf \\ ni deuen Gestoltung der letzteren ansserortleiitlii-h 
zurtickgebliclicii. Hier gilt es i;etade nacb deni \org:iiig der 
beiden westeuropäischen Staaten und der nieii^ten übrigen Lander die 
Besteuerung noch erheblieh cinfriiglit lu r zu machen. Dann kfinnen 
für nothwendige Reichs- und Staats bedürfnisse (Marine! Heer, (dvil-, 
die verschiedensten Culturnusgaben, auch solche speciell im Interesse 
der unteren CUassen) die fehlenden oder anderswie nicht unbedenk- 
lich zu be^chatfenden Einnahmen, nicht minder aber auch die 
Mittel zu sonstigen passenden Steuerreformen im Gebiet der directen 
Besteuerung, der CommonalbesteneniDg erlangt werden. Eine 
Tabakbesteuerang YOn wenig über 1 M. auf den Kopf (18d3/94 
1.09) bei dem nngehener hohen Tabakconsum in Deutschland gegen 
öVa Crrossbritannien, an öV« M. (rein) in Frankreich, .eine Bier* 



Digitized by Google 



ErgebDlsae der UiitiBisheii and ftaniöiiioken StoveveatwicUiuig. IGl 

besteoerang bei dem riesigen deotsehen Biereonsm» von 80 Pf. «nf 
den Kopf im Reiche-BraaBtenergebiet gegen Aber 5^/, M. in Baiern, 
über 4 in Württemberg, 37» in Baden , VU Elsass-Lotbringeii, 
Uber 5 in Groeebritannien, verglichen selbst mit dem Kopfertrag 
von fast Vt Bierstener in dem Weinlande Frankreieb, eine 

BrauntwembeBtenernng von auch jetzt noeh nor knapp B M. 
aaf den Kopf gc^^cu fast 10 M. in Qrossbritannien und ca. 5Vi M. 
in Frankreich — hier noeh neben der ea. 37« H. betragenden 
Staatsstener anf Wein nnd Obstwein — , das sind ungerechtfertigte 
Verschiedenheiten in Deatsehland verglichen mit den beiden anderen 
LEodern und anch Verhältnisse, welche mit einer Salzstener von 
90 Pf. auf den Kopf — mebr als die Biersteuer im Braugebiet! — 
in Widerspruch stehen. Jn der Weinbcsteueiuug sind wir ausserdem 
sowohl ^o^^cn Frankreich als auch gegen England zuiiick, was in- 
dessen verglichen mit beiden mehr in uuhcren Consuiii\ cj liültnissen, 
verglichen mit Frankreich auch mehr in unseren Piodueiiousverhält- 
nissen seine eini^ermaassen genügende Erklärung und Rechtfertigung 
findet. Unser irenider Weiuconsuin ist zu klein, um den Zollertrag 
daftir viel ergiebiger gestalten zu lassen, unser einheimischer Wein- 
bau nicht bedeutend genug, um die unvermeidliche schwere Be- 
lästigung durch eine innere Wciusteuer mit einem genflgenden 
Steuerertrag allenfalls in den Kaut nehmen zu konneu. Auch in 
rankreich strebt man, wie gezeigt, nach einer wesentlichen Er- 
IcirbtcruiiiT der inneren Weinsteuer h'iv. Es käme bei uns auf die 
Lösung der treiiich schwierigen Aufgal)c :in, eine geeignete Steuer- 
methode ftir den Wein zu finden, um diesem Getränk seinen ge- 
bührenden Antheil in der Getränkebesteuerung zu gehen, — vielleicht 
noch am Ersten in Verbindung mit einem ordentlich ausgebildeten 
Handels- und Bchauklicenzsystem. 

Eine Hauptaufgabe der Steuerpolitik ist, gerade neben der un- 
vermeidlichen Verbraucbsbesteuerung der directen Besteuerung 
nnd der docli mit ihr nach der ökonomischen Wirkung mebr vor« 
wandten Er bschaftsbesteuernng eine richtige Stellung nnd ge- 
nügende Enwicklung zu geben, damit diese Steuern gegenUber den 
Mängeln der Verkehrssteuern ausgleichend wirken können. Das 
ist im Ganzen GroBsbritannien durch die Ausbildung der Einkommen- 
steuer, die Ausgestaltung y besonders die nenestCi der Erbschafts- 
besteuerung im Staatssteuersystem gelungen, noch mehr in der 
GesammtbesteueruDg, wenn man die Localstenem mit herbeizieht. 
Frankreich hat sieh dieser Aufgabe in der directen Besteuerung 
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bisher nicht gewachsen gezeigt, woran aber, neben politischen 
Momenten, die stenertechnische Eigenart seiner direeten 
Besteuerung, der Ertragsstemer-Cbaracter wesentlich mit schnld 
ist. Die britische Einkommensteoer ist trots ihrer Mäogel, ihrer 
Zosammenschweissnng aus verschiedenen Steuern, welche noch 
manehfach Ertragsstenercharacter haben, hier im Ertrage entwieh- 
Inngsfäbiger gewesen, weil sie eben doch in einer Hinsicht wieder 
eine Personal Steuer ist 

Die Entwicklungsfähigkeit der Personals teuer, die 
geringe, Ijcinalie l'ehlendo Entwicklungsfähigkeit der 
E rtragsstcu e r ist eines der lu:;t( htenswerthesten Erge])nissc der 
8teucrf?esehielite des ID. Jahrhunderts, der franziisischen, aber auch 
derjenigen anderer Länder, insbesondere aueh Deutschlands fOester- 
reichs u. a. m.). Ehen diese Wahrnehmung drangt selbst in Frank- 
reich, wie schon länger in Deutschland, von der Ertragsbesteuerung, 
wenigstens als directer Staats besteuerung, ab und zur Personal-, 
insbesoudere zur Einkommensteuer, mindestens zur Einführung 
von Personalsteuerelementeu in die Object- und Ertragsbesteuerung 
hinüber. Hier, wie so vielfach sonst, ringt sich der IndiFidnaliS' 
nuis zur Geltung: Man l^ann die direcfce Steuer nicht mehr nach 
festen Schematen der grossen Erwerbszweige einrichten, weil diese 
Schemata immer weniger zutreifen, der einzelne Erwerbende viel- 
mehr nach seineo individuellen wirthscbaftltehen Verhältnissen 
(ttr sieb, nicht bloss als Glied einer Erwerbskategorie, zu betrachten 
ist Die ehemalige ObjectiTirnng der Steuerpfiicht mnss so noth- 
wendig der SubjectivirnDg weichen. Das Alles hängt mit der un- 
geheuren Umgestaltung der Technik in der Production und im 
Verkehr, mit der daraus hervorgebenden Umgestaltarg der Oekonomik 
und der gesammten wirthschaftlichen und socialen Verhältnisse „im 
Zeitalter des Dampfes" enge zusammen. Die Ertragsbesteuerung 
setzt fär die leidlich befriedigende Function selbst bei der ersten 
Einftthrung ihrer wichtigsten Glieder (Grund-, Gewerbesteuer), 
vollends für eine solche Function im weiteren Verhinf der Zeit 
einigermaassen stabile Verhältnisse der Technik und Oekonomik 
Yorans. Solche bestanden noch annähernd in der ersten Hälfte 
unseres Jahrhunderts. Das war die Periode, wo man in Frankreich 
und vielfach nach sdnem Muster auch anderswo, auch in Demtmsh- 
land, Oesterreich die Ertragsbesteuerung ausbildete) „stabile" Grand- 
isteuersysteme einführte, wie die Erfahrung freilich bald lehren 
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sollte schon damals ein \ erlahieii , welches kaum mehr recht den 
bestehenden und doch schon, wenn auch noch in langsamer Um- 
bildung begriffenen Verhältnissen der Technik und Oekonomik in 
Pjoduction und Verkehr entsprach. Die Ergebnisse waren daher, 
mindestens in grossen Staaten, bald wenig befriedigend. Mit der 
stärkeren Aenderung dieser Verhältnisse immer mehr in der zweiten 
Hältte des Jahrhunderts und als dann auch noch der Stmci bedarf 
immer mehr wuchs und socialpolitische Gesicbtspuiu tc I j leidttening 
der directeii steuern der nnteren, Verschiebung wenigstens dieser 
Steuerlast, zumal neben den indirecten Verbranchssteuern, auf die 
oberen Classeuder „modernen ErwerbsgesclIschalV' immer dringender 
erheischten, da versagte jene einst von Theorie und Praxis so ge- 
priesene „rationelle Ertragsbesteuerung" (Fin. II, ^. Aufl., §.218) 
immer mehr den Dienst Sie Hess sich für den Fiscns nicht ge- 
nügend ertragsreicher machen (Frankreich), so nothwendig das 
gewesen wäre, belastete die Steuerpflichtigen, welche schliesslich 
eben doch auch in der „Objectbesteuerung" die Last tragen, immer 
nngleichmässiger, bis zur UnertrSglichkeit, leistete die gebotene 
Attsgleichiingsfanction gegenüber den andern 8t^iem nicht riefatig 
nnd nioht entfernt genügend nnd gestattete nicht, sie der wirklichen 
Leistangsfilhigkeit der Steuerpflichtigen auch nur einigermaassen 
anzupassen, auch mit deswegen nicht, weil sie der wachsenden 
Verschuldung der Steuerobjecte und Steuersubjecte, eine Folge der 
Entwicklung der Credit wirthschaft, ihrem Character gemftss nicht 
Rechnung tragen konnte. So sehen wir sie am Schlnss des 
Jahrhunderts Ton Theorie und Praxis, wenigstens was den Staat, 
im Unterschied von der Gemeinde, zumal den grossen Staat an- 
langt, aufgegeben und an ihre Stelle tritt die Personals teuer, 
die Einkommen-, die Vermögenssteuer, welche den FinanzbedUrf- 
Dissen wie den steuerpolitischen, steuertechnischen und auch den 
socialpolitischen BeJürfnissen sich besser anzuschmiegen vermag. 
Der gaiue Verlauf ist ein n o t h w e n d i g e s P r o d u c t der ge- 
schichtlichen En twick hin g und der für let/(err aiaassgebenden 
FactorcD, vor Allem der Umgestaltung von Technik und Oekonomik 
in Production uud Verkehr, zugleich ein gutes Beispiel auch auf 
diesem Gebiete, wie sehr solche Entwicklungen auch hier durch 
diese Momeute bedingt sind. Eben deshalb ist z. B. der Tieneste 
Versuch mit der Einführune; der Einkommensteuer in Frankreich 
so interessant, ähnlich wie die preussische Steuerreform und Re- 
formen in andern deutschen Staaten Belege für das Gesagte bilden, — 

11» 
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auch wenn hier wie sonst die Nächstbetheiligten zu schieben meinen, 

wo sie geschoben werden. 

In dieser Liitwicklung von der Ertragsbesteuerung zur Per- 
sonal-, besonders zur Einkomnien und auch zur Veroiögeiis- 
besteuerung hin hat Deutschland und, nach langer Versänmniss, 
seit der Miquel'schen Reform in erfreulicher Weise namentlich 
Preussen die Führung übernommen und auch in stenertechniscber 
Hinsicht das Werth vollste geleistet. Wir sind hier nicht nur Frank- 
reich, sondern gerade in der technischen Ausbildung der Einkoinmen- 
steuer und in der BenutzuTi«: dieser Steuer mit zum socialpolitischen 
Zweck der richtitreini \'( rtbciii]ni; der Steuerlast zwischen Arm 
und Reich auch Kurland intscbieden voraus. In der teebnisch 
vollendeten Durehftibrung der Ertragssteuern gebührt sonst Frank- 
reich die Palme, auch wohl vor den deutschen Mittel- und Klein- 
staaten, sicher vor Preussen, dessen Grundsteuer und vollends 
dessen firtthere Gewerbesteuer der französischen entschieden nach- 
Stenden, wenn auch seine Gebäudestener wieder VorzUge hatte. 
Der beste Panct in der prenssischen, sonst so veralteten Gewerbe- 
steuer war die Bildung von „Steuergesellschaften", — eben die 
Verbindung eines Pcrsonalsteuerelements mit der Ertra^ssteneri ein 
mit fieoht auch in 4ie reformirte Gewerbesteuer binitber genommener 
Ponet 

Em Haiptmaiigel der deatsehen ^reelen Bestenernng ist nnr 
immer nooh ihre VerschiedeDheit von Staat so Staat. Selbst die 
neueren Einkommensteoem sind, statt nach gleidiem Schema, in 
manchen, auch wichtigeren wie nebensächltohen Einaelheitea an- 
gleioh gestaltet, bei der sonstigen Gleichheit der maassgebenden 
VerfaSltnisse do<^ reoht unnOthig. Und damit Terbindet sich ein 
anderer Mangel, welcher die Beiebs* and Landesfinanzeu gleiehmftssig 
nachtheilig bertthrt Auch wenn man, trotz des nnzweifdhaften Rechts, 
directe Betchssteaem einznfithren, aus anderen guten Grttnden die 
directe Besteuerung im Wesentlichen den Einzelstaaten ttberlfiset, 
sollte-doch auf gleiehmfts^ige Gestaltung dieser Besteuerung 
im allseitigen Interesse faingestrebt werden. Dies namentlich, um 
wenigstens einen Maassstab zur Beurtbeilung der Steuerfähigkeit 
der Bevölkerungen dcv Euizelstaatcu und einen ricbtie:en Ver- 
t h e i 1 LI 11 g s s c b 1 U s s e 1 für die L'mleguiig der Reichslablcu uut' die 
Eiuzelötaateu statt des unhaltbaren, kopfsteuerarti^reu Systems der 
Matriculnrbeiträge — das nur durch die Vertheduug der Ueber- 
schüsse der Keichssteuern nach demselben falschen Maassstabe in 
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seiüen schädlichen Wirkungen etwas ausgeglichen wird — zu ge- 
winnen. Der Weg hierzu böte sich in der Einführung einer 
Reichssteuer auf iMnkommen und Veimügcn wesentlich nach 
preiissischem Muster, aber unter Uebertragung der Veranlagung 
an die Organe der Kinzelstaaten, nur mit Reich scontrole, wie 
bei den Zöllen u. s. w. , mit Vertheilung der anderweit nicht ge- 
deckten lU'ichslasten auf die Einzelbtaatcn nach einer solchen 
Stenorverania^uug, aber mit ßelassung freier Entscheidung der 
Kinzelbtaateu darüber, ob sie diese wie ihre eigenen Lasten nach 
diesem Maassstabe oder sonstwie aufbringen wollen. Gerade zur 
Gewinnung eines A u s g 1 e i c h u n g s m i 1 1 e 1 s gegenüber den Reichs- 
Verbrauchssteuern wäre freilich die einigerniaassen gleicbmässige 
Verwendung der in derselben Weise gestalteten Einkomm^- and 
Vermögenssteuer in allen £iosel8taaten zu erstreben. Das sind 
indesfien Aufgaben, welche in unserem fördcrativen Reiche schwieriger 
ak in einem Einbeitsstaate wie Frankreich oder ClroMbritannien 
zu lOsen sind. Das nene französische Einkommenstenerproject be- 
zeichnet einen wichtigen und richtigen Sehritt auf der angedeuteten 
Bahn. Bei der Gleichartigkeit der maassgebenden Verbiütnisae 
werden nur alle Caltnrstaateii in eine Bolehe Richtung gedrängt 
werden. 

Einen weUen Vorsprang haben viele andere Länder, anoh 
Frankreich und nunmehr, naeh seiner neuesten betreffenden Reform 
Yor Allem England dagegen vor Deutschland in der stärkeren 
Entwieklung der Erbsehaftsbesteuerung voraus. Diese ist 
auch in den neueren, nirgends tief greifenden Reformen (Preussen, 
Mtttelstaaten) durch ihre Beschränkung auf die Seitenlinie und die 
Niehtverwandten und dnreb die Niedrigkeit ihrer Steuersätze bisher 
in Deutschland 2ur Unergiebigkeit verurtheilt geblieben und kann 
in dieser ihrer Gestaltung aueh nicht wie die franzitoiscbe und 
vollends die neue britische jene wünschenswerthe Ausgleichungs- 
function einer derartigen Steuer im Steuersystem übernehmen. 
Auch hier ist es wie bei der Bier-, Branntwein-, Tabakbcstcuci iiu^ 
ein MissvcrhUltniss, wenn die Erbschaftssteuer in Preussen nur 
wenig über M. auf den Kopf, in Grossbritannien (für den Staat 
allein) schon jetzt etwa 4^3, in Frankreich (ohne Schenkungs- 
stenc! last 4 M. einbringt. AUerdinfrs ist in der neuen preussischen 
Vermögenssteuer, der etipheniisiisch so genannten „Ergänzungs- 
steuer" eine Steuer in das Staatssteuersystem eingefügt worden, 
welche an sich noch beöser als eine i:^rbäcbattssteuer den be- 
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reclitigten fiscaliscben und den Interessen richtiger Stcuci veitbeilung 
sowie der Anfgabc jener Ausglcicbuiigstunction im Steuersystem 
dienen kann. Aber bei ihrem niedrigen Steuerfuss, ihrem dem- 
gemäss niedrig^en Ertrage, einstweilen wenip^ tlber 1 M. auf den Koi)f, 
bei ihrer iu Folge des leidigen Fehlens der Declaiationspflicht 
doch nicht genügend gesicherten richtigen Veranlagung:, bei ihrer 
Heschränknng anf das rentable Vermögen unter Aussclduss des 
Gebrauchs- und NutÄverniögens , worin eine Begünstigung der 
reicheren Classen liegt, bei ihrer Avohl etwas zu weit gehenden 
BefreiiiDf: kleinen Vernii iirciis (bis HOOO M.) und ihrem proportio- 
nalen, statt zu verlangenden progressiven oder wenigstens de- 
gressiven Steuerl'nsse kann diese Steuer in ibrer gegenwärtigen 
Gestaltung doch jenen angedeuteten Interessen nur erst unvoll- 
kommen dienen und jene Ausgleiehungsfunetion noch nicht be- 
friedigend ansttben. Mängel, welche durch die bessere Einrichtung 
der Einkommensteuer swar gemindert, aber nicht geoflgend be- 
seitigt werden. Um ßo mehr wird immer wieder an eine Keform 
der Erbschaftsstener zu denken und diese Steuer am Besten wieder 
als Keichssteuer, wenigstens in der oben für die Einkommensteuer 
als wttnscbenswerth bezeichneten Weise, einzarichten sein, so dass 
sie im ganzen Reiche mit zur Vertheilong von Reichslasten einen 
RepartitionsschlttsBel abg&be, wenn es auch den EinzeUtaaten 
wieder liberlassen bliebe, die danach auf sie fallende Qaote der 
Reiebslasten nnd erentaell weitere eigene Lasten nach ihr oder 
anf andere Weise zur Deckung zu bringen. Jedenfalls aber mtlssten 
hier die nene Reform der britischen nnd mehr noch die beab- 
sichtigte Beform der französischen Erbschaftsstener zum Vorbild 
dienen. Daher Bestenemng nur nach Maassgabe der Bereichemng 
Ton Erben oder Legatar; stenerfreier Betrag in passender Hohe 
(lOOO M.?); Besteuemog anch der nächsten Erben » der directen 
Linie, der Kinder nnd Eltern, der Ehegatten ; progressirer Stener- 
fnss, wie überall nnd wie schon bisher anch in Dentsehland, naeh 
der Nähe nnd Entfernung der Verwandtschaft zwischen Erblasser 
nnd Erben wie Legatar, beginnend etwa mit 1 % für die direete 
Linie nnd steigend anf mindestens 10—12% bei den entferntesten 
Verwandten nnd Nichtverwandten ; ausserdem aber eine zweite 
Progression des Steuerfnsses nach der Höhe der Erbportion, bezw. 
des Legats, wie in dem französischen Plan, nicht nur nach der 
Höhe der ganzen Erbschaft, wie iu England, und Gestaltung dieser 
Progression so, dass bei grossen Erbtheilen in der nächsteu directen 
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Linie (z. B. über 1 Hill. M.) doch schon im Ganzen einige Procent 
— 5), hei den entferntesten Verwandten und Kiehtvmrandten 
wie jetzt schon in England Gesammtstenersätze von 15—18, auch 
bis 20% eintreten^). Eine derartig entwickelte Erbschaftostener 
IcOnnte den fiBcalischen, den Steuer* nnd socialpolitischen Interessen 
vortrefflich dieoen und die nothwendige Ansgleichangsfanetion 
gegenüber den Verbranchssteaern anf Artikel der M assenconsumtion 
in Verbindung mit der schon ftir diese Zwecke mitwirkenden 
Einkommenstener befriedigend leisten. 

Die britischen und die französischen wie aoch die dentsehen 
Steoerreformen nnd Reformbestrebungen bewegen sieh so bisher 
nicht in jeder Einzelheit gleichartig. Aber ihnen allen liegen doch 
fioanzielle, Steuer- und socialpolitische Gestchtspuncte^ wie die 
mehrfach angedeuteten zu Grunde: fttr die Weiterentwicklung des 
SteuersystemSi für die Verbindung verschiedenartiger Stenern darin, 
fttr die Atisgleicbung der Mängel der einmal iu ihrem Gesammt- 
ertrage unentbehrlichen indirceten Verbrauebsstencm, für die com- 
peusirende und selbst über den Compensationsbetrag hinausgebende 
Belastuug dei \M(lilluibenderen und reicheren Olassen durch dirccte 
personale und durch Vennögcnssteiieru iü directer (iioniineller) 
Form oder in der Form der Erbsebat issteuern, die ja auch sogar 
reelle, nicht nur iK/iKiiielle Vermögenssteuern sind (Fin. 11, 2. A., 
§. 131 ff.) Diese Mehrbelastung- dieser Olassen, sei es mindestens 
zur Ausgleichung der anderen Steuern, sei es auch schon darüber 
hinaus, erweist sich, nebenbei bemerkt, auch noch nach den neuesten 
britiscben und lVanzr)si8chen Erfahrungen niit„Luxussteuerü" /weck- 
miissiger, viel gleichmässiger wirkend und finanziell vortheilhat'ter 
als die Benutzung von solchen Luxussteueru lUr die genannten 
Aufgaben. 

So ringt sieh am Schlnss des 19, Jahrhunderts ein Steuersystem 
alimählich durch, immer nur langsam, unter manchen Widerstiinden, 
sicher mit manchen alten und vielleicht auch neuen Mängeln be- 
kleidet, welches im Ganzen aber doch die immer gestiegene Steuer- 
last viel richtiger vertheilt, als jemals ein früheres, auch als noch 
die Besteuerungen in der ersten Hillfte des Jahrhunderts. Dies 
Steuersystem dient wirksamer als je den nothwendigen , von der 
Umgestaltung der Productions- und Verkebrstechnik zunächst und 



AUoB in Deberejnstimmiiii; mit der Theorie der Begründang und Einrichtniig 
dor ErbscbtAtttoner in Pin. II, 2. A., §. 241, 242. 



Digitized by Google 



168 



2. AlMchn. FranilMselie Besienerang. §. 28. 



zumeist ansgebendeD, darch die ganze gesellBchaftliche, wirtbschaft> 
liebe, polUUche EntwiekliiDg der Zeit bedingten finanziellen An- 
forderaogen. Aber e» entspricht auch mehr als je ein firflheres 
Steneraystem den flHr richtig erkannten Gereebtigkeitsgmndsätzen 
und insbesondere den soeialpolitischen Oeaichtspnncten bei 
der Fassung dieser Grundsätze. Anch in der practisehen Stem- 
politik sind wir danach bewnsst in die ,yAera der Socialpolitik'' 
«angetreten. Ein erfreulicher FortschrittJ ^) 



') Eine prartische Bestätigung audi der ,.sorialpolitis( iicn" Grundanschauungcn 
des Yert'asätirs iu diesem Werke; s. besonders B. 1, 3. Aufl., §. 27—29, und B. 2, 
2. Aufl., namentlich §. 150, 160. 



Buohdnickexei d. Lei]i2.Tagel)l. (fi.Polz}, Leipzig. 
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